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VORWORT ZUR ERSTEN AUFLAGE.
Die mit dem 1. Oktober d. J. in Kraft tretenden, auf das Grund-
buchwesen im hiesigen Lande bezüglichen und die damit in Ver-
bindung stehenden, das Mobiliarpfandrecht und das Verfahren bei
Ertheilung von Erbbescheinigungen betreffenden Gesetze enthalten
eine so wesentliche Aenderung des bisherigen im Herzogthum
geltenclen Privatrechts und sind von so tiefgreifendem Einfluss auf
alle bürgerlichen Verhältnisse, dass es, um die richtige Auffassung
der neuen Gesetze zu e!leichtern,' rathsam erschien, die nur
als Anlagen der Gesetzentwürfe gedruckten Regierungsmotive und
das sonst in den Landtagsverbandlungen zerstreute Material dem
grösseren Publikum und namentlich Allen denen, welche die Gesetze
anzuwenden haben, zugänglich zu machen.
Im Auftrage der Herzoglichen Landesregierung ist daher von
dem Unterzeichneten die gegenwärtige Ausgabe veranstaltet. Sie
enthält ausser einem wörtlichen Abdruck der Gesetze selbst eine
Zusammenstellung der zum Theil einer nochmaligen Ueberarbeitung
unterzogenen, am gehörigen Orte eingeschalteten Regierungsmotive
und eine grössere Anzahl selbstständiger von dem Herausgeber her-
rührender Anmerkungen, welche theils zur weiteren Erläuterung
einzelner gesetzlicher Bestimmungen und zur Ergänzung der Motive
dienen, theils die auf Veranlassung- der Kommission der Landes-
versammlung eingetretenen Aenderungen. der Gesetzvorlagen an-
führen und auch sonstige, bei Gelegenheit der Kommissionsberathun-
gen, welchen der Unterzeichnete als Regierungsvertreter beiwohnte,
vorgekommene Erörterungen, soweit sie für die Interpretation der
VI Vorwort zur ersten Auflage.
Gesetze von Wichtigkeit sein können, hervorheben. Diese Anmer-
kungen sind, um sie äusserlich von den Regierungsmotiven selbst
zu unterscheiden, in Kursivschrift gedruckt.
Vor dem Inkrafttreten der neuen Grundbuchgesetze wird es
noch einer Aenderung der bisherigen Vorschriften über die Kontrole
bezüglich der Bezahlung der gesetzlichen Stempelbeträge bei Auf-
lassung von Grundstücken wenigstens für die Fälle bedürfen, wo der
gerichtliche oder notarielle Vertrag, an dessen Aufnahme bislang
die Stempelerhebung geknüpft war, von den Betheiligten bei der
Auflassungserklärung nicht überreicht werden wird. Da jedoch die
Vorarbeiten zum Erlasse eines diese Aenderungen enthaltenden
Gesetzes gegenwärtig noch nicht beendigt sind, so konnte dessen
Erscheinen nicht mehr abgewartet werden, wenn anders eine längere
Verzögerung der Herausgabe dieses Buches vermieden werden sollte.
Es bleibt noch zu bemerken, dass als "Grunderwerbsgesetz"
(auch als G.- E.- G. bezeichnet) das Gesetz über den Eigenthums-
erwerb und die dingliche Belastung der Grundstücke etc., als "Zeit-
schrift" die im hiesigen Lande erscheinende Zeitschrift für Rechts-
pflege verstanden ist, während die übrigen Abkürzungen keiner
Erklärung bedürfen.
Der Unterzeichnete schliesst mit dem Wunsche, dass der bei
Veranstaltung dieses Kommentars erstrebte Zweck, einen praktischen
Nutzen für die Rechtsanwendung zu gewähren, erreicht werden
möge.







VORWORT ZUR ZWEITEN AUFLAGE.
Nachdem seit dem Erscheinen der ersten Ausgabe dieses Kom-
mentars mehr als zehn Jahre verstrichen sind, hat sich das Bedürf-
niss näch Veranstaltung einer neuen Ausgabe desselben heraus-
gestellt. Nicht nur, dass seit jenem Zeitpunkte zahlreiche neue,
auf das Grundbuchwesen bezügliche, abändernde und ergänzende
Gesetze erlassen sind, deren Zusammenfassung mit den ursprüng-
lichen Grundbuchgesetzen als wünschenswerth erachtet werden
muss, so ist auch die seitdem erschienene, das Grundbuchwesen
betreffende umfangreiche Literatur, verbunden mit zahlreichen, auf
das Grundbuchwesen bezüglichen Entscheidungen der Obergerichte
des Landes und des Reichsgerichts, von tiefgreifendem Einfluss auf
diesen Theil des Privatrechts gewesen. Es schien mir daher an-
gemessen, mit Bearbeitung einer neuen Ausgabe des Kommentars
vorzugehen, wobei ich die inzwischen erschienenen, oben erwähnten
neuen Gesetze aufgenommen, die Regierungsmotive zwar im All-
gemeinen - von späteren gesetzlichen Veränderungen abgesehen -
in der früheren Fassung beibehalten, dagegen die Zahl der von
mir selbstständig herrührenden, zur weiteren Erläuterung einzelner
gesetzlicher Bestimmungen und zur Ergänzung der Motive dienen-
den Anmerkungen in bedeutendem Maasse, unter Benutzung der
neueren Doctrin und Praxis, vermehrt habe.
Indem ich mich der Hoffnung hingebe, dass diese neue Aus-
gabe der Grundbuchgesetze dem von den Praktikern tief empfun-
denen Bedürfnisse abhelfen möge, bemerke ich zugleich, dass auch
der Entwurf des Deutschen Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende
Berücksichtigung bei den betreffenden Bestimmungen gefunden hat.




Allgemeine Begründung. . . . . . . . " .. . . . . . . . .
I. Gesetz über den Eigenth1l1ll8erWerb und die dingliche Be-
lastung der Grundstücke, Bergwerke und selbstständigen
Gerechtigkeiten. Vom 8. März 1878. Nr. 10. . . . . . .• 9
Erster Abschnitt. Von dem Er.werb des Eigenthums
an Grundstücken . . . . • . . • . . . . . . . . . 11
Zweiter Abschnitt. Von den dinglichen Rechten an
Grundstücken mit Ausschluss der Hypothek . . 41
Dritter Abschnitt. Von dem Recht d e.r Hypothek 67
1. Von der Begründung des Rechts der Hypothek. • 73
2. Von dem Umfang des Hypothekenrechts . 84
3. Von der Rangordnung der auf demselben Grundstück
haftenden Hypotheken •.••. • . • • . 95
4. Von der Wirkung des Rechts der Hypotheken 99
5. Von dem Uebergang der Hypotheken 114
6. Von der Löschung der Hypotheken ..... 122
Vi e rte r Ab s c hn it t. Von dem B ergwe rk seigen th u m
und den selbstständigen Gerechtigkeiten 136
Fünfter Abschnitt. Allgemeine Bestimmungen ..•. 140
TI. Gesetz, die Grundbuchordnung betreffend. Vom 8. März
1878. Nr. 11 . . . . . . . . . . . . . . . . . 149
Einleitung . . . • . . . . . • . • . . . . . 151
Erster Abschnitt. Von den Grundbuchämtern 153
Zweiter Abschnitt. Von dem Verfahren in Grund-
buchsachen .. . . . . . . . • 158
1. Allgemeine Bestimmungen. • . . . • . . . . . . . . 158
2. Eintragung des Eigenthümers . . . . . . . . . . . . 179
3. Verfahren bei Eintragung VOn dinglichen Rechten und
Hypotheken .•••.... '. . • . 195
4. Löschuugen . • . . . . . • • • . . . . • . " . • • 210
Dritter Abschnitt. Schlussbestimmungen ..•.... 217
m. Gesetz, betreffend die Ausstellung gerichtlicher Erbbeschei·
nigungen. Vom 8. März 1878. Nr. 12 219
Einleitung •.. " ....•.............•. 221
Gesetz •.•..•..................... 223
IV. Gesetz, die Verpfändung von b~weglichenSachen und For-






V. Gesetz, die Einführung des Gesetzes über den Eigenthums-
erwerb etc. und des Gesetzes über Verpfändung von beweg-
lichen Sachen und Forderungen betreffend. Vom 8. :März
1878. Nr. 14 267
Einleitung . . . . . . . 269
Gesetz .. . . . . . . . . 272
I. Iu Betreff des Erwerbs des Eigenthums an Grundstücken 277
11. In Betreff der dinglichen Rechte an Grundstücken mit Aus-
schluss der Hypothek . . . . . • . . . . . . . . . . . 282
111. In Betreff des Rechts der Hypothek . . . . . . . . . . . 284
VI. Gesetz über den Erwerb von Grundeigenthum und Grund-
dienstbarkeiten bei Gemeinheitstheilungen. Vom 8. :März
1878. Nr. 15 303
Einlei tu ng . . . 305
Gesetz. 310
VII. Gesetz, die Hypotheken für die auf den Inhaber lautenden
Schuldverschreibungen und Verpfiichtungsscheine betref-
fend. Vom 30. :März 1881. Nr. 22 . 317
Einleitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 319
Gesetz. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 323
VIII. Instruktion des Herzoglichen Staatsministeriums (Abthei-
lung der Justiz), die Geschäftsführung bei den Grundbuch-
ämtern betreffend. Vom 26. April 1878. Nr. 20 . . . . . 331
I. Ueber den Geschäftsbetrieb und die Register-
führung der Grundbuchämter im Allgemeinen 333
11. Ueber Führung der Grundakten 335
III. Ueber die Grundbücher bei den Grundbuch-
ämtern des Herzogthums, mit Ausnahme des-
jenigen des Stadtgerichts Braunschweig .... 338
1. Vorschriften über Einrichtung der Grundbücher . . 338
2. Vorschriften über Eintragungen in die Grundbücher 344
IV. Besondere Vorschriften über F'ü h r u ng der Grund-
bücher bei dem Grundbuchamt des Stadtgerichts
Braunschweig 351
V. Von der Bildung der Urkunden über Eintragungen
im Grundbuch ...........•......• 353
Formulare zu Grundbüchern, Yer Ia as ac h e In e n etc... 357
IX. Gesetz, den Gebühren-Ta.rif für Grundbuchsa.chen und für
Ausstellung von Erbbescheinigungen betreffend. Vom
25. Juni 1878. Nr. 26 . 377




Das im Herzogthum geltende Hypothekenrecht, namentlich das auf
der Verordnung Nr. 14 vom 26. März 1823 beruhende System der still-
schweigenden Pfandrechte, hat schon seit langer Zeit wegen der dadurch
hervorgerufenen Schädigung des Realkredits zu Klagen Veranlassung
gegeben und zu wiederholten Anträgen der Landesversammlung auf eine
Revision der Hypothekengesetzgebung geführt. Zuletzt ist in der Sitzung
der Landesversammlung vom 13. Februar 1874 beschlossen, die Landes-
regierung um möglichst baldige Vorlage gesetzlicher Bestimmungen zu
ersuchen, "durch welche das Verlass - und Hypothekenwesen für alle
Theile des Herzogthums in einer gleichmässigen und den Anforderungen
der jetzigen Zeit entsprechenden Weise neu geordnet wird" (Verhand-
lungen des 14. ordentlichen Landtags, Prot.69, IV und Anlage 205). Die
Berechtigung dieser Forderung ist von Herzogl. Landesregierung von
jeher anerkannt; schon der Landtagsabschied vom 12. October 1832
Art. 18 hatte den baldigen Erlass "einer allgemeinen Hypothekenordnung"
für sehr wünschenswerth erklärt; später ist in dem Schreiben Herzogl.
Staatsministeriums vom 8. April 1861 (Verbandlungen des 10. ordentlichen
Landtags, Anl. 215) die Zusage ertheilt, dass auf die Herbeiführung einer
Abänderung der bestehenden Ges~tzgebung über das Verlass - und
Hypothekenwesen hingewirkt werden solle.
Die Gründe, welche die Erfüllung dieser Zusage bisher verzögert
haben, lagen theils in der Schwierigkeit der Bearbeitung des Gegen-
standes, welche eine stete Berücksichtigung der Gesetzgebung der Nachbar-
länder und ihrer weiteren Entwickelung erforderlich macht, theils in der
Besorgniss , dass damit der Gesetzgebung des Reichs, insbesondere dem
bevorstehenden Civilgesetzbuch vorgegriffen werde. Seit dem Erlass der
Reichskonkursordnung vom 10. Februar 1877 hat sich jedoch die Aende-
rutlg der bestehenden Pfandgesetzgebung zu einer unabweisbaren Noth-
wendigkeit gestaltet, da dieses Reichsgesetz mit unseren bisherigen
Grundsätzen über stillschweigende Pfandrechte, Generalhypotheken und
Hypotheken an beweglichen Gegenständen durchaus unvereinbar ist.
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Es konnte nicht zweifelhaft sein, dass bei einer Reform des Hypo-
thekenwesens die neue Preussische Gesetzgebung (Gesetz über den Eigen-
thumserwerb und die dingliche Belastung der Grundstücke '. Bergwerke
und selbständigen Gerechtigkeiten vom 5. Mai 1872 und Grundbuch-
ordnung von demselben Tage) normgebend sein musste. Hierfür sprachen
zunächst äussere Gründe. Jene Gesetzgebung ist seit dem Jahre 1873
im Wesentlichen auch auf die mit Preussen im Jahre 18'66 vereinigten
Provinzen ausgedehnt, durch Gesetz vom 3. April 1876 mit wenigen
nicht erheblichen Abweichungen in Oldenburg eingeführt, sie liegt dem
Anhaltischen Gesetz vom 11. März 1877, betreffend die Einführung von
Grundbüchern, zu Grunde, so dass dieselbe schon jetzt im grössten Theile
Norddeutschlands Geltung hat; der Anschluss an diese Gesetzgebung war
daher schon durch die geographische Lage des Herzogthums zu einer
Nothwendigkeit geworden. Es kommt aber hinzu, dass das Kredit-
bedürfnisa des Grundeigenthums, namentlich der grösseren Grundbesitzer,
sich leichter befriedigen lässt, wenn dasselbe auf einengrösseren, nament-
lich den Preussischen Geldmarkt, als wenn dasselbe ausschliesslich auf
die im Herzogthum bereit liegenden Kapitalien angewiesen ist, und dass.
schon deshalb eine Uebereinstimmung der beiderseitigen Pfandgesetz-
gebungen wenigstens in den Grundprincipien wünschenswerth erscheint.
Hiervon abgesehen haben die in neuerer Zeit auf dem Gebiete des Im-
mobiliarsachenrechts zum Vorschein getretenen Reformbestrebungen in
den erwähnten Preussischen Gesetzen ihren entsprechendsten Ausdruck
gefunden, und es steht zu erwarten, dass die denselben zu Grunde liegen-
den Principien auch in dem demnächstigen deutschen Civilgesetzbuche
zur Anerkennung gelangen werden.
-Wenn hiernach bei der Reform des Hypothekenwesens einerseits das
Bestreben massgebend war, möglichste Gleichförmigkeit mit der Gesetz-
gebung Preussens zu erzielen, so konnte doch andererseits dieses Be-
streben nicht dazu führen, die vielen Streitfragen ungelöst zu lassen und
die mancherlei Mängel in den Kauf zu nehmen, welche im Laufe der Jahre
in der auf dem Boden der Preussischcn Gesetze erwachsenen' reichen
Literatur und bei der praktischen Handhabung der Gesetze zum Vor-
schein getreten sind. Der Entwurf beabsichtigt, das in demselben ent-
haltene Gute zu adoptiren, Einrichtungen dagegen, ~elche den Bedürf-
nissen des hiesigen Verkehrs fern liegen, nicht zu übernehmen, im
Uebrigen aber anerkannte ~Iiingei der Preussischen Gesetzgebung durch
konsequente Ausbildung der betreffenden Principien zu vermeiden.
Die Aufgabe des Entwurfs musste dahin gehen, den Erwerb und
die Uebertragungdes Eigenthums und der sonstigen dinglichen Rechte
an einem Grundstück, einschliesslich der Hypotheken, an einfache, be-
stimmte, öffentlich vorliegende Bedingungen zu knüpfen. Diese Aufgabe
kann nur dann erreicht werden, wenn der Grundsatz der Publicität des
Grundbuchs (als welches das Hypothekenbuch, da es nicht blossüber
Hypotheken, sondern auch über andere dingliche Rechte am Grundstück
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Auskunft geben soll, richtiger zu bezeichnen ist) zu voller Anerkennung
gelangt. Dieser Grundsatz bewirkt zunächst, dass die Grundbücher und
die darauf gebauten Urkunden öffentlichen Glauben haben, dass Jeder,
der ein nachweisbares Interesse daran hat, von seinem Inhalt Kenntniss
nehmen darf, und dass die Unbekanntschaft mit dem Inhalt der Einträge
als ein unentschuldbarer thatsächlicher Irrthum anzusehen ist. Diese
formelle Wirkung theilt das Grundbuch mit anderen öffentlichen Büchern
und Registern, z. B. dem Handelsregister.
Daneben hat jener Grundsatz die materielle Bedeutung, dass ding-
liche Rechte an einem Grundstück ohne Eintragung in das Grundbuch
nicht entstehen oder wenigstens keine volle dingliche Wirksamkeit er-
langen können, wenn ihnen nicht solche ausnahmsweise auch ohne buch-
mässige Bekundurig aus besonderen Gründen zugetheilt ist.
Insoweit ist das Publicitätsprincipuuch unserer Gesetzgebung nicht
fremd gewesen, es bezeugte schon seit langer Zeit seine Geltung theils
durch die Anlegung der nach Realfolien geführten Hypothekenbücher,
theils durch den Grundsatz, dass dingliche Rechte, welche durch Verträge
entstehen, erst durch Eintragung im Hypothekenbuch Wirkung gegen
Dritte erlangen.
Aber es genügt nicht, dass das Grundbuch :für Jedermann offen ist,
und die Gewähr dafür bietet, dass andere auf den dinglichen Rechts-
zustand des Grundstücks bezügliche Verfügungen, als die daraus ersicht-
lichen, nicht existiren. Wenn das Grundbuch die zuverlässige und regel-
mässig allein ausreichende Basis für den Immobiliarverkehr sein soll, so
muss dasselbe mehr leisten, "es muss dem redlichen Interessenten gegen-
über nicht nur vollständig, sondern auch wahr sein, es darf nicht nur
(negativ) Nichts verschweigen, sondern muss auch (positiv) die Wahrheit
des Gesagten verbürgen. Damit erst wird das Vertrauen auf die öffent-
lichen Bücher zur Thatsache, und der Buchinhalt zum Stützpunkt aller
Yerkehrsbewegungen auf diesem Gebiet" (Exner, Oesterr. Hypotheken-
recht , S. 70). Aus diesem Postulat begründet sich die formale Rechts-
kraft der auf den Verkehr mit Grundstücken bezüglichen Eintragungen 1).
1) Der Bericht der Justiecommission der LandeS1Jersammlung vom 11. Felw.
1878 (Landt.-Verh. Anl.35j bemerkt hierüber: " Was die in der Vorlage gegen
den bisherigen Rechtszustand geschaffenen Aenderungen des Näheren anlangt, so
charakterisirl sich deren Grundtendenz als konsequente Durchführung des Publi-
citätsprincips, d, 11. des Gedankens, dass Jeder, welcher den Inhalt des Grundbuchs
bei Gestaltung seiner RechtsIJerhältnisse zu Grunde gelegt hat, in dem demselben
entgegengebrachten Vertrauen unbedingt geschützt wird. Das Mittel, um diesen
Zweck zu erreichen, besteht in der Schaffung eines formalen Rechts, welches durch
die Eintragung in der Weise bedingt ist, dass dasselbe ohne diese nicht entstehen
kann, dadurch aber unbedingt und ohne Rücksicllt darauf begründet wird, ob
illr ein Rechtsgeschäft zum Grunde liegt, oder ob sie nur aus Versehen oder
gar böswillig bewirkt ist. Dieser Form gegenüber ist das materielle Recht frei-
lieh' nicht f7öllig machtlos, kann aber nur auf indirektem Wege vermittelst einer
Anfechtung der Eintragung zur Anerkennung gelangen. Um so weittragende
1*
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Der Inhalt des Grundbuchs ist auch dann massgebend, wenn er im
Widerspruch steht mit der materiellen Rechtslage, welche unter Beobach-
tung der Grundsätze des bürgerlichen Rechts sich ergeben würde; die
formell gültige Eintragung begründet einen Formalakt, der gleich dem
Wechsel, der Stipulation, dem Anerkennungsvertrage und ähnlichen
Rechtsinstituten des Obligationenverkehrs rechtserzeugende Kraft besitzt
und so lange in Wirksamkeit bleibt, bis er im Wege der Anfechtung
durch Berufung auf die materiellen Rechtsnormen, sei es klag - oder .
einredenweise , beseitigt ist. - Mit dieser Anerkennung der formalen
Rechtskraft der Eintragungen hängt unmittelbar auch die Beschränkung
Wirkungen an die Eintragung knüpfen zu können, mussten die Voraus-
setzungen, von denen dieselbe abhängig sein soll, so einfach bestimmt werden,
dass die Zulässigkeit der Eintragung keiner so eingehenden Priifung bedarf,
als die seitherige Besitztitelberichtigung voraussetzte. Der Entwurf erreicht
diesen Zweck durch völlige Loslösung der auf Eintragung gerichteten Wz1lens-
erklärung von dem unterliegenden Rechtsgeschäfte und stellt deshalb als ein-
ziges Erforderniss .der Eintragung auf, dass der durch das Grundbuch zu
einer Verfügung über das fragliche Recht Legitimirte dieselbe beantragt oder
bewz1ligt. Für diese Eintragungs- oder Bewt11igungserklärung ist, sofern sie
sich auf Begründung eines anderen dinglichen Rechts als des Eigenthums
bezieht, eine besondere Form nicht vorgeschrieben; soll dagegen Eigenthum
übertragen werden, so muss die Erklärung in die Form der Aujlassung gekleidet
werden, d, h, in einen besonderen Akt, welcher jedoch Nichts weiter ist, als
die mündlich und gleichzeitig vor dem Grundbuchamt abzugebende Erklärung
des eingetragenen Eigenthümers, dass er die Eintragung des neuen Erwerbers
bewt1lige, und des Letzteren, dass er solche beantrage - - -."
In Betreff der Bedeutung des formalen Rechts hebt der CommissionsbC'richt
noch besonders hervor: "Es lässt sich nicht bestreiten, dass jede Form, von
deren Beobachtung die Gültigkeit eines Rechtsakts abhängig gemacht wird,
~Oht'e Yortheil» und Nachthez1e hat, und durch das richtige Verhältniss beider
die Berechtigung der Form bedingt ist. Kein Rechtssystem kann ohne gewisse
Formen bestehen, und wenn auch der Formalismus, den wir in dem alten
Römischen Civz1recht vorherrschend find,n, späterhin allmählig mehr und mehr.
beseitigt worden, so schreibt doch auch unser jetziges Recht in fast allen
Rechtsqebieten, itn Ehe-, Erb- und Immobiliarsachenrecht, bereits die Beobach-
tung gewisser Formen vor. Die wesentlichen Vorthet1e der Form bestehen in
der durch sie erzielten Sicherheit in objectiver und subjeetiver Beziehung.
Letzteres in dem Sinne, dass beim Abschlusse eines Vertrags die angewandte
Form den Contrahenten darüber Klarheit giebt, ob ihre stattgehabten Ueber-
legungen und Vorentschlüsse wirklich zu der für den Vertrag erforderlichen
endlichen Bestimmtheit ihres Wt1lens geführt haben, so dass ein Zweifel dar-
über, ob ein Rechtsgeschäft endgültig abgeschlossen worden oder sich noch in
dem Vorstadium sogenanntC'r Tractaten befindet, unbedingt ausgeschlossen ist.
Der hauptsächlichste Nachtheil d-er Form besteht d<Jgegen in der Gefahr, dass
der Gesetzunkundige die Anwendung derselben völlig tlerabsäume, wie in der
naheliegenden Möglichkeit, durch an sich unbedeutende Versehen die gesammte
rechtliche Wirkung zu zerstören. Wägen wir nun jene Vorthet"le !Jegen diese
Nachthez1e ab, so müssen wir den ersteren unbedingt das Uebergewicht zu-
qestehen, zumal der alte Rechtssote , dass der Aufmerksamkeit eines Jeden die
Wahrung seiner Rechte zu iiberlassen sei, mit dem Aufhören der staatlichen
BC'lJormundung auf allen Gebieten mehr und mehr zur Geltung gelangt."
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des sogenannten Legalitätsprincips und dessen Ersetsung durch das
Konsensprincip zusammen. Die Aufgabe des Grundbuchrichters kann es
nicht sein, das den Erwerb des dinglichen Rechts bedingende obligato-
rische Geschäft zum Gegenstand seiner Untersuchung zu machen, etwaige
Mängel desselben zu rügen und bis zu ihrer Beseitigung die Eintragung
auszusetzen; er hat nur den erklärten Willen der Parteien zu konstatiren
und ihre Dispositionsfähigkeit zu prüfen, die materielle causa t~itt völlig
in den Hintergrund, nur der Konsens der Parteien bleibt als das wirk-
lieh Entscheidende zurück, die freie Selbstbestimmung des Einzelnen
hinsichtlich seiner Interessen siegt über die Bevormundung derselben
durch Staatsorgane.
Diese sogenannte positive Funetion des Grundbuchs ist es, welche
der Entwurf sowohl beim Eigenthum, als bei den dinglichen Rechten und
den Hypotheken zur Geltung gebracht hat. Die Rechtfertigung dieses
Verfahrens und die Darlegung der aus diesem Princip folgenden Rechts-
sätze wird bei den einzelnen Rechtsinstituten versucht werden. Im All-
gemeinen ist hier nur darauf hinzuweisen, dass die etwaige Besorgniss,
es werde damit das materielle Recht nicht genügend geschützt, die Be-
deutung der Eintragungen für den Erwerb von Eigenthum und dinglichen
Rechten in zu formalistischer Weise hingestellt und schliesslich der Betrug
begünstigt werde, nicht begründet scheint. Die Möglichkeit der Unred-
lichkeit ist bei diesem Princip allerdings nicht ausgeschlossen, eine Auf-
gabe, welche keine Gesetzgebung zu lösen vermag, welche auch bei der
bisherigen Bedeutung der Eintragungen und ihrem Verhältniss zu den
materiellen Rechtsnormen nicht erreicht ist; es kommt nur darauf an,
dass das Gesetz die Mittel gewährt, dem Betruge entgegenzutreten, und
hiervon ist im gegenwärtigen Entwurfe in ausgiebiger Weise Gebrauch
gemacht. Auch ist bisher nicht bekannt geworden, dass man in Preussen
mit dem strengen Publieitätsprineip schlimme Erfahrungen gemacht hätte.
Ohnehin gilt derselbe Grundsatz in anderen deutschen und ausserdeut-
sehen Staaten; so geniesst in Wqrttemberg schon auf Grund der Pfand-
gesetze vom 15. April 1825 der Erwerb eines nUnterpfandrechts" , welcher
auf Grund des Inhalts des nGüterbuchs" erfolgt, einen weitgehenden
Schutz, möglicher Weise selbst im Widerspruch mit dem wirklich bestehen-
den Rechtszustand (Römer, das Württemb.Unterpfandrecht, S. 11 ff.);
ebenso besteht auch in Oesterreich auf Grund des allgemeinen Grund-
buchgesetzes vom 25. Juli 1871 das Princip der formalen Rechtskraft
der Einträge (Exner a, a, 0., S. 69 ff.), und dasselbe ist, wenn auch in
beschränkter Weise, nach Bayerischem Recht der Fall (Regelsberger,
das Bayer. Hypothekenrecht, §. 31). Der Entwurf hat daher keinen An-
stand nehmen können, den gleichen Grundsatz bei der Revision des Grund-
buchwesens zur Anwendung zu bringen.
. Der gegenwärtige Gesetzentwurf umfasst das ganze Immobiliarsachen-
recht in seiner Verbindung mit öffentlichen Grundbüchern; er handelt in
·drei Abschnitten von dem Erwerbe des Eigenthums an Grundstücken,
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von den dinglichen. Rechten an Grundstücken mit Ausschluss der Hypo-
thek und von de~ Recht der Hypothek; in zwei ferneren Abschnitten
bespricht er die Anwendung der in den vorhergegangenen Abschnitten
aufgestellten Grundsätze aufBergwerkseigenthum und selbstständige Ge-
rechtigkeiten, sowie einige allgemeine , auf das ganze Gesetz bezügliche
Bestimmungen. --Der Gesetzentwurf hat jedoch nur das materielle Recht
zum Gegenstand, die formellen Rechtsvorschriften werden in einer beson-
deren Grundbuchordnung behandelt; beide Gesetze gehören zusammen
und sind in ihrer praktischen Handhabung nicht von einander zu tren-
nen 2). Als eine Ergänzung der Grundbuchordnung ist dann noch der
Entwurf eines Gesetzes über die Ertheilung gerichtlicher Erbbescheini-
gungen zu betrachten, durch welchen eine Form für die Bescheinigung
des Erbrechts eines gesetzlichen Erben gegeben und der Grundbuch-
richter der eigenen Legitimationsprüfung überhoben wird 3).
Die durch diese Gesetzentwürfe angebahnte Reform des Hypotheken"
wesens musste sich aber auch auf das Mobiliarvermögen beziehen, zumal
gerade hier durch die Reichskonkursordnung sehr erhebliche Neuerungen
eingeführt sind. Die durch dieselbe bewirkte Aufhebung der General-
hypotheken und der Grundsatz, dass die Verpfändung beweglicher Sachen
und Forderungen fortan nur in Form des Faustpfandes zulässig sei,
bringen eine tief einschneidende Aenderung des bestehenden Rechts her-
vor und machten daher die Ausarbeitung eines besonderen Gesetzentwurfs,
durch welchen den von der Reichskonkursordnung aufgestellten Grund-
sätzen Rechnung getragen wird, nothwendig.
Es ist die Absicht, dass der Gesetzentwurf "über die Verpfandung
beweglicher Sachen lind Forderungen" andemselben Tage, wie die übrigen
bereits erwähnten Gesetze, in Kraft trete. Den durch dieselben bewirk-
ten Eingriff in wohlerworbene Rechte unschädlich zu machen und durch
geeignete Uebergangsbestimmungen etwaige Nachtheile zu beseitigen,
welche eine zu schroffe Anwendung der neuen Principien auf bestehende
Rechtsverhältnisse leicht würde ausüben k mnen, musste die Aufgabe des
Einführungsgesetzes sein. Daher wird auch ein solches zur Berathung
und BescWussfassung vorgelegt werden.
2) Nach §. 6 Nr. 2 des Einf.-Ges. s, C.-P.-O. tJgl. mit der V.-O. tJGm 28.
Sept. 1879, §. 10 (R.-G.-Bl. S. 3Ql) u. der Bek. vom 11. Apnl 1880 (R.-G.-Bl.
S. 102) ist bei Verletzung des Grundenoerbsqes, u. der GrundbuchQ'l"dn. das
Rechtsmittel der Revision bei dem Reichsgerichte zugelassen.
3) Auch der Entwurf des D. Bürg. Gesetzbuchs hat das Immobilienrecht
auf der Grundlage des Grundbuchsysterns geregelt, indem er ooraussetst , dass
alle Grundstücke (mit wenigen Ausnahmen) zu buchen und die an jedem ein-
zelnen Grundstücke bestehenden Rechte durch das Grundbuch nachzuweisen
sind, wobei er die Erwerbung dieser Rechte fast durchgängig tJ01I der Ein-
tragung abhäng1:g macht und so das Eintragungsprincip im Wesentlichen
vollständig durchführt. Dagegen ist das formelle Grundbuchrecht nicht in das
bürgerUche Gesetzbuch aufgenommen, vielmehr wird gleichzeitig mit du Ein-
fiihrung dieses Gesetzbuchs eine entsprechende GrundbuchQ'l"dnung im Wege
der Reichsgesetzgebung erlassen werden (Motive Bel. IlI, B. 20, 21). ..
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Endlich muss die Reform des Hypothekenwesens auch eine Aenderung
des Verfehrens bei der Zwangsversteigerung von Immobilien zur Folge
haben. Alle Erleichterungen, welche man dem Realkredit durch Vervoll-
kommnung der Grundbücher zu Theil werden lässt, sind erfolglos " wenn
sie nicht ihre Ergänzung erhalten in einer namentlich das Recht der
ersten Hypothek sichernden Subhastationsordnung. Auch diese ist ein
dringendes Bedürfniss des Realkredits, und da deren Erlass in der Reichs-
civilprocessordnung (§. 757) der Landesgesetzgebung überlassen ist, so
wird dieselbe demnächst mit den auf die Einführung der Reichscivil-
processordnung bezüglichen Bestimmungen der verfassungsmässigen Ge-
nehmigung unterbreitet werden 4).
4) Vgl. Ges. Nr. 37, die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Ver-




Eigenthumserwerb und die dingliche Belastung
der
Grundstücke, Bergwerke und selbständigen
Gerechtigkeiten,
d. d. Braunschweig, denB, März 1878 (Nr. 10).
Von Gottes Gnaden, Wir,'
Wilhelm,
Herzog zu Brannschweig und Lüneburg p, p,
erlassen mit Zustimmung der Landesversammlung das
nachfolgende Gesetz.
Erster Abschnitt.
Von dem Erwerb des Eigenthums an
Grundstücken.
Während die gemeinrechtliche Theorie den Schwerpunkt des Eigen-
thum.serwerbs an Immobilien in die Tradition legte und die Besitztitel-
berichtigung im Hypothekenbueh~ nur den Charakter der Beurkundung
des anderweitig schon eingetretenen und vollendeten Erwerbs erhielt,
haben zahlreiche neuere Gesetzgebungen (s, Stobbe, Deutsches Privat-
recht H, 2. Aufl., S. 197 ff. v, Roth, Syst. d, D. Privatr. Ill , §§.219
u, 220) die Tradition als gleichgültig und bedeutungslos für den Eigen-
thumserwerb erklärt, vielmehr den derivativen Erwerb des Eigenthums
an Grundstücken lediglich von der Eintragung im Grundbuch auf Grund
der entsprechenden Erklärungen des Eigenthümers und des nenen Erwer-
bers abhängig gemacht. Auch das hiesige Gesetz Nr. 22 vom 19. März
1850 hatte einen Schritt zur Einführung dieses formalistischen Princips
insofern gethan, als es verfügte, dass die Wirksamkeit der Verträge über
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dingliche Rechte an Grundstücken Dritten gegenüber erst mit der Ein-
tragung im Hypothekenbuche eintreten, und dass letztere die gemein-
rechtliche Tradition ersetzen solle. Gleichwohl hat dieses Gesetz jenes
Princip nicht mit voller Konsequenz durchgeführt, indem es dem in den
vorgeschriebenen Formen abgeschlossenen Vertrage im Verhältniss der
Contrahenten unter sich auch ohne Eintragung rechtliche Wirksamkeit
beilegte. Man kann darüber zweifelhaft sein, was hiermit hat gemeint
sein sollen, ob durch den Abschluss des Vertrags nur die obligatorische
Verpflichtung des einen Contrahenten, die Eintragung des Eigenthums
zu Gunsten des andern zu bewirken, begründet werden sollte, oder ob
es die Absicht des Gesetzes war, den Erwerb des Eigenthums dem über-
tragenden Contrahenten gegenüber schon mit dem Abschluss des Vertrags
eintreten zu lassen. Entspricht die letztere Auffassung der Absicht des
Gesetzes, so ist theils nicht zu verkennen, dass in dieser gesetzlichen
Disposition eine gewisse Unklarheit des Gedankens enthalten ist, da das
charakteristische Merkmal des Eigenthumsrechts in der Befugniss besteht,
jeden Dritten von der Einwirkung auf die Sache auszuschliessen, der Begriff
des Eigenthums also gerade erst im Verhältniss zu Dritten von Bedeutung
wird; theils muss angenommen werden, dass das Gesetz, indem es die
Uebergabe des Besitzes nur neben der Eintragung des Eigenthums oder
dinglichen Rechts im Hypothekenbuche für entbehrlich erklärte, für das
Verhältniss unter den Centrahenten selbst an den gemeinrechtlichen
Erfordernissen für den Erwerb des Eigenthums an Immobilien Nichts hat
ändern, in denjenigen Fällen also, wo es dazu der Tradition bedurfte,
solche hat bestehen lassen wollen. Damit aber tauchen auch der jetzt
geltenden Gesetzgebung gegenüber alle die Bedenken auf, welche über-
haupt der Traditionstheorie entgegengesetzt werden können, Bedenken,
deren augenscheinliche Erheblichkeit die Praxis hie und da (vergl. z. B.
Erk. O.- Ger. I. Senat vom 11. September 1863 i, S. Bethmann contra
Bühring, ferner Zeitschr. XIII, S. 49, 50) zu der mit dem Wortlaut des
Gesetzes nicht völlig harmonirenden Ansicht geführt hat, dass das citirte
Gesetz den Erwerb des Eigenthums überhaupt, sowohl des civilen als des
prätorisehen. ohne Eintragung für unwirksam habe erklären wollen.
Die strenge Durchführung des von der bisherigen hiesigen Gesetz~
gebung angebahnten, aber nicht konsequent durchgeführten formalistischen
Princips hinsichtlich des Erwerbs des Eigenthums an Grundstücken hat
sich der Entwurf im Anschluss an das Preussische Grunderwerbsgesetz
zur Aufgabe gestellt.
Der Grundgedanke dieses Princips beruht darin, dass die Grundlage
des Eigenthumsschutzes in den Bucheintrag verlegt, dieser aber von einem
vor dem zuständigen Richter vorgenommenen Akte abhängig gemacht
wird, welcher durch seine Oeffentlichkeit den Moment der Eigenthums»
übertragung ausser Zweifel setzt. Als ein solcher Akt erscheint die
Auflassung, d. h. die von dem Grundbuchrichter abgegebene Erklärung
des eingetragenen Eigenthümers, sein Eigenthum auf einen Andern über- "
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tragen, und die Erklärung des Letztem, dasselbe erwerben zu wollen.
Der vor dem Richter erklärte geeinigte Wille der Parteien, und" die staat-
liche .Anerkennung dieses Willens, welche in dem sich unmittelbar daran
anschliessenden Eintrag in das Grundbuch sich kundgiebt, ist es, durch
welche das Eigenthum übertragen wird. Daher ohne .AuHassung keine
Eintragung, ohne Eintragung kein Eigenthumserwerb. Die Eintragung
legitimirt den Eingetragenen ohne Weiteres zu allen' Verfügungeu über
das Eigenthum, wie zur processualischen Vertretung desselben, daneben
kann ein über den gewöhnlichen Besitzesschutz hinausgehendes Recht des
gutgläubigen Besitzers nicht ferner anerkannt werden 1). Zwar ergiebt
sich der auf Eigenthumsübertragung gerichtete Wille der Parteien als
das Resultat eines vorhergehenden Rechtsgeschäfts, aber für den Eigen-
thumsübergang ist dasselbe ohne Bedeutung und nur geeignet, das
materielle Recht insofern zur .Anerkennung zu bringen, als auf Grund
desselben der unrechtmässige Eintrag im Wege der .Anfechtung über-
wunden werden kann. Der Eintrag schafft also ein relativ wirkendes
Recht, welches, wenn es sich mit seiner materiellen Grundlage in Wider-
spruch setzt, in gewissem Masse. der .Anfechtung unterliegt.
Die Rechtfertigung dieses formalistischen Princips liegt in den Be-
dürfnissen des öffentlichen Verkehrs, welcher danach strebt, den Erwerb
des Eigenthums nicht nur zu einem offensichtlichen, sondern auch zu
einem sichern .Akt zu machen und die Dnplieität des Bucheigenthums
und eines daneben bestehenden materiellen Eigenthums zu beseitigen.
Ein solches Bedürfniss besteht jedoch nur für den Erwerb durch frei-
willige Veräusserung; der Erbe gilt schon ohne Weiteres als Nachfolger
im Eigenthum, und wo das letztere durch .Adjudikation, Enteignung etc.
erworben wird, darf es bei dem bisherigen materiellen, schon auf andere
Weise zur staatlichen .Anerkennung gelangten Erwerbsakt bewenden;
nur das Recht' zur weitem .AuHassung und Belastung des Grundstücks
ist auch hier an das Erforderniss der Eintragung geknüpft.
Auf diesen Grundlagen baut sich das in dem ersten .Abschnitt
behandelte neue System hinsichtlich des Erwerbs des Eigenthums an
Grundstücken auf. Die §§. 1 bis 5 handeln von dem Falle, wo das
Eigenthum in Folge eines mit dem bisherigen Eigenthümer geschlossenen
Vertrags unter Lebenden, die §§. 6 und 1 von dem Falle, wo dasselbe
ohne solches Rechtsgeschäft erworben wird, während in den §§. 8 bis 13
die Wirkungen der Eintragung des Eigenthümers im Verhältniss zu
Dritten berührt werden.
1) Die Frage, ob die .Aujlassung und die sich anschliessende Eintragung
des Eigenthulllsüberganges auch dann wirksam sei, wenn der .Auflassende vor
Inkraftireten der neuen Grundbuchgesetze zwar als Eigenthilmer eingetragen,
aber nicht der wahre Eigenth'Ümer war, ist mit Beziehung auf das am L Oct,
1872 1''11 Kraft getretene Preuss. Grunderrcerbsges. in den En ts ch: des R.- G,
II, S. 323 ff. btiaht, dagegen von Rocholl, Recht.~fälle aus der Praxis des
Re1'chsgerichts L, S. 103 bis 131 verneint.
Erster Abschnitt.
§. 1 (Preuss. Grunderwerbsgesetz §. 1).
Im Fall einer freiwilligen Veräusserung wird das Eigenthum an
einem Grundstück nur durch die auf Grund einer Auflassung erfolgte
Eintragung des Eigenthumsiibergangs im Grundbuch erworben.
1. Schon bei der Berathung des Gesetzes NI'. 22 vom 19. März 1850
hielt man dafür, dass es zweckmässig sei, die gerichtliche Auflassung in
ähnlicher Weise, wie sie in der Stadt Braunschweig besteht, verbunden
mit der Eintragung des durch den Vertrag erworbenen dinglichen Rechtes
in das Hypothekenbuch, als das entscheidende Merkmal der Wirksamkeit
des Vertrages gegen Dritte hinzustellen, statt dem einfachen Akte der
Eintragung allein diese Rechtsfolge beizulegen. Es wurde jedoch von
der allgemeinen Einführung der Auflassung wegen der davon befürchteten
praktischen Schwierigkeiten Abstand genommen. Der jetzige Entwurf
hat im Anschluss an die moderne Rechtsentwickelung (s. Sto b be in
Ihering's Jahrbb. XII, 2, bes, 247 ff.) und in Uebereinstimmung mit
den Preussischen und Oldenburgischen Grunderwerbsgesetzen die Auf-
lassung als denjenigen Rechtsakt, welcher den Willen der Uebertragung
und des Erwerbs des Eigenthums am deutlichsten erkennbar macht und
dadurch eine Garantie gegen Irrthümer, Nachlässigkeiten und Betrügereien
gewährt, eingeführt.
2. Auflassung und Eintragung zusammen sind es, durch welche
Eigenthum (und ebenso auch Miteigenthum) im Wege freiwilliger Ver-
äusserung erworben wird. Die Eintragung soll sich an die Auflassung<
unmittelbar anschliessen (Grundbuchordnung §. 21, Abs. 3), die letztere
ist für die Eintragung allein massgebend.
Der Eigenthumsübergang selbst kann erst von der Eintragung an
gerechnet, nicht rückwärts vom Tage der Anflassung datirt werden (A. M.
Dernburg, Preuss. Privatr. I, 4. Aufl., S. 609). Bis znr Eintragung,
aber nach der Auflassung, darf der noch eingetragene frühere Eigenthümer
nicht mehr als solcher bei dem Grundbuchamt über das Grundstück
verfügen, also nicht mehr an Andere auflassen oder belasten; insofern
hat die Vorschrift, dass die Eintragung sich an die Auflassung n unmittel-
bar" anzuschliessen habe, auch eine materielle Bedeutung, indem sie
besagt I), dass zwischen beide Akte kein anderes vor dem Grundbuch-
1) Die in der ersten Ausgabe sowohl hier als zu §. 21 G.-B.-O. (I. Ausg.
S. 165} hinzugefügt gewesene Fingirung einer unitas actus < ist mit Rücksicht
auf die dagegen in Ztschr. f. B. XXVI, S. 150 hervorgehobenen Bedenken.
deren Richtigkeit ane<rkannt werden muss, weggelassen. Es hatte damit über-'
haupt nur< betont werden soüe»; dass Aujlassung und Eigemhumseintragu1lf1",
einen kontinuirlichen Akt lnlden , so dass für den Akt der Eintragung ledi!fr;~
lieh die Zeit der Vollziehung der Aujlassung massgebendü;t.,,'
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richter vorzunehmendes Rechtsgeschäft in die Mitte treten darf (Fö I'atel',
Preuss. Privatr., 3. Aufl., In, S. 228, 229). Dies hindert freilich nicht,
dass der bisherige Eigenthümer nach wie vor in Besitz und Fruchtgenuss
verbleibt; aber die dadurch bewirkten Veränderungen berühren das
zwischen den Parteien begründete Rechtsverhältniss nicht, nur können
sie den neuen Erwerber berechtigen, von dem Grundbuchrichter, falls
derselbe die Eintragung schuldhaft verzögert haben sollte , event. von
dem Staate Schadenersatz zu fordern (G.-B.-O. §. 3).
3. Zu den Fällen "freiwilliger Yeräuaserung" gehören alle durch
zwei- oder mehrseitige Willenserklärung zu Stande kommenden Rechts-
geschäfte unter. Lebenden, auf Grund deren das Eigenthum an einem
Grundstück auf einen Anderen übertragen wird. Daher ist unter Anderem
der Erwerb durch Succession für den Todesfall ausgeschlossen. Zweifel
können entstehen hinsichtlich der Legate. Indessen kann dabei von
freiwilliger Veräusserung, und folgeweise von dem Erforderuiss der Auf-
lassung keine Rede sein, sowie das Eigenthum unmittelbar durch Ver-
mächtniss erworben wird, was hinsichtlich solcher Grundstücke der Fall
ist, welche dem Erblasser oder zur Erbschaft gehörten (Vindicationslegat),
während, wenn ein dem Erben ode·r einem Dritten gehöriges Grundstück
vermacht wäre, ein direkter Erwerb des Eigenthums nicht stattfindet,
und nur die Verpflichtung des Erben, dem Legatar das ihm zugedachte
Recht zu verschaffen, mithin ein obligatorischer Anspruch begründet
wird (Damnationslegat), der demnächst zur Auflassung würde führen
müssen. Was den Erbschaftskauf betrifft, so bildet derselbe gemeinrecht-
lich (Win dscheid, Pand. nr, §. 621) keinen Fall der Universalsuccession
und kann daher nur durch Auflassung vollzogen werden. Auch bei
Erbtheilungen - wofern es sieh nicht um bäuerliche Grundstücke han-
delt - bedarf ea zum Erwerbe des Alleineigenthums nach richtiger An-
sicht der Auflaasung , da die Theilung des Nachlasses als eine freiwillige
Veräusserung der den übrigen Erben zugefallenen Grundstücksantheile zu
Gunsten desjenigen Miterben erteheint, welchem das Grundstück bei der
Theilung zum Alleineigenthum überwiesen wird. (Ueber die zu gleichem
Ergebniss führende Prenss, Auffassung vergl. Hassen stein in Johow's
J ahrb, t. endgültige Entsch. der Pr. Apellationsgerichte III, S. 247 ff.;
Förster in Behrend und Dahn's Zeitsehr. f. d. Gesetzgebung, Bd. 8
[1875], S. 172ff.; Derselbe, Theorie IU, S. 227, Note 43; Turnau,
Grundbuchordn. S. 211 ff. und die Entschdgg. in Johow's Jahrb. III,
S. 93; VI, S. 119. 122, sowie die Entsch. R.-G. in C. S. VII, S~ 243.)
§. 2 (Pr. §. 2).
Die Auflassung eines Grundstücks erfolgt durch die mündlich
und gleichzeitig vor dem zuständigen Grundbuchamt abzugebenden
Erklärungen des eingetragenen Eigenthümers, dass er die Eintra-
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gung des neuen Erwerbers bewillige, und des Letzteren, dass er diese
Eintragung beantrage.
1. Die Auflassungserklärungen sollen "mündlich und gleichzeitig"
erfolgen. Die "Mündlichkeit" schliesst eine Erklärung durch Stellver-
treter oder Bevollmächtigte nicht aus; doch wird derselbe Bevollmächtigte
nicht die doppelte Rolle eines Vertreters des Auflassenden und des neuen
Erwerbers übernehmen können; in Betreff des Nachweises der Legitimation
des Bevollmächtigten vgl. die Vorschriften der §§. 10 und 11 der G.-B.-O.
Die "Gleichzeitigkeit" fordert nur die Gegenwart beider Theile bei den
abzugebenden Erklärungen, ohne dass damit ein Erforderniss der Einheit
des Aktes aufgestellt wäre. Dass die Erklärungen der bei der Auflassung
Betheiligten nicht gerade mit den im §. gebrauchten Worten, sondern
nur in deren Sinne zu erfolgen brauchen, bedarf kaum der Erwähnung 1).
1) Wenn der Grundbuchrichter in seiner Eigenschaft als Beamter der
freiwilligen Gerichtsbarkeit den Veräusserungsvertrag aufgenommen hat, so darf
doch die Aujlassung nicht in demselben Protokolle damit verbunden werden,
vielmehr ist darüber eine selbstständige Verhandlung zuzulegen.
Zur Veranschaulichung der Form der Aujlassung können folgende Bei-
spiele dienen:
A. Auflassungserklärung.
Geschehen Wolfenbüttel, den 9. November 1888.
Vor dem Grundbuchamte des hiesigen Herzogl. Amtsgerichts erschienen:
1. der Kothsasse Heinrich Meyer aus Thiede,
2. der Einwohner Christoph Schmidt daher.
Ersterer ist als Eigenthümer des im Grundbuche von Thiede Blatt 16 ver-
zeichneten Kothhofs Nr. ass. 42 eingetragen.
Derselbe erklärte:
Ich bew~llige, dass der mitanwesende Einwohner Christoph Schmidt
als neuer Erwerber meines im Grwndbuche von Thiede Blatt 16 verzeichneten
Kothhofs Nr, ass. 42 im Grundbuch eingetragen wird.
Der Einwohner Christoph Schmidt erklärte:
Auf Grund. der vorstehenden Erklärung beantrage ich meine Eintragung
als Eigenthümer des bezeichneten Kothhofs im Grundbuch.
Beide Th~7e gaben den Werth des Kothhofs auf 30000 Mark an.
V. g. u. u.
H. M. C. S.
Zur Beglaubigung
N. N. Grundbuchrichter.
B. Aujlassungserklärung mit Eintragungsbewilligung.
Geschehen Wolfenlndtel, den 9. November 1888.
Vor dem Grundbuchamte des hiesigen Herzogl. Amtsgerichts erschienen:
1. der Kaufmann Carl Meyer von hier,
. 2, der Tischler Ludwig Frieke aus Adersheim,
welcher Letztere durch den Gerichtsboten. Winter hieselbst recognoscirt wurde.
Gegen die Yerfügungsfähigkeit der Anwesenden war Nichts zu erinnern.
Der Kaufmann Meyer erklärte:
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2. "Der eingetragene Eigenthümer" hat die Eintragung des neuen
Erwerbers zu bewilligen; eine Ausnahme findet statt im Fall des §. 6,
Abs. 2, wonach Erben und Miterben die AuHassung gleichzeitig mit der
Eintragung ihres Eigenthums bewirken können. Im Uebrigen ist nicht
jeder eingetragene Eigenthümer zur Bewilligung der Eintragung befugt;
die allgemeinen Vorschriften über Dispositions - und Erwerbsfähigkeit
kommen natürlich auch bei der AuHassung zur Anwendung. Zu dem
Ende soll der Grundbuchrichter nach G.-B.-O. §. 21 die AuHassungs-
erklärung nicht entgegennehmen, wenn er sich nicht durch vorherige
Prüfung davon überzeugt hat, dass der Eintragung kein Bedenken ent-
gegensteht, dass dieselbe daher im unmittelbaren AnscWuss an die Auf-
lassung erfolgen kann. Diese Prüfung muss eine objective und subjective
Richtung annehmen, objectiv, ob das aufzulassende Grundstück sich im
Grundbuch eingetragen findet, subjectiv, ob DeIjenige, welcher als Ver-
äusserer auftritt, mit dem im Grundbuch eingetragenen Eigenthümer
identisch ist, 'ob sich ans dem Buche Veräusserungsbeschränkungen er-
geben, ob die Parteien dispositionsfähig sind, ob, wenn ein MindeIjähriger
die Veräusserung vornimmt, die obervormundschaftliche Genehmigung
ertheilt ist, u, dgl. m, Ergiebt diese Prüfung ein der demnächstigen
Eintragung entgegenstehendes Hinderniss, so hat. der ~ndbuchrichter
«lie Betheiligten schon vor der AuHassung zurückzuweisen; würde er die
Prüfung erst nach der Außassung vornehmen und in Folge dessen die
Eintragung verzögern, so geschähe es auf seine Gefahr und Verantwortung.
3. Der Charakter der AuHassung als eines Formalaktes 2) bringt es
mit sich, dass wie beim Wechsel die unterliegende causa für die Rechts-
Zufolye notariellen Vertrags vom 8. November d. J. habe ich mein an der
Langenhe'rzogstrasse hieselbst unter der Versicherungsnummer 864 beleqenes,
im Grundbuch. hiesiger Stadt Blatt 94 verzeichnetes Wohnhaus an den mit-
gegenwärtigen Tischler Fr i ck e aus Adersheim verkauft. Ich bew17lige die
Eintragung desselben als Eigenthümer.
Der lYschler F1'icke erklärte:
Ich beantrage, mich als Eigenthümer des mir aufgelassenen Grundstücks
einzutragen. Zugleich beantrage ich, auf Grund des oben erwähnten Kauf-
vertrags vom 8. d. M. den Betrag t'on 9000 Mark als rückständigen Kauf-
preis 1/Iebst 4% Procent. seit dem 1. November d. J. in halbjährigen Raten am
1. Mai und 1. November verzinslich, und gegen dreimonatliche Kündigung
zahlbar, als Hypothek für den Kaufmann Garl Meyer hieselbat auf das von
mir erworbene Grundstück einzutragen.
Der p. Er i ek e 'Überreichte eine Ausfertigung des notariellen Vertrags
vom 8. November d. J.
V. g. u. u.
G.M. . L. F.
Zur Beglaubigung
N. N. Grundbuchrichter.
2) "Die AujlassungserkläTUngist nur an der GerichtssteIleentgegenzunehmen."
Verf, des Apell.-Ger. zu Halberstadt v. 16. Juli 1874 (Johow u. Küntzel,
Jah,.b. der Entsch. des Kammergericht.~, Bd. I, 1881, S. 65). Der Grundbuch-
führer hat dabei nicht mitzuwirken (ibid. S. 69).
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beständigkeit desselben bedeutungslos ist (s. S. 13); der Rechtsgrund, der
Titel für die Eintragung, liegt allein in der Auflassungserklärung der
Parteien, nicht in dem zwischen denselben abgeschlossenen Rechts-
geschäfte, auf Grund dessen die Auflassung erfolgte. Um dieses Rechts-
geschäft hat sich der Grundbuchrichter nicht zu kümmern; es ist für ihn
ohne alles Interesse; der §. 17, Abs. 2 der G.-B.-O. bestimmt ausdrücklich,
dass die etwaigen Mängel desselben ihn nicht berechtigen, die beantragte
Eintragung zu beanstanden. Zwar ist in §. 21, Abs. 2 der G.-B.-O. den
Betheiligten die Befugniss gegeben, eine Ausfertigung der über das
Rechtsgeschäft errichteten Urkunde zu den Akten zu übergeben;· aber
diese Yorschrift ' bezweckt nur, denselben für den Fall etwaiger Anfech-
tung-der Eintragung auf Grund des abgeschlossenen Rechtsgeschäfts die
Möglichkeit des urkundlichen Na~hweises des letzteren zu gewähren.
4. Durch die Auflassung und die auf Grund derselben vorgenom-
mene Eintragung soll dem Aufgelassenen das Eigenthnm des Grundstücks
in dem Umfange erworben werden, welchen das Grundbuchblatt als zum
aufgelassenen Grundstück gehörig nachweist. Daher ist die Anlegung
des Titels des Grundbuchblatts von grosser Wichtigkeit. Für die Stadt
Braunschwoig , und zwar für deren Feldmarken, entscheiden hier die
nach Massgabe des Gesetzes Nr. 20 vom 15. Mai 1871 angefertigten
beziehungsweise rektificirten Feldmarkskarten , für das übrige Land die
in den Separationsrecessen, respective in den Orts-, Feld- und Wiesen-
beschreibungen enthaltenen Angaben (s. unten zu §. 35, II, 1. a), - Ob
mit dem Eigenthum auch der Besitz des aufgelassenen Grundstücks über-
gehen soll, ist nach den besonderen thatsächlichen Verhältnissen zu
beurtheilen; an sich ist in der Auflassungserklärung die Besitzüber-
tragung nicht enthalten.
§. 3.
Bedingte oder betagte Außassungen sind ohne Wirkung; der
Antrag auf eine derartige Eintragung ist zurückzuweisen.
1. Aus der Auflassungserklärung des bisherigen Eigenthüme:s und
der sich unmittelbar daran schliessenden Eintragung des Eigenthums
ergiebt sich, dass die Beifügung einer aufschiebenden Bedingung ebenso,
wie die einer den Eigenthumserwerb hinausrückenden Befristung (dies a
quo) für den Fall freiwilliger Veräusserung eines Grundstücks mit dem
Zweck des Grundbuchs nicht vereinbar ist, wie solches auch bereits ans
der Vorschrift des Gesetzes Nr. 22 vom 19. März 1850, §. 5, Nr. 4 her-
vorgeht.
Daraus folgt, dass der Erwerb eines Grundstücks mittelst Schenkung
auf den Todesfall, da derselben das Nichtüberlebcrs des Schenkers
aufschiebende Bedingung begrifflich innewohnt, so dass einstweilen
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das Vermögen des Beschenkten noch Nichts übergehen soll, fortan unzu-
lässig ist, daher die Parteien, um den mit der mortis causa donatio
erstrebten Zweck zu .erreichen, die Form des Vermächtnissvertrages
werden anwenden müssen, welcher, wie der Erbvertrag, einen von dem
Erforderniss der AuHassung ausgenommenen Successionsfall bildet (vgl.
§. 6). - Die Beantwortung der Frage, ob ein durch ausdrückliche oder
stillschweigende Hinzufügung einer aufschiebenden Bedingung oder
Befristung beschränktes Fideicommiss (vgl. Windscheid, Psnd. III,
§. 635, 1 u. 2) zur AuHassung eines Grundstücks führen kann, ist nach
der bei §.~ 1, Nr. 3 gemachten Unterscheidung davon abhängig, ob es sich
um einen wirklichen Successionsfall , oder um einen durch das Fidei-
commiss geschaffenen obligatorischen Anspruch handelt, da ersteren Falls
die Auflassung überhaupt cessiren würde.
2. Ebenso wie eine aufschiebende Bedingung oder Befristung darf
aber auch eine auflösende (Resolutiv-) Bedingung oder ein Endtermin
(dies ad quem)der Auffassung nicht hinzugefügt werden. Beide vertragen
sich nicht mit dem Begriff des absolut und unbeschränkt wirkendeIl
Eigenthums, sie würden dem Eigenthümer die Stellung eines Niess-
brauchera geben. Wie bei der Mancipation des klassischen Römischen
Rechts (L. 77 D. ,tle R. J.), so kann auch auf Grund des Formalakts der
Auflassung keinerlei bedingtes oder befristetes Eigenthum geschaffen
werden; bei freiwilligerVeräusserung unter Lebenden kann nur im Wege
der Auflassung der neue Eigenthümer an die Stelle des Eingetragenen
treten. Zwar darf sich der Veräusserer einen Rückforderungsanspruch
vorbehalten; dieser wirkt jedoch an sich nur obligatorisch und erlangt
nur durch Eintragung einer Vormerkung (s. darüber zu §.10) Wirkung
gegen Dritte 1).
Auch das Preussische Grunderwerbsgesetz wird, ohne es ausdrück-
lich auszusprechen, von der Auffassung geleitet, dass bedingte oder be-
tagteAuflassungen wirkungslos seien (vergl.z.B. Bahlmann, Comment.,
3. Aufl., S. 28). Der Entwurf erachtete es jedoch für zweckmässig,
diesen Rechtssatz geradezu auszusprechen und den Richter zur Zurück-
weisung einer in der angegebenen Weise beschränkten Auflassung zu
verpflichten.
Ueber den Vorbehalt des Eigenthums (pactum reser», dominii) siehe
§. 34 und die' Bemerkungen dazu.
§. 4 (Pr. §. 3).
Ein Erkenntniss, durch welches der eingetragene Eigenthümer
eines Grundstücks zur AuHassung rechtskräftig verurtheilt ist,
ersetzt die AuHassungserklärung desselben.
1) Nach von Rot h , Syst. d, D. Prioat», III, S.332 ist die Eintragung




Dass der Wille des Eigenthümers, sein Eigenthum aufzulassen, durch
richterliches Erkenntniss supplirt werden kann, bedarf keiner Recht-
fertigung. An Stelle der von demselben nach §. '2 abzugebenden Erklä-
rung tritt unmittelbar das rechtskräftige Erkenntniss, ohne dass es noch
besonderer Zwangsvollstreckung gegen den Verurtheilten bedürfte (s. unten
zu§. 72 u. R.-C.-P.-O., §. 779 1) . Das rechtskräftige Erkenntniss ersetzt
jedoch nicht die Auffassung, sondern nur den Willen des Veräusserers 2).
Durch persönliche, beziehungsweise durch einen Vertreter erfolgende
Ueberreichung dieses Erkenntnisses beim Grundbuchamte bewirkt der
im Process obsiegende Theil die Auffassung und in deren Folge seine
Eintragung im Grundbuche.
§. 5.
Die Kenntniss des Erwerbers eines Grundstücks von einem
älteren Rechtsgeschäft, welches für einen Andern ein Recht auf
Auflassung dieses Grundstücks begründet, steht dem Eigenthums-
erwerb nicht entgegen, selbst wenn der Andere die Gegenleistung
bereits entrichtet hat.
Dasselbe gilt auch dann, wenn auf Grund des Rechtsgeschäfts
der Besitz bereits übertragen wurde.
Ein derartiger Besitz ist zur Begründung der Publicianischen
Klage oder der ordentlichen Ersitzung in Zukunft nicht mehr
geeignet, mag das Grundstück im Grundbuch bereits eingetragen
sein oder nicht.
Soll der Eintrag im Grundbuch zu der dem Zweck des Ingrossations-
systems entsprechenden Bedeutung erhoben werden, kraft welcher er
einen durchgreifenden Schutz für den bona fide Verkehr zu gewähren im
Stande ist, so muss der eingetragene Eigenthümer mitte1st der Ein-
tragung nicht bloss formelles, sondern wirkliches Eigenthum erlangen,
und es muss ihm die Befugniss gegeben werden, jederzeit zu fordern,
dass ihm der Besitz des Grundstücks sofort und bedingungslos geräumt
werde. Gestattet man, dass neben dem eingetragenen Eigenthümer
Derjenige, welchem auf Grund eines älteren Rechtsgeschäfts der Besitz
des Grundstücks übertragen war, selbst dem Ersteren gegenüber Besitz-
schutz geniessen oder ihn gar, wie nachR. R. der Fall ist (L.9, §.4 D. de
Publ. 6,2; Windscheid, Pand, I, §. 199, Note 13; Seuffert, Arch.XXVI,
210), mit der Publiciana besiegen kann, so statuirt man damit ein
1) Dieser Fan tritt nur dann ein, wenn der Erwerber zur Annahme der
Auflassungveru,nhez7t wird; s. Bahlmann, Comment.B, Auft., S. 35; Aehilles ;
Preuss. Ges. über Grundeigenthum, 3. Auft., S.89,: Turnau, Preuss, G.-B.-O.,
3. Auft., S. 179 ad II, 2.
2) Vergl. den Rechtsfan in. Zeitsehr. f. R. XXIX, S. 94 f.
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Doppeleigenthum, eines, das schon durch Tradition auf Grund eines
rechtsgültigen Titels erworben, aber gegenüber Dritten vor der Ein-
tragung ins Grundbuch nicht als Eigenthum angesehen, und eines, das
wegen der Eintragung ins Grundbuch als Eigenthum respektirt wird,
obwohl das Grundstück selbst einem Andern tradirt ist. Beide Rechte
würden sich dann in die Herrschaft nach verschiedenen Richtungen
theilen. Dem Einen würde das Recht der Auflassung und Belastung des
Grundstücks, dem Andern das eigentliche Haben, Behalten und Benutzen
desselben zur Seite stehen; die thatsächliche Herrschaft über die Sache,
also der eigentliche und wesentliche Inhalt des Eigenthumsrechts, würde
in der Hand des nicht eingetragenentitulirten Besitzers verbleiben.
Um ein solches Zwittergebilde und dil1' daraus entstehende Gefahr
der Verwirrung zu beseitigen, muss das Gesetz aussprechen, dass der
titulirte Besitz gegenüber dem Grundbuch eben nur Thatsache ist, dass
ein solcher Besitzer zwar gegen Dritte sich durch possessorische Klagen
schützen kann, aber ein eigentliches dingliches Recht nicht auszuüben
vermag.
Dieser Gedanke, welcher weder im Preussischen, noch im Olden-
burgischen Grunderwerbsgesetze bestimmten Ausdruck gefunden hat
(vergl. z, B. Dernburg und Hinrichs, Preuss, Hyp.-R. (1877) I,
S. 262 ff.), liegt dem §. 5 des Entwurfs zu Grunde *).
1. Der Abs. 1 schliesst sich zunächst an §. 4 des Preussischen
Grunderwerbsgesetzes an, welcher dort allerdings den Zweck verfolgt,
die eigenthümliche Bestimmung des Allgemeinen Landrechts I, 19, §. 5
u. I, 10, §. 25 von der Einwirkung des schlechten Glaubens auf den
Erwerb des Eigenthums zu beseitigen, dessen Aufnahme aber auch für
das gegenwärtige Gesetz nützlich erschien. Uebrigens war es schon
nach der Theorie des Landrechts zweifelhaft, ob die dem betreffenden
Gläubiger gegebene Klage auf Herausgabe der Sache gegen den Dritten,
welcher dieselbe in Kenntniss des Besteheus eines älteren Anspruchs
erworben hatte, als eine dingliche Klage aufzufassen sei. Der n bur g
(Pr. Privatr. I, 4. Aufl., S. 454) behandelt sie als eine persönliche, der
actio Pauliana nachgebildete Klage, gestützt auf den dolus des Beklagten,
insofern dieser durch den Erwerb der betr, Sache dem Kläger wissent-
lich ein Object, welches derselbe im Wege der Realexecution sich hätte
verschaffen können, entzogen hat. Von diesem Standpunkte aus recht-
fertigt es sich um so mehr, dass der Eigenthumserwerb durch Auflassung
nicht gehindert werden kann durch die Kenntniss des Erwerbers von
dem persönlichen Anspruche des Dritten auf das Grundstück, auch wenn
seitens des Letzteren bereits die Gegenleistung entrichtet war. Der Dritte
*) Derselbe Grundsatz winl auch für das Oesterr. Recht auf Grund des
§. 4-«1 des a. b. G.-B. (.Hat der Eigenthümer eben dieselbe unbewegliche Sache
zwei verschiedenen Personen überlassen, 80 iallt sie derjenigen zu, welche früher
die Einverleibung nachgesucht. hat") von Strohal in Grünhut's Zeitschr. Ul
(1876), S. 151 Jr., vertheidigt.
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kann unter Umständen, .s. B. wenn er durch rechtskräftiges Erkenntniss
einen Titel auf Auflassung erlangt hatte (§. 4), gegen Denjenigen, welcher
in Kenntniss dieses Titels als Eigenthümer eingetragen ist, mit der actio
de dolo oder mit der actio Pauliana klagbar werden, er kann auch unter
Vermittelung des Processrichters die Eintragung einer Vormerkung im
Grundbuch bewirken und dadurch seinem Anspruch einen dinglichen
Charakter verleihen, aber er kann nicht ohne Weiteres das dingliche
Recht des Eigenthümers überwinden.
2. A.bs. 2 und 3 sprechen mit Bestimmtheit den Satz aus, dass
gegen den eingetragenen Eigenthümer auch der auf ein älteres Rechts-
geschäft gegründete Besitz nicht verfängt, dass die Rechte, welche der
Usucapionsbesitz gewährt - Schutz durch Klage oder Einrede -, gegen
den neuen Erwerber des Grundstücks nicht geltend gemacht werden
können, dass endlich solcher Besitz die ordentliche Ersitzung des Grund-
stücks nicht herbeizuführen vermag. Damit ist die römischrechtliche
Theorie von dem Schutz des relativ besseren Rechts, des in der Bildung
begriffenen Eigenthums, welche mit dem Gesetze vom 19. März 1850
und trotz desselben bis jetzt in der Praxis Anerkennung gefunden hat,
beseitigt, und das dingliche Recht des titulirten Besitzers zu einem
persönlichen Anspruch herabgedrückt. Der redliche Besitzer des Grund-
stücks mag sich wegen der aus dem betreffenden Rechtsgeschäfte herzu-
leitenden Rechte an seinen Mitcontrahenten halten, er mag diesem
gegenüber im Wege der Klage oder Einrede (§. 9) sein Interesse geltend
machen und die etwa gegebene Gegenleistung zurückfordern; aber er
soll zur Erhebung der Publicianischen Klage nicht ferner berechtigt sein,
weder gegen Denjenigen, welcher mit ihm sein Recht von demselben
Rechtsurheber herleitete und, obwohl jüngeren Titels, die Eintragung des
Eigenthums erlangte, noch gegen dritte Personen. Damit ist denn auch
die exeeptio rei venditae et traditae in ihrer Anwendung gegen Singular-
successoren des Eigenthümers (L. 3 D. de ezcept, rei vend. 21, 3), wie
sie das Prätorische Recht zum Schutz des bonitarischen Eigenthümers
ausgebildet hatte, fortan ausgeschlossen. - Eine blosse Folge jenes
Grundsatzes ist es, dass ein derartiger titulirter Besitz auch nicht mehr
zur Ersitzung des Grundstücks führen kann. Der Erwerb durch Er-
sitzung an eingetragenen Grundstücken, ist ohnehin nach §. 7 ausge-
schlossen; aber auch dann, wenn das Grundstück im Grundbuch noch
nicht eingetragen war, muss mit der Beseitigung der dinglichen Wirkung
des titulirten Besitzes auch die Möglichkeit der Usukapion hinwegfallen.
Die ausserordentliche Ersitzung, welche von dem Titel abstrahirt nnd-
nur den gutgläubigen Besitz während der Verjährungszeit fordert, wird
natürlich durch die Bestimmungen des §. 5 nicht getroffen, sie wird-
daher auch in Zukunft zur Eintragung des Eigenthums an dem im
Grundbuch nicht verzeichneten Grundstück (vgl. §. 7) führen können.
§. 6 (Pr. §. 5).
Ausserhalb der Fälle einer freiwilligen Veräusserung wird
Grundeigenthum nach dem hisher geltenden Recht erworben. Das
Recht der Auflassung und Belastung des Grundstücks erlangt aber
der Erwerber erst durch seine Eintragung im Grundbuch.
Erben und Miterben können ihre Eintragung im Grundbuch
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1. Durch Auflassung und Eintragung soll das Eigenthum an einem
Grundstück nur im Fall freiwilliger Yeräusserung erworben werden
können. Daneben bleiben, wie bereits im Eingang dieses Abschnitts
angedeutet wurde, alle übrigen Fälle des Eigenthumserwerbs bestehen,
in denen sich solcher Erwerb durch Naturereignisse oder durch solehe
Ereignisse vollzieht, welche nicht Handlungen der Parteien selbst sind.
Es gehören dahin z. B. Eigenthumserwerb durch Erbgang, durch Acces~
sionen (z. B. Anspülungen oder verlassenes Flussbett), durch Enteignung,
gerichtlichen ZwangsverkauP), ebenso auch der auf Grund des Reichs-
gesetzes vom 25. Mai 1873 (R.-G.-Bl. S. 113) für das Reich geschaffene
Eigenthumserwerb. In allen diesen Fällen entscheidet über den Erwerb
des Eigenthums das bestehende Recht, ohne dass es zn diesem Zwecke
der Eintragung in das Grundbuch bedürfte. Letztere wird in Konse-
quenz des Publicitätsprincips erst dann für erforderlich erklärt, wenn
das bereits erworbene Eigenthum einem Andern aufgelassen oder mit
dinglichen Rechten, welche nach diesem Gesetze der Eintragung bedürfen,
oder mit Hypotheken belastet werden soll. Aber diese Eintragung ist
nicht, wie im Fall der freiwilligen Yeräusserung, Voraussetzung des
Eigen~umserwerbs, sondern Voraussetzung der mit der Erkennbarkeit
des Eigenthums aus dem Grundbuche verbundenen Yortheile. Der
Grundbuchrichter darf deshalb die Auflassungserklärung Desjenigen,
welcher durch eines der angegebenen Ereignisse Eigenthum erworben
hat, nicht entgegennehmen, muss solehe vielmehr anrückweisen (G.-B.-o.
§. 21), wenn nicht zuvor das Eigenthnm eingetragen ist; ebenso würden
Yerpfändungen des Grundstücks und sonstige Eintragungs-Bewillignngen
vor der Eintragung des EigenthÜlllers nichtig sein und selbst nach ge-
1) s. Wasserges. Nr.64 '17•. 20. Jtmi 1.876, beB. §§. 51. if.. Expropriationsgu.
Nr. 78.17. 13. &pt. 1867, §. 1.5 in Verb..mit den im Wasser~setz, der BaN-
ord"tmgNr. 60 '17. 15. Jwni 1.876, der Newn Wegecmlnl"'9 Nr. 37 e, 5. J."i
1871., §. 55, dtm lJerggesdz N".. 23 '17. 15. Apn7 1.867, sowie in der Declar.
Nr. 28 (34) 17. 4. Mai 1835 WId dew Ges. Nf'. 14 (1.8) ti. 20. Juni 1.843 ent-
haltenen Vorschriften über Ea:propriationj Ge», Nr. 15 17. 8. März 1878 (Er-
werb .bei Gemei'lilieitsthtiluttgen), (Jes. Nr.37 17. 10. Juli 1879 (Erwerb im Sub-
hastationswege), §. 70t Abs. 2, §. 72.
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schehener Eintragung nicht konvaleseiren können 2). Eine Ausnahme
von diesem Grundsatze tritt nur dann ein, wenn Erben oder Miterben,
welche bis dahin noch nicht eingetragen waren, auflassen oder belasten
wollen; in diesem Falle ist zur Vermeidung unnützer Formalitäten die
Gleichzeitigkeit des Antrags. auf Auflassung oder Belastung mit dem auf
Eintragung des Eigenthums gerichteten Antrage nachgelassen.
Derartige Eintragungen eines nicht im Wege freiwilliger Ver-
äusserung durch Auflassung, sondern anderweit erworbenen Eigenthums
können auf Grund des Antrags des Eigenthümers, sie können aber auch
auf Antrag eines Dritten oder auf Anfordern einer zuständigen Behörde
erfolgen, deren eigene Eintragungen von der vorgängigen Eintragung
des Eigenthümers abhängig waren. Das Nähere darüber siehe in der
G.-B.-O. §§. 28 und 29. Ein absoluter Zwang zur Besitztitelberichtigung
bei Eigenthumsveränderungen durch Erbfälle, wie er z. B. für die Stadt
Braunschweig in der U.-G.-O. vom 2. Februar 1764, Capitel XIV, §§. 1
und 4 unter Androhung doppelter Gerichtsgebühren für den Fall der
Versäumung der Eintragung über Jahr und Tag ausgesprochen und auch
in älteren Preussischen Gesetzen (Turnau, Grundbuchordnung S. 268)
vorgeschrieben war, würde mit dem Princip des gegenwärtigen Gesetzes
unverträglich sein.
Welche Bescheinigungen der Erbe oder Vermächtnissnehmer bei-
zubringen hat, um auf Grund gesetzlichen Erbrechts, Testaments oder
Erbvertrags die Eintragung im Grundbuch zu erlangen, ist in den §§. 12,
25 und 26 der G.-B.-O. näher angegeben.
2. Es konnte nicht die Aufgabe des Entwurfs sein, die Fälle, in
welchen, von freiwilliger Veräusserung abgesehen, Eigenthum erworben
wird, näher zu behandeln. Auch Gemeinheitstheilungen sind hierher zu
rechnen. Es ist bekannt, dass die oft ungewöhnlich lange Dauer der
Separationen grosse Uebelstände im Gefolge gehabt hat, und dass die
Gerichte in dem Bestreben, den dadurch hervorgerufenen Stillstand in
der Disposition über die betreffenden Grundstücke zu vermeiden, häufig
2) Dernburg und Hinrichs, Preuss. H.-R. I, S. 266,6'., sprechen der
Verpfändungse1'klärung des noch nicht vollständig legitimirten Eigenthümet's
nicht jede Wirkung ab, lassen dieselbe vielmehr von dem an, wo
.Verpfä11der die Eintragung als Eigenthümer erlangte, um
diese Weise dem noch nicht genügend als Erbe legitimirten
die Möglichkeit zu geben, in dt1'Zwischenzeit Dispositionen zu Gunsten
Personen gültig zu treffen, welche ihrerseit« das noch nicht vollständig erwiesene
Erb1'echt anerkennen und darauf hin Kredit bew171igen würden. Indess jsf
die gesetzliche Vorsehrift , dass der Eigemkitmer das Belastungsrecht erst
.der Eintragung erlangt, eine ganz bestimmte 1tnd im Interesse des Re'anWCJ!lÜ:~·
nothwendige, von der keine· Ausnahmen aus Z~;eckm,äSlng,keitsrücj~,chtl!n
gelassen werden dürfen. Eine mit dem nachträglichen
eintretende Konvalescenz kann· richtiger Ansicht zltfolge bei der !01'1UI'llelt.l\rahtl
des Grundbuchverkehrs nicht angenommen 1cerden (s, d.
Den aus der langen Dauer des Legitimationsflerfahrens etwa
Inkonvenit11zen mus.~ durch andt1'e Mittel abgeholfen werden.
§. 7 (Pr. §. 6).
An eingetragenen Grundstücken findet ein Erwerb des Eigen-
thums durch Ersitzung nicht statt.
Die Publicität des Grundbuchs und der Grundsatz, dass titulirter
Besitz nicht zum Eigenthumserwerb führen kann, bringen es mit sich,
dass das Eigenthum an einem im Grundbuche eingetragenen Grund-
stücke nicht mehr durch Ersitzung - weder ordentliche, noch ausser-
ordentliche - erworben werden, dass in diesem Falle Ersitzung über-
haupt keinen Titel für die Eintragung gewähren kann. Dieser Rechtssatz,
welcher eine Abweichung von dem bisherigen Recht enthält, da das Gesetz
Nr.22 vom 17. März 1850 den Erwerb durch Ersitzung nicht ausschloss,
ist auch im Sächsischen Gesetzbuche §. 279 anerkannt. Das Preussische
- und mit ihm übereinstimmend das Oldenburgische - Grunderwerbs-
gesetz bestimmen, dass "gegen den eingetragenen Eigenthümer" ein
Erwerb des Eigenthums am Grundstück durch Ersitzung nicht statt-
finden solle' danach bleibt also in den Fällen, wo Eigenthum ohne Ein-
tragung erworben wird, z. B. im Falle des Erwerbes durch Erbgang, eine
Ersitzung gegen den Erben, der sich nicht hat eintragen lassen, auch
ferner möglich. Es erschien jedoch dem angedeuteten Princip ent-
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schon vor der Bestätigung des "Recesses auf Grund der vorläufig fest-
gestellten Abfindungspläne Umschreibungen des Eigenthümers vor-
genommen oder dingliche Belastungen derselben eingetragen haben. Da
jedoch das durch die vorläufige Ausführung der Separation geschaffene
Provisorium (Organis. Ges. vom 20. December 1834 [Verordn.- 8ammlg.
Nr.2 de 1835] §§. 75, 76, Ges. Nr. 5 vom 18. Februar 1850, §. 2) nur
einen Besitzstand, aber keinen Eigenthumserwerb begründete, Eigen-
thümer vielmehr bis zur Bestätigung des Recesses immer derjenige
Interesseut geblieben war, welcher das Grundstück als Theil seines 8011-
habens in die Theilungsmasse eingeworfen hatte, so war jenes Verfahren
offenbar ungesetzlich, und es ist darauf bereits durch ein (nicht abge-
drucktes) Ciro, - Rescr. Herzogl. Obergerichts vom 22. Juni 1871 hin-
gewiesen. Zur Vermeidung von Unsicherheiten scheint es indessen
wünschenswerth, den (weder in der Gern. - Theil. - Ordn., noch in dem
Organis-Ges. ausdrücklich ausgesprochenen) Zeitpunkt, mit welchem das
Eigenthum an Abfindungen in Grund und Boden erworben wird, gesetz-
lich zu fixiren, auch die Eintragung des auf den Grunderwerb bezüglichen
Inhalts der Separationsrecesse in das Grundbuch näher zu regeln, und
es ist die Absicht der Herzoglichen Landesregierung, einen entsprechen-
den Gesetzentwurf noch während der jetzigen Diät vorzulegen 3).
3) Siehe unten Gesetz Nr. 15 über den Erwerb "on Gru.1Jlkigenthutll und
Grufiddie1J3tbarkeiten bei G~thetlungen vom 8. März 1878.
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sprechender und mit der Bestimmung des §. 23, wonach "eingetragene
dingliche Rechte" durch Nichtgebrauch nicht aufgehoben werden können,
besser zu harmoniren , wenn der Ausschluss der Ersitzung objectiv in
Betreff eingetragener Grundstücke, statt subjectiv mit Beziehung auf_
den eingetragenen Eigenthümer ausgesprochen wurde. Dass auch dann,
wenn das eingetragene Grundstück im Grundbuch noch nicht eingetragen
war, titulirter Besitz nicht mehr zur Ersitzung führt, ist bereits zu §. 5
hervorgehoben.
Uebergangsbestimmungen für den Fall, dass beim Inkrafttreten
dieses Gesetzes das Eigenthum an Grundstücken bereits durch Ersitzung
erworben, eine Besitztitelberichtigung, beziehungsweise eine Eintragung
des betreffenden Grundstücks im Grundbuch jedoch noch nicht erfolgt
war, sind in den §§. 3 und 5 des Einführungsgesetzes enthalten..
§. 8 (Pr. §. 7).
Der eingetragene Eigenthümer: ist kraft seiner Eintragung be-
fugt, alle Klagrechte des Eigenthümers auszuüben und verpflichtet,
sich auf die gegen ihn als Eigenthümer des Grundstücks gerichteten
Klagen einzulassen.
Gegen seine Eigenthumsklage steht dem Beklagten die Einrede
der Verjährung nicht zu.
1. Der eingetragene Eigenthümer erhält mit der Eintragung die
vollen Rechte eines solchen, speciell für die Vertretung des Grundstücks
in den dasselbe betreffenden Processen. Er ist sachlich legitimirt zur
Vindication, wie zur actio negatoria, confessoria; zur Grenzregulirungs-
klage u, s, w.; er allein hat das Grundstück zu vertreten, wenn Rechte,
welche demselben zustehen, geltend gemacht werden, oder wenn die
Freiheit des Eigenthums von Servituten u, s, w. in Frage steht; nur die
possessorischen Klagen würden ihm auf Grund der Eintragung allein,
nicht auch des Besitzes, nicht zustehen können. Hierin liegt eine
Abweichung von dem bisherigen Recht, wonach der als. EigenthÜlller
Eingetragene trotz der Eintragung die Grundlage seines Eigenthums-
erwerbes, also bei derivatem Erwerbe auch das Recht seines Vorgängers
nachweisen musste. Wie jedoch die der Außassung unterliegende ca~
für den Eigenthumserwerb ohne Bedeutung ist, so wird die Eintragung
auch in ihren Wirkungen von dem unterliegenden Rechtsgeschäfte -un-.
abhängig; sie giebt um ihrer selbst willen kraft des in der Eintragung
liegenden formellen Elements die Rechte des Eigenthiimers.
Eben deshalb ist der Eingetragene aber auch bei den aufdalJ
Grundstück bezüglichen Klagen passiv als Eigenthümer legitimirt, und es
ist gleichgültig, ob er sich im Besitz desselben befindet oder nicht. Der
Entwurf geht daher auch in dieser Hinsieht weiter, als das _gemeß.:ie
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Recht, nach welchem die Vindication nur relativ, nämlich gegen den
Besitzer oder Denjenigen wirkt, welcher ihm gleich steht (vergl. übrigens
R.-C.-P.-O. §§. 236, Abs. 3, 237, 23S).
Die Eintragung im Grundbuch soll gewissermassen den Besitz er-
setzen; der Entwurf erklärt den Eingetragenen verpflichtet, auf die gegen
ihn als Eigenthümer des Grundstücks gerichteten Klagen - also auch
auf aciiones in rem scriptae (cfr, R.-C.-P.-O. §; 27) - sich als dessen
Repräsentant neinzulassen", womit natürlich seine Befugniss, den wahren
Eigenthümer (z, B, den nicht eingetragenen Exproprianten) zu benennen
und dessen Zuziehung zum Processe zu verlangen, nicht beseitigt ist 1).
Uebrigens hat das Gesetz, indem es den neingetragenenEigenthümer
kraft seiner Eintragung" für befugt erklärt, alle Klagerechte des Eigen-
thümers auszuüben, doch damit nicht sagen wollen, dass nur Der, welcher
das Eigenthum durch Auflassung, nicht auch Derjenige, welcher es auf
andere Weise (§. 6) erworben, zur Anstellung der dinglichen Klagen be-
rechtigt sei; auch dem Letzteren ist die Befugniss zur Vindication u, s. w.
nicht abzusprechen, nur dass er natürlich den Beweis' seines Eigenthums
zu erbringen hat (Bahlmann, Comm., 3. Aufl., S. 47; Rintelen, Ueber
den Einfluss neuer Gesetze, 1877, S. 115 fl; a, M. Achilles, Comm.
Anm. 11 zu §.7).
2. Die Eintragung giebt aber nicht bloss die Klagrechte des
Eigenthümers, sie erhält sie auch. Es folgt aus' der Eintragung des
Eigenthumserwerbs, ndass gegen die Vindication des eingetragenen
Eigenthümers die Einrede der Klagverjährung nicht zulässig sein darf;
denn sie würde dem Eigenthümer sein werthvollstes Eigenthumsrecht,
das Recht zum. Besitze, entziehen und einen thatsächlichen Zustand
schaffen, der dem Inhalte des Grundbuches widerspräche" (preuss. Motive
bei Werner, Mat. 11, S. 18). Diese BestimmUng, welche sich in den
meisten Fällen ohnehin schon durch den Mangel der bona fides recht-
fertigt und auch im Sächs, G.-ß. §. 151 Anerkennung gefunden hat *),
bezieht sich ihrem Grunde nach nur auf Den, welcher in Folge Auf-
lassung als Eigenthümer eingetreten ist, nicht auf Denjenigen, welcher
das Eigenthum in Gemässheit des §. 6 des Entwurfes erhalten hat.
1) Aus dieser Bemerkung der Motive folgt, dass nicht immer und überall
nur derjenige Eigenthümer ist, der im Buche steht. Im Fall der Expropria-
tion e, B. steht die Berechtigung zur Klagerhebung nicht mehr dem Expro-
priaten, wenngleich derselbe noch als Eigeilthümer im Grundbuch eingetragen
ist, sondern dem Exproprianten zu, welcher unmittelbar mit der Zahlultg das
Eigenthum erlangt hat (Gesetz Nr.78 vom 13. September 1867, §.15). Ebenso
erwirbt der Ersteher eines im Wege der Zwangsvollstreckung fJersteigerten
GrundstückS in Folge deiJZuschlags Eigenthum, bevor er noch eingetragen ist,
während der Subhastat, obwohl er noch im Buche steht, nicht melw Eigen-
thümer ist.
*) Das österr, G:-B. §.1479 lässt zwar die Verjährung der Eigenthumsklage
zu; wie wenig aber diese Bestimmung in das System auch des ö8terreichischen
Immobiliarsachenrechts hineinpasst, wird von Stroh al in Griinhut's Zeit-
schrift m, S. l)97. allS hervorgehoben.
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§. 9•.
Hat der Beklagte von dem Kläger oder dessen Rechtsvorgänger
auf Grund eines den Eigenthumserwerb bezweckenden Rechts-
geschäfts den Besitz des Grundstücks erhalten, so kann er die aus
dem Rechtsgeschäft herzuleitenden Rechte auch mittelst Einrede
(exceptio rei venditae ei traditae) nur gegen seinen ihm persönlich
verpflichteten Mitcontrahenten geltend machen.
Nach den Ausführungen zu §. 5 steht Demjenigen, welchem auf
Grund eines Veräusserungsvertrages der Besitz eines Grundstücks über-
tragen, nicht aber das Eigenthum aufgelassen ist, durch die Uebergabe
desselben kein dingliches Recht zu; an .sich würde daher der Tradent,
da er formell Eigenthümer geblieben ist ,zur Vindication auch gegen
Den, welchem er den Besitz des Grundstücks übertragen hatte, berechtigt
sein. Ein solcher Erfolg entspricht jedoch nicht der materiellen Rechts-
lage; wenn dem Käufer, welchem der Besitz tradirt wurde, wegen der
mangelnden Auflassung auch kein dingliches Recht zur Seite steht, so
gebührt ihm doch ein Anspruch auf die contractliche bona fides, er hat
aus jenem obligatorischen Geschäfte, welches dem Traditionsakte voran-
gegangen ist, oder ihn begleitet hat, ein (obligatorisches) Recht, die
Sache zu behalten, und dieses Recht muss von der Gesetzgebung ge-
schützt werden. Der Entwurf gestattet daher dem Traditionserwerber,
der Vindication des Tradenten mitteist der Einrede aus dem unterliegen-
den obligatorischen Geschäfte, als deren Haupttypus die exc. rei cend. ct
trad. erwähnt ist, zu begegnen, nach Analogie des R.- R., welches die
exeeptio dominii gegen die actio Publiciana in einem ähnlichen Falle
durch die rcplicatio rei vend. et trad. ausschloss (L. 72 D. de R. V. 6, 1.
L. 4 §. 32 D. de doli eu.44, 4). Ebenso ist bereits bei §. 5 anerkannt,
dass ihm die contraetlicheKlage gegen den obligatorisch Verpflichteten
unbenommen sei. Festzuhalten ist dabei nur, dass der dem Besitzer
gewährte Einredeschutz nur aus dem zwischen ihm und dem Kläger ob-
waltenden obligatorischen Verhältnisse entspringt, daher nur gegen den
eigentlichen Mitcontrahenten und dessen Erben begründet ist, gegen die
Letzteren, auch wenn sie schon die Eintragung auf ihren Namen' erwirkt
haben (§. 6), weil sie als universelle Rechtsnachfolger die aus den obliga-
torischen Verhältnissen des Erblassers sich ergebenden Einwendungen
auch gegen sich müssen gelten lassen.
Das Preuss. Grunderwerbsgesetz §. 7, Abs. 2 (ebenso Oldenb. §. 6,
Abs.2) räumt dem Beklagten, welcher auf Grund eines den Eigenthwns-
erwerb bezweckenden Rechtsgeschäfts den Besitz des Grundstücks er-
halten hatte, gegen die Klage des Eigenthümers überall keine Einrede
ein, verpflichtet ihn vielmehr, "die aus dem Rechtsgeschäft herzuleitenden
Rechte durch Klage oder Widerklage geltend zumachen", damit in den
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Fällen, wo sich berechtigter Besitz von eingetragenem Eigenthum
scheidet, eine dauernde Loslösung jenes von diesem gehindert werde, _
freilich nicht, ohne damit den allgemeinen Rechtssatz , dass jedes Recht
zur Klage auch ein Recht zur Einrede gewährt, zu verletzen und die
Rechtsverhältnisse der unmittelbaren Contrahenten in bedenklicher Weise
zu gefährden 1). Nur in dem Falle, wenn der Eigenthümer, welcher ver-
kaufte und tradirte, ohne aufzulassen, in Konkurs gerieth, würde der
Käufer die auf Grund des formalen Rechts erhobeneVindication des
Konkursverwalters nicht mit der aus der exc. rei vend. et trad. ent-
springenden Einrede beseitigen können, er wird vielmehr seine Gegen-
ansprüche als Konkursgläubiger anmelden müssen, wobei sich der An-
spruch auf Auflassung in eine Interessenfordernng auflöst (R.-K.-O. §.21
v. Sarwey, Comment. ad h. 1.).
§. 10 (Pr. §. 8).
Eine Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf Auflassung
oder auf Eintragung des Eigenthumsüberganges kann nur mit Be-
willigung des eingetragenen Eigenthümers oder unterYermittelung
des Processrichters oder auf Ersuchen einer zuständigen Behörde
eingetragen und nur mit Bewilligung Dessen, für den sie ein-
getragen ist, oder unter Vermittelang des Processrichters, oder
auf Ansuchen derjenigen Behörde, auf deren Antrag die Vor-
merkung erfolgte, gelöscht werden.
Vormerkungen (protestationen, Verwahrnngen, Pränotationen *) sind
auch dem bisherigen Recht schon bekannt gewesen (Ges. Nr. 22 vom
19. März 1850, §. 7), haben jedoch im gegenwärtigen Entwurfe einen
grösseren Umfang und eine weitere Ausbildung erhalten. Sie werden
im Entwurf erwähnt:
1. in §. 10 zur Erhaltung des Rechts:
a) auf Auflassung,
b) auf Eintragung des Eigenthumsüberganges;
2. in §. 11, Absatz 3 zur Sicherung der Anfechtungsbefugniss gegen
die Eintragung des Eigenthumsüberganges und deren Folgen;
3. in §. 24 zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung eines ding-
lichen Rechts (vgl. G.-B.-o. §. 47, Absatz 2);
I) Gegen die Bestimmung des Pre#S8. Gesetzes, vgl. "amentlich Roebol],
Rechtsfälle aus der Praxis des Reichsger., Bd. I (1883), S. 198 I.
*) Siehe die Literaturnachweise bei S to b b e, d, Priv"tr. n, 2. A~., 8.350,
Note 30; ausserdem Behrend in. seiner und Dahn's Zeitllehr" f.d. deutsche
Gesetzgebung, Bd, VII (1874), 8. 115 ir.; Dernburg und Hinrieh., Prenss,
Hyp.·R. I, §§. 27 bis 29; Kinkel in Gruchot's Beitr. XXIV, S. 303 ir., 643 ir.;
v. Roth, Syst.d.D.Privatr.III, S.33ir.; vgl. ferner §§. 8# und 845 des Bntw.
d. D. Bürg, Gesetzb. und :Motive dazu, Bd. m, So 237 bQ 244.
4. in §.30 zur Sicherung des Rechts auf Eintragung einer Hypothek;
5. in §. 61 zur Sicherung des Widerspruchsrechts gegen weitere
Verfügungen des Gläubigers bei Verweigerung der Löschung einer
Hypothek;
ferner in dem Gesetz, die Einführung des Eigenthumserwerbsgesetzes
betreffend:
a) in §. 2 zur Sicherung des Eigenthumsüberganges vor erfolgter
Anflassung; .
b) in§. 3 zur Erhaltung des Rechts auf Auflassung im Fall des
Erwerbs des Eigenthums ohne Eintragung;
c) in §. 7 zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung eines bereits
erworbenen, aber bisher nicht eingetragenen dinglichen Rechts;
beziehungsweise einer Beschränkung des Verfügungsrechts des
Eigenthümers;
d) in §. 14 zur Sicherung des Rechts der Ehefrau auf Eintragung
einer Hypothek am Grundstück des Ehemannes;
e) in §§. 15 und 16 zur Sicherung des Rechts der Pflegebefohlenen
und der Kinder auf Eintragung einer Hypothek am Grundstück
der Vormünder und Kuratoren, bezüglich des Vaters;
f) in §. 17 zur Sicherung des Rechts der übrigen nach bisheriger
Gesetzgebung mit stillschweigender Hypothek versehenen Gläu-
biger auf Eintragung einer Hypothek am Grundstück ihrer
Schuldne~ .
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Ausserdem finden sich allgemeine Bestimmungen über Löschung der
Vormerkungen in den §§. 10, 24 und 60 G.-E.-G., über Bescheinigung
der denselben zu Grunde liegenden Thatsachen in §. 73 G.-E.-G., und
die endgültige Eintragung an Stelle einer Vormerkung in §. 20 G.-B.-O.
I. Allen Vormerkungen gemeinsam ist, dass sie einen Schutz
Denjenigen gewähren sollen, welcher nicht im Stande ist, sein erworbenes
Recht wegen dessen Illiquidität sofort eintragen zu lassen. Sie haben
nicht die Bedeutung,. obligatorische Ansprüche auf Grundeigenthum
sichern, wozu schon im bisherigen Recht die geeigneten Mittel (Ver-
äusserungsverbote etc.) gegeben sind. Vielmehr besteht ihr Zweck darin,
A. in den Fällen unter 1b) und c) die definitive Eintragung
schon erworbenen Eigenthums oder dinglichen Rechts,
B. in den Fällen unter Ja), 3., 4., alb) d) bis f) das Recht zur Er-
langung des Eigenthums oder dinglichen Rechts oder den Anspruch
Bestellung einer Hypothek,
C. jnden Fällen unter 2. Und 5. die Einreden zu sichern, welche
einem nicht eingetragenen Prätendenten gegen den eiIlgEltr:~g4~mm
thümer des Grundstücks, oder dem Letzteren gegen einen eiIlgEltrillg1enE!Jl
Gläubiger zustehen.
Durch die Vormerkung soll also
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(zu A) dem Miteigenthümer unmöglich gemacht werden, dass er,
gestützt auf den öffentlichen Glauben des Grundbuches, Verfügungen über
das Grundstück treffe, durch welche das Recht des wahren Eigenthümers
vereitelt oder beeinträchtigt werden würde; es soll
(zu B) verhütet werden, dass Verfügungen über das Grundstück ge-
troffen werden; durch welche die Umwandlung des Anspruchs auf Erlan-
gung von Eigenthum, dinglichem Recht, Hypothek in das betreffende
Recht selbst unmöglich gemacht oder in ihren Wirkungen beeinträchtigt
wird; es soll endlich
(zu C) der eingetragene Eigenthümer oder Gläubiger an der Vor-
nahme von Verfügungen gehindert werden, durch welche ein vorhandenes
Widerspruchsrecht illusorisch gemacht werden könnte.
Man kann daher die Vormerkungen in den Fällen bei A. und B. als
protestationes pro conseruando jure et loco, .im Falle bei C. als protestatio
pro consert'andis exception?Ous bezeichnen.
II. Voraussetzung für die Eintragung einer Vormerkung ist das
Vorhandensein des Eigenthums oder eines rechtsgültigen Anspruchs auf
das betreffende dingliche Recht oder eines Anfechtungsgrundes oder
sonstigen Widerspruchsrechtes ; es muss .aU;o die Vormerkung entweder
Von Demjenigen, welcher in seinem Recht beschränkt werden soll 1), oder
von einer zuständigen Behörde beantragt, oder durch den Processrichter
verfügt werden. Der Anspruch oder das Widerspruchsrecht, welche durch
die Vormerkung gesichert werden sollen, brauchen Übrigens nicht förm-
lich nachgewiesen, sondern nur glaubhaft gemacht werden 2), wie bei
Arrest oder provisorischen Verfügungen (R.-C.-P.-O. §§. 800, 815). Von
Amtswegen - wie nach §.7 des Gesetzes Nr.22 vom 19. März 1850-
werden Vormerkungen, von den Uebergangsbestimmungen im Einführungs-
gesetz abgesehen, weder eingetragen noch gelöscht.
III. Die Wirkung der Vormerkungen besteht darin, dass dadurch
provisorische oder, soweit es sich um Hypotheken und andere dingliche
Rechte handelt, bedingte Eintragungen geschaffen werden, -welehe die
definitive Eintragung des beanspruchten Rechts und dessen Rangordnung
• sichern S). Ist das Bedenken, welches der definitiven Eintragung ent-
1) Der Eigenthümer, gegen dessen Verfügung die Vormerlung Schutz
gewähren soll, muss natürlich im Grundbuch eingetragen sein; a1ldemfalls hat
der Berechtigte zuvor die Eintragung des Eigenthümers im Fall der Bewilligung
desselben direct beim Gnmd1>Iu:hamt, sOflSt durch Vermittelung des Proeeswichters
zu bewirken. Eine Au.mahme in Betreff der 17011 Erben und Miterben bewilligten
Vormerkung s. in §. 6, Absatz 2.
') Auf Veranlassung der· JtllJtizcommissWn der Landes'Derstmtmlu7tf1 ist ein
diese Vorschrift enthaltender besonderer §. (jetzt §. 73) auf~.
3) Die Wirkung der Vormerkung zur Erhaltu7tf1 des Rechts auf A.uf-
lassung besteht also darin, dass der dadurch Gesicherte cm JYI'OfJistwischcs Eigen-
thum erwirbt, lind der eingetragene Eignathümer _ a1lffl delra Ersteren nach-
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gegenstand, gehoben, so muss die Vormerkung beseitigt und das Provi-
sorium in ein Definitivum verwandelt werden, worüber der §. 20 der
G.-B.-O. die erforderlichen Vorschriften enthält. Aber auch die provi-
sorische Eintragung gewährt ein festes, wenn auch nur bedingtes Recht,
daher auch beim Konkurse über das Vermögen des Eigenthümers die
Pnrification der vorher eingetragenen Vormerkung nicht wohl gehindert
werden kann, da §. 12 der R.-K.-O. auf diesen Fall keine Anwendung
findet (v. Sarwey, Comment. zur R.-K.-O. S. 50).
IV. Aus dem Vorhergehenden folgt, dass der auf ein Grundstück
eingetragene Arrest von der Vormerkung wesentlich verschieden ist (vgl.
Dern burg und Hinrichs a, a. O. S. 350 Anm. 5). Denn, während die
Vormerkung, abgesehen von dem Fall, wo nur der persönliche Anspruch
auf Auflassung gesichert werden soll, ein bedingtes dingliches Recht
erzeugt, indem durch dieselbe für die endgültige Eintragung die Stelle
in der Reihenfolge der Eintragungen gesichert wird, bezweckt der Arrest,
die Exekution des künftigen Urtheils zu sichern (R.-C.-P.-O, §. 796) und
hat, insofern derselbe nicht etwa ein Vorzugsrecht begründet (vgl. R-C.-
P.-O. §§. 810, 811), nur die Wirkung einer Dispositionsbeschränkmig des
Grundeigenthümers über sein Grundstück. Der Arrest ferner erfordert
die Glaubhaftmachung des Arrestgrundes (R.-C.-P.-O. §. 800), die Be-
scheinignng einer dringenden Gefahr des Verlustes eines Klaganspruchs;
thez7igen Verfügungen über das Grundstück gehindert wird. Zwar bleibt der
Eigenthümer an sich trotz jener Vormerkung zu weiteren Belastungen formell
berechtigt; aber die "on ihm bewz71igten Rechte enthalten die stz7lschweigende
Bedingung in sich, dass sie nicht mit dem durch die Vormerkung gesicherten
Recht für den Fall der Verwandlung desselben in ein definitives Recht kolli-
diren, Jene Belastungen erlangen materielle Wirksamkeit erst mit dem Weg-
fall der Vormerkung. Ist dagegen das durch letztere gesicherte Recht inzwi-
schen zu einem definz"tiven geworden, so sind die etwa eingetragenen dinglich
Berechtigten oder Hypothekgläubiger , da ihnen dz:e Existenz der Vormerkung
aus dem Grundbuch ersichtlich war, zur Bewz7ligung der Löschung ihres ding-
lichen Rechts oder der Hypothek "erpflichtet; ecentuel; würde die gegen sie zu
erhebende A'nfechtungsklage auf die Behauptung zu gründen sein, dass das
eingetragene Recht nicht gegen Entgelt oder nicht in redlichem Glauben
die Richtigkeit des Grundbuchs erworben sei (G.-E.-G. §. 11, Abs.
der zur Vormerkung Berechtigte den BucheigentMlmer auch in seiner :BI~fu;gniS$
der Belastung des Grundstücks beschränkt wissen, so muss er den A1~nu~1.>X'l
hierauf im Buche vermerken lassen (G.-E.-G. §§. 24, 30).
Die Vonnerkung wird daher ein geeignetes Auskunftsmittel überall da
ten, wo die Bethcz7igten ein bedingtes Rechtsverhältniss zu begründen
sichtigen, e. B. wenn sieh der Eigenthümer bei einem das Eigenthum
zur Zahlung des Kaufpreises sichern wül. Denn da
als solcher wz'rkungslos ist (§. 3) zmd nur .das Recht zur Ejint:ra~rull'!l
Hypothek gewährt (§. 34), so wird der beabsichtigte Zweck am
die Vormerkunq erreicht werden können; der Verkäufer bleibt dann
thümer bis zur Zahlung des Kaufpreises, und der Käufer wird gegen
thcz'li!JI1ng durch Dispositionen des Verkaufers, ioelcbe sein Recht oef"ählr~"
könnten, geschützt (vergI. Turnau, Grundbuchor4n. B. 322 jf. Nllchtr~lg
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dagegen ist bei der Vormerkung nur das Vorhandensein des Anspruchs
oder Widerspruchsrechts, nicht aber dessen Gefährdung zu bescheinigen 4).
Sodann erfolgt die Eintragung der Vormerkung mit Genehmigung des
Eigenthümers oder unter Vermittelung des Processrichters oder auf
Ersuchen einer zuständigen Behörde, die des Arrestes immer auf Requi-
sition des betreffenden zuständigen Gerichts u. s. w. Die Verschieden-
heit beider Institute zeigt sich äusserlich darin, dass die durch Arreste
begründeten Dispositionsbeschränkungen bei dem Namen des Eigen-
thümers eingetragen werden (Circularrescr. vom 3. März 1842, §. 23),
wogegen die Eintragung der Vormerkung an derselben Stelle erfolgt,
wo sich das vorzumerkende Recht selbst eingetragen findet. Indessen
ist die Frage nach der rechtlichen Behandlung des Arrestes im Ver-
hältniss zu den Vormerkungen bestritten, vergl. Bahlmann, Comment.,
3. Aufl., S. 104 ff.; Dernburg, Privatr. I, 4. Aufl., S. 503 ff., 819 ff.;
W e r n er, Die Preuss. Grundbuch- u. Hypotheken-Gesetae (1873), S. XVI,
u. Werner's Materialien zu dens. II, S. 52, 63, 116; Jaeckel, Preuss.
Subhastationsordn. (1878), S. 158 ff.
Hinsichtlich der speciell in §. 10 des Entwurfes erwähnten Vor-
merkung ist noch besonders zu bemerken, dass sie, soweit sie zur Er-
haltung des Rechts auf Auflassung beantragt wird, auf die Fälle frei-
williger Veräusserung (§§. 1 nnd 2), soweit sie aber die Erhaltung des
Rechts auf Eintragung des Eigenthumsüberganges bezweckt, auf die
Fälle des Eigenthumserwerbs ausserhalb freiwilliger Veräusserung (§. 6)
Bezug hat, übrigens, abweichend vom Preussischen Grunderwerbsgesetz
§. 8, auch auf Ersuchen einer zuständigen Behörde eingetragen und
gelöscht werden kann.
4) Die Beantw(}rtung der Frage, ob zur Begründung eines an den Process-
richter gerichteten Antrags auf Gestattung einer Vormerkung die Glaubhaft-
machung des Anspruchs ausreicht, oder ob dazu auch noch die Bescheinigung
einer Gefährdung desselben erforderlich ist, hängt davon ab, ob lediglich
die Bestimmungen der D. C.-P.-O. über einstwet1ige VerfügulJfJen, insbesondere
die §§. 814 u. 800, Abs. 2, zur Anwendung zu bringen sind, oder ob eines-
"theils die nach §. 815 das. sich auch. auf e1'nstweilige Verfügungen beziehende
Bestimmunq 1'n §. 811, welche die Vollziehung von An'esten in unbewegliches
Vermögen der Landesgesetzgebung überweist, auch für die V (}Taussetzungen
der von dem Processrichter zu ermittelnden V(}Tmerkungen zutrifft, und
andernth e üe, bei Bejahung der letzteren Alternative, ob der in den Motiven
zu §. 10 G.-E.-G. aufgesteUte Grundsatz, dass bei den V_kungen - im
Gegensatz zu Arresten - nur das V (}Thandensein des Anspruchs- oder Wider·
spruchsrechts, nicht aber dessen Gefährdung zu bescheinigen sei, Gesetzes-
kraft habe, bezw. solche behalten habe (vgl. §. 73 G.-E.- G. u. §. 4 des Ges.
Nr. 12 e. 1. April 1879). Für die letztere Ansicht hat sich affS9Csprochen
der Beschluss des O.-L.-G. I, Sen. 110"1 22. Febr.1883 i. S. Peters c.




§. 11 (Pr. §. 9).
Die Eintragung des Eigenthumsüberganges und deren Folgen
können nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts von Dem-
jenigen, welcher das Eigenthum für sich in Anspruch nimmt, als
nichtig angefochten werden 1).
Es bleiben jedoch in diesem Falle die in der Zwischenzeit von
dritten Personen gegen Entgelt und in redlichem Glauben an die
Richtigkeit des Grundbuchs erworbenen Rechte in Kraft.
Gegen diesen Nachtheil kann sich der Kläger 2) durch die unter'
Vermittelung des Processrichters nachzusuchende Eintragung einer
Vormerkung sichern.
§. 12 (Pr. §. 10).
Die Auflassung und Eintragung kann auch auf Grund des
Rechtsgeschäfts, in dessen Veranlassung die Auflassung erfolgt ist 1),
oder mitte1st einer sonstigen, rechtlich begründeten persönlichen
Klage angefochten, und der erfolgte Eigenthumsübergang wieder
rückgängig gemacht werden.
Die Eintragung des Eigenthumsüberganges im Grundbuch begrün-
det formelles, aber kein absolut wirkendes Recht, sie giebt kein unanfecht-
bares Eigenthum, vielmehr unterliegt sie selbst der Anfechtung. Diese
erfolgt nach allgemeinen Grundsätzen entweder wegen Nichtigkeit, oder
wegen Anfechtbarkeit der Eintragung.
1. Nichtig ist sie, wenn der Eintragung gar keine Auflassung vor-
herging, oder wenn sie auf einer falschen oder irrigen oder simulirten
Willenserklärung beruhte, z. B. wenn der Auflassende mit dem einge-
tragenen Eigenthümer nicht identisch oder der Erwerber gar nicht der- e
jenige war, für welchen er sich ausgab, wenn sich aus dem Grundbuch
Beschränkungen des Eigenthumsrechts ergeben, die bei der Auflassung
1) Vgl. Erk. des R. - G. III, Hilfssenat 'Vom 23. Mai 1880 u. Erk. des
R.-G. II, Hz7fssenat vom 8. Juli 1880 (Entsch. Bd. II, S. 228ff. u. 308ff·)·
Dazu: Rocholl, Rechtsfälle aus der Praxis des R.-G. Bd. I (1883), S.l63
bis 229. UeberAnfechtung der Auflassung als eines Scheingeschäft$ s. Fenwer
u. Mecke, cioilrechu. Entsch. Bd. 7 (1876), Nr. 112. Seuff. Arch, XXVI,
21, Zt s ch r, f. R. XXIX, S. 95. 'V. Roth, Syst. a. D. Prioatr. III,
S. 344, 345.
. .2) Aus dem Worte "Kläger" folgt nicht, dass der Antrag auf Eintragung
derVormerkunq nur mit Anstellung der Klage verbunden werden könne. Auch
die Anfechtung des Eigenthumsüberganges durch Auflassung kann ebensowohl
im Wege der Einrede erfolgen. Bahlmann, Comment. 3. Aujl., S.
Urthe17 des R.- G. v. 5. Mai 1886 bei Gruch ot , Beiträge XXX, S.1020
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keine Beachtung fanden, wenn der Veräuss~rer oder der Erwerber über-
haupt nicht, oder nur mit dem Konsens dritter Personen verfügen konnte,
wenn eine falsche Person als Erbe eingetragen war, z. B. weil die Erb-
bescheinigung falsch oder gefälscht, oder das beigebrachte Testament
ungültig gewesen. In allen diesen Fällen gilt die Eintragung als nicht
geschehen, sie kann daher auch keine rechtlichen Wirkungen erzeugen,
und die Konsequenz würde erfordern, dass auch alle von dem Erwerber
des Grundstücks in Folge der nichtigen Eintragung vorgenommenen ferne-
ren Auflassungen und Belastungen gleichfalls ohne rechtliche Bedeutung
sind und als nichtig angefochten werden können. •
2. Die Eintragung war an sich formell gültig, aber sie ist, weil
sie sich mit ihrer materiellen Grundlage in' Widerspruch setzte, anfecht-
bar; dies würde z. B. der Fall sein, wenn das unterliegende Rechts-
geschäft ungültig war 2), oder wenn die Eintragung mit der actio doli oder
wegen ungerechtfertigter Bereicherung aus fremdem Vermögen (condictio.
1) "Die zu prüfende Grundlage der Eigenthums - Eintragung ist also in
einem solchen Falle nicht der Formal- Vortrag der Auflassung, sondern das
dieser zu Grunde liegende materielle Rechtsgeschäft. Die Auflassung erscheint
mithin. nur als die Consequen» des letzteren, so dass sie von diesem f1eran-
lassenden Rechtsgeschäfte in seiner rechtlichen Bedeutung abhängt und nicht
losgelöst werden kann. Oder m. a. W. -äie Auflassung steht und fällt mit
dem sie veranlassenden Rechtsgeschäfte." Entsch. R.-G. V, S. 287.
2) Die Frage, ob die Aujlassung eines Grundstücks wegen mangelnder
Form des f10rangegangenen Rechtsgeschäfts angefochten werden kann, ist
Gegenstand mannigfacher Bearbeitungen gewesen; während sie 'von Sem I er u.
Schmid in Ztschr. f. R. XXX, S. 97.ff., 145 ff. verneint ~c01'den, hat sie in
den Aufsätzen von Wolff (ibid. XXX, S. 102 ff., 178), Reinbeck (XXXII,
S. 1 ff.), Wolf (XXXII, S. 129 ff.) u. Kulemann (XXXIV, S. 17 ff·) eine
bejahende Beantwortung gefunden. Der Verfasser nimmt keinen Anstand, sich
der verneinenden Ansicht anzuschliessen. Dafür spricht schon die Bestimmung
der G.-B.-O., §. 21, Abs. 2, dass die Betheiligten in der Aujlassungserklärung
das unterliegende Geschäft nicht zu bezeichnen brauchen (G.-B.- 0., §. 21 Anm. 2),
und der Grundbuchrichter zum Zweck der Eintragung nur die Rechtsgultig-
keit der Auflassung nach Form und Inhalt prüfen, um Mängel des der Auf-
Zassung zu Grunde liegenden Rechtsgeschäfts aber sich nicht bekümmern soll
(G.-B.-O. §. 17, Abs. 2). Aber auch die Fassung des §. 12, G.-E.-G. ergiebt,
dass nur auf Grund desjenigen der Aujlassung unterliegenden Rechtsgeschäfts
die Eintragung des Eigenthurnsüberganges angefochten werden kann, welches
zu einer rechtlich begründeten Klage Veranlassung giebt, was bei einem formell
unzulänglichen Rechtsgeschäfte nicht der Fan sein würde. Der §. 10 des
Preuss. G.-E.-G. bestimmt ausdrücklich, dass die mangelnde Form des voran-
geu.angenen Rechtsgeschäfts, in dessen Ver~nlassung die Au~~su,!g er~olgte,
durch letztere gehe~1t werde, eine Vorschrift, welche auf mundltche :t.eben-
abreden zu dem schriftlichen Veräusserungs-vertrage Anwendung jindet(Entsch.
R:-G. II,. S: 293 ff.;XVI, S. 267 ff.); der Grun~, ~eshalb die~e Vorsc~r~'t
fur das h~e~ge G.-E.-G. nicht adoptirl worden, ist m den Motaven z~ §. 14
G.-E.-G. (vgl. auch Anm. 5 das.) näher erörtert. Gleichwohl haben, une auch
in Ztschr. f. R. XXXIV, S. 21 mit Recht hervorgehoben ist: e~hebliche
Gründe dafür gesprochen, eine ähnliche Bestimmung nachträglich fm Wege
der Gesetzgebu.ng aufzunehmen (17g1. G.-E.-G. §. 74, Anm. 1).
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sine causa) angefochten werden konnte (s. v. Sarwey, Konkurs, S. 124 ff.).
Hier hat der Veräusserer, welcher die Außassung ertheilte, nur eine
persönliche Klage, dass ihm das Eigenthum frei von dinglichen Belastnn,-
gen zurückübertragen werde. Aber diese Klage geht nur gegen den
Empfänger und dessen Erben, die von demselben gültig vorgenommenen
weiteren Außassungen und Belastungen bleiben zu Recht bestehen.
Dritte Personen würden nur im Fall betrüglicher Collusionen haftbar
sein; der Erwerber dagegen, weil er sich unbilliger Weise mit dem Schaden
eines Anderen bereichern würde, muss den erhaltenen Vermögenswerth !
zurückgeben.·1
Das Preussische Grunderwerbsgesetz bestimmt nun in §. 9: I
dass die Eintragung des Eigenthumsüberganges und deren Fol- {
gen nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts ange-
fochten werden können, dass jedoch die in der Zwischenzeit
von dritten Personen gegen Entgelt und im redlichen Glsn-
ben an die Richtigkeit des Grundbuchs erworbenen Rechte in
Kraft bleiben;
und in §. 10 wird verfügt:
dass die Anfechtung auch auf Grund des Rechtsgeschäfts, in
dessen Veranlassung die Auflassung ertheilt worden, statt-
haft sei - -
Es ist bereits an einem andern Orte (Ztschr. XX, S. 167 ff.) darauf
hingewiesen, dass diese Bestimmungen inkorrekt sind, weil sie die Fälle
der Nichtigkeit und der blossen Anfechtbarkeit nicht gehörig unterschei-
den und daher auch deren verschiedene Folgen nicht aueeinanderhalten-
Wenn Derjenige, welcher mitte1st der Vindication auf Grund seines be·i;
stehen gebliebenen Eigenthumsrechts die Eintragung des Eigenthums-
überganges als nichtig anficht, an sich durch dritte Erwerber nicht
beschränkt werden kann, so gestaltet sich der dem onerosen bonajide-Er-:t
werb des Dritten gegebene Schutz zu einer singulären Ausnahme. War;?,
dagegen die Eintragung an sich gültig, aber anfechtbar, so verlangt um" iM
gekehrt die Rechtskonsequenz , dass die von dem gültig eingetragenen' '1
Eigenthümer vorgenommenen Auflassungen und Belastungen gleichfalls 'i
als rechtsgültig bestehen bleiben ohne Rücksicht darauf ob der Erwer-i;
ber in gutem oder bösem Glaub~n, ob auf Grund eines' onerosen oder,,~
lucrativen Titels erworben hatte (vgl. auch R. - Ges. v. 21. Juli 1879,!~~
betr. die Anfechtung Von Rechtshandlungen eines Schuldners ausserhaJ.b':i~
des Konkursverfahrens, R.-G.-BI. s.277)'\:f~
Diesen Grundsätzen gernäss hat der Entwurf bei der Frage nac~i'
der Zulässigkeit der Anfechtung des eingetragenen Eigenthums verfahre.~~
zu müssen geglaubt. Er behandelt in §. 11 die Fälle der Nichtigkeit,;1
in §. 12 die der Anfechtbarkeit; er giebt die Anfechtungsbefugniss Dew,.·!j~
jenigen, zu dessen Nachtheil der Eintrag für den Fall seiner Gültigkeit:!;
~ereichen würde, also Demjenigen, welcher. selbst das Eigenthum für sich~
lD Anspruch nimmt, während er sie da ausschliesst wo der sie bezweckenW1,'"
, ,'/;;~
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Einwand nur als eine exceptio de jure -tertii sich darstellen würde; er
lässt im Fall der Anfechtbarkeit die vorgenommenen Auflassungen und
Belastungen auch bei unentgeldlichem Erwerbe und auch dem schlecht-
gläubigen Erwerber gegenüber, wenn er nicht etwa mit der actio de dolo
oder der actioPauliana speciell haftbar ist (§. 75), rechtsgültig bestehen
und verfügt nur ausnahmsweise im Fall der Nichtigkeit, dass Derjenige,
welcher im Vertrauen auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs und
gegen Entgelt Rechte am Grundstücke erworben hat, ungeachtet der
Nichtigkeit der vorgenommenen Rechtshandlungen geschützt bleiben
solle. Diese Ausnahme aber rechtfertigt sich aus Gründen der Billig-
keit, und sie entspricht einem für das Mobiliar - Sachenrecht, namentlich
beim Handelskauf(H.-G.-B. Art. 306) und bei Inhaberpapieren, längst an-
erkannten, aber auch für das Immobiliar - Sachenrecht im Interesse des
allgemeinen Verkehrs nicht zu entbehrenden Rechtssatze.
, Wann guter Glaube anzunehmen sei, wann nicht, bestimmt sich
nach den Grundsätzen des gemeinen Rechts. Wer Thatsachen wusste
oder bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerksamkeit wissen konnte, aus
denen die Unrichtigkeit der Umschreibung sich ergiebt, wird sich nicht
auf bona fides berufen können, ebensowenig aber auch Derjenige, welcher
trctz der im Grundbuch enthaltenen Beschränkungen des Eigenthums-
rechts des Veräusserers erwarb, auch wenn er zufällig diese Beschränkun-
gen nicht kannte, da Jeder das, was im Grundbuch enthalten ist, kennen
muss. Dagegen kann die Kenntniss von dem Vorhandensein einer dem
Rechtsvorgänger obliegenden bloss persönlichen Verpflichtung, deren
Erfüllung sich mit seinem erworbenen Rechte nicht verträgt, dem
Erwerber nicht schädlich sein. - Hat ein Vertreter im Auftrage des Er-
werbers beim Erwerb gehandelt, so kommt sowohl des Letzteren als des
Vertreters Glaube in Betracht, ausser im Fall einer unfreiwilligen Stell-
vertretung, z. B. beim VorIJ.lund, wo die Beschaffenheit des Glaubens ledig-
lich aus der Person des Vertreters zu beurtheilen ist (Windscheid,
Pand. I, §. 73). - Der gute Glaube muss zu der Zeit vorhanden gewesen
sein, wo der Rechtserwerb vollendet, also das Eigenthum, das dingliche Recht,
die Hypothek in das Grundbuch eingetragen ist, nicht schon dann, wo
sie zur Eintragung angemeldet wurden (Stobbe, D. Privatr. II, 2. Aufl.,
S. 349; A. M. v. Meibom, MecklenburgischesHypothekenr. S. 90), mala
lides superveniens schadet nicht.--- Der Beweis' liegt Demjenigen ob,
welcher den bösen Glauben des Erwerbers behauptete; der Letztere
braucht nicht die Ahwesenheit der mala jides darzuthun (Seuffert's
Arch. XXXI, 187).
Um zu verhüten, dass der eingetragene EigenthÜlIler bis zur pro-
cessrichterlichen Entscheidung Verfügungen über das Grundstück vor-
nehme, deren Rechtsbeständigkeit gegenüber dem gutgläubigen onerosen
Erwerber der Kläger anerkennen müsste, kann Letzterer, wenn er
seinen zu siehernden Anspruch glaubhaft gemacht hat, die Eintragung
einer Vormerkung durch Vermittelung des ProCessricbters versaleesen
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(§. -10); er verhindert damit, dass das vorgemerkte Recht durch das
später erworbene Recht des Andern ausgeschlossen oder beeinträchtigt
werde.
§. 13 (Pr. §. 11).
Beschränkungen des Eigenthumsrechts an dem Grundstück
durch dessen Eigenschaft als Familienstammgut, durch fideikommis-
sarische Substitutionen und ähnliche Anrechte erlangen Rechts-
wirkung gegen Dritte nur durch Eintragung im Grundbuch.
Unter den hier erwähnten "Beschränkungen des Eigenthumsrechts"
sind nicht die durch dingliche Belastungen, welche den Gegenstand der
beiden folgenden Abschnitte bilden, herbeigeführten, sondern solche Be-
schränkungen in der Verfügung über das Grundstück zu verstehen, welche
aus der Beschaffenheit des letzteren hergeleitet werden und im Gegen-
satz zu Ansprüchen auf Gebrauch und Nutzung, die Proprietätsreehte
des Eigenthümers durch Anwartschaften auf das Grundstück oder durch
die aus dem Obereigenthum des Erbenzinsherrn, Meierherrn oder Erbver-
pächters entspringenden Rechte einengen. Dass solche dingliche Anwart-
schaften und Obereigenthumsrechte in das Grundbuch eingetragen wer-
den müssen, um Rechtswirkung gegen Dritte zu äussern, entspricht dem
bereits geltenden Recht (vgl. hinsichtlich der Familien-Fideikommisse:
Verordn, vom 1. Decbr. 1758 [Steinacker, Promt. I, S. 325], Verordn.
Nr. 27 vom 12. Novbr. 1827, Ges. NI'. 30 vom 20. Mai 1858, §. 10; hin-
sichtlich der Familienstammgüter : Ges. NI'. 18 -vorn 28. März 1837,
§§. 22 bis 25, Ges. Nr. 12, vom 19. März 1850, §§. 7, 8, 10, Ges.Nr. 30
vom. 20.Mai 1858, §. 1, Abs. 8, §. 9, und überhaupt: Cire.ReSCl'. NI'. 50
vom 3. März 1842, §§. 15, 23, Ges. NI'. 22 vom 19. März 1850, §§. 3,9).
Die Gültigkeit fideikommissarischer Substitutionen u. s. w. unter den
Betheiligten selbst wird natürlich durch das Erforderniss der ßil1trlil.gtmg
nicht bedingt (s, Erk. Herzog!. Oberger., I. Sen. vom 5. April
Zts ehr. IX, S. 170 ff.; vgl. ferner Zts ehr. XXXIII, S. 13).
Beschränkungen des zeitigen Eigenthümers in der Verfügung über
das Grundstück, mögen sie aus persönlichen Eigenschaften desselben her-
geleitet sein - wie Minderjährigkeit, väterliche Gewalt, Prodigali-
tät u. s. w. - oder auf besonderen privatrechtlichen -Titeln vermöge-
vertragsmässiger , letztwilliger oder richterlicher Verfügung
- z. B. Veräusserungsverbote , arrestatorische Massregeln -, haben
keinen dinglichen Charakter, .sie können nicht gegen jeden Dritten, son-
dern nur gegen Denjenigen von Bedeutung sein, welcher sich mit
verfügungsunfähigen Eigenthümer unmittelbar eingelassen hat, also ver-
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pflichtet war, sich nach den persönlichen Eigenschaften seines Mitcon-
trahenten zu erkundigen 1).
1) Zu den Eigenthurnsbeschränkungen, welche keiner Eintragung im Grund-
buch bedürfen, gehören übrigens auch die auf öffentlich rechtlichen Bestim-
mungen beruhenden, e. B. die Vorschrift desReichspostges. v.28. Oct.1871, §.17
(R.- G.-Bl.-, S. 351), woselbst den Posten etc. gestaUet ist, in besonderenFällen
sich der Neben- und Feldwege, sowie der ungehegten Wiesen und Aecker, vor-
behältlich des Rechts des Eigenthümer's auf Schadensersatz, zu bedienen. _
Der Unterschied zwischen den im §. erwähnten Eigenthumsbeschränkungen
und den sogenannten Dispositionsbeschränkungen liegt wesentlich darin,
dass sich letztere nur gegen das Verfügungsrecht des eingetragenen Eigen-
thumers richten und dessen Legitimation im Grundbudwerkehr einengen, wäh-
rend dort die Eintragung gegen alle Rechtsnachfolger des Eigenthürners uiirkt
und auch dem aus der Beschränkung Ber'echtigten bezüglich aller ihm etu:a
nachtheüigen Eintragungen Einspruchsrechte gewährt, daher Aujlassungen oder
Belastungen, um gegen spätere Anfechtung gesichert zu sein, nur mit Zustimmung
des Anwärters beziehungsweise des berechtigten Obereigenthümers erfolgen
können. Die eigentlichen Dispositionsbeschränkungen sind wie bisher (Girc.-Rescr.
Nr, 50 vorn 3. März 1842, §. 23), so auch in Zukunft in der Rubrik des
Eigenthümers (s. Motive zu §. 10 unter IV) eineutraqen. .
Zu den Dispositionsbeschränkungen gehören jedoch nur: gerichtliche
Arreste, sowie Vermerke über Eröffnung des Konkurses und Einleitung
der Subhastation. Die Arreste richten sich gegen weitere dem Arrestanten
nachtheilige Verfügungen. "Sie steüe« nicht das Recht des Eigenthümers als
solches in Frage, setzen dasselbe selbstvoraus und suchen nur künftigen Rechts-
erwerb vorzubereiten. Sie hindern also keine weiteren Dispositionen, machen
sie dem Arrestanten nur 1tnnachtheilig, indem sie der richterticbe» Beschlag-
nahmePublicität geben." (Dernburg und Hinrichs, Preuss, H.-R. I, S.410.)
Nach §. 811 G.-P.- O. richtet sich die Vol/ziehung des Arrestes in unbewegliches
Vermögennach den Landesqeseteen, und nach §. 4 des Ges. Nr, 12 'v. 1. Apn7
1879 begründet der Arrest auf ein Grundstück eine Verfügungsbeschränkung
desEigenthümers und ist, um Rechtswir'kung gegenDritte redliche Erwerber zu.
e'rlangen, in das Grundbuch einzutragen (vgl. dazu Mansfeld, Braunschw
Ausführungsges. S. 127, 128). Diese Eintragung erfolgt auf Antrag des
Gläubigers, welcher den Arrestbeschluss (einstweilige Verfügung) erwirkt hat,
Unter Vorlegung des letzteren. Die Eröffnung des Konkurses sodann nimmt
dem Gemeinschuldner ohne Weiteres dl'e Befugniss, "sein Zltr Konkursmasse
gehöriges Vermögen zu verwalten und über dasselbe zu verfügen" (R.-K.- O.
~. 5, ebensoBrschw. G.-P.-O. §. 311), und die R.-K.-O. §§.106 und 151, ~bs. ~
ub~rlässt es der Landesgesetzgebung , darüber zu bestimmen, ob und une die
lplntragung der Konkurser'öffnung beeio. der Aufhebung des KonJ.;ursverfahrens
Im ßrundbuch zu geschehen habe. In dieser Beziehung bestimmt der §. 16
des cit, Ges. Nr. 12 de 1879, dass das Konkursgericht sowohl die Eröffnung
als die Aufhebung des Konkursverfahrens von Amtswegen in das Grurldbuch
einzutragen oder wenn dasselbe mit dem Grundbuchamt nicht verbunden ist,
die Eintragung durch Ersuchen an das Grundbuchamt ungesäumt EU bewirken
habe. In derselben Weisc verhält es sich in Betreff des Beschlagnahmebeschlus.ses
bei Subhastationen (vgl. §§. 7, 24 u. 25 der Subhastationsordnung Nr. 37 e.
10. Juli 1879). Ueber die Form der Eintragung diesesBesehlagnahmebesehlu.sses,
welcher auch der Person des Gläubigers und des Betrags der Forderung, auf
welche das durch den Beschluss gewährte Vorzugsrecht 8'I'ch bezieht, ErwiiJmun.fJ
z~ thun hat, vg1. §. 10 der Instruction Nr. 20 v. 26. April 1878. In allen
dIesen Fällen ist das Eigenthum als solches nicht beschränkt, aber der zeltrge
Eigenthümer ist nicht in der Lage, dasselbe wie bisher zu iiben.
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Der §. 11 des Preussischen Grunderwerbsgesetzes wirft beide Fälle
unter einander, indem die ursprüngliche, der Fassung des §. 13 des Ent-
wurfes entsprechende Regierungsvorlage auf Vorschlag der Kommission
des Herrenhauses, welche unter den nBeschränkungen des Eigenthums-
rechts" auch die Beschränkungen des nEigenthümers" begreifen zu müssen
glaubte, dahin amendirt ist, dass auch die Kenntniss dies'er Beschrän-
kungen seitens des Dritten Rechtswirkung äussern solle, insofern der
individuelle böse Glaube der Erkennbarkeit aus dem Grundbuch gleich
zu achten sei (Werner, Mat. II, S. 19, 52).
Mit dieser Einbesserung hat man jedoch das Eintragungsprincip
durchbrochen und den Fall einer sachlichen Beschränkung des Eigen-
thums mit dem einer persönlichen Beschränkung des Eigenthümers kon-
fundirt. Jene allein gehört in das Grundbuch, sie muss, wenn sie ein-
getragen ist, eben deshalb von Jedermann gekannt sein, während, wenn
sie nicht eingetragen und gleichwohl gekannt war, dieser Umstand
möglicher Weise Entschädigungsansprüche erzeugen, aber keine ding-
liche Wirkungen hervorbringen kann. Es empfahl sich daher, sowohl
hier als hinsichtlich der Beschränkungen des Eigenthümers in der Ver-
fügung über die Hypothek (§. 50) die Wirkung gegen Dritte ausschliess-
lieh von der Eintragung im Grundbuch abhängig zu machen.
Sind die Eigenthumsbeschränkungen aus dem Grundbuch nicht
ersichtlich, so erlangt der eingetragene Erwerber ungeachtet des Grund-
satzes: nemo plus juris in alium transferre potest, quam ipse ltabet das
volle Eigenthum, da er nicht einfach in das Eigenthum seines Auktors
succedirt, sondern durch die Außassung einen selbstständigen, durch
den Richter vermittelten Erwerb nach' Massgabe des Grundbuchs er-
langt hat.
Nicht dagegen gehiJren hierher letztwillige und vertragsmässige Ver-
äusserungsverbote (Windscheid, Pond. I, §. 172a). Jene sind an sich
ohne rechtliche Bedeutung und wirksam nur, wenn darin eine zu G·unsten
eines Amlern, welchem die betreffende Sache zufallen soll, getroffene Ver-
fügnng enthalten ist; in diesem Falle liegt eben eine in die Form eines Ver-
äusserungsverbots gekleidete jideikommissarische Substitution vor, welche nach
§. 13 der Eintragung bedarf. Venragsmässige Veriiusserunqsnerbote aber be-
gründen, wenn die Veräusserung gleichwohl erfolgt, an sich nur einen persön-
lichen Anspruch auf Entschädigung. Ob dem letzteren durch. Eintragung in
das Grundbuch ohne Weiteres dingliche Wirksamkeit gegeben werden kann,
wie in dem Circularrescript de 1842 1. c. bestimmt und auch in der Praxis
angenommen worden (vgl. Erk. 0.- G. I. S. v. 7. April 1868 in Zeitschrift
X V, S. 159), ist eine richtiger wohl zu verneinende Frage, da der Charakter
des persönlichen Rechts durch die blosse Eintragung desselben in das Grund-
buch nicht geändert wird.
Zweiter Abschnitt.
Von den dinglichen Rechten an Grundstücken
mit Ausschluss der Hypothek.
Wenn das Eigenthum die Totalität aller dinglichen Rechte am
Grundstück ist, so ist das einzelne dingliche Recht bezüglich seiner
rechtlichen Wirkungen gleichsam ein aus der Reihe der Berrschafts-
befugnisse über die Sache abgelöster Bestandtheil des Eigenthums.
Daraus folgt, dass die Grundsätze über den Erwerb des dinglichen Rechts
im Wesentlichen dieselben sein müssen, wie beim Eigenthum. .Bei bei-
den ist das leitende Princip , dass der Privatwille des Einzelnen kein
dingliches Recht an Grundstücken schaffen kann, dass es dazu vielmehr
~er staatlichen Anerkennung bedarf, welche sich durch die Eintragung
nn Grundbuch kundgiebt. War es beim Eigenthum die Auflassung,
welche den Titel für die Eintragung bildete, so ist es bei den dinglichen
Rechten der nur der Vereinfachung wegen an die Stelle der Auflassung
getretene Antrag des Eigenthümers oder das solchen Antrag ersetzende
Erkenntniss , beziehungsweise das Ersuchen einer zuständigen Behörde,
ohne welche kein Eintrag erfolgt; bei beiden bleibt das obligatorische
Moment ausser Betracht, es schafft . weder Eigenthum noch dingliches
Recht, sondern es schafft nur einen persönlichen Anspruch, auf Grund
dessen die Auflassung oder der Antrag auf Eintragung des dinglichen
Rechts gefordert werden kann 1). "Wie aber die Eintragung in einzelnen
".1) Zu den in dem zweiten Abschnitt erwähnten dinglichen Rechten gehören
ZlInachst die persönlichen und Grunddienstbarkeiten, zu den ersteren ausserdem
Niessbrauch auch das Gebraucherecht (ohne FTl4chtgenuss) IIn4 das Wohnungs-
r~cht; zu den Realservituten sind auch die dl"nglichen Mitbenutzlmgsrechte an
einer Etage eines fremden Gebäudes zu zählen (flergl. Zeitschr. XXXI,
S. 161 jf.; Seuff. Arch. XXXVII, 97). Sodann sind aber auch die deutsch-
r~chtlichen Institute, soweit sie noch bestehen und nicht bereits dltrch A.b-
losungen beseitigt sind wie Reallasten Grundzl:nse u. acrgl. hierherzurechnen ;
e. B. die ReaUast auj Grund des §. ;, des Mühlenges. Nt'. Zl 17. 19. Mai 1840
(vergi. Zeitsehr. XXV, 8. 172 jf.). Ueber Emphyteuse, Erbenzinsrec~t und
Superfi.cies vergi. §. 71. Nicht zu den Grunddienstbarkeiten gehören du auf
gesetZlIChen Bestimmungen beruhenden Rechtsf1erhältnisse der benachbarten
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Fällen Eigenthum nicht begründet, sondern, wo solches anderweit bereits
erworben war, dem Eigenthümer nur einen vermehrten Rechtsschutz,
das volle Mass der im Eigenthum liegenden Befugnisse, nämlich das
Recht der Auflassung und Belastung, verlieh, so werden auch bei den
dinglichen Rechten Fälle anerkannt, wo dieselben ohne Weiteres, kraft
Gesetzes oder richterlicher Adjudikation, entstehen, also der Eintragung
nicht zu ihrer Begründung, sondern nur zu dem Zwecke bedürfen, um
erhöhten Schutz, um Geltung gegen andere nachträglich eingetragene
dingliche Rechte zu erlangen *).
Grundbesitzer, die sogenannten Legalservituten, welche nach richtiger Theorie
nicht als Dienstbarkeiten zu betrachten sind (Windscheid, Pand. I, §. 169),
auch in neueren Gesetzgeblmgen von den eigentlichen Healseroituien streng
unterschieden werden (z. B. Allg. Landr. I, 8, §. 33 ff.; I, 22, §. 1 ff., vergI. mit
I, 22, §.11 ff.; Oesterr. G.-B. §.364, vergI. rnit §. 472 ff.; Stichs. G.-B. §§.345
bis 368, vergl. mit §. 535 ff.) und, obwohl sie für den Werth des Grundlftücks
von erheblicher Bedeutung sein können, der Eintragung in das Grundbuch
nicht bedürfen, 'da das korrespondirende Recht nicht besonders erworben wird,
sondern einem Jeden durch das Gesetz bekannt ist. Diesen sogenannten Legal-
servituten sind insbesondere die Nachbarrechte und die Beschränkungen des
Baurechts beizuzählen (ver·gl. Bauordnung NI'. 60 v. 15. Juni 1876, §§. 19 bis 61).
*) Das Pr. G.-E.-Gesetz hat diese Unterschiede nicht gehörig auseinander-
gehalten. Die Regierungsvorlage zu dem §. 12 bestimmte In Absatz 1, dass
"dingliche Rechte an einem Grundstücke, welche auf einem privatrechtlichen
Titel beruhen , nur durch Eintragung begründet werden können". Bei der
Berathung des Gesetzes im Herrenhause wurde statt dessen die jetzige Fassung
des §. 12 adoptirt ;
"Dingliche Rechte an Grundstücken, welche auf einem privatrecht-
lichen Titel beruhen, erlangen gegen Dritte nur durch Eintragung
Wirksamkeit." -
Man wurde zu dieser Aenderung hauptsächlich durch die Rücksicht be-
wogen, dass nach der Fassung des Entwurfs auch das gesetzliche Niessbrauchs-
recht des Vaters 'nur durch Eintragung begründet werden könne, dass daun
aber dieser gesetzliche Niessbrauch geradezu für aufgehoben ZU erachten sei,
weil derselbe überhaupt nur als dingliches Recht gesetzlich bestehe, und dass
dessen Eintragung ohnehin Weiterungen und Kosten verursachen würde, welche
das Gesetz den Berechtigten nur, wenn sie gegen Dritte geschützt sein wollten,
auferlegen könne (Werner, Mat. TI, 8.52). Aber das Gesetz ging mit der
beschlossenen Aenderung wieder zu weit, insofern es bei alle n dinglichen
Rechten, also auch z. B. bei dem vertragsmässigen Niessbrauch, nur die. ding-
liche Wirksamkeit gegen Dritte, nicht auch ihre Begründung an die Eintragung
anknüpfte, und.so ist die Auslegung des Gesetzes in der Preuss, Jurisprudenz
streitig geworden; nach der einen Ansicht (Förster, Privatr. III, 8.
Ach ill es, Comment. 8. 29, NI'. 2) soll man trotz der jetzigen
Gesetzes daran festhalten müssen, dass dingliche Rechte an einem GJ'I1DldS1~iiclo,
soweit sie nicht durch Gesetz entstanden sind, nur durch Eintragung erworben
werden können, dass also z. B. Ersitzung nicht mehr zulässig ist, während
nach der anderen Ansicht (Dernburg, Privatr.I, 8.596, Note 4; Bl\hlnlalIJB,
Comm. 3. Aufl., 8. 69) bei der Vorschrift der früheren Gesetze bewendet, 'Wo-
nach dingliche Rechte an fremden Grundstücken überhaupt ohne
entstehen, gegen Dritte jedoch in jedem Falle nur durch Eintragung
erhalten.
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Nur in einzelnen Fällen ist theils aus Zweckmässigkeitsgründen,
theils weil die Erkennbarkeit des dinglichen Rechts auch ohnedies
vorhanden war, von dem Erforderniss der Eintragung überhaupt ab-
gesehen.
Jener Parallelismus zwischen Eigenthum und dinglichem Recht
zeigt sich auch in den Wirkungen der Eintragung, in dem Recht der
Anfechtung der letzteren, endlich auch in gewieser Weise im Erlöschen
beider Rechte; denn wie das Eigenthum an einem im Grnndbuch ein-
getragenen Grundstück nicht dadurch aufhört, dass ein Anderer dasselbe
durch Ersitzung erwirbt, so kann auch das dingliche Recht nicht durch
Ersitzung eines entgegenstehenden Rechts oder durch Nichtgebrauch
aufgehoben werden. Nur folgt es aus der Natur beider Rechte, dass,
während das Eigenthum, vom Untergang des Grundstückes durch Natur-
ereignisse abgesehen, als solches bestehen bleibt und nur in der Hand
des einzelnen Eigenthümers aufhört, das dingliche Recht, falls sein Zweck
erreicht ist, erlischt und dem Eigenthum, aus welchem es geflossen ist,
Von selbst wieder zuwächst, so dass dasselbe damit seine ursprüngliche
Unbeschränktheit wieder gewinnt. Daher bedurfte es keiner besonderen
Bestimmungen über Erlöschen des Eigenthums, wohl aber über Erlöschen
des dinglichen Rechts, das, entsprechend dem Grundsatz der Publicität
des Grundbuchs, regelmässig zu bestehen aufhört, sobald das eingetragene
Recht mit Einwilligung des Berechtigten oder kraft Richterspruchs oder
auf Ansuchen einer zuständigen Behörde wieder gelöscht ist.
§. 14 (Pr. §. 12).
Dingliche Rechte an Grundstücken, welche auf einem privat-
rechtlichen Titel beruhen, können als solche, wenn sie vertrags-
mässig oder letztwillig eingeränmt sind, nur durch Eintragung
begründet werden.
Nach dem Gesetz NI'. 22 vom 19. März 1850, §. 3 bedürfen nur die
du~ch Vertrag entstandenen dinglichen Rechte, um Wirksamkeit gegen
Dritte zu erlangen, der Eintragung in das Hypothekenbuch , wobei der
sc~on früher angeregte Zweifel wiederkehrt, was unter der dinglichen
Wrrkung eines Rechts, die nur gegenüber dem Contrahenten bestehen
so~, zu verstehen sei, da die Dinglichkeit des Rechts gerade in dessen
WIrksamkeit gegen Dritte besteht. Nach dem gegenwärtigen Entwurf
können auch die auf letztwilliger Verfügung beruhenden dinglichen
~echte, soweit sie nicht überhaupt von der Eintragung ausgenommen
eind (§.17), nur durch Eintragung erworben werden. Dsher wird durch
das VerllIächtniss des Niessbrauohs oder einer Prädialservitut am Grund-
stück des Erblassers dem Legatar beziehungsweise dessen Grundstück
das dingliche Recht nicht, wie nach gemeinem Recht (L. 1, O. comm. de
leg. 6, 43), unmittelbar durch das Vermächtniss, sondern fortan erst
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durch die Eintragung begründet, das Vindicationslegat wird also gewisser-
massen zu einem Damnationslegat, d. h. zu einem auf dem Vermächt-
niss beruhenden obligatorischen Anspruch des Legatars auf Verschaffung
des dinglichen Rechts im Wege der Eintragung herabgedrückt (vergl,
§. 21).
Uebrigens beziehen sich sowohl §.14 als §.15 nur auf solche ding-
liche Rechte, welche auf einem privatrechtlichen Titel beruhen. Die
durch Normen des öffentlichen Rechts begründeten dinglichen Rechte
bedürfen weder zu ihrer Entstehung, noch zu ihrer Wirksamkeit gegen
Dritte der Eintragung (§. 18).1)
Zu bemerken ist noch:
1. dass die Eintragung des dinglichen Rechts, abweichend von den
Grundsätzen in Betreff der Auflassung (§. 3), aber in Ueberein-
stimmung mit den Bestimmungen des Gesetzes Nr. 22 vom
19. März 1850, §. 5, Nr, 4 unter einer aufschiebenden oder auf-
lösenden Bedingung oder Befristung erfolgen kann;
2. dass das dingliche Recht auf dem Blatt des dienenden Grundstücks
eingetragen werden muss, während eine gleichzeitige Eintragung
auf dem Blatt des herrschenden Grundstücks nur notitiae causa
geschieht. Wäre das dingliche Recht nur hier, nicht bei deni
dienenden Grundstück eingetragen, so würde sich der Berechtigte
gegen die Negatorienklage des Eigenthümers nur durch eine auf
etwaige betrügliche Handlungsweise des Letzteren gestützte Ein-
rede schützen können (vergl. §. 75, verb, mit L. 4 §.31 i. j. D.
de doli exc. 44, 4 *).
1) Hieraus folgt, dass auch durch die in den §§. 34 u. 35 der Bauordnung,
Nr.60 v. 15. J~tni 1876 enthaltene, an die älteren durch §§. 4 u. 5 der Feuer-
ordmmg für die Landgemeinden des Herzogthums vom 15. Oct.1832 gegebenen
Bestimmungen sich anschliessende Vorschrift, wonach die Aussenseite eines
Gebäudes, sofern sie nicht aus einer feuersicheren Mauer besteht, von jedem
benachbarten Gebäude, beeio. 1)On der Eigenthu1JiSgrenze 2,3 m entfernt bleiben
muss, - so zwar, dass bei der erfolgenden Bebauung benachbarter Grund-
stücke, sofern nicht feuersichere Mauern aufgeführt werden, ein freier .Rau~
vo~ 4,6 m (. 16 Fuss), von Dachvorsprung zu Dachvorsprung gemessen, ~brig
bleibt - etne .Legalservitut begründet wird, dahin gehend, dass auf Jeder
Seite der geme~nsamen Grenze ein 2,3 m breites Terrain unbebaut bleiben soll,
u~d dass es folgeweise der Eintragung dieser Legalservitut in das Grundbuch
mcht bedarf; verg7. Reser, des H. Staatsminist. e. 21. Juli 1887, Nr. 7350
(Zeitsehr. j.R.XXXIV, S.179,180), wo jedoch d·ie zwischenbeidenGT'UfIIl'
st!icken einzuhaltende Entfernung irrig auf das D01Jpelte berechnet ist (vergZ;.
o-a: O.-L.-G. Br. I. S. e. 25. Juni 1888 in S. Kahn e. Behme , Zeitschr~f. B. XXXV, S. 131).
*) In diesem Sinne wurde entschieden im Erk. Herzog!. Oberger. L Ben.
vom 11. September 1863 i. S. Bühring contra Bethmann wegen Servitut.
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§. 15.
Für den Erwerb dinglicher Rechte an Grundstücken, welche
unmittelbar durch Gesetz oder durch Adjudikation entstehen, bleiben
die geltenden Vorschriften in Kraft.
Ein Erwerb solcher Rechte durch Ersitzung findet fortan nur
bei positiven Grunddienstbarkeiten statt.
1. In Betreff der unmittelbar auf Gesetz beruhenden dinglichen
Rechte soll es, so viel ihre Begründung anbetrifft, bei dem bisherigen
Recht bewenden; da dieselben nach den gelteuden Vorschriften zu ihrer
Entstehung der Eintragung nicht bedürfen, so verbleibt es dabei auch in
Zukunft. Dahin gehören vor Allem der unmittelbar mit der väterlichen
Gewalt entstehende Niesebrauch des Vaters am adventicischen Vermögen
seiner Kinder, und gewisse Fälle, wo der Niessbrauch theils in Folge
der Ehescheidung zu Gunsten des unschuldigen Theils, theils bei der
Wiederverheirathung für den Clmjux binubus begründet wird (W i n d-
scheid, Pand. H, §. 510, Note 8, §. 511, Nr. 1 und 2), soweit diese
Fälle gegenwärtig überhaupt noch praktisch sind.
2. Ebenso bewendet es auch in Betreff derjenigen dinglichen Rechte,
welche unmittelbar durch den Richter im Theilungsprocess begründet
werden (L. 6 §. 1 D. de usulr. 7, 1. L. 16 §. 1, 2. L. 22 §. 3, D.
fam. herc. 10, 2. L. 18 D. comm. div. 10, 3), bei dem bisherigen Recht;
der Ausspruch des Richters (Adjudikation) ist es, durch welchen das
dingliche Recht unmittelbar seine Entstehung erhält 1).
3. Die Frage, ob fortan ein Erwerb dinglicher Rechte an Grund-
stücken durch Ersitzung zulässig sei, ist im Entwurfe im Allgemeinen
verneinend beantwortet, indem man sich von der Erwägung leiten liess,
dass dem Erforderniss allseitiger Erkennbarkeit des dinglichen Rechts
und damit der Sicherheit des Realkredits nur durch die Eintragung im
Grundbuch genügt werden könne. Schon nach der bisherigen Gesetz-
gebung können Dienste und Zehnten überhaupt nicht mehr erworben
werden (Ablös.-ürdn. §. 6); von den Grunddienstbarkeiten, sowohl den
römischrechtlichen als den deutschrechtlichen, sind die wichtigsten durch
Gemeinheitstheilung abgeschafft; sie auf dem Wege der Verjährung
wieder einzuführen *), würde zu einer Verwirrung der durch die Separa-
1) Servituten, welche bei Veräusserung von Grundstücken ~m Wege. de~
Zw~ng8Versteigerung auferlegt werden, erlangendurch Aufnahme UI das Ad~udt­
katzofISUrlheil und vom Taqe der Zustellung desselben an ohne WNieres
Rechtsbestand (Ges. Nr. 37 v. 10. Juli 1879, §§. 70 ff.); s. Zeitschr. r. R.
XXIX, S. 5; Seuff. Areh, XXXVII, 10.
*) In Preussen ist die Ersitzung für die in Folge der Gem.-Thl.-O:. V?ffi
7.: Juni 1821 und des Nachtragsgesetzes vom 2. März 1ßSO als kulturschädhch
fur ablösbar erklärte Grnndgerechtigkeiten ausgeschlossen.
tion geordneten Verhältnisse führen, daher denn auch häufig in den
Separationsrecessen ein - durch das Preuss. Landrecht I, 9, §§. 565
und 669 allerdings gestatteter, mit richtigen Rechtsgrundsätzen aber
unvereinbarer (Savigny, Syst. V, S.411 und Erk. O.-G. I. S. v. 6. Nov.
1877 [Zeitschr. XXV, S. 32]) - Verzicht auf den künftigen Erwerb
ländlicher Servituten durch Verjährung zu finden ist. Das französische
Recht lässt die Ersitzung nur bei servitudes continues et apparentes, d, h.
bei Servituten, welche ständig sind und sich durch äussere Anlagen an-
kündigen, zu, schliesst sie dagegen bei nicht ständigen oder verborgenen
Dienstbarkeiten aus (Code civ., art. 690, 691). Der Entwurf gestattet
die Ersitzung bei den positiven, d. h. bei allen denjenigen Grunddienst-
barkeiten, welche den Berechtigten zu einem Thun berechtigen, den
Eigenthümer der dienenden Sache aber zu einem Dulden verpflichten.
Es gehören hierher z. B. die Wegegerechtigkeiten, die Weide - und
Schäfereigerechtsame , Wasserleitllngsservituten, Nutzungen an Forsten
(wie Holzgerechtsame, Forstweideservituten, Mastgerechtsame, Berechti-
gung zum Laub- und Streuharken und dergleichen mehr 2). Diese Grund-
dienstbarkeiten sind zwar theilweise nicht ständig, aber sie gehören alle
in gewissem Sinne zu den nservitudes apparentes" , sie machen sich theils
durch äussere Verrichtungen, theils durch die Art ihrer Ausübung
äusserlich erkennbar und ersetzen dadurch die Offensichtlichkeit des
Erwerbes, welche sonst durch die Eintragung im Grundbuch erreicht
sein würde. Da dieses Kriterium der Erkennbarkeit den im Geheimen
fortschleichenden negativen Servituten abgeht, so musste sich hier die
Zulässigkeit der Ersitzung von selbst verbieten 3).
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2) Sofern es sich um Gemeinde- beeui. Gemeinheitsgut handelt, kommt
hierbei neben der unvordenklichen Verjährung nur die 30jährige ausserordent-
liche Ersitzung in Betracht (V. - O. Nr. 35 v. 19. Febr. 1814, §.7, Abs. 2;
N.-L.-O. v.l0. o«. 1832, §. 46; L.-G.-O. §. 123; Zeitschr. VI, S.170,;
VIII, S.28; XIV, 8.180; XV, S.l27; XX, S. 94; XXXI, S. 166).-
Was die Frage anlangt, ob das Recht, Fenster in der Wand des Nachbaren
zu haben, eine affirmc:tive oder negative Servitut begründet, so wird das
Erstere anzunehmen sem (vergI. L. 4 D. de S. P. U. 8, 2; Bauordn. de 1876,
§.55; Stölzel im civ. Arch., Bd. 52, S. 207 ff.; Zeitschr. f.R.XXXIV,
S. 44 ff.).
3) In der Begründung zu dem Entw. eines bürg.erlichen Gesetzbuchs f. d.p. Re~ch von J o.h0 w, Ba. II (1880), S. 1175 wird hervorgehoben, dass ~
emen mneren. W~derspruch berge, wenn das hiesige G. _E. - G. im §. 14 du
t·twtragsmässige Erwerbung dinglicher Rechte an Grundstücken nur durch Ein-
tragung begründet werden lasse und daneben im §. 15 bei positiven Grund-
dienstbarkeiten die Erwerbung durch Ersitzung zulasse. Zur Rechtfertigung
dieser Zulassung ist geltend gemacht, dass diese Grunddi~nstbarkeiten aUe in
ge:wissem Sinne zu den apparenten gehören, sich theils durch äussere Vor-
"lchtungen, theil« durch die Art iMer Ausübung äusserlich erkennbar machen
und dadurch die Offensichtlichkeit der Erwerbung ersetzen welche sonst dwrch
die Eintragung im Grundb'uche erreicht sein würde. A~s diesem Umstande
würde aber, wenn man ihm überhaupt entscheidendes Gewicht beimisst, wr
Allem zu folgern sein, dass die fJertragsmässige Erwerbung der positiven
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§. 16.
Wenn die unmittelbar durch Gesetz oder durch Adjudikation
entstandenen dinglichen Rechte (§. 15) nicht hinterher eingetragen
sind, so erlöschen sie als solche und verlieren jede fernere ding-
liche Wirksamkeit bei einem nicht lediglich auf Universalsuccession
beruhenden Wechsel des Eigenthums an dem belasteten Grundstück.
Dasselbe gilt in Bezug auf gesetzliche Abfindungs- und Alten-
theilsrechte, wenn das belastete Grundstück unter Zustimmung der
Berechtigten ohne vorgängige oder gleichzeitige Eintragung dieser
Rechte auf den alleinigen Namen des Anerben eingetragen wird.
1. Das durch Gesetz oder Adjudikation entstandene dingliche Recht
(§. 15, .Abs. 1) kann auch ohne Eintragung gegen Denjenigen, gegen
welchen es entstanden ist, sowie gegen dessen Erben geltend gemacht
werden; auch leidet es keinen Zweifel, dass z. B. der zum Niessbrauch
am Muttergut des Kindes berechtigte Vater, auch wenn derselbe nicht
eingetragen ist, sich nicht nur durch Anstellung von Interdicten den
Schutz des Quasibesitzes seines Niessbrauchs verschaffen, sondern auch
mit der konfessorischen Klage gegen Denjenigen schützen kann, welcher
sich ohne eigenes Recht im Besitz des Grundstücks befindet. Um sein
Recht aber auch gegen Denjenigen geltend machen zu können, welcher
vermittelst eines speciellen Titels Rechte am Grundstück erworben hat,
namentlich also auch gegen den Singularsuccessor des Eigenthümers und
dessen Nachfolger, muss das dingliche Recht im Grundbuch eingetragen
sein. Dieser Rechtssatz enthält zwar eine Abweichung von dem bis-
herigen Recht, aber er erklärt sich dadurch, dass das dingliche Recht
nur dann absolut, d. h. gegen den redlichen Erwerber des Grundstücks
Grunddienstbarke#en von dem Erfordernisse der Eit~tTagung ~u befr~ien sei,
und erst hierau« iourde weiter die Zulassung der Ersitzung dieser Dum.IJt~ar.
keite« herzuleiten sein. Nimmt man aber die positiven Grwnddienstba'rkelfen
von der Regel. dass zu der vertragsmässigen Erwerbung der Di~nstbarkeiten
~n Grundstücken Eintragung erforderlich, nicht aus, so bl7det du Zula:~sung
threr Ersitzung eine durch keinerlei praktische Rücksichten zu rechtfertigende
Folgewidrigkeit."
Hierbei scheint übersehen zu sein dass eine Servitut, welche durch Vertrag
begründet wird, nicht ohne Weiteres für Jedermann offens'ich~lich iS!, da die
AUSübung derselben erst nach Abschluss des Vertrages möglich sem konnte.
Bei Servituten, welche 20 oder 30 Jahre lang sich durch äussere Vorrichtungen
~er durch die Art ihrer Ausübung äusserlich erkennba~ g~cht h~~en. mag
dIe Ojfensichtlichkeit dieser Ausübung die N othwend,gkeit ~er El~tragul~g
eTsetzen; wodurch aber soU die Existenz eines Ve'rtrags, als e.nes Mtttels fur
B:gründung der Servitut, zu aUgemeiner Kenntnis» gelangen,~enn ,'!icht eben
:.e Eintragung derselben in. Grundbuche hinzulwlnmt? E,n WtderSpl'uch
ann daher nicht anerkannt werden.
wirken kann, wenn es Jedem erkennbar geworden ist, was eben durch
seine Eintragung im Grundbuch erreicht wird. Daher ist im Entwurf
bestimmt, dass das dingliche Recht ohne Eintragung bei einem durch
Singularsuccession begründeten Eigenthumswechsel erlischt, ähnlich wie
nach Art: 306 des H. - G. - R auch im Handelsverkehr gegenüber dem
redlichen Erwerber des Eigenthums der Sache njedes früher begründete
Pfandrecht oder sonstige dingliche Recht erlischt, wenn dasselbe dem





2. Der Abs. 2 enthält einen aus dem Bauernrecht hergenommenen
speciellen Anwendungsfall des im ersten Absatz ausgesprochenen Grund-
satzes. Wenn bei bäuerlichen Erbfällen in der Descendentenlinie die zur
Erbfolge ab intestato Berufenen bis zu erfolgter Erbauseinandersetzung
in gemeinschaftlicher Were verbleiben, so können Verfügungen über die
Substanz des Hofes nur von der Gesammtheit der Miterben vorgenommen
und das Eigenthum im Grundbuche nur auf diese Gesammtheit über-
tragen werden, ein Grundsatz, welcher in der hiesigen Praxis konstant
anerkannt (Zeitschr. XII, S. 52 ff.; XX, S. 68, 241; XXI, S. 99 und
Seuffert's Arch.XVI, 135; XXVI, 49) und in §. 25, Abs.2 der G.-B.-O.
ausgesprochen ist. Wird die Gemeinschaft aufgehoben, so bedarf es zur
Eintragung des ausschliesslichen Rechts der Anerben der Zustimmung
sämmtlicher Miterben (G.-B.-O. §. 25, Abs. 3); die den übrigen Descen-
denten und dem überlebenden Ehegatten gosetelich gebührenden ding-
lichen Rechte auf Abfindung und Altentheil, welche nach früherem Recht
mit der Erbtheilung, nach dem Ges. Nr. 11 vom 28. März 1874, §§. 5,
8, 11, 12, 14 bis 16 bereits mit der Delation der Erbschaft existent und
transmissibel geworden sind, bedürfen an sich zu ihrer Begründung der
Eintragung nicht (s. auch Circ.-Rescr. vom 3. März 1842, §. 27, Abs. 1
und 2); gegen den als Singularsuccessor des Hofes eingetragenen An-
erben aber können sie nur dann dingliche Wirksamkeit ausüben, wenn
sie vor der Umschreibung des Hofes auf dessen Namen oder mindestens
gleichzeitig mit derselben im Grundbuch eingetragen sind.
§. 17.
Der Eintragung bedürfen nicht, werden vielmehr bezüglich der
dinglichen Wirkung den eingetragenen dinglichen Rechten gleich
geachtet:
1. Die durch Ersitzung erworbenen positiven Grunddienstbar-
keiten;
2. die gesetzlichen Vor- und Wiederkaufsreehte;
3. die bei Anlegung von Torfstichen und bei Enteignung von
Grundstücken vorübergehend durch Gesetz begründeten
dinglichen Rechte;
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4. die bei Ablösung der Holzberechtigung an deren Stelle ge-
tretene beständige Holzrente, soweit dieselbe bisher von der
Eintragung gesetzlich ausgenommen war
(Gesetz Nr. 43 vom 12. Februar 1842, §. 15 1) ,
" "29" 3. Juli 1851, §. 19,
" "9" 7. Februar 1857, §. 1);
5. diejenigen Gebrauchs- und Nutzungsrechte, welche nach den
§§. 8, 22 und 145 des Berggesetzes vom 15. April 1867 im
Wege des Zwangsverfahrens erworben werden können.
Von dem Grundsatz, dass alle auf privatrechtlichem Grunde beruhen-
den dinglichen Rechte eingetragen werden müssen, macht der Entwurf
gewisse Ausnahmen in solchen Fällen, wo entweder die Erkennbarkeif
des dinglichen Rechts auch ohne Eintragung vorhanden ist, oder wo
Zweckmässigkeitsgründe dagegen sprechen j die so ausgenommenen ding-
lichen Rechte söllen dieselbe dingliche Wirksamkeit gegen Dritte äusseru,
als wären sie eingetragen 2). Es gehören hierher:
1. Die nach §. 15, Abs. 2 auch ferner der Ersitzung fähigen "posi-
tiven Grunddienstbarkeiten" , sofern sie durch Ersitzung wirklich erwor-
ben sind, mögen sie übrigens an den Besitz eines Grundstücks gebunden
sein, oder aus der Zugehörigkeit zu einer Korporation, Gemeinde, In-
teressentschaft sich ergeben (Stobb e , d. Privatr. II, 2. AuH., S. 216).
In Preussen (schon nach Allg. Landr. J, 22, §. 18 u. Anh. §. 58, später
allgemein nach §. 12 des Grunderwerbsgesetzes j über das frühere Hannov.
Recht vergl. v. Bar, Hannov. Hypothekenr. S. 26, Note 13), Sachsen
1) Gesetz Nr. 43· vom 12. Februar 1842, §. 15, Absatz 3: "Im Uebrigen
jinden die §§. 193 bis 195 der Gemeinheitffthe't7ungsordnung auf die beständiqe
~ente Anwendung. Die Eintragung derselben in die Hypothekenbücher findet
Jedoch bei den Cammer- und Kloffterforfften nicht statt,".
Gesetz Nr. 29 vom 3. Juli 1851, §.19: "Eine hypothekarische Eintragung
de: Holzrenten und Kapitalentschädigungen auf die belasteten Forsten soll
nIcht staftjinden." .
_ Gesetz Nr.9 vom 7. Febr.1857, §.1:·"Das Ge~etz vom 3. Juli 1~51 (Nr.29)
~ber die Ablösung der den Berechtigten im Bezirke des Amtsgenchts. Seesen
In den vormaligffi Comnzunion- Harzforfften zUfftehenden Holzberechtzgungen
soll auch auf die Ablösung der ungemessenffi Be:echtigu'}gen auf den Holz-
bedarf, welche den Eingesessenen der AmtsgenchtsbeZlrke Harzburg und
Lutter a. B. z'ustehen, ..... Anwendung finden." .
2) Nutzungsberechtigungen an einem Grundstücke, welche siimmthchen
F!inwohnern des betreffenden Orts zustehen,so zwar, dass sie.nicht ~ls jura
smgulorum auf einem Individualtitel, sondern lediglich auf~ G:mel1ldever-
bande beruhen, fehlt überhaupt die privatreehUiche Natur; SIe k{mnen. daher
~ur aUf administrativem Wege geregelt (vgl. Minist.-R,escr.. e. 10. Aprl! 1860
Irl Bege's Repert, IX, S. 197ff.), nicht aber als dl1lgllche Lasten m ,das
GrundbUch eingetragen .werden; vgl. Beschl. O.- L.- G. Br. I. S. v. 13. l'ebr.
1889 i, S., die Eintragung VOll Nutzungsrechten an den der Stadtkasse zu
Blankenburg als Eigenthum iiberwiesmen gemeinschaftlichen Anlagen betr,
(Ztschr. t.' R. XXXVI, S. 35 bis 45).
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(G.-B. §§. 567, 574, 576, 577 vergl. mit §. 661), Oldenburg (G.-E.-Ges.
§. 11) ist die Entstehung oder Gültigkeit der Realservituten überhaupt
nicht an das Erforderniss der Eintragung gebunden, weil sie meistens
für den Werth des mit ihnen belasteten Grundstücks unerheblich seien,
in vielen Fällen auch die Besichtigung der Lokalität die Existenz der-
artiger Dienstbarkeiten zu erkennen gebe. Es schien jedoch richtiger,
um nicht einen Riss in das System des Entwurfs zu bringen und zugleich
dem bisherigen Rechtszustande sich möglichst anzuschliessen, bei den
auf Vertrag oder letztwilliger Verfügung beruhenden Realservituten über-
haupt keine Ausnahme von dem Erforderniss der Eintragung zu statuiren,
letztere vielmehr nur bei den durch Ersitzung erworbenen positiven
Grunddienstbarkeiten für überflüssig zu erklären, welche, wie bereits zu
§. 15 hervorgehoben wurde, meist durch- dauernde Anlagen oder Anstal-
ten oder durch die Art ihrer Ausübuug kenntlich geworden sind, eben
deshalb aber auch der Eintragung entbehren können 3).
3) Die Gesetzgebung der meisten deutschen Staaten ist allel'dings der An-
wendung des Eintmgungsprincips auf die Grunddienstbarkeiten nicht günstig
gewesen. Die in den Mot~'ven erwähnten Preussischen und Oldenburgischen
Gesetze (vergI. ausserdem das Anhalt. Ges. vom 11. März 1877, die Einfüh-
rung der Grundbücher betreffend, §. 3, Abs. 2) erkläl'en die Eintmgung der
Realservituten zwar für zulässig, aber weder zur Erwerbung derselben, noch
zur Erlangung der Rechtswirkung gegen Dritte für nothwendig. Nach der
Sächsischen Gesetzgebung und der der meisten thüringischen Staaten ist sie sogar
nicht einmal zulässig. Ueber das Oesterr, Recht t'gl. Strohal in Grünhut's
Ztschr. IV, S. 475 ff. (1877). Indessen spricht für Beibehaltung des im
Gesetze befolgten Princips ausser den bereits in den Motiven herv()rgehobe!uin
G1'ünden auch die Erwägung, dass Grunddienstbarkeiten l:n der That häufig
van grosser wirthschaftliche1' Bedeutung für das dienende Grundstück und
somit van liJesentlichem Einfluss auf dessen Werth sind, wie e, B. die Ver-
pflichtung, das betreffende Grundstück nicht als Baugrund zu oeruierthen, oile1'
übelriechende Abflüsse aus benachbarten gewerblichen Anlagen aufzunehmen,
und dass ferner nicht immer die Grenze zwischen der Grunddienstbarkeit 1Ulil
der in jedem Falle einzutragmden Reallast scharf gezogen werden kamJ,
namentlich. da, wo mit einer Gruriddienstbarkeit auf Seiten des fdienenden
Grundstücks noch die Verpflichtung zu einem Geben oder Tltun oder auf
Seiten des herrschenden Grundstücks die VerpfliChtung zu einer G;gmleistung
verbunden 2'st (vergl. Stobbe, Deutsches Pr.-R. 2. Aufl., 11, S. 215, Seuf/-
Arch, XXVI, 108; XXIX, 12; XXXIV, 16).
Auch dem Hamburg. Gesetze über Grundeigenthum und Hypotheken i10S
4, ?ecember .1868,. welches übrigens den Erwerb durch Vertrag und Ersitzv;tl
gleIChstellt, hegt dIe Unterscheidung zurischen. negatit'en und positl'vm Smntu-
ten zu Grunde. Die Motive, (v. Duhn, Deutschrechtliche Arbeiten, 187J,
S. 52) sagen darüber: nJme (die negativen) sind es, welche für die rechtlieBe
1jJehandl!lng ~er Veräusserung einer Paredle des Grundstücks gleichste1felt,
indem durch Ihre Canstituirung ein ideeller, wie dort ein materieller ThCll, d~
EigC11thums abgetreten wird; sie gehören nicht zu den offmsichtlicken lI1I4J
köm~en de~ Werth eines Grundstücks erheblich' verringern .•. Anders~Mlt
es Steh 11l1t den nur die Ausschliesslichkeit der Bmutzung des Eigmth1i."fIt.!
be~chriinkendm dinglichen Rechtm an seiner Sacke. Van dieser par#~
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2. "Gesetzliche Vor- und Wiederkaufsrechte." Gesetzliche dingliche
Vorkaufsrechte existiren, von anderen unpraktisch gewordenen Fällen
(s. z. B. Seuffert, Arch. XXII, 230) abgesehen, nur noch zu Gunsten
des Eigenthümers der Emphyteuse (L. 3, C. de jure emphyt. 4, 66), des
Erbenzinsherrn bei einer Veräusserung des Erbeneinsgrundstücks (Ldsf.
Rescr. vom 11. Oktober 1783 bei Steinacker, Promt. I, S. 280, 281)
und nach §. 144 des Berggesetzes vom 15. April 1867 für die zu den
Zwecken des Bergbaues expropriirten Grundstücke, wenn sie aufgehört
haben, den Zwecken der Expropriation zu dienen. Aehnlich ist es mit
dem dinglichen Wiederkaufsrechte (Bergges. 1. c.). Alle diese Rechte
haben eine geringfügige Bedeutung, daher ihre Eintragung entbehrlich
erscheint. .
Vertragsmässige oder letztwillige Vorkaufsrechte haben an sich nur
einen obligatorischen Charakter (L. 75 D. de coni». emt. 18, 1); sollen
sie als dingliche Rechte mit der Eigenschaft, gegen Dritte zu wirken,
konstituirt werden, so bedarf es dazu der Eintragung unter ausdrück-
licher Bewilligung des eingetragenen Eigenthümers (§. 20) (vgl. §§. 828,
954, 957 des Entw. des Bürg. Gesetzb. und Motive dazu Bd. III,
S. 162, 163).
3. Die bei Anlegung von Torfstichen gesetzlich (Gesetz Nr. 19 vom
11. Mai 1840, §. 2) bestehende Befugniss, Privatwege oder benachbarte
Gemeindeänger oder mit Hütungsservituten belastete Privat - oder
Gemeindewiesen mit dem Fuhrwerk gegen Entschädigung zu passiren,
wenn ohnedies der Torf von dem auszutorfenden Grundstück nicht
abgefahren werden kann. Eben dahin gehören auch die durch die §§. 9
und 10 des Expropriationsgesetzes Nr. 78 vom 13. September 1867 im
Fall der Enteignung von Grundstücken begründeten Rechte zur vorüber-
gehenden Benutzung derselben und zur Vornahme vorbereitender Hand-
lungen auf dem Grundstück. Diese Rechte würden sich schon ihres
transitorischen Charakters wegen zur Eintragung im Grundbuch nicht
wohl eignen.
4. Die bei Ablösung der Holzberechtigung an .deren Stelle getretene
beständige Holzrente 4) ist nach Gesetz Nr. 43 vom 12. Februar 1842,
leitung und derglm"chen, g'tlt die Annahme, dass sie für das dienend~ Urun4-
stück meistens von geringer, für das herrschen~ da.gegCf! '/)~ erhe~llcher Be-
deutungund manchmal unentbehrlich sowie dass SiebeiBeSichtlgungC'tne8 Grulld-
stücks oft ebenso deutlich wie dess:,.physische QualitQten w~hmbar sind."
" Die Schwierigkeit, '~elche aus der Eintragu'!9 ~ereit~ bestehender. Grund-
dlenstbarkeiten soweit sie nicht bereits durch die bisherige Gesetzgebung 17or-
geschrieben wa;, hervorgeht, .hat zur Festsazung einer fitr die ~öhnliC~
Fälle ausreichenden Anmeldun!pfrist v<m einem Jahre, welche fur g~Wl~se
ausserordentliche Fälle ohnehin noch verlängert ist, geführt (§. 7 des Em/uh-
rungsgesetzes).
4) Die Eintragung der auf Kammer- UfId Klosterforsten tmd auf den vor-
maligen Kommunionharz-Forsten ruhentlen HolzrC'tltC1l würde mitgrossen
Schwierigkeiten verbunden sein auf welcke bereits i. Beser. des Oberger. vom
29. April 1856 (Bege, Bep. vra, B. 83) aufmerksam gemacht ist. Die nach
4*
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§. 15, Absatz 3 bei den Kammer- und Klosterforsten , desgleichen nach
den Gesetzen Nr. 29 vom 3. Juli 1851 §. 19 und Nr. 9 vom 7. Februar
1857 §. 1 bei den innerhalb der Amtsgerichte Seese?, Harzburg und
Lutter am Barenberge in den vormaligen Kommumonharzforsten be-
lasteten Forsten von der "Eintragung im Grundbuch ausgenommen, und
lag kein Grund vor, hierin Aenderungen eintreten zu lassen.
5. Nach dem Berggesetze Nr. 23 vom 15. April 1867 werden-
Gebrauchs- und Nutzungsrechte im Wege des Zwangsverfahrens theils
zum Zwecke des Schürfens -(§. 8), theils : zur Vornahme von Versuchs-
arbeiten (§. 22), theils für den Betrieb des Berghauses (§. 145 vergl. mit
§§. 59, 138 bis 141) durch Beschluss der Bergbaubehörde beziehungs-
weise der betreffenden Kreisdirection bewilligt. Auch diese Rechte er-
scheinen nach einmal erfolgter Besitzergreifung für jeden Dritten leicht
erkennbar und bedurften deshalb keiner weiteren Eintragung im Grundbuc~; -
Das Preussische Grunderwerbsgesetz , welchem die unter 3. und
4. erwähnten Ausnahmen fremd sind, hat dagegen a~ch Miethe und
Pacht von der Eintragung ausgenommen; es beruht dies auf dem land-
rechtlichen Satze (I, 21, §. 2), dass Kauf Miethe nicht bricht. Da bei
uns das durch die Verordnung vom 25. Oktober 1760 begründete Recht
des Miethers, im Fall eines auf gewisse Jahre geschlossenen schriftlichen
Kontrakts dem Käufer nicht weichen zu müssen, nach richtigerer Ansicht
(Zeitsehr. I, S. 57; IV, S. 152) keinen dinglichen Charakter hat, so
konnte von der Aufnahme einer ähnlichen Bestimmung abstrahirt werden 5).
der G.-Th.-O. beziehungsweise nach dem Gesetz Nr. 48 vom 12. Eebr. 1842 für
Holzberechtigte festgestellten Kapitalentschädigungen sind schon bisher von der
Eintragung nicht ausgenommen gewesen. Zwar war dies nach Massgabe der
eitirten Gesetze bezüglich der Kommum'onharz _Forsten in Betreff der den
Holzberechtigten gewährten Kapitalen..tschädigzmgen der Fall, indess braucht!
derselben im !!egen.wärtigen Gesetze keine Erwähnung zu geschehen, da.~
H. Kammer, Direkuon der Forsten, bisher in allen Fällen der letzteren Art su:~
recessmässigverpflichtet hat, die Kapitalentschädigungen inne-rhalb vier Woche1J
nach Empfang der Recessausfertigung gemäss §. 2(Jl der G.-Th.-O. zu zahlen
und ohne Zweifel ihrer Verbindlichkeit pünktlich nachgekommen sein toirtl.
Derselbe Grund waltet ob in Betreff der etwa nach §. 8, Nr. 2b, und §. !-P-
des Gesetzes de 1851 eit. konstituirten Geldrenten . eventuell würde deren E,.-
tragung ohne erhebliche Schwierigkeiten zu bewirken sein.
5) Während in §. 71, Abs. 1 u. 2 des Ges. Nr. 37 v. 10. Juli 1879 be~
is~, dass durch die Zwangsversteigerung alle Hypotheken erlöschen, soweit Bi#
m~ht. vom Ersteher nach M~sgabe der Versteigerungsbedingungen oder MeiJ-
traglzeher Verabredung flOU Ihm übernommen sind, und dass die Gebra~_
und 'Nutzungsrecht~,welche nach den §§. 8, 22 u. 145 des Berggesetzes- Nr. .~..
v. 15. Azm"l 1867 ~m Wege des Zwangsverfahrens gegen den Eigenthümertlil!>
Grundstücks erworben werden können, als Lasten auf den Ersteher übergi!felit
schreibt der §. 71,. Abs. 3. der Subhast.- Ordn; flor: "Dingliche Lasten~.
Art, welche auf emem zmvatrechtlichen Titel beruhen und im Grundbuche~
getragen sind, müssen, 1venn die Versteigerungsbedingungen nicht das G~
theil enthalten, flon dem Ersteher übernommen werden Dasselbe ist. derF4JI.
hinsichtlich der durch Ersitzung erworbenen· positi'V~ Grunddienstb - .-
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§. 18.
Der Eintragung bedürfen ferner nicht die gemeinen Lasten.
Zu denselben gehören ausser den staatlichen Grundsteuern alle
nach Gesetz oder Verfassung auf Grundstücken ruhenden Lasten,
insbesondere die aus dem Gemeinde- nnd Kreisverbande, oder aus
dem Kirchen-, Pfarr- und Schulverbande entspringenden, an Kirchen,
Pfarren, Opfereien und Schulen, oder an Kirohen-, Pfarr-, Opferei-
und Schuldiener zu entrichtenden, oder aus der Verpflichtung zu
öffentlichen Wege-, Wasser-, Deich - und Uferbauten -entstandenen
Abgaben und Leistungen, ferner die Beiträge, welche an die
Landes-Brandversicherungs-Anstalt oder an andere zu gemein-
nützigen Zwecken errichtete, von der Staatsbehörde genehmigte
Realverbände zu entrichten sind 1).
Im Zweifel wird angenommen, dass die an die vorgedachten
geistlichen Institute oder deren Diener zu entrichtenden Abgaben
und Leistungen aus dem Kirchen-, Pfarr- und Schulverbande ent-
springen, wenn die Grundstücke, auf welchen sie ruhen, zu diesem
Verbande gehören 2).
und der übrigen im §. 17, Nr. 2 bis 4 des Grunderwerbsgesetzes bezeichneten,
derEintragung nicht bedürfenden dinglichenLasten. AUesonstigen auf privat-
rechtlichem Titel beruhenden dinglichen Lasten, wenn sie im Grundbuche nicht
eingetragen sind, hat der Ersteher nur im Falle persönlicher Verpflichtung zu
übernehmen."
1) Der Entwurf hatte aU'l!ser den Brandkassenbeiträgen auch diejenigen
Beiträge zu den gemeinen Lasten gerechnet. welche "an andere gemeinnützige,
v?n der Staatsbehörde genehmigte Institute zu entrichte-n sind". Diese ~orte
~nd auf Veranlassung der Justizk(}mmission der Landesversarnmlung m~ ~en
lm Gesetz enthaltenen vertauscht um deutlicher auszudrücken, dass BeItrage
an gewöhnliche Privatgesellschajten, zu denen der Beitritt jedem einzelnen
Grundstücksbesitzer freisteht, nicht hierher gerechnet werden können. Das
e~tscheidende Moment ist. dass es sich um gewisse Verbände handelt, welche
fur das öffentliche Wohl bedeutsame Zwecke ve-rfolgen. und welchen alle
Gru.ndstücke derselben Art .zugehören, so dass jeder. Rechtsnachfolge: o~ne
Wl'lteres Mitglied des Verbandes ist. In der Regel w~rd dem Staat bei Grlln-
dung und Leitung dieser Realverbände eine dauernde Einwirkung zu.stehen,
häufig werden auch die v(}n den Interessenten zu leistenden rückständig ge-
blieb~nen Beiträge in gleicher Art wie 'die öffffitlichen Steuern ,auf ~dmin~­
strat~vem Wege exekuticisch beigetrieben werden können; doch ,st dies kei»
nothwendiges Erfordemis« für den Begriff der hier in Betracht lwmmenden
Abgaben.
2) Der Absatz 2 t'erdankt seine Entstehung einer mit der Justisk(}mmisSt'on
getrOffenen Uebereinkunft. Da nämlich §. 18 nicht nur die Vlm Zeit des In-
krafttretens dieses Gesetzes an erst entstehenden, sondern auch die in der Ver-
gangenheit begründeten und jetzt rwch bestehenden Parochiaf- ,!nd, ähnli~he
Lastenv(}n dem Eintragungsswang ausnimmt, SQ w'iirae an nch ~n Jedem l'lU'
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Die sogenannten gemeinen Lasten beruhen nicht auf privatrecht-
lichem Titel, sondern sind Ausfluss des öffentlichen Rechts und haben
mehr einen steuerlichen Charakter; sie müssen jedem Staatsbürger ohne
Weiteres bekannt sein oder können wenigstens durch Einsicht der für
diese Lasten bestehenden öffentlichen Register oder durch Nachfrage bei
Personen" welche mit den Verhältnissen vertraut sind, leicht erkundet
werden. Es erscheint daher gerechtfertigt, sie von dem Erforderniss der
Eintragung auszunehmen, zumal sie selten nach grösseren Beträgen
rückständig sind und daher den Werth des Grundstücks und dessen
Kreditfähigkeit nicht erheblich gefährden können. Der gleiche Grund-
satz gilt in Preussen (Pr. G.-B.-O., §. 11, Nr, 1, Abs. 2), und zwar für die
alten Provinzen auf Grund des §. 49 der Konkursordnung vom 8. Mai
1855, für die neuen Provinzen auf Grund der betreffenden Einführungs-
gesetze (vergl. für das Jadegebiet Gesetz vom 23. März 1873, §. 5, für
Schleswig-Holstein Gesetz vom 27. Mai 1873, §.45, für Hannover Gesetz
vom 28. Mai 1873, §. 12, für Kurhessen Gesetz vom 29. Mai 1873, §.52),
ebenso auch in Oldenburg (Grunderwerbsgesetz vom 3. April 1876, §.12,
s. Bahlmann, Comment., 3. Aufl., S. 500, 527, 530, 553).
zelnen Falle festzustellen sein, ob die betreffende Last öffentlichrechtlic1le1i
Ursprungs ist, oder ob sie auf prioatrechtlichem. Titel beruht, in welchem
letzteren Falle deren Eintragung nach §. 7 des Einführungsgesetzes innerhalb
eines Jahres, vom 1. Oktober1878 an gerechnet, bei VeT1neidung de-r Erlöschung
des dinglichen Charakters des Rechts würde erfolqen müssen. Nun ist aber
gerade bei den an die geistlichen Institute und deren Diener zu entrichtende'll
Abgaben ~tnd Leistungen deren Ursprung meistens verdunkelt, und das häufig
mangelhaft qefiihrte corpus bonorum kann dabei um so weniger zum Anhalts-
punkt dienen, als vielfach im Laufe der Zeiten schwer zu eruirende Modifi-
kationen, welche nicht blos« auf die Art, sondern auch auf den Grund dtr
Leistung von Einfluss gewesen sind, stattgefuntien haben. Bei der ungewöhn-
lich grossenZahl dieser an sich meist sehr geringfügigen, noch nicht abgelösten
Lasten würden daher aus der Feststellung der rechtlichen Natur derselbe'll.
ungewöhnliche Schwierigkeiten und Weiterungen e-rwachsen, welche selbstbei
einer erheblichen Ve-rlänge1'Ung der Eintragungsfl'ist nicht zu vermeiden seilI.
und leicht zu einer Schädigung der geistlichen Stiftungen würden führe'll
können. Da es aus principiellen Gründen unzulässig war, die fraglichen Ab-
gaben, ohne Unterscheidunq, ob sie wirkliche PU!rochiallasten oder privatreiht-
liehen Ursprunq« sind, von der Pflicht de-r Eintragung z-u eximiren, so' erillies
sich als ein praktischer Ausweg der im Gesetz gewählte, wonach man ei~fitll
die meisten Fälle ohnehin zutreffende faktische Präsumtion zu einer rechtlicMJt!
(praes. juris) e-rhob, dass nämlich, wenn die Grundstücke, von welchen·tIit .
bet~effende Abgabe entrichtet wird, zu dem. Kirchen-, Pfarr- oder Schulverbatlde
gehören, bis zum Beweise des Gegentheils auch der öffentliche Charakter 1ft
Abgabe als einer Parochial- etc.Last angenommen werden. soll. Daneben isI.rJI'
§. 7 des Einführungs-Gesetzes die Eintragungsfrist für die auf privatr~
lichem. Titel beruhenden, an geistliche Stiftungen oder deren Diener $11.'~.
richtenden Leistungen auf fünf Jahre verlängert, da sich der den versehieiJerte'II
Beborden aus der Eintragungspflicht dieser Abgaben enoacheenäe Ar .
nur nach einer längeren Reihe von Jahren wird bewältigen lassen,
d~m geringen Werthe der fraglichen Leistungen durch die zeit-weilige
emtragung derselben die KreditfäMgkeit des Grundstücks nicl.t alterirt
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Zu den gemeinen Lasten sind zu rechnen:
1. Die staatlichen Grundsteuern (Gesetz Nr, 33 vom 24. August
1849, §§. 80 bis 84) und die Veränderungssteuer (Ges. Nr. 32 vom
25. Juni 1879, §. 2, Abs. 2).
2. Die aus dem Gemeinde - und Kreisverbande hervorgehenden
Abgaben, soweit sie von den im Gemeindebezirke oder innerhalb des
Kreises belegenen Grundstücken erhoben werden (Rev. Städteordn. vom
1.9. März 1850, §. 157, Landgem.-Ordn. vom. 19. März 1850, §§. 96, 97,
Kreisordn. vom 5. Juni 1871, §. 14).
3. Die aus dem Kirehen-, Pfarr- und Schulverbande entspringenden,
auf Grundstücken ruhenden Abgaben und Leistungen, sofern sie ent-
weder an Kirchen, Pfarren, Opfereien *) und Schulen, oder an die Diener
dieser Institute entrichtet werden müssen und nicht etwa auf Grund des
Gesetzes Nr. 19 vom 23. April 1867 abgelöst sind (vergl. hinsichtlich der
Kirchen: Gesetz Nr. 52 vom 30. November 1851, §§. 27 bis 30, Gesetz
Nr. 30 vom 18. Juni 1864, §§. 1, 3, 4, hinsichtlich der Schulen: Gesetz
Nr. 53 vom 8. December 1851, §. 4).
Hiernach ist die Entstehung der fraglichen Abgaben aus dem Kirchen-,
Pfarr- und Schulverbande die Bedingung für die Befreiung derselben
von dem Erforderniss der Eintragung , während die citirten Preussischen
Einführungsgesetze und das Oldenburgische Gesetz allgemein diejenigen
Lasten von der Eintragung ausnehmen, welche entweder aus dem frag-
lichen Verbande entspringen, "oder" an Kirchen, Pfarren und Schulen oder
an deren Beamte zu entrichten sind. Dadurch werden aber auch solche
Abgaben und Leistungen unter die Ausnahmebestimmungen des Para-
graphen gebracht, denen ein privatrechtlicher Titel zu Grunde liegt, obwohl
dies doch nur für solche Abgaben zu 'rechtfertigen ist, welche in dem
öffentlichen Rechte oder in der Zugehörigkeit zu dem Verbande einer
öffentlichen Korporation ihren Anspruch haben.
4. Dingliche Lasten zur Erhaltung der öffentlichen Wege (Gesetz
Nr. 3i vom 5. Juni 1871, §§. 12, 13, 16, 19, 21, 24, 25, Gesetz Nr. 13
vom 4. April 1874) und öffentlichen Gewässer (Gesetz Nr. 64 vom
20. Juni 1876, §§. 16, 20, 21, 23, (9), imgleichen die in einem Deichver-
bande zu leistende auf den Grundstücken unablösbar (Ablös.-O. vom
20. December lß34: §.2, Nr. 3) ruhende Deichlast (Ztshr. f. R. XXIX,
S.22).
5. Die auf den Grundstücken ruhende Last zur Entrichtung von
*) Die Abgaben für die Opfereien und die Opferlente werden wegen der in
älterer Zeit ausnahmslos bestehenden Verbindung zwischen Opferei und
Schule nicht besonders erwähnt, sind vielmehr mit denen für die Schule ver-
bunden, daher die betreffenden Gesetze und Verordnungen immer nur von
.Schulmeistern und Opferleuten", auch wohl "Küstern, Opferleuten und Schul-
meisternU reden (vergl. s, B. Ern. K.-O. vom 1. Mai 1709, Th. I, Cap. VIII, §. 3;
XVIII, §. 3; XXV, §. 1. LdsL Ausschr. vom 28. Jan. 1773 [Steinacker
Promt. II, S. 58], Konsist-Rescr.vom 15. März 1766 [ibid. 11, S. 361]).
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Beiträgen a·n die Landesbrandversicherungsanstalt (Gesetz Nr, 35 vom
24. Juli 1837, §§. 31 bis 33) und an ähnliche staatlich genehmigte, im
Interesse des Gemeinwohls errichtete öffentliche Verbände, z. B. Ent-
und Bewässerungsverbände oder Vereine behuf gemeinschaftlicher Ueber-
nahme der durch Hagelschlag oder Viehsterben entstandenen Schäden.
§. 19.
Für rückständige Renten und andere zu bestimmten Zeiten
wiederkehrende Abgaben und Leistungen, welche auf Grund ein-
getragener dinglicher Rechte zu entrichten sind, sowie für Rück-
stände der im §. 18 erwähnten gemeinen Lasten haftet der Eigen-
thümer nur in Ansehung eines zweijährigen Zeitraums, vom Tage
seines Eigenthumserwerbs zurückgerechnet.
In Betreff der Verjährung der Klage auf die erwähnten rück-
ständigen Renten und andere zu bestimmten Zeiten wiederkehrenden
Abgaben und Leistungen bewendet es bei den Bestimmungen des
Gesetzes Nr. 35 vom 3. Juli 1853.
Die Frage, ob bei Reallasten der Nachfolger im Besitz für die ein-
zelnen aus der Reallast hervorgehenden oder sonst zu bestimmten Zeiten
wiederkehrenden Leistungen verhaftet sei, welche in der Besitzzeit des
Vormanns fällig geworden und von diesem unerfüllt geblieben sind, ist
in Theorie und Praxis streitig [s, die Literaturnachweise bei Stobbe,
d. Privatr. 2. Aufl. II, S. 252, Note 7 und Förster, Privatr.III, S. 353 ff.).
Auch wenn man die Reallast selbst als eine dingliche Last und nicht als
eine besondere Art der Obligationen auffasste, hat man doch häufig den
einzelnen aus der Reallast heryorgehenden Leistungen einen obliga-
torischen Charakter beigemessen und danach folgerecht die Verpflichtung
des Singularsuccessors für die nicht erfüllte Obligation des Vormanns
verneint, Auf eine nähere Erörterung dieser Streitfrage vom gemein-
rechtlichen Standpunkte aus muss an diesem Orte verzichtet werden 1).
Aus der Annahme des Entwurfs, welcher die Entstehung oder die volle
dingliche Wirksamkeit aller auf privatrechtlichem Titel beruhenden
dinglichen Rechte von der Eintragung im Grundbuch abhängig macht,
folgt, dass der Berechtigte wie hinsiehtlieh der" Belastung selbst, so hin-
sichtlich der einzelnen rückständigen Leistung sich direkt an das Grund-
stück und dessen Werth halten und den zeitigen Besitzer als
des Grundstücks in Anspruch nehmen darf; insoweit hat die Reallas~
Aehnlichkeit mit der Hypothek, bei welcher das verpfändete Grundsl;üc.1l:
für die Schuld eines persönlich Verpflichteten haftet, und bei
auch die aus der Zeit des Vorbesitzers rückständigen Zinsen der
thekarschuld von dem Singularsuccessor erhoben werden dürfen (§.
1) Vgl. Erk. O.-L.-G. Br.1. S. v. 4. Jan. 1882 i. S. Steintnann c.
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Es ist daher auch dem Rückstand bei der Reallast die Natur einer Real-
schuld beigelegt.
Dass in Betreff der aus dem öffentlichen Recht entspringenden und
in §. 18 erwähnten gemeinen Lasten der Eigenthümer des Grundstücks
als solcher für die Rückstände des Vorbesitzers haftbar erklärt ist , ent-
• spricht schon dem Römischen Recht (L. 7 pr. D. de publ. 39, 4. L. 36
D. de JUTe jisci 49, 14. L. 2 C. de anno et trib. 10, 16) und ist in
Deutschland von jeher Rechtens gewesen (Seuffert's Arch. XI, 45;
XVII, 85).
Das Interesse des Verkehrs und die Sicherheit des neuen Grund-
etückserwerbers gebieten jedoch, dass die Haftung für die Rückstände
sowohl bei den Reallasten, als bei den gemeinen Lasten auf eine bestimmte
Zeit beschränkt bleibt. Bei Rückständen der Grundsteuer insbesondere
hat der neue Besitzer des Grundstücks nach §. 88 des Gesetzes Nr, 33
vom 25. August 1849 nur für einen dreijährigen Zeitraum zu haften.
Da jedoch sowohl für die alten Preussischen Provinzen (nach der Konkurs-
ordnung vom 8. Mai 1855, §. 49 und der Subhastationsordnung vom
15. März 1869, §. 60), als auch nach einzelnen Gesetzen über die Ein-
führung des Grunderwerbsgesetzes in die neuen Provinzen (für Schleswig-
Holstein §. 44, Nr. 3 und 4, für Hessen-Nassau §. 51, Nr. 3 und 4; in
Hannover gilt insoweit noch der §. 59 des Gesetzes vom 14. December
1864) überall ein zweijähriger Zeitraum massgebend ist, so hat man
sich im Interesse der Rechtsgleichheit diesen Bestimmungen anschliessen
zu sollen geglaubt. Bei Berechnung des Zeitraums ist der Tag zu
Grunde zu legen, an welchem der Inhaber des Grundstücks das Eigen-
thum, 'sei es durch AuHassung, sei es in anderer Weise (§. 6), erwor-
ben hat 2).
Was die Verjährung der Klage auf rückständige Renten und andere
zu bestimmten Zeiten wiederkehrende Abgaben und Leistungen betrifft,
so behält es in dieser Hinsicht bei den Bestimmungen des Verjährungs-
gesetzes vom 3. Juli 1853, §. 3, Nr. 5 und §. 5 sein Bewenden.
§. 20 (Pr. §. 13).
Zur Eintragung eines dinglichen Rechts genügt der Antrag des
eingetragenen oder .seine Eintragung gleichzeitig erlangenden Eigen-
thümers unter bestimmter Bezeichnung des Rechts und des Berech-
tigten.
. 2) Nach §. 71, Ahs. 5 der Subhast. - Ordn. NI'. 37 e, 10. Juli 1879 findet
dIe Bestimmung des §. 19, Ahs. 1 auf den Ersteher im Zwaft!JSf70Ustreekungs-
verfahren keine Anwendung; dagegenvenoandelt sieh der betr. Attsyruch der
~ehö~den oder Personen gegenden Eigenthümef' auf Zahlog der fr '.Bü~kstände
In eme Forderung auf BefrUdigung aus dem Kaufgdde und Ult, Im Ver-
theilungsverjahren geltend zu machen.
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Auf Antrag des Berechtigteu findet die Eintragung statt, wenn
der eingetragene Eigenthümer ihm gegenüber 1) in. einer Urkunde
mit beglaubigter Unterschrift die Eintragung bewilligt hat.
1. DerParagraph enthält eine Anwendung des Konsensprincips, wonach
keine Eintragung ohne Einwilligung Desjenigen erfolgen kann, gegen .
den sie gerichtet ist (materielles Erforderniss), und nur dann vorgenommen
werden darf, wenn Derjenige, dessen Einwilligung erforderlich ist, sie
beantragt (formelles Erforderniss). Die Einwilligung ist also die
materielle Grundlage des Antrags, mit dem sie äusserlich zusammenfallen,
von dem sie aber auch getrennt sein kann, da der Konsentirende, wenn-
gleich er die Eintragung bewilligt, doch Gründe haben kann, sie noch
nicht zu beantragen, z. B. um den Eintritt oder Nichteintritt eines Ereig-
nisses abzuwarten. Eine Ausnahme tritt nur bei der Auflassung ein,
indem hier Einwilligung und Antrag in Einem Act zusammenfallen.
Was ins besondere die Eintragung eines dinglichen Rechts betrifft, so
bedarf es des Antrags des Eigenthümers; es ist jedoch nicht nothwendig,
dass derselbe als solcher bereits eingetragen war; es genügt, wenn er,
indem er die Eintragung des dinglichen Rechts beantragt, gleichzeitig
seine eigene Eintragung erlangt 2).
2. Während die Einwilligung immer von dem Eigenthümer oder
dem Inhaber der Forderung ausgehen muss, braucht der Antrag nicht
von ihm gestellt zu werden j hat derselbe die Eintragung bewilligt und
dem Berechtigten darüber eine beglaubigte Urkunde ertheilt, so ist daraus
seine Absicht, dass die Eintragung erfolgen solle, mit Recht zu schliessen j
der Antrag kann daher ohne Weiteres von dem Berechtigten erfolgen
(Turnau, Grundbuchordn. S. 135). Hiervon macht der Paragraph
Gebrauch, indem er in Absatz 2 auch dem Berechtigten gestattet, die
Eintragung zu beantragen, wofern der Eigenthümer seine Einwilligung
in beglaubigter Form ertheilt hatte.
3. Uebrigens bedarf es hier, wie bei der Auflassung des Eigen-
thums, nicht der Aufdeckung des Rechtsgeschäfts, durch welches das
Recht auf Eintragung eingeräumt worden ist, denn der Konsens ist von
seinen obligatorischen Voraussetzungen losgelöst; andererseits braucht
nicht, wie bei dem Eigenthumserwerb, der Antrag auf Eintragung von
. 1) Die.Worte "ihm gegenüber" sollen nicht bezeichnen, dass der Berechtigte
bC1, der Emtragungsbewflligung des Eigenthümers zugegen gewesen sein· oiJet
derselben ausdrücklich zugestimmt haben müsse; sie sind nur ein anderer ..f'us-
druck für die Worte im ersten Absatz: "unter bestimmter Bezeichnung des
Berechtigten" (Turnau, Grundlruchordnung 8. 351 und 352). Das Oldm-
burger Gesetz §. 13 hat jene Worte zur Vermeidung etwaigen Missverständnisses
ganz weggelassen.
2) Erfordert wird mithin die Gleichzeitigkeit der Belastung und die Naci~
suchun~ der Eigenthumseintragung; es ist daher die Wirksamkeit einet·
B..ewllllUUf.lg ausgeschlossen, welche vor dem zur Eintragung des Eigenthu1llS,
fuhrenden Antrage ertheilt ist; vgl. Bahlmann, Comment. 3. Aujl., 8. 75.
r
I
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den Betheiligten mündlich vor dem Grundbuchamt und gleichzeitig
erklärt zu werden, eine Abweichung von dem bisherigen Verfahren vor
dem offenen Gericht in der Stadt Braunschweig.
Ueber Eintragung der Rechte des Ehemanns am Dotalgrundstiick
der Frau und der aus dem Bauernrecht abfliessenden dinglichen Rechte
des aufgeheiratheten Ehegatten, des Interimswirthes, der Abfindlinge und
Altentheiler vergl. §. 32 der Grundbuchordnung.
§-. 21 (Pr. §. 14).
Fehlt der Antrag beziehungsweise die Bewilligung 1) des Eigen-
thümers, so kann die Eintragung, auch wenn das Recht auf einer
letztwilligen Verfügung des Erblassers des Eigenthümers beruht,
nur auf Grund eines rechtskräftigen, den Eigenthümer zur Erwirkung
der Eintragung verurtheilenden Erkenntnisses oder auf Ersuchen
einer zuständigen Behörde erfolgen.
1. Dass das rechtskräftige Erkenntniss die Einwilligung des Berech-
tigten ersetzt und selbst die Grundlage für die zu bewirkende Eintragung
wird, ist bereits zu §. 4 hervorgehoben. Wie dort bemerkt wurde, ist die
Eintragung des dinglichen Rechts auf Grund des rechtskräftigen Erkennt-
nisses unmittelbar durch den obsiegenden Theil bei dem Grundbuchamt
zu beantragen, ohne dass es der Vermittelung des Processrichters bedarf. -
Ebenfalls wurde bereits zu §. 14 darauf hingewiesen, dass auch die
letztwillige Verfügung bei dinglichen Rechten "nur einen Anspruch auf
Eintragung gewährt, dessen Anerkennung bei widerstrebendem Willen
des Eigenthümers im Wege' Rechtens erzwungen werden muss. Zur
Beseitigung von Zweifeln hat der fragliche Satz hier nochmals seinen
Ausdruck gefunden.
2. Der Antrag bedarf der Grundlage der Bewilligung nicht, wenn
ein sogenanntes "Ersuchen einer zuständigen Behörde" vorliegt, d. h.
wenn der Antrag von einer durch das Gesetz zur Betreibung von Ein-
schreibungen in die Grundbücher berechtigten Behörde ausgeht (Grund-
erwerbsgesetz §§. 10, 21, 23, 24, 27, Nr. 4, 30, 54, 59, 60). Beispiels-
weise gehören hierher: die Herzogliche Landes-Oekono~ie-Kommission
(Ablösungs-Ordnung §. 104, Gem.-Tbl.-Ordn. §. 199, Organis.-Ges. vom
20. December 1834, §§. 2, 77,87, vergl, mit dem Minist.-Rescr. vom 19. März
1877 *), der Subhastationsrichter (Ges. Nr. 37 v, 10. Juli 1879, §. 25),
~) Die Worte »beziehungsweise die Bewilligung" sind auf Veranlass~ng ~er
Jusüzcommission mit Rücksicht auf die Motive zu §. 20 unter Nr. 2 be-zgefugt.
*) Durch dieses Rescript ist unter Aufhebung desMinisterialrescriptes vom
2. Januar 1853 (Bege, Repert. VII, S. 95), wonach die HerzoglichenStadt- und
Ämtsgerichte den Anordnungen der HerzoglichenLandesökonomiekommission
in ihren den Geschäftskreis derselben berührenden Dienstobliegenheiten Folge
leisten sollten, bestimmt, dass diese Behörde den erwähnten Lokalgerichten
gegenüber fortan die Form des Ersuchens anzuwenden habe.
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der Strafrichter (R.-Str.-G.-B. §§. 93, 140), das Vormundschaftsgericht
(vergl. Einf.-Ges. §§. 14, 15), die Bergbehörde (Bergges. vom 15. April 1867
§§. 163 bis 165), auch sonstige zu Administrativexecutionen ermächtigte
Aufsichts- und Verwaltungsbehörden 2).
Das Grundbuchamt hat die Zuständigkeit der ersuchenden Behörde
und die Gesetzmässigkeit ihres Ersuchens zu prüfen. Dieser Grundsatz
wird, soweit nicht besondere Verträge bestehen (z. B. mit Preussen nach
den Gesetzen Nr. 28 vom 9. December 1841, Art. 1, 34, 35 und Nr. 52
vom 27. Juni 1868, und mit Anhalt-Bernburg nach dem Ges. Nr. 30 v.
25. Mai 1848, Art. 1, 33, 34), auch massgebend sein müssen, wenn es
sich darum handelt, ob den Requisitionen fremder, deutscher oderausser-
deutscher Behörden Folge zu geben ist. Das Bundesgesetz über
Gewährung der Rechtshülfe vom 21. Juni 1869 kommt dabei so wenig, als
der Tit. 13 des R. G. V. G. vom 27. Januar 1877 in Betracht, da beide
das Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht berühren, auch nur
solche Requisitionen behandeln, welche von Gerichten an Gerichte gehen 3).
§. 22 (Pr. §. 15).
Der Erwerb des eingetragenen dinglichen Rechts wird dadurch
nicht gehindert, dass der Erwerber das ältere Recht eines Andel1l
auf Eintragung eines widerstreitenden dinglichen Rechts gekannt
hat, oder dass sich Letzterer bereits in der Ausübung dieses Rechts
befindet, insofern dasselbe zu seiner Entstehung oder vollen ding-
lichen Wirksamkeit der Eintragung bedarf.
Die Eintragung kann jedoch auf dieselbe Weise und mit der-
selben Wirkung wie die Eintragung des Eigenthumsüberganges an.:.
gefochten werden (§§. 11 und 12). Das Recht der Anfechtung steht
auch gleich- oder nacheingetragenen dinglich Berechtigten oder
lIypothekgläubigern zu.
1. Der §. 22 wiederholt in Beziehung auf dingliche Rechte, was
2) Dahin gehören s. B. die Landespolizeibehörden (Ges. Nr, 26 v. 19. März
1850, §§. 2 u. 3) bezüglich der Gemeindeabgaben (Rev. St. - O. Nr. 23 v.
19. März 1850, §. 142. L.- G.- O. Nr. 24 e. 19. März 1850, §. 102) und d~
lVegebaukosten (N. Wegeordnung Nr. 37 e. 5. Juni 1871, §. 28); fertJ,er dU!
H. Zoll - u, Steuer-Direetion bezüglich der Gerichtskosten in bürgerlicMn
Rechtsstreitigkeiten (einschliesslichder Konkurse u, der Kosten der nichtstreitigefJ
Gerichtsbarkeit) naeb §. 6 des Ges. Nr, 40 v. 11 Juli 1879; vgl. ferner §. 40
des Ges. Nr. 16 v. 9. Apn1 1888, betr, das Verwaltungszwangsverfahren wegetl
Beitreibullg f70n Geldbeträgen. . "
3) Nach §. 70 des Gee. Nr. 11 v. 1. Apn1 1879, haben die Gerichte S'tch
auch in den Angelegenheiten, welche zu der ordenüicne« streitigen Gerichts-
barkeit nicht gehören, Rechtshülfe zu leisten, und soll die Leistung der RechtS-
hülfe unter entsprechender Anwendung der §§. 158 bis 160, 162, 16.4, 167
D.- G.-V.- G. erfolgen, nur dass eine Anfechtung der Entsche?"dung des
landesqericht» in keinem Falle stattfindet.
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der §. 5 hinsichtlich des Eigenthumserwerbs bestimmt hatte, dass gegen-
über den eingetragenen dinglich Berechtigten der blosse , wenn auch
ältere Anspruch auf Eintragung eines widerstreitenden dinglichen Rechts
nicht zur Geltung gelangen kann. Ob der Erwerber des eingetragenen
dinglichen Rechts die Existenz jenes Anspruchs zur Zeit des Erwerbs
gekannt, ob der Andere sich bereits in der Ausübung des Rechts befunden
hat: auch hier gilt der Grundsatz, dass das dinglich gewordene Recht
das Uebergewicht über das persönliche Recht hat, und dass dieses jenem
weichen muss. Wenn daher der Eigenthümer den Niessbrauch an seinem
Grundstück zuerst dem A., später dem B bestellt, Jenem auch die Aus-
übung des Niessbrauchs übertragen hatte, so wird gleichwohl B mit der
actio confessoria die Einräumung des Besitzes des Grundstücks behuf
Ausübung des Niessbrauchs fordern können, wenn sein, nicht aber des
.A dingliches Recht im Grundbuch eingetragen war. Diese Entscheidung
in Betreff der Kollision beider dinglicher Rechte trifft jedoch nur dann
zu, wenn auch das entgegenstehende Recht zu seiner Begründung oder
zur vollen dinglichen Wirksamkeit der Eintragung bedurfte. War dies
nicht der Fall, handelt es sich vielmehr um einen der Ausnahmefalle des
§. 17, so kann das ältere Recht auch gegenüber dem eingetragenen
dinglich Berechtigten nach den Grundsätzen des bürgerlichen Rechts zur
Geltung gebracht werden (vergl. auch Bahlmann, Comment. 3. Aufl.,
S. 76; Behrend, Ztschr. f. d. G. VII, S. 114; Rintelen, a. a. 0.,
S. 155).
2. Die Grunde, aus welchen die Eintragung eines dinglichen Rechts
der Anfechtung unterliegt, gestalten sich hier im Allgemeinen ebenso,
wie bei der Eintragung des Eigenthums (§§. 11 und 12). Sind die Ein-
träge wegen wesentlichen Mangels in der Form oder im Inhalt nichtig,
so haben sie keine rechtliche Wirkung, und es würde an sich nicht ein-
mal der Form eines richterlichen Erkenntnisses bedürfen, um ihre
Unwirksamkeit festzustellen. Gleichwohl wird die Buchbehörde in
Gemässheit des Konsensprincips nur mit Einwilligung des Eingetragenen
die Löschung der nichtigen Eintragung bewirken können, und ebenso ist
dem Grundeigenthfuner, welcher durch die' Existenz dieses nichtigen
Eintrags' verletzt wird, dessen Beseitigung mitte1st der actio negatoria
nicht zu versagen. Dabei. gilt hinsichtlich der Wirkung der Nichtigkeit
auch hier der in §. 11. ausgesprochene Grundsatz, dass, wer im redlichen
Glauben an die Riehtizkeit des Grundbuchs, also ohne den Grund zu
kennen, der die Eintr:gung seines dinglichen Rechts zu einer nichtigen
macht und, ohne unentgeltlich erworben zu haben, die Eintragung
erlangt hat, damit ohne Weiteres ein unanfechtbares Recht erwirbt.
Auch gleich - oder nacheingetragenen dinglich Berechtigten oder
Hypothekgläubigernsteht das Recht der Anfechtung zu. Ohne Zweifel
aus Gründen der Anfechtbarkeit mittelst persönlicher Klage, sei es aus
dem der Eintrauung unterliegenden materiellen Rechtnerhältniss, sei es
mit der actio aoli oder der actio Pmdiana --welche .die hiesige Praxis
(Zeitschrift XIX, S. 163) auch ausserhalb des Konkurses zulässt 1) -,
oder der cond. sine causa wegen ungerechtfertigter Bereicherung. Aber
ebenso auch aus Gründen wirklicher Nichtigkeit oder Eintragung
(z. B. wegen Mangels gehöriger Eintragungsbewilligung) mittelst der
actio confessoria oder der actio hypothecaria auf Anerkennung des ding-
lichen Rechts oder der Hypothek, nur mit dem Erfolge, dass dadurch
nicht die Eintragung als solche umgestossen, sondern nur in ihrer Ein-
wirkung auf das eigene Recht unschädlich gemacht wird, also mit dem
Erfolge nicht einer absoluten, sondern einer relativen Nichtigkeit, wie
solche Z. B. auch im Fall der Verletzung des Notherbenrechts durch ein
nichtiges Testament nach richtiger Ansicht Platz greift.
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§. 23.
Eingetragene dingliche Rechte können weder durch Ersitzung
eines entgegenstehenden Rechts, noch durch Nichtgebrauch, sondern
nur durch Löschung aufgehoben werden, sofern sie nicht auf eine
bestimmte Zeitdauer oder unter einer auflösenden Bedingung bestellt
sind, oder ihre Dauer durch das Leben des Berechtigten bedingt ist.
Die Löschung erfolgt auf Antrag des Eigenthümers mit Be-
willigung des Berechtigten, oder auf Grund eines den Letzteren zur
Bewilligung verurtheilenden rechtskräftigen Erkenntnisses, oder auf
Ersuchen einer zuständigen Behörde.
1. Dass dingliche Rechte, so lange sie im Grundbuch eingetragen
sind, sowohl gegen den Eigenthümer, als gegen jeden Dritten, der störend
eingreifen oder sie dem Berechtigten entziehen will, mit den Rechtsmitteln,
welche das gemeine Recht an die Hand giebt, verfolgbar sind, bedurfte
ebensowenig besonderer Erwähnung, .als dass schon durch die Eintragung
selbst die Legitimation des dinglich Berechtigten zur Klagerhebung
beschafft wird. Es gilt hier analog die Bestimmung des §. 8, da ein
innerer Grund für eine verschiedene Behandlung des Eigenthümers JUld
des dinglich Berechtigten nicht vorhanden ist. .
2. Was die Erlöschung dinglicher Rechte anbetrifft, so behält es in
Betreff derjenigen, welche nach §. 17 der Eintragung nicht bedürlen,
bei den Vorschriften des gemeinen Rechts sein Bewenden.
Hinsichtlich der eingetragenen dinglichen Rechte ist dagegen' in
Gemässheit des Publicitätsprincips der Grundsatz aufgestellt, dass di",
selben nur durch Löschung im Grundbuch aufgehoben werden
(Strobel in Grünhut's Ztschr. IV, S. 480 ff.). Damit ist ins,bel~{)nldelrtl
der Untergang des eingetragenen Rechts durch ncm usus und fL'llwatlitl
1) S. jetzt R.-Ges. v. 21. Juli 1879, betr. die Anfechtung von Rechtsha:nd-
lungen ausserhalb des Konkursverfahrens (R.-G.·BZ. S. 277).
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Ubertatis beseitigt, da hier dieselben Gründe zutreffen, wie hinsichtlich
der Aufhebung der Ersitzung beim Eigenthum (§. 7). Im Preussischen
Grunderwerbsgesetz ist der Beseitigung dieses Erlöschungsgrundes keine
besondere Erwähnung geschehen, weil sie bereits nach dem Allgemeinen
Landrecht I, 9, §. 511; I, 22, §. 49 feststand; für die Gebietstheile des
gemeinen Rechts ist jedoch der gleiche Rechtssatz in den betreffenden
Einführungsgesetzen ausdrücklich hervorgehoben (für Neuvorpommern
und Rügen §. 7, Abs. 1, für Schleswig-Holstein §. 30, Abs. 1, für Hanno-
ver §. 9, Abs. 1, für Hessen-Nassau §. 7, Abs. 1, für den Bezirk des
Justizsenats Ehrenbreitstein §. 6, für Hohenzollem §. 4), wie er auch im
Oldenburgischen Grunderwerbsgesetz §. 15 Aufnahme gefunden hat.
In Folge des Princips, dass das im Grundbuch eingetragene dingliche
Recht nur durch Löschung untergeht, muss auch der Grundsatz des
gemeinen Rechts, dass das dingliche Recht erlischt, wenn die Person
des Berechtigten und die des Eigenthümers der dienenden Sache zusam-
menfallt (nttlli res stta servit), auch nicht wieder auflebt, wenn später
eine Trennung eintritt, selbstverständlich eine Modifikation erleiden.
Das Recht als solches bleibt daher auch im Fall der Konsolidation
bestehen, nur cessirt seine Ausübung, so lange das herrschende und
dienende Grundstück derselben Person gehören, und tritt dieselbe erst
wieder ein, sobald beide Grundstücke in die Hände verschiedener Per-
sonen fallen (Ihering in seinen Jahrbb. X, S. 447 ff., 450 ff., 456 s.,
Stobbe, a. a. O. II, S. 213; Hartmann, Rechte an eigener Sache
[Freiburg 1877] S. 35 ff.; in Ihering's Jahrbb. XVII, S. 97 ff.).
Eine Ausnahme von dem Grundsatz, dass nur Löschung im Grund-
buch die Aufhebung des eingetragenen dinglichen Rechts begründe,
tritt - abgesehen von dem Fall des Untergangs des pßichtigen Grund-
stücks - ein:
1. wenn das dingliche Recht auf eine bestimmte Zeitdauer oder
unter einer Resolutivbedingung bestellt war (s. Motive zu §. 14),
in welchem Falle dasselbe mit dem Eintritt des Termins oder mit
Erfüllung der Bedingung von selbst erlischt;
2. bei solchen Rechten, deren Dauer durch das Leben des Berech-
tigten bedingt ist, wohin theils persönliche Servituten (wie Niess-
brauch), theils andere auf Lebenszeit bedungene Leistungen (wie
Altentheile, Leibrenten u. derg!.) zu rechnen sind. Derartige Rechte
erlöschen ohne Weiteres mit dem Tode des Berechtigten *).
Die Lösehung des eingetragenen dinglichen Rechts - welche
übrigens auch beim Vorhandensein der unter 1 und 2 hervorgehobenen
Tilgungsgründe erfolgen darf (Reser. O.-G. vom 3. Mai 1869 in Zeit-
schrift XVII, S. 14) - geschieht auf Antrag des eingetragenen Eigen-
*) Ueber die Frage, ob die den Alteltern verschriebene Leibzucht bei
dem Tode eines derselben dem Ueberlebenden unverkürzt entrichtet werden
muss, vergi. die Entscheidungen ans hiesiger Praxis in Seuffert's Arehiv XXV,
256 und inZtschr. :xxn, S. 105 ff.
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thümers oder auf Ersuchen einer zuständigen Behörde (vergl. z. B.
Ablös.-Ordn. vom 20. December 1834 §§. 103, 104, 129 bis 135). Der
Eigenthümer muss entweder die Bewilligung des Berechtigten oder ein
rechtskräftiges Erkenntniss beibringen, durch welches der Letztere zur
Bewillignng verurtheilt wird. Hierher gehört auch die noch geltende
Bestimmung der Landesfürstlichen Verordnung vom 6. September 1763
(Steinacker, Promtuar. H, S. 346), wonach die servitusjluminisrecipiendi
zur Abführung des Regen - und Spülwassers nur mit Vorsetzung einer
Roste vor das Gossenloch ausgeübt werden, und der dagegen Handelnde
"sothaner Servitut sofort für verlustig erklärt werden" soll. Der Eigen-
thümer wird, wenn die fragliche Servitut im Grundbuch eingetragen war, bei
Eintritt des in der Verordnung ausgesprochenen Falles den Berechtigten
auf Bewilligung der Löschung derselben verklagen dürfen 1).
§. 24 (Pr. §. 16).
Eine Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung
eines dinglichen Rechts kann nur mit Bewilligung des eingetragenen
Eigenthümers oder unter Vermittelung des Processrichters oder auf
Ersuchen einer zuständigen Behörde eingetragen werden. Gelöscht
wird eine eingetragene Vormerkung nur mit Bewilligung dessen,
für den sie eingetragen ist, oder unter Vermittelung des Process-
richters, oder auf Ansuchen derjenigen Behörde, auf deren Antrag
eingetragen wurde.
Durch die Vormerkung wird für die endgültige Eintragung
die Stelle in der Reihenfolge der Eintragungen gesichert.
VergI. im Allgemeinen die Bemerkungen zu §. 10 u. §. 73, Anm. 1.
Ob, damit die Eintragung der Vormerkung unter Vermittelung
des Processrichters erfolge, die Klage wegen des zu sichernden Rechtes
wirklich anhängig gemacht sein muss, oder ob, ohne Geltendmachung
des Rechts selbst, der blosse Antrag an das Gericht auf Erlass einer
Requisition an das Grundbuchamt genügend ist, wird nach Massgabe
der geltenden Processordnung entschieden werden müssen. Nach den
Grundsätzen der Braunschweigischen Civilprocessordnung wird die erste
Alternative zu billigen sein, ebenso in der Preussischen Praxis
die Entscheidung bei J ohow, Jahrb. IV, S; 159; V, S. 101) und
der D. C.-P.-O. (§. 806).
1) Ueber elie erwähnte Gossengerechtigkeit in der Stadt
vgl. Erk. H. O.-G. II. S. v. 30. Juli 1879 u. O.-L.-G. Br. II. S. v. 21.
1880 i, S. Lindemeyer e. Bebrens (Ztschr. XXVII, S.190; XXX, S
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§. 25 (Pr. §. 17).
Die Rangordnung der auf demselben Grundstück eingetragenen
Rechte bestimmt sich nach der Reihenfolge der Eintragungen 1 die
letztere nach der Zeit, zu welcher der Antrag auf Eintragung dem
Grundbuchamt vorgelegt worden ist.
Eintragungen unter demselben Datum haben die Rangordnung
nach ihrer Reihenfolge 1 wenn nicht besonders dabei bemerkt ist,
dass sie zu gleichem Recht neben einander stehen sollen.
Nicht eingetragene dingliche Rechte gehen, wenn sie durch Er-
sitzung erworben sind (§. 15, Abs. 2), den eingetragenen Rechten,
einschliesslich der Hypotheken, vor, insofern nicht ein jüngerer
Zeitpunkt ihrer Entstehung nachgewiesen wird; sind sie aber un-
mittelbar durch Gesetz oder durch Adjudikation entstanden (§. 15,
Abs. 1), so haben die eingetragenen dinglichen Rechte und die
Hypotheken stets vor ihnen den Vorrang.
1. Da das Grundstück mit mehrfachen, gleich- cdervereehieden-
artigen dinglichen Rechten belastet sein kann , so bedurfte es einer
Bestimmung über die Rangordnung solcher Rechte ebenso wie über die
Rangordnung der Hypotheken 1). Entscheidend hierfür ist nicht, wie
nach bisherigem Recht (Verordnung vom 15. Januar 1814, §. 11, Regie-
rungsinstruction vom 3. Februar 1814, §. 55, Verordnung vom 26. März
1823, §.2, Gesetz Nr. 22 vom 19. März 1850, §. 8), das Datum der ge-
schehenen Eintragung, sondern die räumliche Aufeinanderfolge der Ein-
träge, und diese bestimmt sich wieder nach der Zeit, zu welcher der
Antrag auf Eintragung dem Grundbuchamt vorgelegt ist, übrigens unter
Berücksichtigung der die Rangordnung betreffenden Erklärungen, wo-
durch die lediglich nach dem Alter zu bestimmende Rangordnung mög-
licher Weise modificirt sein kann (arg. §. 40). Dieses Princip - soge-
nanntes Lokusprincip - harmonirt mit der Vorschrift, dass auch die
Eintragung des Eigenthumsübergangs sich unmittelbar an die Auflassung
anzuschliessen habe (G.-B.-O. §. 21, Abs. 3) und ist am besten geeignet,
die Betheiligten vor Schäden zu schützen. Eine Ausnahme des Grund-
satzes siehe bei §. 41 des Entwurfs.
Die §§. 13, 15 und 16 der Grundbuchordnung enthalten die weiteren
Vorschriften über Präsentation der Eintragungen, über die Form der
Einschreibungen im Grundbuch und die dabei zu beobachtende Reihen-
folge.
2. Das Preussische Grunderwerbsgesetz enthält keine Bestimmungen
in Betreff der Rangordnung bei Kollisionen zwischen eingetragenen und
1) Vgl. §.840 des Entw. d. D. Bürg. Gesetzb. und Motive dazu, Bd. IlI,
s. 225 ff.
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nicht eingetragenen dinglichen Rechten, einschliesslich der Hypotheken;
es schien jedoch angemessen, die Streitfrage wenigstens in Beziehung
auf diejenigen dinglichen Rechte, welche entweder, weil sie durch
Ersitzung erworben sind, der Eintragung überhaupt nicht bedürfen
(§. 17, Nr. 1), oder welche entstehen können, auch ohne eingetragen zu
sein, und nur die volle dingliche Wirksamkeit erst durch Eintragung
erlangen (§§. 15, Abs. 1, 16) , im Gesetze selbst zu lösen (ähnlich
Oldenburgisches Grunderwerbsgesetz §. 17, Abs. 3 und 4). Inhaltlich
ging man dabei von der Erwägung aus, dass
a) die durch Ersitzung erworbenen positiven Grunddienstbarkeiten
regelmässig älteren Ursprungs sein werden, als die vertragsmässig
oder letztwillig eingeräumten oder durch Gesetz entstandenen
dinglichen Rechte, oder gar als eingetragene Hypotheken, und
dass man diese Vermuthung zu einer praesumtio juris, also mit
. Vorbehalt des Nachweises eines jüngeren Zeitpunktes ihrer Ent-
stehung, um so gefahrloser werde erheben können, als es sich
dabei nur um solche Servituten handelt, die durch äussere Vor-
richtungen oder durch die Art ihrer Ausübung Jedermann leicht
erkennbar sind, oder schon an sich eine gewisse Vermuthung
ihres Bestehens für sich haben;
b) dass dagegen im Verhältniss zwischen eingetragenen und den
durch Gesetz oder Adjudikation entstandenen dinglichen Rechten
die ersteren, und ebenso auch die eingetragenen Hypotheken, in
jedem Falle den Vorrang behalten, da auch hier das eingetragene
dingliche Recht das nicht eingetragene überwindet (vgl. unten §. 39).
I
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Von dem Recht der Hypothek.
Das hiesige Pfandrecht beruht im Allgemeinen auf den Grundsätzen
der Publicität, Specialität und Priorität, ohne dieselben jedoch konsequent
durchzuführen. Es bestimmt, dass die aus Verträgen herrührenden
Hypotheken an Grundstücken nur durch Eintragung begründet, alle nicht
eingetragenen, also auch die nicht vertragsmässigen, gegen Dritte ohne
Wirkung sein sollen; daneben aber lässt es eine Reihe stillschweigender
Hypotheken zu, welche gegen den Schuldner auch ohne Eintragung
ebenso wirken, wie die eingetragenen, und gegen dritte Besitzer der
darunter begriffenen Immobilien noch ein Jahr lang nach der bekannt
gemachten Verlassung derselben verfolgt werden können, wenn nicht
bereits vorher deren Präklusion im Wege des Edietalverfahrens ein-
getreten war. Gegenstand der Hypothek ferner sollen nur bestimmte,
genau erkennbare Immobilien sein, und die Hypothek selbst soll nur für
eine bestimmte oder doch leicht zu berechnende Geldsumme bestellt
werden; aber daneben kennt das hiesige Recht Generalhypotheken,
welche, _wenn sie auch gegen dritte Besitzer in Ansehung der dadurch
möglicher Weise afficirten Mobilien und Moventien gar nicht, in An-
sehung der Immobilien aber nur dann wirken, wenn sie auf letztere im
Hypothekenbuche besonders eingetragen waren *), doch gegenüber dem
Schuldner als Vorzugsrecht in dessen Konkurse geltend gemacht werden
dürfen. Die Rangordnung derIlypotheken endlich wird im Allgemeinen
*) Die früher bei dem Stadtgerichte Braunschweig bestehende Observanz,
jede vor offenem Gerichte bestellte Generalhypothek auch ohne speciellen
Parteienantrag, und ohne dass eine Bezeichnung der davon betroffenen Grund-
stücke zum Generalprotokoll erfordert wäre, von Amtswegen auf alle Grund-
stücke, welche der Schuldner zur Zeit der Pfandbestelinng besass oder auch
n~hher erwarb, einzutragen, ist durch das Rescr. Herzogl- Oberger. vom 4. Ja.~.
18~6 beseitigt (vergI. auch ZeitBchr. TI, 8. 73jVIII, S. 1391f.; XVI, 8.1 ff.). Fur
das übrige Land waren derartige Eintragungen bereits durch Bescr, des Ober-
landesger. vom 10.:März 1845 (Ze1tschr. V, 8.188, I, 3) liirunzulässig erklärt.
5*
68 Dritter Abschnitt.
durch das Datum ihrer Eintragung bestimmt, aber daneben existiren
nach hiesigem Rechte einzelne eingetragene und nicht eingetragene
Hypothekforderungen,. welchen ~in Vorzugsrecht vor früher eingetragenen
Hypotheken eingeräumt ist. - Im Uebrigen ist der gemeinrechtliche
Charakter der Hypothek, wonach dieselbe als ein Accessorium der persön-
lichen Forderung, zu deren Sicherheit sie dienen soll, von den rechtlichen
Schicksalen derselben abhängig ist, in der bisherigen hiesigen Gesetz-
gebung und Rechtsprechung gewahrt worden. Aus diesem accessorischen
Charakter der Hypothek folgte: dass die Hypothek nur entstehen kann
unter der Voraussetzung eines begründeten persönlichen Anspruchs, dass
es zu ihrer Eintragung nicht bloss der Bewilligung des Eigenthümers,
sondern auch eines den persönlichen Anspruch begründenden Rechts-
geschäfts bedarf, welches der Prüfung des Hypothekenrichters unterliegt,
dass der dinglichen Klage unbeschränkt Einreden aus dem unterliegen-
den Schuldverhältnisse entgegengesetzt werden können, dass endlich auch
der Fortbestand der Hypothek von der Fortdauer des zu sichernden
persönlichen Forderungsrechts abhängig war.
Die Mängel dieses Systems sind längst empfunden worden. Der
Darlehnsgeber vermag gegenwärtig nur durch weitläufige kostspielige
und dabei häufig doch nur trügerische Nachforschungen zu ermitteln, ob
nicht ausser den aus dem Hypothekenbuche sich ergebenden Hypotheken
andere mit gleichem oder besserem Recht als die seinige begründet sind,
und immerhin bleibt er der Gefahr ausgesetzt, sein Kapital ganz oder
theilweise zu verlieren, weil dritte Personen ein besseres Recht an dem
Grundstück besitzen.
Damit geht die Schwierigkeit für .den Grundbesitzer, das benöthigte
Kapital zu finden, gleichen Schritt. Die Folge davon ist, dass das Ver-
trauen zu der Hypothek wankt, dass der Realkredit der erforderlichen
Sicherheit entbehrt, dass der Kapitalstrom sich den Nachbarländern,
welche in Folge ihrer auf konsequenter Durchführung der oben beseich-
neten Principien beruhenden Gesetzgebung eine leichte und -hequeme
Kapitalanlage gestatten, zuwendet und dem hiesigen Grundeigenthum
sich entzieht.
Der Realkredit erfordert aber, dass der Hypothekgläubiger mit der
Eintragung seiner Hypothek ein sicheres, festes und bestimmtes Recht
erlangt, dass ihm der öffentliche Glaube' des Grundbuchs zur Seite steht
dass er nur Demjenigen zu weichen braucht, dessen besseres Recht aus
dem Buche ersichtlich ist, und dass die Weiterbegebung hypothekarisoher
Forderungen, insbesondere durch erhöhte Sicherstellung des Er'We:rbt~rs
und die damit verbundene Verminderung der Gefahr ungelegener
digung, erleichtert wird.
Es ist die Aufgabe des gegenwärtigen Entwurfs, diesen Fordt,rwuge:lI:
gerecht zu werden. Zu dem Ende hat derselbe
1. die stillschweigenden Hypotheken beseitigt, indem er den Grund-
satz aufstellt, dass das Hypothekenrecht nur durch Eifttril.gnng
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Grundbuch entstehen kann. Um den öffentlichen Glauben des Grund-
buchs laufrecht zu halten, führt der Entwurf das Princip durch, dass alle
Eintragungen und Löschungen, auch wenn sie matenell. unrichtig seien,
aus Versehen oder in Folge von Betrug erfolgt sein sollten, formelles
Recht erzeugen, unbeschadet nachträglicher Anfechtung derselben
(s, oben S. 3 u. 4), dass die Hypothek, so lange sie im Buche eingetragen
steht, als fortdauernd gilt, .auoh wenn sie zurückgezahlt worden, dass
nur Derjenige, welcher als Gläubiger im Buche eingetragen ist, die
Rechte eines solchen geltend machen kann, ein Grundsatz, welcher eine
Modifikation nur im Fall der Cession oder Verpfändung einer Hypothek
erleidet, da der Cessionar oder Pfandgläubiger zwar bei Bezahlung der
Hypothekforderung , sonst jedoch nicht nothwendigerweise eingetragen
zu werden braucht. .
2. In strengerer Durchführung des Princips der Specialität geht
der Entwurf von der Unsuläasigkeit der Generalhypothek aus, er ge-
stattet ferner nur Hypotheken ,in ,ziffernmässig ausgedrückten Geld-
beträgen und erweitert und präcisirt bestimmter den Umfang des Hypo-
theken rechts.
Eine Ausnahme hiervon bilden allerdings die Bestimmungen über
KautioDshypotheken, und über die Haftung der Hypothek für die Kosten
der Eintragung und Beitreibung; indessen sindbeide Ausnahmen dem
Realkredit unschädlich, da dort jeder nachfolgende Gläubiger sich dem
eventuellen Vorrang derselben zu dem festgesetzten Maximalbetrage
unterwerfen muss, und da die Kosten sich wenigstens annähernd ver-
anschlagen lassen, ohnehin im Verhältniss zu der Schuld von keinem
Belang sind.
3. Die Rangordnung der Hypotheken bestimmt sich. fortan durch-
weg, nach der Reihenfolge ihrer Eintragung; alle Pfandprivilegien sind
abgeschafft. Nur für die aus dem öffentlichen Rechte stammenden
Steuern und ähnlichen Abgaben, sowie für Ablösungskapitalien u. dergi.,
welche als Surrogat an die Stelle älterer Lasten getreten sind, ist das
frühere Vorrecht beibehalten.
4. Das Pfandrecht gewährt nicht, wie das Eigenthum und die
übrigen dinglichen Rechte, die Befugniss zum unmittelbaren Gebra~ch
und Verbrauch der Sache auch ist dasselbe seinem Wesen nach nicht
wie letztere Selbstzweck -sondern Mittel für ein ausser ihm liegendes
ökonomisch-juristisches Ziel, die gegenwärtige Deckung und die dem-
nächstige Befriedigung eines persönlichen Rechts. Daher ist es von
grosseI'Wichtigkeit, das in dem Pfandrecht enthaltene dingliche von dem
obligatorischen Moment gehörig zu sondern. Eine Folge der Trennung
beider Momente ist '
a) der in der Gi-undbuchordnung näher zu erörternde Grundsatz,
dass das Grundbuchamt das der Bestellung, Uebertragung oder
Löschung der Hypothek unterliegende RechtsgeschMt: zu prüfen
weder das Recht noch die Pflicht hat, dass dasselbe VIelmehr nur
70 Dritter Abschnitt.
ermitteln soll, ob die Parteien den Willen, die Hypothek zu
bestellen, zu übertragen oder zu löschen, deutlich und ernstlich
ausgesprochen haben, und ob sie zu solchem Ausspruch berechtigt
waren.
b) Sodann und vor Allem aber führt das Verhältniss zwischen der
dinglichen und persönlichen Seite des Pfandrechts zu der Annahme
einer grösseren Selbstständigkeit derselben. Würde man die
Hypothek lediglich als ein Accessorium der persönlichen Schuld
ansehen und sie von den rechtlichen Schicksalen derselben ab-
hängig machen, daher auch alle Einreden aus dem persönlichen
Schuldnexus unbeschränkt gegen die hypothekarische Klage
zulassen, so würde man die Sicherheit, welche der Kapitalist,
indem er sein Geld auf Grundstücke leiht, erreichen will, geradezu
zerstören. Es kommt darauf an, die dingliche Seite des Pfand-
rechts, wonach der jedesmalige Eigenthümer des Grundstücks
mit letzterem dem Gläubiger für den Belauf der Forderung ver-
haftet sein soll, zu gehöriger Anerkennung zu bringen. Es wird
unterschieden werden müssen, ob es sich um das Verhältniss
zwischen dem ursprünglichen Gläubiger und Schuldner handelt,
oder ob ein Wechsel in der Person, sei es des Gläubigers oder
des Eigenthümers, eingetreten ist. Hatte der Eigenthümer des
Grundstücks die Hypothek für eigene Schuld eintragen lassen, so
überwiegt der accessorische Charakter derselben, der Eigenthümer
wird daher alle Einreden aus dem unterliegenden Rechtsverhält-
nisse , zu dessen Sicherung die Hypothek bestimmt war, vor-
schützen, er wird geltend machen dürfen, dass die Forderung
getilgt, folgeweise die Hypothek erloschen sei. Ist aber die
Hypothek von den ursprünglichen Subjecten, zwischen denen sie
begründet war, losgelöst, so tritt das materielle Forderungsrecht,
dessen Sicherung durch die Hypothek angestrebt wurde, in den
Hintergrund, und das dingliche Recht, losgelöst von dem Rechts·
geschäfte, welchem es seine Entstehung verdankt, gelangt zur
Geltung; der neue Gläubiger braucht nur solche Einreden zu
fürchten, welche auf seiner eigenen mala fides beruhen, seine .
Hypothek führt unabhängig von dem materiellen Forderungsrechte I
ihren selbstständigen Bestand fort, bis sie förmlich gelöscht ist. 1...
Es verhält sich also mit der Hypothek nicht anders, als mit dem,
Wechsel, bei welchem das unterliegende Verhältniss trotz der
formalen Natur des Wechselversprechens einwirkt, so lange der
ursprüngliche Gläubiger den Anspruch geltend macht, dem
Indossatar gegenüber aber zurücktritt - *).
*) Nach der neuesten Abhandlung über diesen Gegenstand' von Schott in
Ihering's Jahrbb. XV, S. 1 bis 61 (1876) ist das Pfandrecht zwar ein aceesso-
risches Recht, insofern es den Forderungszweck als eigenen in sich anfniroIDt
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Aus diesem dinglichen Momente der Hypothek erklärt es sich dass
bei der Cession derselben nicht sowohl die persönliche Forderung des
Pfandgläubigers mit der Hypothek als ihrem Accessorium, als vielmehr
das dingliche Recht selbst abgetreten wird, und wie die Hypothek, so
lange sie nicht gelöscht worden, fortbesteht, auch wenn der persönliche
Anspruch fortgefallen war, so kann sie auch dem Eigenthümer abgetreten
und zu dessen weiterer Disposition überlassen werden.
Dem angedeuteten Rechtsverhältniss entsprechend hat der Entwurf
innerhalb gewisser Grenzen die Hypothek unabhängig gemacht von dem
Schicksal des obligatorischen Rechts, mit welchem sie entstanden war;
er erkennt sie, zwar nicht hinsichtlich ihrer Entstehung, aber hinsichtlich
ihres Fortbestandes, als ein in gewissem Umfange selbstständiges, von der
unterliegenden causa debendi abgelöstes Recht gegen den Eigenthümer
des Grundstücks, sich aus letzterem für eine bestimmte Summe bezahlt
zu machen, an. Der Entwurf weicht damit allerdings von der Auffassung
des R. R. ab, nach welchem die Hypothek, von einzelnen als Sin-
gularitäten behandelten Fällen abgesehen, auch in ihrer Fortdauer von
dem Bestande der persönlichen Schuld, zu deren Sicherung sie dienen
sollte, mehr oder weniger abhängig blieb, aber er folgt ~amit dem Zuge
der neuen Rechtsentwickelung und entspricht dadurch dem Bedürfnisse
des Realkredits.
Das Preussische Recht ist weiter gegangen: es hat neben der
Hypothek mit accessorischer Qualität auch die Grundschuld eingeführt.
Die Grundschuld, deren erste Gestaltung der neueren Meklenburgischen
Gesetzgebung angehört, aber auch bereits in den Bremer Handfesten *)
zum Vorschein tritt, "entsteht nicht als -ein blosses Sicherheitsrecht für
eine persönliche Verhaftung des die Eintragung Beantragenden, sondern
als selbstständige dingliche Belastung des Grundstücks" (Meklenb. revid.
Hypoth.-Ordn. f. Landgern. vom 18. Oktober 1848, §. 16 und überein-
stimmend revid, Stadtbuchordn. vom 21. December 1857, §. 19)-, sie
erscheint von vornherein losgelöst von dem materiellen Schuldgrunde,
welcher zu ihrer Begründung die Veranlassung gab, als ein abstractes
Summenversprechen , das den Eigenthümer des Grundstücks als solchen
belastet, von dessen persönlicher Haftung mit seinem übrigen Vermögen
völlig absieht und mit Veräusserung des Grundstücks auf den neuen
Erwerber übergeht, nach Art der Reallast, mit welcher sie überhaupt
die grösste Aehnlichkeit hat. Die Konsequenzen dieses Systems sind,
und als secundäres Zweckmittel zu dem primären Zweckmittel der Obligation
hinzutritt; aber letztere ist keine ExistenziaIbedingung des Pfandrechts, daher
dasselbe schon vor der Forderung entstehen und trotz des Untergangs der For-
derung fortbestehen kann wenn der Forderungszweck noch fortdauert. S. jedoch
hiergegen Karlowa, d~Reehtsgeschäftu. seine Wirkung (1877) S. 37, Anm. 1.
*) Ueber die Einrichtung der Bremischen Handfesten vergl. Heineken im
Areh. t. civ, Pr. Bd. 32, S. 73 bis 102 und den Bericht des Oberger. zu Lübeck
vom 14. Okt. 1865 bei v. Dnhn, deutschrechtliche Arbeiten S. 107 bis 119.
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dass die Grundschuld ohne Angabe des Schuldgrundes im Grundbuch
eingetragen wird, dass der Gläubiger die Verfügung darüber erst durch-
Aushändigung des Grundschuldbriefes erhält, dass die Grundschuld von
vornherein auf den Namen des Figenthümers eingetragen werden kann,
dass der Klage aus der Grundschuld Einreden aus dem unterliegenden
persönlichen Schuldverhältniss überall nicht, Einreden. aus dem dinglichen
Verhältniss nur dann, wenn sie dem Beklagten gegen den Kläger
unmittelbar zustanden oder aus dem Grundschuldbrief sich ergeben oder
dem Kläger beim Erwerb der Grundschuld bekannt waren, entgegen-
gesetzt werden können, dass die Grundschuld in blanco cedirbar ist, und dass
dem Grundschuldbriefe Zinsquittungsscheine beigegeben werden dürfen.'
In dem Entwurf zu dem Preussischen Grunderwerbsgesetz war die
Hypothek in ihrer dem Institut der Grundschuld im Wesentlichen ent-
sprechenden Konstruktion vorgelegt; erst in Folge der Berathungen des
Herrenhauses ist, wie bereits angedeutet, theils die Grundschuld, theils
die Hypothek mit accessorischer Qualität in das Gesetz aufgenommen,
indem man annahm, dass auch letztere im Rechtsbewusstsein des Volks
und in den Bedürfnissen des täglichen Lebens noch ihre volle Begrün-
dung finde und namentlich für Kapitalanlagen von längerer Dauer sich
empfehle, während die Grundschuld auf einen rasch wechselnden und
leicht realisirbaren Geldverkehr berechnet sei.
Ob diese Doppelgestalt - Hypothek oder Grundschuld - vom
Standpunkte des Preussischen Rechts gerechtfertigt war, braucht hier
nicht erörtert zu werden; für das hiesige Land konnte nur die Frage
entstehen, ob es rätblich sei, das Institut der Grundschuld allein oder
neben der Hypothek, wie solches in Oldenburg geschehen ist" su.adoptiren.
Der Entwurf hat diese Frage mit Rücksicht auf die oben erörterte freiere,
Gestaltung der Hypothek verneinen zu sollen geglaubt. De~n ,die'
Hypothek in ihrer Begründung ist immer accessorischer Natur, sie dient
der Sicherheit eines obligatorischen Rechts und verfolgt den Zw.eck, .die
zu sicherudeSumme mit dem Kaufwerth der zu belastenden Sache zu
decken. Das praktische Bedürfniss erfordert nur, dass der Bestand der
Hypothek unabhängig bleibt von dem Schicksal der, zu sichernden
Forderung, und diesem Bedürfniss wird durch die ob~n angedeutete, in
dem Entwurf zur Anerkennung gebrachte relative Selbstständigkeit der.
Hypothek vollkommen genügt. Denn auf dem Umwege der Cessionder
Hypothek lassen sich praktisch fast alle wesentlichen Vortheile det
Grundschuld, namentlich die Hypothek des Eigenthümers und 'die Unab-
hängigkeit von den Einreden aus dem unterliegenden Rechtsverhältniss
erreichen; was aber der Grundschuld besonders charakteristisch ist, di~'
Möglichkeit der Blankoeession oder gar die Gestaltung des Grundschlllif
briefes als eines Inhaberpapieres, bewirkt eine so bedenkliche Mobilisirung
des Grundvermögens und führt eine solche Gefahr des Missbrauchs oder
der Ausbeutung im Gefolge, dass die Einführung dieser VerkehrsfoJ:Blen,
um so weniger rätblich erschien. als ein Verlangen danach aus den.lJ
der Erleichterung des Hypothekenverkehrs am meisten interessirten
Kreisen der Bevölkerung bisher nicht laut geworden ist. Dazu kommt,
dass das Institut der Grundschuld in der Wissenschaft noch keineswegs
zur Klärung gebracht ist, dass in Preussen selbst gegen die Einführung
der Grundschuld neben der Hypothek, zumal die unterscheidenden Merk-
male beider Institute häufig geradezu verwischt sind, erhebliche Bedenken
erhoben sind, und dass es jedenfalls rätlilieher erschien, zuvor die Wir-
kungen der durch den Entwurf geschaffenen relativen Selbstständigkeit
der Hypothek abzuwarten, als von vornherein ein den Anschauungen
und Gewohnheiten der hiesigen Bevölkerung fremdes , nach seinem
juristischen Werth und seinen nationalökonomischen Vortheilen noch
nicht genügend erprobtes Institut einzuführen 1).
Den vorstehenden allgemeinen Bemerkungen entsprechend ist die
Hypothek .des Entwurfs, wie zu den nachfolgenden Paragraphen im
Einzelnen näher erörtert werden wird, gestaltet worden.
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1. Von der Begründung des Rechts der Hypothek.
§. 26 (Pr. §. 18).
Das Recht der Hypothek entsteht durch Eintragung im Grund-
buch 1).
1) Aus ähnlichen Gründen hat auch die JustizkommissiOfl sich gegen die
Einführung der Grundschuld ausgesprochen(Landt.-Verh. Am. 35, S. 4 u. 5).
In Preuesen selbst scheint das Institut der Grundschuld mit beschränkter Haf-
tung auch in den grössten Stiidten des Königreichs eine verhii1tnissmässig nur
beschränkte Anwendung gefunden, das Kapital vielmehr der Hypothek, für
welche der Aussteller mit seinem ganzen Vermögen eintritt, sich zugewendet zu
haben. Nach dem Preussischen Justizministerialblatt des Jahres 1874, S. 50
und fil sind in der Stadt Berlin während des Jahres 1873 an Hypotheken
108533 113 Thlr., an Grundschulden 3 069 780 Thlr. zur Eintragung gelangt,
und auch die später bei. den Grundbuchämtern gesammelten Erfahrungen be-
weisen, dass die Gläubiger in richtiger Würdigung ihr~s Interesses die Ein-
tragung einer Hypothek der Form der Grundschuld vOf'ztehen; vgl. bes. Voss,
zur Theorie der Grundschuld in Dahn's Ztschr. f. d, D. Gesetzgebung VIII
(1875), S. 477 bis 518' Budo/ph accessorische unclselbstständige Hypothek
im Arch. .I. ci». Pr. Bd.67, S. 192 ff.; v. Both, Syst. d. D. Privatr. III,
8. 527 ff., 606 ff., 665 ff., 695.
1) Der Entwurf lautete; Das Beeht der Hypothek entsteht nur durch
Eintragung im Grundbuch." lUf VeranlaUtlng der Justi:kommt#ion ist d~s
Wort "nur" weggelassen•. Die KommissiOfl war dC; Mew~ng, dass dem in
den Motiven hervorgehobenen .Gedanken der Ausschltessung Jedes andern Ent-
stehungsgrundes der Hypothek auth oW· jerteS Wort geniigeniJ .Ausdruck ge-
geben, dass aber andererseits durch Weglassung desselben deutlicher zur An-
8C.haUIfflg. gebracht werde, dass, so lange die Eintragung nic~t erfolgt sei, au~h
die Hypothek nicht ezistire, WC'IIn mreh übrigens allen Bedingungen zur Ein-
lragvng entsprochen sein möge.
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Dieser Satz enthält eine erhebliche Aenderung des bisherigen Rechts.
1. Es giebt fortan keine stillschweigenden Hypotheken mehr; das
Princip, welches schon die Verordnung Nr, 14 vom 15 . Januar 1814,
§. 11, und die Verfügung der Fürstl. Regier.-Komm. Nr. 27 vom 3. Februar
1814, §. 55 erstrebten, das sich aber wegen praktischer Schwierigkeiten
derzeit nicht erreichen liess, und daher durch die Verordnung Nr, 14
vom 26. J\Iärz 1823 für acht Fälle wieder aufgehoben wurde (vergl. auch
Landt.-Absch. vom 11. .Juli 1823, Nr, 23, Art. 39), ist nunmehr unbe-
dingt aufgestellt. Den darin enthaltenen Eingriff in wohlerworbene
Rechte unschädlich zu machen, ist, wie bereits in der Einleitung bemerkt
wurde, die Aufgabe des Einführungsgesetzes; bei der Motivirung desselben
wird es am Platze sein, auf die rechtliche Natur und die Bedeutung der
bislang von der Eintragung ausgenommen gewesenen Hypotheken näher
einzugehen.
2. Es giebt nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes aber überhaupt
keine Hypotheken an Grundstücken mehr, wenn sie nicht im Grundbuch
eingetragen sind. Vertrag, letztwillige Anordnung und Gesetz, durch
welche Hypotheken an Immobilien bestellt werden, können ohne Eintra-
gung für die Folge kein Pfandrecht begründen, es ist damit also auch
die Bestimmung der Verordnung Nr, 14 vom 26.März 1823, §. 2 (vergl.
Circ.-Rescr. vom 14. December 1825, Verordn.-Samml. de 1826, Nr. 1),
wonach derartige Pfandrechte ungeachtet nicht geschehener Eintragung
doch ihre Wirksamkeit gegen den Schuldner und das gesetzliche Vor-
recht im Konkurse behalten sollen, beseitigt.
Das "Recht der Hypothek" (der Ausdruck bezeichnet nicht, wie in
der Ueberschrift des Abschnitts, das Recht in dbstracto, sondern hier,
wie im §. 58, die aus der eingetragenen Hypothek sich ergebenden sub-
jectiven Befuguisse) entsteht erst mit dem Moment der Eintragung selbst,
also nicht schon mit dem Antrag auf Eintragung (vergl. §. 43). Wäre
zwar der Antrag auf Eintragung, nicht aber letztere selbst vor der
Konkurseröffnung erfolgt, so würde ein wirksames Hypothekenrecht nicht
begründet sein (§. 12 der R.-Konk.-Drdn. und v. Sarwey, Gomm. ad
h. 1. S. 48).
§. 27 (Pr. §. 19).
Die Eintragung erfolgt:
1. wenn der eingetragene oder seine Eintragung gleichzeitig
erlangende Eigenthfuner sie beantragt;
2. wenn der Gläubiger auf Grund einer mit beglaubigterUnter-
schrift versehenen Urkunde, in welcher der eingetragene
Eigenthümer ihm gegenüber die Eintragung bewilligt bat,
sie beantragt;
3. wenn der Gläubiger auf Grund eines rechtskräftigen Erkennt-'.
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stellung einer Hypothek verartheilt worden ist, die Eintragung
beantragt;
4. wenn eine zuständige Behörde gegen den eingetragenen Eigen-
thümer die Eintragung nachsucht.
Der eingetragene Gläubiger erlangt das Verfügungsrecht über
die Hypothek erst durch die Aushändigung des Hypothekenbriefes
an ihn.
Der Hypothekenbrief wird im Fall der Ziffer 1 dem Eigen-
thümer, im Fall der Ziffern 2 und 3 dem Gläubiger und im Fall
der Ziffer 4 der ersuchenden Behörde ausgehändigt.
Verträge, durch welche Jemand die Bestellung 'einer Hypothek zu-
sagt, sind fortan als Vorverträge über Pfandrechtsbestellung zu behandeln;
sie bedürfen, da sie sich auf das Recht an Grundstücken beziehen,
behuf ihrer Klagbarkeit nach wie vor der Verlautbarung vor Gericht
oder vor Notar und Zeugen (§. 74), aber sie begründen keinen Titel für
die Eintragung der Hypothek. Diesen Titel bildet in Gemässheit des
Konsensprincips ausschliesslich der Antrag des Eigenthümers und Das-
jenige, was ihn ersetzt (richterliches Erkenntniss oder Ersuchen einer
zuständigen Behörde). 'Damit steht der Entwurf mit den Bestimmungen
der vorhergegangenen Abschnitte und mit dem Publicitätsprincip in
völliger Harmonie. Denn wie die Eintragnng des Eigenthumsüberganges
im Fall freiwilliger 'Veräusserung nur auf Grund der Auflassung (§§. 1
und 2), die des' dinglichen Rechts nur auf Grund des Antrags des ein-
getragenen Eigenthümers (§. 20) geschieht, das unterliegende Rechts-
geschäft aber dabei einflusslos bleibt, so findet auch die Eintragung der
Hypothek als ein Akt der Veräusserung (im weiteren Sinne) nicht in dem
zwischen Gläubiger und Schuldner bestehenden Schuldverhältnisse, auf
Grund dessen dieser jenem die Bestellung der Hypothek versprochen
hat, sondern in dem Antrage des Schuldners ihren Rechtsgrund. Der
Entwurf unterscheidet vier verschiedene Fälle:
1. Den "Antrag" des Eigenthfuners, mag derselbe als solcher
bereits eingetragen sein. oder, wie im Fall des §. 20, gleichzeitig ein-
getrllgen werden. Dieser Antrag bildet den einseitigen Kreationsakt
für die Entstehung der Hypothek, der Annahme des Antrags Seitens des
Gläubigers bedarf es für die Entstehung der Hypothek nicht; es liesse
sich denken, dass Jemandem auch ohne sein Wissen, selbst wider seinen
Willen eine Hypothek bestellt werden kann. Der Antrag muss von dem
eingetragenen Eigenthiimer oder dessen gesetzlichem Verlreter oder
Mandatar (G.-B.-O. §§. 6 bis 8) gestellt sein; ein stillsehweigender
Antrag ist ausnahmsweise nur im Fall des §. 34 zugelassen, wenn der
Veräussererzur Sicherstellung einer Forderung den Vorbehalt des Eigen-
thUIDS bedangen hat, worin die Bewilligung einer Hypothek für die
Höhe jener Forderung Seitens des nenen EigenthÜlDers erblickt wird.
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Nur der Eigenthümer, und zwar nur derjenige, welcher als solcher
eingetragen ist, darf den Antrag stellen; in Betreff der Befugniss der
Miteigenthümer, auf ihren Antheil eine Hypothek zu bewilligen, vergl.
§. 29. Wäre die Hypothek auf Grund des Antrags eines Nichteigen-
thümers oder eines nicht eingetragenen Eigenthümers eingetragen, so
würde diese Eintragung unzweifelhaft nichtig sein und der Anfechtung
unterliegen (§. 50); eine mit dem nachträglichen Erwerbe, beziehungs-
weise mit der nachträglichen Eintragung des Eigenthums desselben ein-
tretende Konvalescenz der Hypothek, wie sie nach R. R. zulässig war
(L. 9 §. 3 D. qui pot. 20, 4. L. 5 O. si aliena res 8, 16, vergl. Dem-
bur g, Pfandr, L, 8. 262 ff.) kann bei dem bestimmten Wortlaut des
Gesetzes nicht zugelassen werden (s. Motive zu §. 6 und Förster, Pr.
Privatr. III, 8.394; A. M. Dernburg, Privatr. I, 4. Aufl., S.811,
Note 8 1) .
2. Da das Preussisehe Gesetz (§. 19) die Eintragung der Hypothek
statt, wie in den früheren Entwürfen, von dem "Antrage" ,nunmehr von
der "Bewilligung" des Eigenthümers abhängig gemacht hat, so ist in
der Preussischen Jurisprudenz darüber gestritten, ob es genüge, wenn
die Eintragungsbewilligung des Eigenthümers in beglaubigter Form
vorgelegt werde, oder vob es ausserdem noch des Antrags des Eigen-
thümers bedürfe? Für die letztere Ansicht h~ben sich Hahlmann,
Comment. (3. AufL), S. 93 ff. und Förster, Privatr. III, S. 458, Note 17;
für die erstere Ach i11 es, Comment. S. 64, Anm. 4, J 0 h 0 w, J ahrb.II,
8.239 ff., Der n burg , Privatr., 4. Auß., I, S. 810, Anm. 6, Turnau,
Grundbuchordnung 8.380, 381 u. A. entschieden. Der Entwurf verlangt
aus praktischen Gründen nur die Eintragungsbewilligung , nicht auch
den Antrag des Eigenthümers, ohne befürchten zu müssen, damit dem
Konsensprineip entgegenzutreten, da dieses nur voraussetzt, dass der
EigenthÜmer in die Belastung seines Grundstücks einwillige, nicht auch,
dass der Antrag auf Eintragung von ihm aussehliesslich ausgehe (s. oben
S. 58).
3. Auf Grund des die Bewilligung des Gläubigers ersetzenden
rechtskräftigen Erkenntnisses kann der. Gläubi~er unmittelbar die Ein-
tragung der Hypothek beim. Grundbuchamte fordern, wenn der Eigen-
thümer als solcher im Grundbuch eingetragen ist. Ist dies nicht der
Fall, so muss zuvörderst dessen Eintragung. im Grundbuch bewirk;t
werden (G.-R-O. §§, 28 und 29). Hätte sich der Verpflichtete durch
Verij.usserungdes Grundstücks ausser Stand gesetzt, die Eintragung2\1,l
beschaffen, so würde sich der ursprängliehe Anspruch in eine InterCll~
Ir Nac.h·§. 830 des Entw. zum D. Bi'i~g. Gesetzb. tritt Konvalescenzer,n,
wenn die Eintragungsbewilligung nachträglich von dem Berechtigten !I~".igl
wird, oder'wenntler Nicktberechtigte das für die Wirksamkeit der Bneillip1fl
erforderliche Recht erwirbt; vergI. aazuMotive Bil. III, $. 188 JI.
forderung nach den allgemeinen Grundsätzen des Obligationenrechts
verwandeln, s. zu §. 72.
4. Endlich steht dem Antrage .des Eigenthümers das Ersuchen
einer zuständigen Behörde gleich. Dahinsind die' Fälle zu rechnen, wo
die Herzogliche Landesökonomie • Kommission bei 'Ablösungen (Ablös.-
Ordn. §§.103, 104) oder Gemeinheitstheilungen (Gem.-Thl.-Ordn.· §. 1(9),
oder wo in gewissen Fällen das .0bervormundschaftliche,Gericht(Entw.
des Einf.-Ges. §§. 15 und 16), oder bei .Adjudikationen der Subhastetions-
richter oder die H. Zoll- und Steuerdirection bezüglich der der Kassen-
verwaltung zur Einziehung überwiesenen Kostenforderung , bezw. die
Staatsanwaltschaft bei Kosten, welche in schwurgerichtlichen oder land-
gerichtlichen Strafsachen zu erstatten sind (Ges, Nr, 40 v. 11. Juli 1819,
§. 6, Abs. 2 und 4), die Eintragung der Hypothek ZU bewirken bat
(rergl. §. 21).
In Folge der auf Grund der vorstehenden Nummern erfolgten Ein-
tragung der Hypothek gilt der Gläubiger allerdings formell als Hypothek-
gläubiger. Um aber ein wirklich materielles Recht über die Hypothek
zu erwerben, um zur dinglichen Klage mit dem Antrage auf Subhastation
des' Grundstücks, um zur Abtretung und Verpfändung der Hypothek und
zu sonstigen Verfügungen über dieselbe berechtigt 'zu sein, muss noch
ein Mehreres hinzutreten, es muss dem Gläubiger der Hypothekenbrief,
welcher - abweichend vom Preussischen Recht - nach §. 34 der
Grundbuchordnung in jedem Falle ausgestellt werden muss, ausgehändigt
sein. Durch diese Bestimmung, welche das Preussische Gesetz (§. 20)
nur in Betreff der Grundschulden kennt, auf eigentliche Hypotheken
jedoch aus unzureichenden Gründen nicht ausgedehnt hat, wird dem
Eigenthiimer Schutz gegen eine etwa beabsichtigte Unredlichkeit des
Gläubigers gegeben, ein Schutz, weicher um so nothwendiger ist, als die
exceptio non numeratae peeuniae nach H."G.-B. Art. 295 und Gesetz
Nr. 22 vom 27. Mai 1865, §. 1 abgeschafft, und die nach §. 2 des
letzteren Gesetzes allerdings mögliche Anfechtung der Beweiskraft der
ausgestellten Urkunde immerhin mit .Sehwierigkeiten ver.bunden ist
[s, z. B. den Rechtsfall inZeitschrift XXIII, S.54). Nach dem Entwurf
dagegen hat es der Eigenthümer, welchem, wenn er die Eintragung der
HyPothek beantragt hatte, der Hypothekenbrief von dem Grundbuchamte
zugestellt wird, in seiner Hand, den letzteren nur gegen Empfang der
verabredeten Valuta, also Zug um Zug, auszuhändigen; thnt er dies,
o~er erklärt er dem Gläubiger in einer besonderen beglaubigten Urkunde
~elTIe Einwilligung in die Eintragung der Hypothek, so gieht er damit
In ausreichender Weise zu erkennen, dass er' seinerseits befriedigt ist,
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§. 28.
Ueberdie Schuld, für welche die Hypothek eingetragen werden
soll, muss eine den Schuldgrund bezeichnende Urkunde vorgelegt
werden.
Ist in den in §. 27 unter 3 und 4 erwähnten Fällen eine
Schuldurkunde nicht vorhanden, so genügt die Angabe der Schuld
in dem Erkenntnisse oder in dem Ersuchen der Behörde.
Aus welchem Rechtsgrund die zu sichernde Obligation herstammt,
kommt für die Pfandbestellung nicht in Betracht (L. 5 pr; D. de pignor.
20, 1) *). Eine andere Frage dagegen ist, ob die causa, auf welche die
Hypothek sich stützt, bezeichnet und die über die persönliche Vel;-
pflichtung aufgenommene Schuldurkunde vorgelegt werden muss? Die
Frage wird im Preussisehen Grunderwerbsgesetz §. 19, 1, Abs. 2, hin-
sichtlich der Hypothek insofern bejaht, als es zwar im Ermessen des
bewilligenden Eigenthümers liegt, ob er das Schuldverhältniss aufdecken
will oder nicht, dann aber, wenn dies geschieht, die Schuldurkunde vor-
gelegt werden muss. Andere Gesetze, z, B. das Oesterreichische all-
gemeine Grundbuchgesetz vom 25. Juli 1871, §. 32, verneinen überhaupt
die Verpflichtung zur Angabe des Schuldgrundes. Der Entwurf hat mit
Rücksicht auf das Interesse, welches die Parteien, namentlich bei etwaiger
künftiger Anfechtung des Eintrags, daran haben, dass die Kausal-
beziehung des Hypothekenrechts ersichtlich erhalten werde, als Grundseta
aufgestellt, dass durch die zu überreichende Schuldurkunde der Rechts-
grund der Hypothek dokumentirt werden müsse, ja noch mehr, er ha.t
selbst für diejenigen Fälle, wo es an einer Schuldurkunde fehlt, sb-
weichend vom Preuasischen Gesetz angeordnet, dass das richterliche
Erkenntniss oder das Ersuchungsschreiben der zuständigen Behörde 1)
die causa debendi zu bezeichnen habe (vergI. auch Bähr in Ihering's
Jahrbb. XI, S. 106 bis 112). Ob übrigens die Schuldurkunde den
Charakter eines blossen Verpflichtungsscheins an sich trägt, ist gleich-
gültig; auch der Wechsel und die kaufmännische Anweisung (H.-G.- B-
Art. 300, 301) bilden einen gültigen Schuldgrund im Sinne des Entwurfs.
Ueber den Umfang des Prüfungsrechts des Grundbuchrichters vel'8L
§. 17 der Grundbuchordnung.
*) Dass insbesondere auch für künftige Forderungen Hypotheken bestellt
werden können, ist nach gemeinem Recht zweifellos, und ebenso auch durch.
neuere Gesetzgebungen anerkannt (vergI. Preuss. Landr. I, 20, §.14, Sächs. G.-B:
§. 370, ebenso nach Bayer. Recht: Regelsberger, das Bayer. K-R., S. l~~~:
1) Hierhin gehört s, B. der Fall des §.6, Abs. 2 des Ges. Nr. 40 v. 11.J..~
1879, wonach die H. Zoll- und Steuer-Direction berechtigt ist, bei jeder ~
Kassenoerumltunq zur Einziehung überwiesenen Kostenforderung die !?f#':
tragung einer Hypothek auf die Gegenstände des unbeweglichen Vermogeni
des Schuldners bei dem zuständigen Grundbuchamte nachzusuchen.
Der eingetragene Miteigenthümer kann auf seinen Antheil eine
Hypothek bewilligen, auch kann im Wege des gesetzlichen Zwanges
gegen ihn auf seinen Antheil eine solche eingetragen werden.
Ueber die Frage, ob der eingetragene Miteigenthümer eines Grund-
stücks seinen ideellen Antheil an letzterem mit Hypotheken belasten
dürfe, differiren die Partikularrechte. Einzelne, z. B. Meklenburg
(v, Meibom, Meklenb. H.-R., S. 113), lassen eine Hypothek nur am
ganzen Grundstück zu und fordern dazu den gemeinsamen Antrag aller
Miteigenthümer. Die meisten gestatten dem Miteigenthümer die Ver-
pfändung seiner Quote, z. B. Oesterreichisches allgemeines Grundbuch-
gesetz vom 25. Juli 1871, §. 13, Preussisches Grunderwerbsgesetz §.21,
Sächsisches G.-B. §. 388, Sachsen -Weimar, Schwarzburg - Sondershausen
und Rudolstadt (bei Mascher, das Grundbuch- und Hypothekenwesen,
S. 252, 303, 320). Diese letztere, dem gemeinen Recht entsprechende
(L. 2 C. camm. div. 3, 37. L. 7 C. camm. utriusque judo 3, 38. L. uno
C. si camm. res. 8, 21), auch im hiesigen Lande anerkannte (Ze itschr.
XVI, S. 52) Ansicht musste als die richtigere erscheinen, da das Recht
des Eigenthümers eines ideellen Theils eines Grundstücks in der That
als ein Recht am ganzen Grundstück aufzufassen ist, welches sämmtliche
l\Iachtbefugnisse des Eigenthümers, wenngleich nur zu einem Rechnungs-
theil, in sich schliesst.
Deber die Eintragung des Eigenthums auf den einem Miterben
zugefallenen Antheil und über die Verpflichtung des Anerben und der
mit ihm in ungetheilter Were verbliebenen Miterben bei bäuerlichen
Grundstücken zur Eintragung im Grundbuch während bestehender
(j-emeinschaft und nach Aufuebung derselben vergl.. Grundbuchordnung
§. 25 und die Motive dazu.
r
Von dem Recht der Hypothek.
§. 29 (Pr. §. 21).
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§. 30 (Pr. §. 22).
Der Gläubiger hat das Recht, unter Vermittelung des Process-
richters eine Vormerkung auf dem Grundstück seines Schuldners
eintragen zu lassen.
Auch diejenigen .Behörden, welche die Eintragung einer Hypo-
thek gegen den Eigenthümer nachzusuchen gesetzlich berechtigt
sind, können die Eintragung einer Vormerkung verlangen.
Durch die Vormerkung Wird für die endgültige Eintragung
die Stelle in der Reihenfolge der Eintragungen gesichert.').
1) Die Eintragung der Hypothek setzt ein voll s tr eck bar es Unheil
tlorau>~, erfordert mithin eine mit der Vollstreckungsklau$el versehene Aus-
fertigung des Unheils (D. C.-P.-O §. 662, vergl. mit G.-E.-G. §. 27, Nr.3);
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Vergl. Motive zu §. 10.
Der Paragraph ist aus dem Preussischen Grunderwerbsgesetz wört-
lich übernommen; zwar ist aus dem Wortlaut des ersten Absatzes nicht
zu entnehmen, dass dem "Gläubiger" gegen den eingetragenen Eigen;
thümer ein Anspruch auf Gewährung des Pfandrechts zustehen müsse,'
welcher dem Processrichter glaubhaft zu machen ist; indessen folgt dies
aus dem Begriff der Vormerkung selbst und aus dem Zusammenhang
mit anderen Bestimmungen.
§. 31 (Pr. §. 23).
Der Antrag auf Eintragung muss das zu verpfändende Grund-
stück bezeichnen und ebenso, wie die Eintragung selbst, den Namen
eines bestimmten Gläubigers, eine bestimmte Summe, den Zinssatz
oder die Bemerkung der Zinslosigkeit, den Anfangstag der Verzinsung .
und die Bedingungen der Rückzahlung angeben.
Die Summe ist in gesetzlicher Währung zu bezeichnen 1),
welr das. Urtheil nur v 0 1'1 äufig voll stre ck bar, so findet nach §.658
D. C.- P. - O. nur die Eint1'agung einer Vormerkung statt, wobei jedoch die
Vermittelunq des Processrichters nicht eintritt, die Eintragung vielmehr. aUf
Antrag des Gläubigers erfolqt. Dasselbe ist nach richtiger Ansicht auch der
Fall bezüglich des mit der Vollstreckungsklausel versehenen Kostenfestsetzungs-
beschlusses (C. -P. - O. §. 702, Nr. 3), welcher gleichfalls nur zur Eintragung
einer Vormerkung und erst dann, wenn derselbe nach Ablauf der zweilOöchigen
Beschwerdefrist (C.-P.- O. §. 99, Abs.3) rechtskräftig geworden, ein ordentlicher
Rechtsmittel daher nicht mehr zulässig ist, zur Eintragung einer Hypothek
führen kann. - Solche Vormerkungen sind nach §. 28, Abs. 2 der SuMo- O.
Nr.73 v. 10. Juli 1879 auch selbst nach Zustellung des Beschlagnahmebeschlusses
(1. c. §. 25) für den Fall zulässig, dass die Zwangsvollstreckung nicht durch-
gefiihrt werden sollte. - Ueber den Unterschied zwischen Vormerkung und
Arrest S. oben §. 10, IV. - Ueber die durch den Processrichter vermittelten
Vormerkungen vergI. 1iberhaupt Ki n d e! in Gruchot's Zeitschr. XXIV, S.303
bis 335; v. Roth, Syst. d. D. Privatr. III, S. 591 ff.; Wolff, die Eintrag.
in d, Grundbuch zur Vollstreckung einer Forderung (1886) S. 29 ff· . .
1) Der Entwurf schrieb vor, dass der Antrag auf Eintragung, soune d.ese I
selbst eine bestimmte Summe in gesetzlicher Währung enthalten "müsse" Und,
schien damit solche als wesentliches Requisit hinzustellen, dessen Mangel auf
die Gültigkeit der Eintragung von Einfluss sein würde. Da dies jedac" nae1a
den Motiven keineswegs der Fall sein soll, so ist, um dem iin letzteren ent- I
holtenon. Gedanken einen korrekteren Ausdmck zu geben, auf Antrag der '.
Justizkommission die gege11wärtige Fassung des Gesetzes, welche in dem zweit4n. '".
Absatz dieselbe Vorschrift wie der Entwurf, jedoch in instruktioneller F~ ..
enthält, adoptirt. - Was dagegen die Angabe der Bedingungen der Ruck-
zahlung anbetrifft (z. B. bei den Briefdarlehen des H. Leihhauses,.welcheBt:r !
stimmungen darüber enthalten, in welcher Art von Schuldvers~hre!bungen il.~
Rückzelhlung zu erfolgen hat), so war die Kommission übere1nst1mmena ~
dem Entwurfe der Ansicht, dass die Unterlassung einer solche~ AngabeW'Vi'
den Inhalt der Einlragung von entscheidendem Einflusse sei. Indessen br(l~>.
die ,Bedingungen der Rückzahlung nicht immer vollStändig angegeben zu fI)~
1. Die Bestimmungen dieses Paragraphen, dessen Fassung von der
des Preuss. Gesetzes in einigen Beziehungen abweicht, entsprechen dem
Princip der Specialität (vergl. G.-B.-O. §. 14, Abs. 3) und enthalten für
das hiesige Land im Wesentlichen nur eine Wiederholung bereits be-
stehender Vorschriften (Circ. - Reser. Nr. 50 vom 3. März 1842, §§. 16,
24, 26). Neu ist nur, dass auch die Bedingungen der Rückzahlung an-
gegeben werden müssen (s. dagegen das Rescr. des Oberl.-Ger. vom
21. April 1845 bei Bege, Repert. VI, S.87, Nr. 3); es folgt daraus,
dass unkündbare Hypotheken nicht bestellt werden können. Uebrigens
kann die Vorschrift in Betreff der Angabe der Pfandsumme in gesetz-
licher Währung - jetzt also Reichswährung - nicht für so erheblich
erachtet werden, dass bei Nichtbeobachtung derselben oder bei Ansetzung
der Summe in fremder Währung die Ungültigkeit der Eintragung an-
.genommen werden müsste; vielmehr würde der begangene Fehler auch
nachträglich noch immer eingebessert werden dürfen.
2. Was "den Namen eines bestimmten Gläubigers" betrifft, so soll
damit die Hypothek als Inhaberpapier ausgeschlossen werden 2). Der
Gläubiger ist nach Namen, Stand und Wohnort, d. h. so genan, als zu
seiner zweifellosen Bezeichnung erforderlich ist, zu benennen 3). Hypo-
theken, welche Einzel-Kaufleute erwerben, sind unter ihrem bürgerlichen
Namen, aber auch unter ihrer Firma*), Hypotheken, welche Handels-
gesellschaften zustehen, ohne Benennung der einzelnen Gesellschafter
auf die Firma der Gesellschaft unter Angabe des Orts, wo sie ihren Sitz
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namentlich dann nicht, wenn die Rückzahlung nach einem bestimmten Amo-I'-
tisationsplane geschieht; vielmehr genügt in so-lchem Falle scho-n eine Bezug-
nahme auf den zu den Akten eingereichten Plan (s. Motive zu §. 14, JJ der
G.-R-O.). - Als zu der "gesetzlichen Währung" gehörend sind diejenigen
Münzen zu »erstehen , welche nach dem Reichs - Münzges. t'. 9. Juli 1873
(R. - G. - BI., S. JJ33), vergi. mit der Bekanntm. NI'. 8JJ r, JJJJ. Dec. 1873,
die Aussel'courssetzung der Landes-Goldmünzen betr., tlnd der V.-O. NI'. 32
r, 9. Juli 1874, die Einführung der Reichsmarkrechnung im Herzogth. Braun-
schweig betr., als Zahlungsmittel coursiren:
2) S. unten VII, Ges. N1·. 22 V. 30. März 1881, die Hypotheken für die
auf den Inhaber lautenden Schuldverschreibungen und Verpftichtungsscheine
betr.. fJergl. auch fJ. Roth, Syst. d, D. Prieatr. 111, S. 563, 564.
3) Die Frage, ob die Eintragung einer Hypothek auch für eine Km/kurs-
masse stattfinden könne, ist nach -richtiger Ansicht zu verneinen(vergi.Turna 11,
Grundlmchordn. 3. Auft. I, S. 358; Wolff, Zwangseintragullg, S. 96 ff·)
D~e Konkurseröffnung entzieltt dem Cridar nicht das Ei~nthum ..an den zu
s~nem Vermögen gehörigen Bestandtheilen, sondern nur die .Verfug_ung.~bef'".g­
n1SS (K. - O. §. 177); die betr, Eorderunq ist daher auf semen .Namen cu!-
z~tragen, wobei jedoch ein die Dilpositionsbeschränkung bedeutender Zusatz
hmzuzufügen ist (vergl. G.-E.-G. §. 50, Abs. 2). _
*) Ebenso die Entscheidung des Kammergerichts bei J ohow, Jabrb. ",
~. 126 mit Beziehung auf H.-G.-B. Art. 15. Ein Vertrag über ei~e un~weg­
liehe Sache im Sinne des H.-G.-B. Art. 275 liegt nicht vor, da die Ansnbung
des Hypotbekenrecbts den Besitz des Pfandgrnndstücks nicht bedingt, und
Bypotbekenrechte nicht zu den Immobiliarrechten gehören. (8 ahn, Comment.
z. H.-G.-B. ad Art. 275, §. 1).
l!rauJw,h....eigische Grundbnchgeoebe. 6
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hat (Gesetz Nr.31 vom 14. September 1863, §. 29), Erwerbs- und Wirth-
schafts-Genossenschaften gleichfalls unter ihrer Firma einzutragen (H.-G.-B
Art. 111, 164, 213, Bundesgesetz vom 4. Juli 1868, §. 11), in beiden
Fällen ist vor der Eintragung der Nachweis der Eintragung der Gesell-
schaft in das Handels - resp. Genossenschafts - Register zu erbringen.
Dasselbe ist der Fall hinsichtlich der eingeschriebenen Hülfskassen,
welchen gleiche Rechte wie den Handelsgesellschaften gesichert sind,
und deren Vorstand in Grundbuchsachen durch ein Zeugniss des V01'-
standes der Gemeinde, bei welcher er anzumelden ist, legitimirt wird
(Reichsgesetz vom 7. April 1876, §§. 5, 17 [R.-G.-Bl., S. 125 ff.]).
3. Die Vorschrift des Bundesgesetzes vom 14. November 1867, §.2
(B. - G.- Bl., S. 160), wonach zu mehr als 6 Proc. verzinsliche Kapitalien
stets auf höchstens halbjährige Kündigung stehen, auch wenn eine
längere Kündigungsfrist oder der zeitweilige Ausschluss jeder Kündigung'
bedungen worden, bleibt unberührt.
§. 32 (Pr. §. 24).
Wenn die Grösse eines Anspruchs zur Zeit der Eintragung noch
unbestimmt ist (Kautionshypotheken), so muss der höchste Betrag
eingetragen werden, bis zu welchem das Grundstück haften soll.
Hypotheken, von denen es ungewiss ist, ob demnächst eine Forderung
überhaupt bestehen, oder wie hoch deren Betrag sein wird (Kautions-,
Ultimat -, Sicherheits - Hypotheken), müssen nach dem Grundsatz der
Specialität zu einem höchsten Betrage eingetragen werden, damit die
später kreditirenden Gläubiger übersehen können, bis zu welcher Summe
im ungünstigsten Falle das Grundstück belastet ist; lassen sie sich dann
auf den hypothekarischen Kredit des Schuldners noch ein, so unterwerfen
sie sich damit zugleich dem eventuellen Vorrange zu dem festgesetzten
3'Iaximalbelaufe 1). Dahin gehört z. B. auch eine für den Fall nicht
pünktlicher Zinsenzahlnng versprochene Konventionalstrafe (J oh ow,
Jahrb. IV, S. 156). - Nach dem bisherigen hiesigen Rechte bestand
1) In BetreiJ der E1'ntragung der K(tution8hypothek gelten im AUgemeinen
die für die bestimmten Hypotheken gegebenen Vorschriften; nlW folgt aus der
Natlll' der Kaution, dass d(lbei die Bestimmunqen des §. 31 über Zi1lllftlSlJ~
Zeit und Bedingung der Zahlung nicht ZIt1' Anll:endung kommen können. Bei
der E1'ntragung der Kmltionshypothek i,~t in dem Eintragungsvermerk der
Charakter derselben durch. Be1jügung des Wortes "Kaution" oder eine älrrt"
liche Beeeiclnumq bemerklich zumachen. Vergl. Motive zu §. .'l4 der G.-B··9·
unter Nr. 1. Wegen der Pfandbrief8dm'lehen s. Heh r en d und Dahn, Zett-
sehr. t- d. D. Gesetzgebung, s« 8 (1875), S. 127 iJ. Uebl-igens haftet, thJs
Grundstück für die Kosten der Eintragung und Beitreibung einer KautlQflS-
hypothek über den eingetragenen höchsten Betrag hinaus; s. Ilrth: R. - {J. V.
S. v. 3. März 1888 in Gr 11 chot' s Beitr., Bd. 32, S. 1088 ff.
I,
,
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eine solche Vorschrift nicht (vergI. z, B. den Rechtsfall m Z ei t-
sehr. XVIII, S. 81 ff.).
Um eine Kautionshypothek in eine gewöhnliche Hypothek umzu-
w~~deln, bedarf es .nur des Anerkenntnisses des eingetragenen Eigen-
t~umers (eventuell emes dasselbe supplirenden rechtskräftigen Erkennt-
nisses), durch welches die Existenz und Höhe des betreffenden Anspruchs
f~stgestellt wir~: eine Genehmigung der postlocirten Gläubiger ist dazu
mcht erforderlich (~ernburg, Privatr. I, 4. Auflage, S. 851, 852;
A. M. v. Roth, D. Pnvatr. III, S. 566, Note 12, 567).
Uebrigens vergI. die Bemerkungen zu §§. 43 und 69.
§. 33 (Pr. §. 25).
Für K!tpitalien, welche zinslos oder mit Zinsen unter dem Zins-
satz mit fünf vom Hnndert eingetragen sind, kann der Eigenthümor
des Grundstücks einen Zinssatz bis fünf vomHundert mit der Rang-
ordnung des Kapitals eintragen lassen. Der Einwilligung der nach
dem Tage, an welchem dieses Gesetz in Kraft getreten ist, gleich-
oder nachstehend eingetragenen Gläubiger bedarf es nicht.
Die Bewilligung des Eigenthümers zur Eintragung einer Hypothek
kann zum Nachtheil der später eingetragenen Gläubiger nicht erweitert
werden; eine Erhöhung des Zinsfusses oder eine nachträgliche Eintragung
der Zinsverbindlichkeit würde an sich den in der Zwischenzeit ein-
getragenen Gläubigern gegenüber keine Wirkung äussern können. In-
dessen haben einzelne Partikularrechte, namentlich Meklenburg (v. Mei-
bo m a, a, 0., S. 262), die Preussische lIypothekennovelle vom 24. Mai
1853, §. 30 und Sachsen-Weimar (bei Mascher a. s, 0., S.256) an-
genommen, dass, wo es sich nur um eine Verzinsung beziehungsweise
um eine Erhöhung des Zinsfusses bis zu 5 Proc, handle, auch ohne Ge-
nehmigung der gleich- oder nacheingetragenen Gläubiger eine Einräumung
des dem Kapitale selbst gebührenden Vorranges stattfipden dürfe, und
diese auch in da,sPreussische und Oldenburgische Grunderwerbsgesetz
aufgenommene Bestimmung musste sich in Anbeträcht, dass dadurch die
Hypotheken beim Steigen des Zinsfusses thunlichst vor Kündigung be-
wahrt werden, und doch andererseits die Sicherheit der Nachhypotheken
nur in sehr unerheblichem Masse gefahrdet werden kann, zur Annahme
empfehlen. _ Rückwirkende Kraft durfte jedoch dieser Bestimmung, um
nicht wohlerworbene Rechte zu schädigen, nicht beigelegt werden, daher
eine Zinserhöhung beziehungsweise Zinseintragung ohne Einwilligung




§. 34 (Pr. §. 26).
Der bei der Veräusserung eines Grundstücks zur Sicherstellung
einer Forderung bedungene Vorbehalt des Eigenthums gewährt dem
Veräusserer nur das Recht, für die bestimmte Summe eine Hypothek
auf das Grundstück eintragen zu lassen.
Ob der Vorbehalt des Eigenthums (pactum reserv. dominiJ) eine auf-
schiebende oder auflösende Bedingung enthalte, ist gemeinrechtlich in
hohem Grade bestritten (vergl. darüber die Erkenntnisse des O.-A.-G. zu
Oldenburg bei Seuffert, Arch. XXV, 241 bis 243, die des obersten
Gerichtshofs für Bayern bei Seuffert, Arch. XXXII, 236; XXXV, 123
u. die Entsch. R.-G. VII, S.148 ff.). Wäre die Absicht der Paciseenten
dahin gegangen, diesem Nebenvertrage eine den Uebergang' des Eigen-
thums aufschiebende Wirkung beizulegen, so würde derselbe, wie schon
nach bisherigem Recht (Ges. Nr. 22 vom 19. März 1850, §. 5, Nr.4), so
auch nach dem gegenwärtigen Entwurf ungültig sein, da der Auflassungs-
erklärung überhaupt Vorbehalte oder Suspensivbedingungen nicht bei-
gefügt werden können (§. 3). In der That bezwecken jedoch die Par-
teien mit dem Eigenthumsvorbehalt regelmässig Nichts weiter, als
möglichste Sicherheit für den rückständigen Kaufpreis (Windscheid,
Pand, I, §. 172, Note 18a; Seuffert, Arch, XXIII, 135); daher soll ein
derartiger Vorbehalt die Wirkung haben, dass der Veräusserer schon auf
Grund desselben eine Hypothek für das rückständige Kaufgeld eintragen
lassen kann; es ist also darin die stillschweigende Bewilligung der Ein-
tragung, nicht bloss das Versprechen der Ertheilung einer solchen ent-
halten; einer besonderen Eintragungsbewilligung des Erwerbers bedarf
es nicht mehr. Eine entsprechende Bestimmung ist auch in die Preuss.
Einführungsgesetze de 1873 für Hannover (§.43) und Schleswig-Holstein
(§. 20) übergegangen.
2. Von dem Umfan g des Hyp o t h e k en r e c h t.s.
§. 35 (Pr. §. 30).
Für das eingetragene Kapital, für die eingetragenen Zinsen
und sonstigen Jahreszahlungen und für die Kosten der Eintragung,
der Kündigung, der Klage und Beitreibung haften:
das ganze Grundstück mit allen seinen, zur Zeit der Ein-
tragung nicht abgeschriebenen Theilen (Parzellen, Trenn-
stücken);
die auf dem Grundstück befindlichen oder nachträglich darauf
errichteten, dem Eigenthümer gehörigen Gebäude;
,
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die natürlichen An- und Zuwüchse, die stehenden und hängen-
den Früchte, jedoch haften die dem Pächter zuwachsenden
oder ihm gehörigen, auf dem Grundstück noch vorhandenen
Früchte nicht 1);
die auf dem Grundstück noch vorhandenen abgesonderten, dem
Eigenthümer gehörigen Früchte;
die Mieth- und Pachtzinsen und sonstigen Hebungen;
die zugeschriebenen unbeweglichen Zubehörstücke (Pertinenzien)
und Gerechtigkeiten;
das bewegliche, dem Eigenthümer gehörige Zubehör, insbesondere
bei ländlichen Grundstücken auch das Vieh-,Feld- und Wirth-
schaftsinventar, so lange bis dasselbe veräussert und von dem
Grundstück räumlich getrennt worden ist;
die dem Eigenthümer zufallenden Versicherungsgeider für Früchte;
bewegliches Zubehör und abgebrannte oder durch Brand be-
schädigte Gebäude, wenn diese Gelder nicht gesetz - oder
statutenmässig zur Wiederherstellung der Gebäude verwendet
werden müssen, oder verwendet worden sind.
Der Paragraph handelt von der Erstreckung des Pfandrechts auf
die Accessorien der Pfandschuld und der Pfandsache. Was
L die Frage anlangt, wofür das Grundstück haftet, so werden
1. neben dem Kapital die eingetragenen Zinsen erwähnt (vergl.
§. 31); für dieselben gilt, soweit sie nicht verjährt sind (Gesetz Nr, 35
vom 3. Juli 1853, §. 3, Nr. 5), dieselbe Priorität wie für die Kapital-
forderung. Verzugszinsen gehören nicht dahin; sie sind nicht Früchte
des eingetragenen Kapitals, sondern haben ihren Grund nur in einem
persönlichen schuldvollen Verhalten des Schuldners. Anders ist es, wenn
sie ausdrücklich stipulirt waren, da sie dann ebenso wie die eingetragenen
als hypothekarisch gesichert anzuerkennen sind (J ohow, Jahrb. V, S, 138).
2. Zu den nsonstigen Jahreszahlungen" gehören alle ausser den
Zinsen bedungenen jährlichen Zahlungen, z. B. die ausdrücklich fest-
gesetzten Zinsen von rückständigen Amortisationsquoten oder die nach
den Statuten einzelner Pfandbriefsinstitute jährlich zu zahlenden Bei-
träge zum Verwaltungsfonds u. dergI. m., nicht aber die Amortisations-
quote selbst, da diese ein Theil des zurückzuzahlenden Kapitals ist, für
welches das Grundstück ohnehin haftet (A. ~I. Bahlmann, Comment.
3. Aufl., S. 126).
1) Der §. 35, Abs. 4 des G.-E.- G. enthielt. in Folge eines Vel'seh~ns an dritt-
letzter Stelle das Wort nluachsenclen" statt de« dahin geh&renden Wortes
nvorhandenen". Dieses Verseh~n ist durch das Ge». NI'. 27 V. 5. Juli 1883
in entsprechender Weise eingebessert.
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3. Die Kosten "der Klage und Beitreibung" sind, weil sie den
Charakter von Verwendungen auf die Pfandsache annehmen, schon nach
gemeinem Recht (Dernburg, Pfandr, I, S. 552) als Bestandtheile der
Pfandschuld angesehen; sie müssen daher auch ohne besondere Eintragung
an derselben Stelle wie das Kapital rangiren ; die gegentheilige Bestimmung
des §.26 des Circ.-Rescr. Nr. 50 vom 3. März 1842 kann nicht bestehen
bleiben. Eben dahin sind auch die Kosten der "Eintragung und Kündigung"
gerechnet; eine Erstreckung der Haftung des Grundstücks auf diese Kosten
entspricht dem muthmasslichen Willen der Betheiligten. Zu den Kosten
der "Eintragung" sind jedoch die durch Aufnahme der Schuld- und
Pfandverschreibung entstandenen Kosten nicht zu zählen.
H. In Betreff der Frage, wie weit das Grundstück haftet, sind zu
unterscheiden:
1. Gegenstände, die durch natürliche Verbindung mit der Haupt-
sache ihre körperliche Selbstständigkeit verloren haben, sogenannte
Inkorporationen.
a) "Das ganze Grundstück mit allen seinen z. Z. der Eintragung
nicht abgeschriebenen Theilen" umfasst den ungetheilten wirth-
schaftliehen Komplex einzelner Grundstücke (in Preussen und
Oldenburg als "Artikel" bezeichnet), z. B. den Bauerhof mit seinen
Zubehörungen, sofern sie mit der bebauten Hofstätte bisher eine I,i
wirthschaftliche Einheit gebildet haben. t
Massgebend sind in dieser Beziehung, soweit die Separation
durchgeführt ist, die Separationsrecesse, wo dies nicht- der Fall
ist, die in Gemässheit der Instruktion für die Sub delegaten bei
Fürstlicher General-Landes-Vermessungskommission vom 28. No-
vember 1755 und 16. Januar 1759 aufgenommenen Orts-, Feld-
und Wiesenbeschreibungen und Karten, deren spätere Rektifika-
tionen, sowie ähnliche unter öffentlichem Glauben vorgenommene
Vermessungen und Beschreibungen. Aus der Bestimmung, dass
das ganze Grundstück für die Pfandforderung haftet, folgt, dass
jede nach Eintragung der Hypothek vorgenommene Parzellirung .
für das Pfandrecht einflusslos ist; daher verfügt §. 31 der Grund-
buchordnung, dass ein Trennstück frei von den auf dem Hauptgut
haftenden Lasten ";nd Schulden nur mit Zustimmung der Berech-
tigten abgeschrieben werden könne.
b) Dass auch die auf dem Grundstück nachträglich errichteten r
Gebäude dem Pfandgläubiger haften, folgt aus dem Grundsatz:
solo cedit quod solo inaedificatur. Es bezieht sich dies jedoch
nur auf solche Gebäude, welche dem Eigenthümer, sei es z.Z. der
Verpfändung oder der Subhastation des Grundstücks gehören.
Daher ist z. B. das Gebäude des Superficiars und dasjenige
Gebäude, welches ein Pächter für die Dauer seiner Pachtzeit zu
seinen Zwecken errichtet hat, vom Pfandnexus .nicht ergriffen; der ,
Letztere hat das jus tollendi auch gegenüber dem Adjudikatar,
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der Erstere gleichfalls, wenn seine superjicies später als die Hypo-
thek bestellt wurde; andernfalls muss der Pfandgläubiger das
Grundstück mit der superjicies zur Subhastation bringen (Förster
Privatr, III, S. 468), Derartige Gebäude, welche nach R. R:
allerdings dem Eigenthümer des Grund und Bodens ebenfalls
gehören würden, sind doch materiell nicht zu seinem Vermögen
zu zählen.
c) Hierhin gehören auch »die stehenden uud hängenden Früchte",
welche als Rechtsobjecte noch nicht existiren und daher rechtlich
nur als Theil des Grundstücks in Betracht kommen (L. 15 D. de
pign. 20, 1. L.25 §. 6 D. quae in jraud. cred. 42, 8). Der
Entwurf hat, abweichend vom Preussischen Grunderwerbsgesetz,
in Uebereinstimmung jedoch mit den Einführungsgesetzen für
Schleswig-Holstein §. 38, für Hannover §. 19, für Hessen-Nassau
§. 18, und mit dem Oldenburgischen Grunderwerbsgesetz §. 30,
bestimmt, dass
»die dem Pächter zuwachsenden oder ihm gehörigen, auf
dem Grundstück noch vorhandenen Früchte nicht haften",
um damit die Unbilligkeit des gemeinrechtlichen Grundsatzes,
wonach der Pächter erst durch die von ihm vorgenommene
Trennung der Früchte vom Grund und Boden Eigenthümer der-
selben wird, zu mildern 2).
2. Gegenstände, welche der Eigenthümer des Grundstücks in Folge
seines Eigenthumsrechts erwirbt, die aber ihre juristische Selbstständig-
keit behalten, Accessionen. Dahin sind zu zählen:
a) die natürlichen An- und Zuwüchse (z. B. Anlandungen, verlassenes
Flussbett, gleichgültig ob in Folge von Flusskorrektionen oder
von Naturereignissens);
2} Nach Röm. Recht ist ein Rechtsverhältniss a~ ungetrennten Frncbte»
nicht möglich, d(1 Früchte auf dem Haltll Bestandtheile der fruchttragenden
Sache, nicht selbstständige Sachen sind, und lässt sich daher eine Pfändung
solcher Früchte nur als eine Pfändung zukünftiger Sachen auflassen, deren
Wirksamkeit nothwendig ooroussetst, dass die Früchte bei ihrer Entstelmng in
das Eigenthum des Pfandschuldners faUen (Windscheid, Pand. I, §. 233.
Nr. 5a; Seuff, AI'Ch. XXXIL 207; XXXV, 274). Dagegen ist nach §. 714
D. C.-P.-O. auch die Pfändung ungetrennter Früchte allgemein gestattet, eine
Bestimmung, welche nach denMotiven (Halm, Mater. Bd.II, Abth. I, S.456)
auch auf verpachtete Grundstücke Anwendung finclelt soU und dem Gläubiger
nach §. 709 D. C.-P.-O. ohne Weiter!lS ein Pfandrecht geWährt.
3) Die neuere hiesige Gesetzgebung (Wasserges. Nr. 64 vom 20. Juni 1876)
h(u die Grundsätze ii.ber den Eigenthumsel"lcerb an den in den Moticen er-
wähnten »An-und Zuwüchsen", zum Pheil abweichencl 'VOIll gemeinm Recht
näher geregelt, und zwar in folgelroer Weise:
1. Bei Anlandungen. wenn sie durch aUlltähliges An.spülen fremder
Erdthe~1e oder Zurücl.:treten des Wassers entstehen - ablceichend bei der
durch HersteUung tlQn sogtmannien Buhnen, ..Leinpfadd~lIllllell etc. herbeigeführ-
ten Anlandungen -, wird dall durch YOl'rucken des Ufers gewollnene Imd nut
dem.selben fest verbundene Land EigentTlulIl der angrenzelrom Grundbesitzer
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b) ndie auf dem Grundstück noch vorhandenen abgesonderten, dem
Eigenthümer gehörigen Früchte." Nach R. R. werden die Früchte
mit der Separation juristisch selbstständig, gelten jedoch still-
schweigend als mitverpfändet (L. 3 C. in quib. caus. pign. 8, 15),
sofern sie bei ih~er Trennung in das Eigenthum des Verpfänders
oder seines Erben gefallen sind (L. 29 §. 1 D. de pign. 20, 1).
Nach dem gegenwärtigen Entwurf dagegen ergreift das Pfand-
recht auch die 'von einem Singularsuccessor des Verpfänders
gewonnenen Früchte;
c) "die Mieth- und Pachtzinsen" als fnu:tus eiedes (vergl. SeuHert,
Arch. XXX, 125) und die denselben gleichgestellten nsonstigen
Hebungen", z. B. Erbpachtgelder und Kanon.
Uebrigens beginnt das Pfandrecht in dem Falle von b) und c) nicht
mit dem Moment, wo die Früchte ihre besondere Existenz erlangen,
sondern mit der Beschlagnahme in Folge einer Zwangsvollstreckung
oder eines Arrestes, daher z. B. der Miether und Pächter bis zur Beschlag-
nahme die Mieth- und Pachtzinsen dem Eigenthümer oder dessen Cessionar
mit der Wirkung vollständiger Befreiung zahlt (Dern burg, Privatr, I,
4. Aufl., S. 843 4) .
3. Gegenstände, welche bei eigener juristischer Selbstständigkeit
dem Gebrauch dienen, welchem das Grundstück dauernd bestimmt ist,
und daher im Verkehr als Bestandtheile des letzteren gelten, Pertinen-
zien. Hierhin sind zu rechnen:
a) ndie zugeschriebenen unbeweglichen Zubehürstücke", d. h, solche
(§. 51, Abs. 2), wogegen das vom Flussufer gewaltsam losgerisseneund an einen
andern Olt anget'riebene Land dem bisheriqen Eigenthümer verbleibt, wenn
derselbe sein Eigenthum daran binnen Jahresfrist geltend macht und die Her-
stellung des früheren Zustandes bewirkt, während es andernfalls Zubehör des
Ufers wird, an das es abgelegt worden (§. 52).
2. Bei verlassenem Flussbett fänt
a) das durch jede Art künstlicher Flussveränderung (einschliess-
lich der durch künstliche Anlagen bewirkten gänzlichen Trockenlegung
eines Flussarmes) gewonnene Land, soweit dasselbe nicht zu öffent-
lichen Zwecken resercirt bleibt, den Besitzern der angrenzenden Ufer-
grundstücke zu, <vorausgesetzt, dass sie zu den Kosten der Ausführung
verhältnissmässig beitragen, andernfalls demjenigen, auf dessenKosten
die Veriinderung su« Ausführung gek()mmen ist (§. 51, Absatz 3);
dagegen wird
b) das in. Folge v()n Naturereignissen trocken gelegte Flussbett zur
Entschädigung der Eigenthiimer der durch den netten Wasserlauf
beschädigten Grundstücke, wenn es im Anschluss an diese liegt, s()nSt
zur Entschädigung derer verwendet, welchen die Unterhaltung da
neuen Wasserlaufs obliegt (§. 53).
3. Die durch Anschwemmung oder Zurücktreten des Wassel's im Fluss-
bett entstandenen Inseln gelten als Zubehör des Flusses (§. 51, Absatz 4).
4) Vgl. ferner Ztschr. XXVII, S. 109, 110 (1880). Entsch. H.-G. V,
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Grundstücke, welche vor der Eintragung der Hypothek (im
Gegensatz zu §. 37) zugeschrieben waren, also namentlich in dem
Falle, wenn die mit dem Hauptgut in keiner unzertrennbaren
Verbindung stehende flüchtige Länderei auf das : betreffende
Folium des Grundbuchs als Zubehör des Hauptguts eingetragen
wurde (Circ.-Rescr. vom 3. März 1842, §. 16). Mit der Zusehrei-
bung treten sie unmittelbar in den Pfandnexus des Grundstücks,
dem sie zugeschrieben sind. Dahin gehören auch hinzuerworbene
Gerechtsame, z. B. Patronatrechte, Holzrenten (Gesetz Nr, 29 vom
3. Juli 1851, §.13. Bescheid H.O.-G.- v.16.Juni 1856 bei Bege,
Rep. VIII, S. 84, 85) u, dergl.;
b) "das bewegliche, dem Eigenthümer gehörige Zubehör", jedoch
nur, so lange dasselbe sich noch auf dem Grundstück befindet;
mit der Veräusserung an einen Dritten und der räumlichen
Beseitigung vom Grundstück wird es pfandfrei 5). Daher ist z. B.
das in einem Walde geschlagene Holz oder der aus dem Grund-
stück gewonnene Torf trotz geschehenen Verkaufs aus dem ding-
lichen Rechte des Pfandgläubigers nicht ausgeschieden, so lange
nicht das Holz aus dem Walde oder der Torf vom Grundstücke
fortgeschafft ist (vergl. die Erkk. des Obertrib. bei Bahlmann,
Comment., 3. Aufl., S. 131). Bei dem beweglichen Zubehör ist
insbesondere noch "das Vieh-, Feld- und Wirthschaftsinventar"
bei ländlichen Grundstücken erwähnt ,da angenommen werden
muss, dass die Parteien, indem sie das Grundstück verpfändeten,
den gesammten fundus instructus der Hypothek unterwerfen
wollten (vergl. Scholz, Jurist. Magaz. N. F . .JI, S. 342 bis 367;
v. Bülow, Abhandlungen über einzelne Materien I, S. 129, 130;
Ztschr. f.R. XXVIII, S. 137; XXXV, S. 157; arg. GesetzNr. 11
vom 28. März 1874, §. 9, Nr. 3). Das Preussische Grunderwerbs-
gesetz hebt das gedachte Inventar zwar nicht ausdrücklich her-
vor; aber nur deshalb, weil schon das Allgemeine Landrecht I, 2,
§§. 48 bis 60, 103 sehr detaillirte Bestimmungen darüber, als
über eine Pertinenz der Landgüter, enthält; in den Preussischen
5) Die zu einem Gewerbe- oder Fabrikbetriebe benutzten :Jlaschinen haben
nicht den rechtlichen Charakter von ZubeIWrnngen der Gebäude, in lcelchen sie
eingemauert sind. Et·k. H. O.-L.-G. s« I. S. c. 4. März 1881 i. S. Wol1f c.
Ahrens (Ztsch1'. XXVIII, S. 121; Seuff. Arcb. XXXVI, 2(6). Ebenso
Se uf], A1'ch. XXXVII, 89 (O.-L.-G. Darmstadt). - Dagegen .~nd die zum
Betriebe einer Brauerei erforäeriicbe« Werkzeuge un<l Geräthschaften - z, B.
auch die zum Betriebe der Brauerei dienenden Versandfässer (Ztschr. XXVIII,
S. 123) - zu den Pertinenzen zu zählen, wobei vorausgesetzt wird , dass das
mit der Hypothek beschwerteObject nicht etlm als ein gewöhnliches Immobiliar-
gut, sondern speciell in seiner Eigenschaft als Brauerei hypothekarisch belastet
worden ist. Erk. H. O.-L.-G. -BI'. 1. S. v. 1 März 1883 i. S. Hopf c. ]lIane-
gold u. Heinsdorf (Ztschr XXX, S. 18011.). Anders: das vorlII. 0.-.1.- G.
Oldenburg (Seuffert's Arch. XXXVII, 286).
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Einführungsgesetzen für Neuvorpommern und Rügen, §. 15, und
für Schleswig-Holstein , §. 38, geschieht desselben besondere Er-
wähnung. Bei gerichtlichen Zwangsvollstreckungen ist "das zum
Wirthschaftsbetriebe unentbehrliche Geräth, Vieh - und Feld-
inventarium nebst dem nöthigen Dünger" in Zukunft von der
Pfändung ausgenommen (R.-C.-P.-O. §. 715, 5).
4. In Betreff der "dem Eigenthümer zufallenden Versicherungs-
gelder" bei Feuer- oder Hagelschaden würde von einem Pertinenzver-
hältnies der Versicherungsforderung zur versicherten Sache nur da
gesprochen werden können, wo eine gesetzliche Verpflichtung zur Ver-
sicherung besteht. Eine solche Verpflichtung, namentlich zur Versicherung
in der Landesbrandversicherungsanstalt , besteht jedoch im hiesigen
Lande nicht mehr (Gesetz Nr. 35 vom 24. Juli 1837, §. 7, Gesetz Nr. 28
vom 9. August 1849, §. 1), vielmehr gelten die betreffenden Gebäude-
versicherungen speciell hinsichtlich der den Hypothekgläubigern beige-
legten Rechte als freiwillig eingegangene Versicherungen (Gesetz eit. de
1849, §. 1, Abs. 2). Auch von einem vielfach angenommenen still-
schweigenden pignus nominis kann keine Rede sein, da die Versicherung
möglicherweise erst nach der Verpfändung abgeschlossen ist und, wenn
dies auch nicht der Fall, eine stillschweigende Verpfändung der Police
doch jedenfalls dann nicht angenommen werden könnte, wenn der GläU-
biger von der Existenz der Versicherung gar keine Kunde gehabt hätte
(Dernburg, Pfandr. H, S. 566). Es folgt jedoch der Anspruch des
Pfandgläubigers auf die Versicherungsgelder daraus, dass das Pfandrecht
auch die Ersatzforderung ergreift, welche dem Eigenthümer durch den
Untergang des Pfandobjekts erwächst (Windscheid, Pand. I, §.248,
Note 9; Lippmann in Ihering's Jahrbb. VII, S. 29 ff. 6) .
Der Entwurfunterscheidet zwischen Versicherungsgeldern für Früchte
und bewegliches Zubehör einerseits und für Gebäude andererseits. Dort
ist die Haftung eine unbedingte, der Pfandgläubiger hat jedoch, wie
oben in dem Falle von 2. bund c Anspruch auf die Versicherungsgelder
erst mit der Beschlagnahme; bis dahin ist der Versicherer berechtigt
und verpflichtet, sie dem Versicherten kontraktgemäss auszuzahlen. Bei
Gebäudeversicherungen tritt die Haftung nur ein, wenn die fraglichen
Gelder nicht "statutenmässig" oder - wie für das hiesige Land im
Hinblick auf §§. 25 und 26 des Gesetzes vom 24. Juli 1837 hinzugesetzt
ist - "gesetzmässig" zur Wiederherstellung der Gebäude verwendet
werden müssen oder verwendet worden sind. Mit dieser Beschränkung
(modus) haften die Entschädigungsgelder schon nach dem eit, Gesetz
§. 27, Abs. 3 ebenso, wie das Gebäude selbst, für welches sieerfolgenj
der Gläubiger kann sich also aus diesen Geldern nicht unmittelbar bezahlt
6) S. hiergegen ti-o: des u-o«. III. es. v. 17. Juni 1884 in Entsc!f.
R.- G. XII, S. 169 ff. und in Seuffert' s Arch, XL, NT. 185. Vgl. fe~:
Scherer in Ihering's Jahrbiichern XX, S. 80 ff. u. die dort angeführle Literatr4f"·
machen, aber sie werden mit der Baustelle zur Subhastation gebracht
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§. 36 (Pr. "§. 31).
Die Abtretung und Verpfändung der Ansprüche auf Versiehe-
rungsgelder, die Vorauserhebung, Abtretung und Verpfändung von
Pacht- und Miethzinsen auf mehr als ein Vierteljahr, und die Ver-
äusserung stehender und hängender Früchte ist, soweit sie zum
Nachtheil der eingetragenen Gläubiger gereicht, ohne Wirksamkeit.
Die Bestimmungen dieses Paragraphen rechtfertigen sich als Konse-
quenzen der Vorschriften des vorhergehenden Paragraphen und als dem
Interesse eines gesicherten Realkredits diensam. Die erwähnten, ohne
Einwilligung der bereits eingetragenen Gläubiger vorgenommenen Vor-
ausverfügungen sind für unwirksam erklärt, soweit sie denselben zum
Nachtheil gereichen; auch gegenüber den später eingetragenen Gläubigern
sind sie ungültig. Die Gläubiger können daher ungeachtet der geschehenen
Zahlung oder Cession aus ihrem dinglichen Rechte unmittelbar gegen
die Pächter oder Miether auf Zahlung klagen 1).
§. 37 (Pr. §. 32).
Werden nach der Eintragung der Hypothek dem verpfändeten
Grundstück andere Grundstücke als Zubehör zugeschrieben, so
treten diese in die Pfandverbindlichkeiten desselben 1); es gehen
1) Der Paragraph hat die Vorauserhebung, Abtretung und Verpfändung von
Pacht- und Miethzinsen (folgeweise auch die Besc.7ilagnah1fU! und gerichtliche
Ueberweisung derselben) auf mehr als ein Vierteljahr ohne alle Beschrän-
k u ng den benachtheiligten Hypothekgläubigern gegenüber für unwirksam er-
klärt. Eine etwaige Beschränkung des Verbots auf fJertragswidrige, insbesondere
dem tlrspriinglichen Vertrage zuwiderlaufende Vorauszahlungen ist unzulässig;
vielmehr hat jede über das eine freigegebene Quartal hinausgehende Voraus-
erhebung etc. ohne jede Rücksicht auf entgegensteht:nde Abmachungen der
llfiethcontrahenten fÜT unwirksam erklärt werden sollen. Vgl. Urth, du
H. O.-L.-6. Br. I. S. e, 12. März 1883 in S. BeyeT e. Thies (ZtschT. XXX,
S. 155 jf.). Uebrigens ist die Bestimmung des §. 36 striet zu inteTpretiTen, sie
kann daher nicht etwa auf den Fall bezogen werden, wenn über Mieth- und
PachtgeldeTohne allesZuthun des Unierpfands!Jerechti!J!en vermiJge vollkmnmenen
Rechts eines Dritten und 'na1fU!ntlich vom Leistungsnftichtigen selbst zum Zwecke
der Compensation verfügt ist. (Vgl. Urth. des H. O.-L.-G. 11. S. v. 6. October
1887 in S. Meyer c.li'ricke.) In §. 34 der Subhast.- Ordn. s« 37 vom 10. Juli
1879 ist besondersbestillWlt, dass Pächtern und Mietltern bei der Benachrichtigung
von der Beschlagnahme aufsugeben sei, die fJon jetzt an fäilig u:erdendt:n
Pacht- 'Und Miethzinsen bei Meidung doppelter Zahlung an den vom Voll-
streckungsgerichte bestellten Verwalter etc. zu entrichten.
1) Der Bericht der Justizkommis.-non (Landt.- VCTh . .A~~l. 35) enthält iiber
die hier erwiihnte Zuschreibung l!'olgendes:
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jedoch die mitübertragenen Hypotheken des zugeschriebenen Stücks
soweit es sich um Befriedigung derselben aus diesem Stück
.Es konnten Zweifel darüber aufgeworfen werden, unter welchen Bedin-
gungen eine Zuschreibung von Grundstücken erfolgen könne, ob als Zubehörungen
im Sinne dieses Gesetzes nur diejenigen Grundstücke, denen gesetzlich die
Pertinenzeigenschaft noch beiwohnt, oder auch diejenigen, welche eine wirth-
schaftliche Einheit bilden, anzusehen sind, oder ob eine besondere pfandrecht-
liche Pertinenz geschaffen werden solle.
"Eine eingehendere Untersuchung dieser Fmgen hat uns jedoch die nach-
stehende Auffassung als die unzweifelhaft beabsichtigte und unserer Ansicht
nach dem Bedürfniss entsprechende erkennen lassen. -
"Nachdem der Begriff" der gesetzlichen Zubehörung (Pertinenz) durch das
Gesetz, den bäuerlichen Grundbesitz betreffend, IIOtn 28. März 1974, Nr. 11,
sowohl für Bauerhöfe, als die in den Städten befindlichen geschlossenen Acker-
wesen aufgehoben und demselben für jene der Begriff der wirthschaftlic1ten
Einheit substituilt toorden , bestehen bei uns als eigentliche Peztinenzgüter nur
die auf Grund des Gesetzes vom 20. ltfai 1858 gebildeten GutskOlnplexe,sowie
die Famz7ienstmnmgüter, unter Vorbehalt der für jene zugestandenen freien
Veräusserungsbefugniss noch fort.
•Allerdings sollen nach §. 2 des cit. Gesetzes vom 28. März 1874 die oor-
bandenen. Bauergüter als solche und mit der gleichen Befugniss auch: ferner
bestehen bleiben, und das bebauete Gehöft nebst den dabei bewilthschafteten
oder benutzten Grundstücken und Berechtiqunqen, welche als dessen ZubehÖTUngen
Ztl gelten haben , einen einheitlichen uiirthschaftlichen. Bestand bilden, der in
Betreff der Erbfolge in Bauergüter zur Norm dienen soll. Dessenungeachtet
mus« solcher für da» Grundbuch, insofer« er darin nicht selbst zum Ausdr"uck
gekommen, ohne Einfluss bleiben, da die Beantwortung der rein faT.tischen
Frage, was Alles zu jener wizthschaftlichen Einheit geholt, nicht daraus ent-
nommen werden kann, 'das Grundbuch aber über Alles, worauf sich die Ein-
tragungen erstrecken, qenauen Au/schluss geben muss.
•Aus dem gleichen Grunde ist der Begriff der römischreclitlichen Pertinenz,
wonach Sachen, ohne Bestandtheile einer andern zu sein, doch zu derselben
in dem Sinne gehören, dass sie um ilwetwz1len vorhanden sind oder lediglich
deren Zwecken dienen, für die Zwecke des Grundbuchs absolut unbrauchbar.
Es würden daher, abgesehen von den auf Grund der Gesetze Nr. 28 und 30
IJom 28. Mai 1858 gebt1deten Gütern, ebensowohl eine specielleAuff1.ihrung aller
oerpfiindeten Grundstücke bei der Aufnahme einer Hypothekurkunde, als
wiederholte Eintragungen der Hypothek im Grundbuche nicht zu vermeiden
sein und dadurch unnöthige Weitläufigkeiten entstehen.
"Um diese Uebelstände zu beseitigen, gestattet das Gesetz, dass ein Grund-
stück einem anderen als Zubehör zugeschrieben werde, WOZtt selbstverständlieh
der Antrag des einqetraqenen. Eigenthümez's bei dem Grundbuchamte in Zu-
kunft erforderlich ist, während die gegenwärtig als Zubehärungen in denHyp0-
thekenbüchern eingetragenen Immobz7ien nach §. 1 des vorgelegten GelJet3ent-
uiurfs, die Einführung des Gesetzes über den Eigenthuznsez'werb etc. betreffend,
auch künftig als ZubeMr im jetzigen Sinne gelten. Wird nun denige11lä8S das
zugeschriebene Grundstück auf das Grundbuchblatt des Hauptgutes und zwar
als ZZlbehör äesselbe» eingetragen, so thez1t es nicht nur für die Zukunft find
bis zu einer etwa hinterher erfolgten Abschreibung dessen Schicksale, sondern
es haftet nach §. 37 auch für die bereits früher auf dieses eingetragentn
Hypotheken. Keineswegs treten abe-r die nämlichen Folgen ei-n, wenn e!1JJti
zur Erleichterung oder bequemeren UebersichtlichJ:ez't mehrere Grundstii.~ke ,
desselben Eigenthümers auf dem gleichen Grundbuchblatte eingetragen sind,
,
.,
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handelt - den zur Zeit der Zuschreibung auf dem Hauptgut ein-
getragenen vor.
Die nach der Eintragung der Hypothek mit dem verpfändeten
Grundstück durch Zuschreibung als Zubehör vereinigten Grundstücke
sollen aus Zweckmässigkeitsgründen, behuf möglichster Vereinfachung
der Kaufgeldervertheilung im Subhastationsverfahren, kraft des Gesetzes,
ohne dass es einer besonderen Eintragungsbewilligung des Eigenthümen,
bedarf, in alle, auch in die bereits bestehenden, Pfandverbindlichkeiten
eintreten; es sollen jedoch zur Aufrechthaltung des öffentlichen Glaubens
des Grundbuchs die mitübertragenen Hypotheken des zugeschriebenen
Stücks den z. Z. der Zuschreibung auf dem Hauptgnt eingetragenen vor-
gehen, wenn eine Befriedignng aus dem zugeschriebenen Stück in Frage
kommt.
Der Paragraph enthält keine Bestimmungen darüber, unter welchen
Voraussetzungen die Zuschreibungen der mehreren Grundstücke auf ein
gemeinschaftliches Blatt zu geschehen haben. Es bleibt daher insoweit
das geltende Recht bestehen. Insbesondere bestimmen
1. das Gesetz Nr. 28 vom 20. Mai 1858, §. 1, Abs. 2, in Verbindung
mit Gesetz Nr, 11 vom 28. März 1874, §. -I, Abs. 4, dass, wenn
einem Ritter-, Schrift-, Freisassen- oder Landgute der näher
bezeichneten Art, welchem die Eigenschaft der Untheilbarkeit
verliehen ist, späterhin Bauerhöfe oder sonstige Grundstücke als
pertinenzpfl.ichtige Zubehörungen beigelegt werden sollen, dies
nur in der für die Begründung der Untheilbarkeit vorgeschriebenen
Form, d. h. durch ordnungsmässige Erklärung vor dem betreffenden
Stadt- oder Amtsgerichte, geschehen kann;
2. das Gesetz Nr. 30 vom 28. Mai 1858, §. 1, Abs. 7. dass dem
Bestande eines Familienstammgnts andere im Herzogthum belegene
Grundstücke mit gleicher rechtlicher Eigenschaft nur unter den
Formen und Voraussetzungen, wie sie für die Stammgutsbegründung
vorgeschrieben sind, namentlich also mit dem Erforderuiss landes-
herrlicher Bestätigung, beigelegt und einverleibt werden dürfen.
Abgesehen von den vorstehenden Specialbestimmungen muss der
Eigenthümer - wozu er seit Aufhebung der Pertinenzqualität für städti-
sche und ländliche Grundstücke' durch die Gesetze Nr. 31 vom 21. Juni
1862, Nr. 21 vom 23. April 1867 und Nr. 11 vom 28. :März 1874 ohne
Weiteres befugt ist - das zuzuschreibende Grundstück als Zubehör des
anderen erklärt haben, und das erstere dem letzteren "als Zubehör" aus-
drücklich zugeschrieben sein, damit die gemeinsame Haftung beider
ohne einander als Zubehör zugeschrieben zu sein ,wie solche.~ .~OI('olll nach
§§. 10 und 13 des Circ.-Rescr. VOlll 3. März 1842 geschehen konnte, als auch
nach §. 13 der Preuss. G.-B.-O. ferner zulässig sein soU. Bei einer solchen-
rein äusserlichen Verbindung müssen beide Grundstücke specieU vC'/'pfiindet
sein, uni gleichmässig t10fl der eitlgetragenen Hypothek ergriffetl zu teerden. -"
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Grundstücke für die eingetragenen Hypotheken entstehen kann. Ver-
schieden von der im Paragraph gedachten juristischen Vereinigung beider
Grundstücke ist die der blossen äusseren Verbindung derselben auf dem
nämlichen Blatte des Grundbuchs. Diese namentlich bei grösserem
Grundbesitz zur Erleichterung der Manipulationen mit dem Grundbuch
vorkommende äussere Verbindung, durch welche beide Grundstücke in
ihrer bisherigen Selbstständigkeit verbleiben, daher auch selbstständig
belastet werden können, war schon bisher nach den §§. 12 bis 14 des
Circ.-Rescr. NI'. 50 vom 3. März 1842 unter Umständen zulässig (vergl.
z. B. den Rechtsfall in Ztschr. XII, S. 238 ff.) und wird auch später
unter gewissen im Instruktionswege festzusetzenden Modalitäten zulässig
bleiben. In Betreff des hiermit übereinstimmenden Preussischen Rechts
vergl. §. 13 der Preussischen Grundbuchordnung und Dernburg,
Privatr. I, 4. Aufl., S. 481, Note 3 u. 4; Turnau, die Grundbuchord-
nung, S. 92 ff., 292 ff.
§. 38 (Pr. §. 33).
Werden unbewegliche Zubehörstücke oder Theile des Grund-
stücks auf dem Blatt des bisherigen Hauptguts abgeschrieben und..
auf ein anderes Blatt übertragen, so haften sie für die eingetragenen
Belastungen des bisherigen Hauptguts nur dann, wenn diese bei der
Abschreibung auf das andere Blatt mit übertragen worden sind.
Der Erwerb des Eigenthumsan Trennstücken vollzieht sich in der-
selben Weise, wie der an einem Gesammtgrundstück, d. h. durch die
auf Grund der Auflassung vollzogene Eintragung im Grundbuch bei
freiwilliger Veräusserung, oder ohne Auflassung nach bisherigem Recht,
z. B. bei Expropriationen u. s. w. In jedem Falle ist die Abschreibung
auf dem bisherigen und dieUeberschreibung des Trennstücks auf dem
neuen Blatt des Grundbuchs erforderlich. Keineswegs ist jedoch auch
der Uebergaug der Hypotheken auf das Trennstück selbstverständlich.
Häufig bestimmt das Gesetz, dass das Trennstück frei von den Belastungen
des Hauptguts aus dessen Verbande ausscheiden soll, wie im Fall einer
Zwangsenteignung zu öffentlichen Zwecken, wo das hypothekarische
Recht an dem abgetretenen Stück erlischt, und der Hypothekgläubiger
von dem Exproprianten entschädigt. wird (Gesetz NI'. 78 vom 13. Sep-
tember 1867, §. 15 und Gesetz NI'. 18 vom 20. Juni 1843), oder das
Trennstück wird durch die Berechtigten aus der Mithaft entlassen. Ist
dies nicht der Fall, oder ist etwa umgekehrt durch Gesetz angeordnet,
dass das Trennstück für die gesammte Hypothekschuld verhaftet bleibe
.(vergl. z. B. Gesetz NI'. 11 vom 28. März 1874, §. 4, Ahs. 2 und 3),80
soll doch die Haftung für die auf das Hauptgut eingetragenen Belastung~n
erst dann beginnen, wenn dieselben auf das andere Blatt mit iiber-
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tragen sind, was nach §. 31, Abs. 2 der Grundbuchordnung von Amts-
wegen geschehen soll. .
Ueber den Fall, wenn aus Versehen die Belastungen nicht mit über-
tragen sind, vergl. Grundbuchordnung §. 53.
3. Von der Rangordnung der auf demselben Grundstück
haftenden Hypotheken.
§. 39 (Pr. §. 34).
Die Rangordnung der auf demselben Grundstück haftenden
Hypotheken bestimmt sich nach den im §. 25 gegebenen Vorschriften.
VergI. die Bemerkungen zu §. 25. - Dass der Priorität neben dem
Kapitale auch 5 Proc. Zinsen von diesem Kapitale zukommen, gleichgültig,
ob und in welchem Belaufe bei der Bestellung der Hypothek Zinsen
erwähnt sind, wurde zu §. 33 hervorgehoben.
Bekanntlich hatte das R. R. (L. 11 C. qui jX)t. pign. 8, 18) den durch
öffentliche oder gleichsam öffentliche Urkunden beweislichen Pfandrechten
vor den nur durch Urkunden anderer Art beweislichen Pfandrechten,
wenngleich letztere früher bestellt waren als erstere, den Vorrang ein-
geräumt (vgl. Exner in Grünhut's Ztsehr. VII, S. 291 Wo), und sowohl
die hiesige Gerichtspraxis (Seuffert, Arch. XIX, 220 und Ztschr. XV,
S. 55), als die Landesgesetzgebung (Unterger.-Ordn. der Stadt Braun-
schweig vom 2. Februar 1764, Kap.XIII, §. l;Verordn. vom 12.0ktober
1803 [Steinacker, Promt.I, S. 472]) hatte angenommen, dass ein pignus
publicum oder quasi publicum nur dann entstehe, wenn vor der Behörde
der freiwilligen Gerichtsbarkeit beziehungsweise vor den drei Zeugen
das Pfand wirklich bestellt, oder wenigstens nachträglich dessen Be-
stellung unter Angabe der Specialitäten der Verpfändung anerkannt sei.
Indem der Entwurf gegenwärtig über die Rangordnung der Hypothek,
von den Ausnahmefällen des §. 42 abgesehen, lediglich die Reihenfolge
der Eintragungen entscheiden lässt, hat er damit die angeführten ab-
weichenden Bestimmungen beseitigt 1).
1) Der Eigenthiimer ist atu:h als berechtigt anztU1ehen, bei der Eintragung
von Hypotheken künftig zu bestellenden Hypotheken 1:'on bestimmter Höhe die
Priorität vorzubehalten; indielle11lFallemussjeaoch der Vorbehalt im Grund-
buche vermerkt werden. Sind zwiBChen der mit der .Beschränkung des Vorbehalts
eingetragenen Hypothek und derjenigen, welcher die Rechte aus dem Vorbehalt
beigelegt sind, inzwischen andere Hypotheken eingetragen, so werden diesedurch
den Vorbehalt nicht betroffen. Dernburg, Prieat», I, (4. Aujl.), S. 856; B ahl-
mann, Comment. (3. Auft.), S. 141.
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§. 40 (Pr. §. 35).
Ein voreingetragener Gläubiger kann sein Vorrecht einem
nachstehenden einräumen. Die Einräumung des Vorrechts für das
Kapital bezieht sich auch auf die Nebenleistungen. Die Vorrechte
der Zwischenposten werden hierdurch nicht geändert.
Die Prioritätscession *) wirkt an und für sich nur zwischen den
Kontrahenten und deren Erben; durch Eintragung im Grundbuch wird
sie auch für den dritten Erwerber der Vorhypothek verbindlich. Streitig
ist jedoch, ob dieser Eintragung absolute Kraft zu Gunsten des Nach-
hypothekars, welchem die Priorität eingeräumt wurde, zuzuschreiben ist,
oder ob dadurch nur der Prioritätseedeut verpflichtet wird, Dasjenige,
was er bei Vertheilung der Kaufgelder im Subhastationsverfahren
erhält, dem Andern zu überlassen; nach jener, auch von Dernburg,
Privatr. I, 4. Aufl., S. 855 vertheidigten Ansicht würde z. B., wenn zur
Zeit der Subhastation die Hypothek des Prioritätseedeuten (Prim?ts)
bereits gelöscht war, nicht etwa der zwischenstehende Gläubiger (Secundus)
vorrücken, sondern der Prioritätscessionar (Tertius) mit seiner Hypothek
an Stelle des Primus zur Befriedigung kommen. Indessen kann diese
Ansicht nicht gebilligt werden (vergl. auch v. Bar, Hannov. Hypotheken-
recht, S. 112 ff.; Stobbe, deutsch. Privatr. 2. Aufl., S. 391), da sie dem
auch im Entwurf anerkannten Grundsatz (§. 64), dass beim Erlöschen
der Vorhypothek die nachstehenden Gläubiger vorrücken sollen, wider-
spricht. Daher bestimmt auch der Paragraph, dass die Vorrechte der
Zwischengläubiger, welche doch durch die Prioritätscession an den Tertius
nicht gebunden sein können, unverändert bestehen bleiben 1).
Der Umfang der Prioritätscession bestimmt sich nach dem Betrage
der Hypotheken des Prioritätscedenten und des Prioritätseessionars, und
*) Ueber Gültigkeit der Prioritätscession nach Röm. Recht, wonach jedoch
die dingliche Wirksamkeit einer solchen Abrede geleugnet wird, s. D ernburg ,
Pfandr. H, S. 475 ff.j Schlayer im Arch. f. civil. Praxis, Bd. 49, S. 235 1f.j
v. Bar, Hannov. Hypothekenr. S. 112 ff.; Römer, Würtemb. Unterpfand recht,
S. 239ff.; Küntzel in Gruchot's Beiträgen XXVI, S. 68 ff.; Paris, Lehre von
der Prioritäts-Abtretung (1883), S. 63 ff.; St roh a I, die Prioritätsabtretung nach
heutigem Grundbuchrecht (1880). - Vgl. ferner §. 841 des Entw. d, D. Bürg.
Gesetzgeb. und Motive dazu Bd. III, S. 228 1f.
1) Die uneingetragene Prioritätscession begründet nur eine persönliche Ver-
bindlichkeit. des Cedenten und seiner Erben gegen den Priorimteceesiono" find
dessen Erben. Dagegen setzt die Ey'ntragung eines Ve1'luerks 'Über die sta#-
gehabte Pri&ritätseinräumung die Zustümmtng des Eigenthümers voraus; vg~.
Exner in Griinhut's Ztschr. VII, S. 300 jf.; Paris a. a. O. S. 79 ff.,u~
jedenfalls bedarf es der gleichzeitig erfolgenden oder früher bewirkten E'~'
tragung des Inhabers der Hypothek, seeleher die Vorrechtseinräumung bewllllgt
hat; s. Korb in Bödiker's Magazin f. d. deutsche Recht d. Gegenwart Bd. 111,
S. 229 ff.
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die Einräumung des Vorrechts bezieht sieh, wenn ni~htsAnderes aus-
gemacht worden, auch auf die Nebenleistllngen. Die Jlechte d~rZWischtln~
hypothekarier müssen natürlich such hier intakt bleiben. Wenn also
der mit einer Hypothek von 10 000 versehene Primus der Hypothek des
Terti~s zu 100Q ein Vorrecht einräumt, so gestaltet sich das Rangver-
hältnies so, dass zuerst Teriius mit 1000, dann Primus mit 9000, darauf
Secundus mit sllinerHypothek, und zuletst Primus mit 10QO zum Zuge
kommt.
Vergl. übrigens noch Grundbuchordnung §. 45.
§. 41 (Pr. §. 36).
- Die Rangordnung zwischen Hypotheken und anderen dinglichen
Rechten bestimmt sich nach dem Datum der Eintragung.
Eintragungen unter demselben Datum stehen zu gleichemRecht,
wenn nicht besonders dabei bemerkt ist, dass die eine der andern
nachstehen soll.
Bei einer Konkurrenz zwischen Hypotheken und anderen dinglichen
Rechten kann über ihre gegenseitige Rangordnung nicht die Reihenfolge
der Eintragungen entscheiden, weil eine solche zwischen ihnen nicht
existirt. Deshalb muss hier das Datum der Eintragung massgebend sein,
und bei Datirung von demselben Tage in Ermangelung anderweiter
Festsetzung gleicher Rang für beide angenommen werden. Bei der
Subhastation werden die vor den Hypotheken eingetragenen Servituten
und Reallasten auf den Ersteher mit übergehen; sind dagegen dingliche
Rechte ohne Konsens bereits eingetragener Hypothekgläubiger bestellt,
so werden bei der Subhastation doppelte Gebote abgegeben werden
müssen, um zu konstatiren, wieviel der Erlös des Grundstücks bei Ueber-
nahme des betreffenden dinglichen Rechts, und wieviel er ohne dasselbe
betragen wird; würde ersteren Falls die voreingetragene Hypothek
geschmälert, so würde das eingetragene dingliche Recht keine Berück-
sichtigung finden können; vergI. Dernburg, Pfandr. I, S. 212 und die
Erkk. bei Pfeiffer, prakt. .Ausführgg. IV, S. 232, 233 und VIII, S. 359,
und in Seuffert's Areh, VI, 16; XIV, 214; XXIV, 195. Ebenso ent-
scheidet auch das Sächsische G.-B. §§.519, 52~ 1).
Bedenken könnte der Fall erregen, wenn der Grundbuchrichter die
Eintragung nicht .am Tage der .Anmeldung, sondern an einem späteren
1) Der §, 44 der Subhast.~Ordn. Nr. 37 v. 10. Juli 1879 bestitnmt: ,.,Ruht
au] dem beschlagnahmten Grundstück eine dingliche Last" gegenüber seeleher
Hypotheken den Vorzug haben, so ist das Grundstück, wenn die Versteigerung
desselben mit der Last nicht einen diese Hypotheken unzweifelhaft deckenden
Erlös ergeben hat, frei von der Last zur Versteigerung Zf4 b'ringen, ohne dass
es hierzu eines Antrages der Hypothekgläubiger oder der Ankündigung in der




Tage vornehmen und nach dem dem Paragraphen zu Grunde liegenden
Princip bewirken würde, dass z. B. ein früher angemeldetes dingliches
Recht der später angemeldeten, aber früher eingetragenen Hypothek zu
weichen hätte. Gleichwohl muss auch für solchen Fall das Grundbuch
zur Aufrechthaltung seines öffentlichen Glaubens entscheidend bleiben;
der· durch die Säumniss des Grundbuchrichters geschädigte Berechtigte
kann jedoch seinen Schaden von Letzterem, eventuell vom Staate ersetzt
verlangen (G.-B.-O., §. 3).
§. 42.
Hinsichtlich der Rangordnung der Ablösungskapitalien, der .bei
Gemeinheitstheilungen zu zahlenden Entschädigungen, und der be-
sonderen Leistungen, welche ihren Grund in den Gesetzen Nr. 18
vom 28. März 1837, die Aufhebung der Feudalrechte und die
Errichtung von Familienstammgütern betreffend, und Nr. 51 vom
13. December 1849, die gänzliche Aufhebung des Lehnsverbandes
betreffend, haben, bleibt es bei dem bisherigen Recht. Auch bleiben
die bestehenden Vorschriften über die den Grundsteuern und
gemeinen Lasten zukommenden Vorzugsrechte unberührt.
Während durch das dem §. 39 zu Grunde liegende Lokusprincip die
Pfandprivilegien des gemeinen und des Landesrechts im Allgemeinen
beseitigt sind, mussten doch gewisse eingetragene Hypotheken den ihnen
durch die Landesgesetze eingeräumten Platz auch ferner behaupten.
Dahin gehören:
1. die Ablösungs- und Allodifikationskapitalien, welche in der durch
die §§. 114 und 115 der Ablösungsordnung vom 20. December
1834 und §. 13 des Gesetzes Nr. 51 vom 13. December 1849
näher bestimmten Modalität und Reihenfolge nebst zweijährigen
rückständigen Zinsen unmittelbar nach den öffentlichen Abgaben
befriedigt werden sollen und diesen Platz auch jetzt behalten
müssen, da das ihnen als Reallast anklebende Vorrecht auf die
für die Kapitalentschädigung zu bestellende Hypothek übertragen
worden ist. Aus gleichem Grunde behalten ihren bisherigen Vorrang:
2. die bei Gemeinheitstheilungen zu zahlenden, in das Grundbuch
eingetragenen Kapitalentschädigungen nach §§. 198 und 199 der
Gem.-Thl.-Ordn. vom 20. December 1834;
3. die den Lehnsnachfolgern bei der Allodifikation des Lehns gebüh-
rende Entschädigung nach Massgabe der Gesetze Nr. 18 vom.
28. März 1837, §. 20 und Nr. 51 vom 13. December 1849, §. 12,.
. Auch ist es selbstverständlich, dass das den Grundsteuern (Gesetz
Nr. 33 vom 24. August 1849, §. 84) und den sonstigen nach §. 18 der
Eintragung nicht bedürftigen gemeinen Lasten gebührende Vorzugsrech~
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Ordnung vom 19. März 1850, §. 102, Gesetz Nr. 52 vom 30. November
1851, §. 30, Abs.3, Gesetz Nr.35 vom 24. Juli 1837, §.33, N. Wegeordn.
Nr. 37 vom 5. Juni 1871, §. 28, Wasserges. Nr. 64 vom 20. Juni 1876
§. 23) bestehen bleiben muss; vergl. auch §. 79 der Subhastationsordn:
Nr. 37 vom 10. Juli 1879.
Aehnliche Bestimmungen sind in einzelnen Preussischen Einführungs-
gesetzen de 1873 (für Schleswig-Holstein §. 44 und für Hessen-Nassau
§. 51), sowie im Oldenb. Grunderwerbsgesetz, §. 36, Abs. 3, enthalten.
4. Von der Wirkung des Rechts der Hypotheken.
§. 43 (Pr. §. 37).
Durch die Eintragung der Hypothek wird für den Gläubiger
die dingliche Klage gegen den Eigenthümer begründet.
Der Eigenthümer als solcher haftet nur mit dem Grundstück
nach Massgabe der §§. 35 und 37.
1. Während die persönliche Klage des Gläubigers gegen seinen
Schuldner oder Verpfänder auf Erfüllung des Pfandvertrags , auf Be-
stellung der Hypothek gerichtet ist, erhält derselbe mit der Eintragung
der Hypothek die dingliche Klage aufGestattung-der Zwangsversteigerung
oder Zwangsverwaltung, woneben allerdings die Zahlung respective Ver-
zinsung der eingetragenen Summe Seitens des Schuldners in soltdione ist.
Zur Begründung der Klage gehört nur die formgerechte Eintragung der
Hypothek und die Behauptung der Fälligkeit der Pfandforderung ; vor
dem Verfalltage würde nur auf Anerkennung des hypothekarischen
Rechts geklagt werden können, was namentlich dann von Wichtigkeit
ist, wenn z. B. eine Löschung der Hypothek stattgefunden hat, die wegen
Nichtigkeit angefochten werden soll, oder -wenn dritte Personen das Recht
des Hypothekgläubigers auf Subhastation des Grundstücks bestreiten
(vergl. den Rechtsfall bei Seuffert, Arch. XXXII, 25) 1). Klagberechtigt
ist der eingetragene Gläubiger oder dessen Rechtsnachfolger, auch wenn
er im Grundbuch nicht eingetragen ist (§. 55), vorausgesetzt, dass er sich
1) Die Klage auf Anerkennung des hypothekarischen Rechts vor ~Jlällig"eit
der Pfandforderung zu dem Zwecke, um (;;e Nichtigkeit einer stattgehabten
l.öschung der Hypothek zu bewirken, ist nach §. 231 C.-P.-O. nicht mehr zu-
lässig, da die hier erwähnte Klage lediglich die Feststellung desBesiehen« oder
Nichtbestehens eines RechtstJerhältnisses zum Gegenstand hat, mit welcher jedoch
sachliche AnspTÜcheauiJ dem festgesteUten Bechtsverhältni1JSe nicht geltend ge-
macht werden können. Soll daher die LiHichung der Hypothek angefOChten
werden, so würde der Gläubiger eine obligatoriseheKlage auf Wiederherstellung
der Pfandbestellung zu erheben oder nach §.690 C.-P.-O. mit der Intervention..~­




durch den Hypothekenbrief zu Iegitimiren vermag. Bei der Kautions-
hypothek bedarf es ausser den angegebenen Erfordernissen nochde!!
Nachweises, dass die durch die Hypothek gesicherte Forderung wirklich
existent geworden und zu dem behaupteten Betrage erwachsen ist (Zeit-
sehr. f. R. XXXII, S. 184). - Beklagter ist der Eigenthümer des
Grundstücks, mag derselbe eingetragen sein oder nicht, da auch der im
G~undbuch nicht eingetragene Eigenthümer (§. 6) passiv legitimirt ist j
auch wird die Klage dadurch nicht gehemmt, dass sich seit der Zu-
stellung derselben ein Wechsel in der Person des Eigenthümers zu-
getragen hat (§.48). Der neue Erwerber haftet dem Gläubiger unbedingt
und nicht Moss, wie nach R. R., in subsidium, wenn der ursprüngliche
Schuldner seine Verbindlichkeit nicht erfüllt; die exceptioexcussionis ist und
bleibt aufgehoben (Gesetz NI'. 55 vom 21. December 1849, §. 1, Ahs. 1).
2. Der Eigenthümer als solcher haftet jedoch nur mit dem Grund-
stück und dessen Accessorien, nicht über dessen Werth hinaus; nur
dann, wenn der Eigenthümer zugleich persönlicher Schuldner und auch
mit der persönlichen Klage belangt ist, erhält der Kläger das Recht der
Zwangsvollstreckung auch in das übrige Vermögen des Beklagten.
Letzteres wird regelmässig der Fall sein, wenn der Cessionar als Kläger
auftritt, da dieCession der Hypothek auch die der persönlichen Forderung
in sich enthält (§. 53).
3. Für den Fall, dass der Erwerber eines Grundstücks die auf
demselben haftende Hypothek in Anrechnung auf das Kaufgeld über-
nommen hat, giebt der §.41 des Preussischen Grunderwerbsgesetzes dem
Gläubiger, auch wenn er dem Uebernahmevertrage nicht beigetreten ist,
die persönliche Klage gegen den Erwerber und lässt die Befreiung des
persönlichen Schuldners von seiner Verbindlichkeit eintreten, wenn der
Gläubiger nicht innerhalb -eines Jahres, nachdem ihm der Veräuss~rer
die Schuldübernahme bekannt gemacht, oder, falls das Kündigungsrecht
für eine bestimmte Zeit ausgeschlossen war, von Ablauf dieser Zeit an,
die Hypothek dem neuen Erwerber gekündigt und binnen sechs Monaten
nach der Fälligkeit eingeklagt hat 2). Die Preussischen Motive (We.rner,
Mat.lI, S. 25, 26) nehmen an, dass, was den Käufer betrifft, dieser .nech
seiner Intention offenbar nicht bloss mit dem Grundstück für die Hypothek
haften, sondern auch persönlich aus der Obligation Schuldner sein wolle,
dass ferner für den Gläubiger nur ein Wahlrecht gerechtfertigt sei
zwischen der persönlichen Klage gegen den Käufer und Verkäufer, damit
2) Ein Klagrecht des Gläubigers -gegen den Gruntlstückserwerber aNS dem
zwischen diesem und dem Veräusserer abgeschlossenen, auf Uebernahme der
Hypothek gerichteten Vertrage hatte man in Preussen nach Massgabe der zum
Allg. Landr. I, 20, §. 54 gegebenenDeklaration vom 21:März 1835 (G. S. S.42)
dann angenommen, wenn de-r Gläubiger entweder jener Uebernahme beigetreten
und. dadurch Mitkontrahent geworden war, oder wenn ihm der Verkäufer, als
»ein bisheriger persönlicher Schuldner, seinen aus der Uebernahmeent.~tandenen
Befreiunqsanspruch gegen den Kaufer durch wirkliche beziehungsweise jingirle
Cession abgetreten hatte. Eine solche auch in der Praxis des Obertrilmnals




er, wenn er bei dem Grundstück ausfalle, sich an den zahlungsfähigeren
Schuldner halten könne, dass aber der Verkäufer freigelassen werden
müsse, sobald der Gläubiger, nachdem er die Schuldübernahme Seitens
des Käufers erfahren, unthätig geblieben sei, dem Gläubiger das Kapital
trotz der Möglichkeit der Kündigung gelassen und dadurch wie durch
AnllJl.hme der Zinsen zu erkennen gegeben habe, dass er sich die Ueber-
nahme der Schuld durch den Käufer gefallen lasse 3).
angen01,rnnene Cession (Koch, Komm. z, Landr., 4. Ausg. II, S. 644; D'ernb u rq)
Pr. Prioatr. lI, S. 1.'19), durch welche dem Gläubige'r das eigenthümliche Recht
gegeben werden sollte, von dem Grundstückserwerber zu verlangen, dass er den
Verkäufer gegen ihn, den Gläubiger, hinsichtlich der Hypothekschuld vertrete,
wurde jedoch 'später als inhaltsleer aufgegeben und auch ohne dieselbe, unter
Zuhülfenahme der in der neueren Rechtstheorie ausgebt7deten Grundsätze über
Verträge zu Gunsten Dritter, ein rli1'ektes Klagrecht des Gläubigers gegen den
Uebemehmer der Schuld aus praktischen Erwägungen eingeräumt, wobei
man ein Wahlrecht des Gläubigers zwischende?' persönlichen Klage gegen den
Einen oder Andern, jedoch ohne das Recht des Rückgriffs gegen den pel'sön-
lichen Schuldner, das au.s BilligkeitSl'Ücksichten für unzulässig erklärt wurde,
statUtrte. Zwar habe - wie die Pr. Mo#ve bei Werner a. a. O. bemerken -
der GläuMger bei Hingabe des Kapitals neben der Realsicherheit fast immer
auch die Personalsicherheit des Schuldners im Auge; die Erfahrung lehre
jedoch, dass ihm letztere t'egelmässig zurücktrete; die Absicht beider Thet7e
n'chte sich darauf, dass die Befriedigung der hypothekan'scool Forile·rung aus
dem Grundstück erfolgen solle, und es ,rechtfertige sich, das« der Gläulliger,
nachdem er durch. sein Verhalten an den Tag gelegt, das« er sich die ihm
kundgewordene Ilebernahme der Forderung durch den Eru:erber gefallen lasse,
auf das Klagrecht gegen den Letzteren beschränkt werde; salche, s t i 11 -
sc.nweigende Zustimmung des Gläubt·ge·rs lasse sich zwar noch nicht
aus der blossen Annahme der Zinsen oder aU$ der BeuJtlligung einer Frist für
den neuen Schuldner, wohl aber darou« folgern, wenn. der Gläubiger das
Kapital dem Encerber, obwohl er es kündigen konnte, ein Jahr lang nicht
gekündigt oder nach erfolgter Kündigung nicht Mnnen sechsMonaten eingeklagt
habe, s. Bahlmann, Comment. (3. Aufl.), 8. 164 jf.
3) Die Mehrheit der Justizkommi8mon hatte sich in dem Berichte vom
11. Februar 1878 aus den in den Preussischen Motiven hervorgehobenen
Gründen zugleich auch unter, Hervorhebung des (in einer besonderen Petition
des Baugewerkt'ereins zu Braunschweig verfochtenen) Interesses der BaUutlter-
nebmer, für welche es bei einer umf(JSSfflden Geschäftsthätigkeit und 11äufigem
Umsatz der Grundstücke von f/Jesentliche·r Bedeutung sei , neben ihrer hypo-
thekarischen Verpflichtung nicht noch einer persönlichen Haftcerbindliebkeit
unterworfen zu sein, für Aufnahme des §. 41 des PreUS8ischen Grunderwerbs-
gesetzes ausgesprochen. Regierungsseitig wurde dagegen geltend gemacht, thetls
dass eine nur die persönliche Verhaftttng betrejfende V()rschnft nicht in ein
Gesetz über dingliche Rechte und deren Erwerb gehöre, thetls dass eine ein-
fache Beception des PreltSSischen Geutzesparagrapken sich auch aus materiellen
Gründen nicht mnpfehle. "Iktin die Tendenz des florliegenden Gesetzes gehe
nicht sowohl dahin, dem 8cl»ildner l!eiZ'NSpringen, als f)ielm~h,. dem Gläubiger
möglichste Sicherheit zu gewäMen. Wenn a:uch t'ielfach, besonders wo es sich
um erste Hypothek handle, vOn dem Herleiher 'mehr auf den Werth des Grund-
stücks, als den persiinlie1le9Kredit des Eigenthümers gesehen scerde, so sei
doch durchaU$ nicht ausgeschfussen, du,;s. man, z. B. bei KonMituirung einer
dritten oder vierten Hypothek, zur Herleihung d~s Geldes wesentlich durch die
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Mit den Grundsätzen des gemeinen Rechts ist diese Bestimmung
nicht zu vereinigen. Danach kann der ursprüngliche Schuldner nicht '
ohne Weiteres exnexuirt, dem (Häubiger wider seinen Willen kein neuer
Schuldner aufgedrängt, überhaupt dem Gläubiger aus einem zwischen
anderen Personen geschlossenen Vertrage ohne ausdrücklichen Beitritt
zu letzterem weder ein Recht erworben, noch eine Verpflichtung auferlegt
werden (vergl. auch Sachsen, Gesetzbuch, §§.432, 854,1405). Abgesehen
von diesem mehr theoretischen Bedenken kann aber auch in der frag-
lichen Bestimmung ein praktischer Vortheil für den Gläubiger nicht
erblickt werden; denn das Interesse des Letztern ist darauf gerichtet,
die Garantien für die Bezahlung seiner Forderung möglichst zu erhalten,
und dieses Interesse würde verletzt werden, wenn etwa der Käufer des
Grundstücks weniger zahlungsfähig sein sollte, als der ursprüngliche
Schuldner. Da nun dem Gläubiger durch die Benachrichtigung von dem
Schuldübernahmevertrage die Gelegenheit, letzterem beizutreten, gegeben
wird, so muss aus dem Schweigen desselben nicht sowohl auf die Zu-
stimmung zu jenem Vertrage, als vielmehr auf den Willen, den ursprüng-
lichen Schuldner beizubehalten, geschlossen werden. Aus diesen Gründen
hat der Entwurf geglaubt, von Aufnahme des citirten Paragraphen ab-
strahiren zu sollen.
§. 44 (Pr. §. 38).
Gegen die Klage aus einer Hypothek sind Einreden nur soweit
zulässig, als sie
1. dem Beklagten gegen den jedesmaligem Kläger unmittelbar
zustehen, oder
2. aus dem Grundbuch sich ergeben, oder
perstmliche Glaubwürdigkeit des Eigemhümers -bewogen werde. Nach der Be-
stimmung des Preussischen Gesetzes werde der Gläubiger, wenn er mit dem
neuen Eigenthümer als Schuldner nicht zufrieden sei, zur Kündigung ge-
zwungen, statt dass umgekehrt, falls der Gläubiger mit der Entlassung des
Verkäufers aus dem Schuldnexus und der Annahme des Käufers als neuen
Schuldners nicht zufrieden sei, ihm das Kapital gekündigt werden müsse. Ein
Einschreiten der Gesetzgebung sei nur insofern als gerechtfertigt anzusehen,
als gegenwärtig der Gläubiger, welcher vom Verkaufe oft gar nicht benach-
richtigt icerde , bei etwaigem Vcrmögensverfan des Käufers leicht um seine
ganze Forderung kommen könne, wenn etwa- das Gericht in der steten An-
nahme der Zinsen eine sUllschweigende Entlassung des Schuldners aus seiner
Verbindlichkeit erblicken sollte. Jedenfalls könne die vorzunehmende Aenderung
nur unter Berücksichtigung der gemeinrechtlichen Grundsätze über Delegation
und mit anderer Fonnulirung, als in Preussew geschehen, erfolgen." In Folge
dieser Einwendung hat die Majorität der Kommismon in der Sitzung der
LandeslJersmnmlung vom 26. Febr. 1878 den- obigen Antrag fallen lassen und
sich dem regierungsseitig als begründet anerkannten Antrage der Minorität
angeschlossen, wonach die H. Landesref}1:erung um _Mldthunlickste Vorlegung
eines' Gesetzes im Sinne des §. 41 cit. ersucht werdensoltte. Dieser Antrag ist -"'!"
dann Seitens der Landesversammlung zum Beschluss erhoben.
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3. dem unmittelbaren Vormann des Klägers entgegengesetzt
werden konnten, sofern die Thatsachen, auf welche sich die
Einreden gründen, dem Kläger beim Erwerb der Hypothek
bekannt waren, oder Letzterer die Hypothek unentgeltlich
erwarb.
Auch in dem Falle der Ziffer 3 kann jedoch der Klage aus
einer Hypothek die Einrede der Aufrechnung mit einer Forderung,
welche der Beklagte an den unmittelbaren Vormann des Klägers
erworben hatte', nicht entgegengesetst werden.
Einreden gegen das Verfügungsrecht des eingetragenen Klägers
aus der Person seines Rechtsurhebers (Autors) sind ~ulässig.
Soviel die Einreden betrifft, welche der hypothekarischen Klage
entgegengesetzt werden dürfen, so ist zunächst zu bemerken, dass die
durch die bisherige Gesetzgebung bereits beseitigten Einreden auch dem
ursprünglichen Pfandgläubiger und dessen Erben gegenüber nicht ferner
zulässig sind. Dahin gehören die Einreden aus der le» Anastasiana
(Ges. Nr. 55 vom 21. Decbr. 1849, §. 2), aus dem Sc• .Macedtmianum
(Ges. Nr, 36 vom 5. April 1870, §. 2), aus dem Sc. Vellejanum und der
Authentica Si qua mulier (dass. Ges. §.1), die bereits bei §.27 erwähnte
exceptio non numeratae pecuniae, imgleichen die eee: excussionis (s. bei
§.43), wenn das verpfändete Grundstück in das Eigenthum eines Dritten
übergegangen war, während in dem Falle, wenn der Bürge zur Sicher-
heit seiner Bürgschaft das Grundstück verpfändet hatte, die Einrede
der Vorausklagung in Berücksichtigung des sich auch auf die Pfand-
bestellung übertragenden subsidiarischen Charakters der Bürgschaft
nach bisherigem Recht noch bestehen geblieben ist (Ges. Nr. 55 vom
21. Decbr. 1849, §. 1), ihre fernere Zw.ässigkeit daher nach den all-
gemeinen Principien, wie sie dem gegenwärtigen Paragraphen zu Grunde
liegen, beurtheilt werden muss. Eben dahin ist auch die Einrede der
Verjährung zu rechnen, da nach dem Grundsatz des Entwurfs, dass die
Hypothek nur durch Eintragung im Grundbuch entsteht, weder von einer
Ersitzung der Freiheit des verpfändeten Grnndstücks, noch von einer
Verjährung der Pfandklage, welche beide bona fides voraussetzen würden,
die mit der Eintragung im Grundbuch unverträglich ist, die Rede sein
kann (vergL Seuffert, .Arch, XVI, 201) 1). Insoweit stimmt die hiesige
Gesetzgebung im Wesentlichen mit dem, Meklenburgischen Hypotheken-
recht überein (v. Meibom a, a, O. S. 175 ff.).
1) Die erst in 40 Jahren ei'lltrejende Verjällrung der hypothekarischen
~age als einer dinglichen wird durch das nur auf persönliche Klage beziig-
hche hiesige Ve-rjährungsgesetz Nr.35 v. 3. Juli 1853 nicht berührt; sie behält
daher ülre-n Bestand, auch wenfl.der persönliche Anspruch be-reitsverjählt ist,
vergl. Savigny, Syst. V, S. 386 ff.; Seuff. Arch. XXV, 222; Zeitschr.
f, R. XXXII, S. 181 (Seuff. Areh. XL, 280), XXXIV, S.138.
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Hinsichtlich der übrigen Einreden wird im Allgemeinen auf die ein-
leitenden Bemerkungen zu dem gegenwärtigen Abschnitt verwiesen. Es
ist danach zu unterscheiden, je nachdem die Hypothek in der Hand des
ersten Gläubigers oder dessen Erben verblieben, oder auf einen dritten
Erwerber übergegangen ist.
A. Dem ursprünglichen Hypothekgläubiger oder dessen Erben
gegenüber sind
1. Einreden, welche auf das Rechtsverhältniss zwischen dem Grund-
eigenthümer und dem Hypothekgläubiger gegründet werden, welche, wie
der Entwurf in Nachahmung der Bestimmung des Art. 82 D.-W.-O. sagt,
"gegen den jedesmaligen Kläger unmittelbar zustehen", unbeschränkt
;zulässig. Hierher sind zunächst zu rechnen Einreden, welche die recht-
liche Entstehung des Eintrags der Hypothek zum Gegenstande haben und,
wie durch selbstsändige Klage (§. 50, Abs. 1), so auch mitte1st Einrede
geltend gemacht werden können, z. B. die Anfechtung der Hypothek
wegen fehlenden oder ungenügenden Antrags oder wegen Handlungs-
unfähigkeif des Verpfänders, oder wegen Zwangs, wesentlichen Irrthums
oder Betrugs des Gegners. Ebenso ~ehören dahin aber auch die Ein-
reden, welche aus dem unterliegenden Rechtsverhältniss abgeleitet sind,
sei es, dass der Hypothek ein unerlaubtes Rechtsgeschäft zu Grunde lag
(z. H. Spielschuld, Schenkung unter Ehegatten oder Veräusserung eines
Dotalgrundstiicks ohne Einwilllgung der Ehefrau) 2), oder dass die.
Forderung selbst durch ein den Kläger verpflichtendes Ereigniss, z. B.
durch Zahlung, Novation, Kompensation, Erlass und dergleichen, getilgt,
mithin der Zweck der Hypothek, die Sicherung einer Schuld, weggefallen
war, oder dass sonstige Einwendungen aus der zu Grunde liegenden
Forderung vorgeschützt werden konnten, z. B. wegen mangelhafter Be-
schaffenheit des Kaufobjekts , wenn die Hypothek zur Sicherung der
Kaufgeldsforderung bestellt war..
2. Dieselbe Wirkung kommt in Berücksichtigung des öffentlichen
Glaubens des Grundbuchs denjenigen Einreden zu, welche-sieh zur Zeit
des Erwerbs der Hypothek aus dem Grundbuch selbst ergeben, z. B.
durch Vormerkungen begründet werden. Abweichungen vom Grund-
buch, welche aus dem Inhalt des Hypothekenbriefes sich ergeben sollten,
kommen nicht in Betracht; wenn sie in einem Versehen des Grund-
buchamts ihre Ursache haben, können sie nur zur Geltendmachung von
Ersatzansprüchen gegen den betreffenden Beamten oder den Staat be-
rechtigen (Förster, Privatr.lII, S.437; Dernburg, Privatr.l, 4.Ausg.,
S. 497).
B. .Befindet sich die Hypothek nicht mehr in der Hand des ersten
Gläubigers oder dessen Erben, sondern ist sie aufeinen anderen Erwerber
-2) Eine Vwl'echtse-inräumung, welche eine Ehefrau ohne Genehmigung
ihres Ehemannes bezüglich einer zu ihrem eingebrachten Vermögen gehiYri~"
Hypothek erklärt hat, ist anfechtbar. Entsch. R.-G. XIX, S.34IjJ.
übergegangen, so ist es selbstverständlich, dass auch diesem gegenüber
Einreden, welche ihren Ursprung in einem zwischen den Parteien selbst
begründeten Rechtsverhältniss haben oder aus dem Grundbuch hervor--
gehen, ohne Beschränkung entgegengesetzt werden können. Was aber
die sonstigen (nicht aus dem Grundbuch sich ergebenden) Einreden aus '
der Person des Vorbesitzers der Hypothek betrifft, so differirt der Ent-
wurf von dem Preuss. Gesetze. Das letztere lässt gegen die Klage aus
der Hypothek "Einreden aus dem persönlichen Schuldverhältuiss" gegen
jeden Dritten zu, "welcher ein Recht auf die Hypothek gegen Entgelt
erworben hatte, wenn ihm die Einreden vorher bekannt gemacht worden
sind" j es unterliegt danach also der Kläger, welcher die Hypothek ent-
geltlich erworben hatte, den Einreden aus der Person aller seiner Rechts-
vorgänger, vorausgesetzt nur, dass ihm diese Einreden zur Zeit des Er-
werbs der Hypothek bekannt waren, während er, wenn er nicht gegen
Enigelt erworben hatte, auch gegen unbekannte Einreden nicht geschützt
wird. Diese Voraussetzungen für den Schutz des dritten Erwerbcrs
gegenüber Einreden aus der Person eines früheren Hypothekgläubigers
- guter Glaube oder oneroser Erwerb - hat auch der Entwurf adop-
tirt j er will jedoch im Interesse des Realkredits derartige Einreden
überall nur zulassen, wenn das Rechtsverhältniss, aus welchem dieselben
hergeleitet werden, inder Person des unmittelbaren Vormanns des Klägers
entsprungen ist, ~ährend Einreden aus der Person eines früheren Ceden-
ten nicht berücksichtigt werden sollen. Der Entwurf geht dabei VOll
der Erwägung aus, dass der Verkehr mit Hypotheken stocken würde,
wenn der Erwerber, um sicher zu sein, auf eine mühsame Prüfung der
persönlichen Schuldverhältnisse aller seiner Vorgänger zurückgehen
müsste, dass daher die Beschränkung auf den unmittelbaren Vormann
des Klägers gleichsam ein Korrelat ist zu .der in §. 55 im Interesse des
V~rkehrs zugelassenen Erleichterung des Uebergangs der Hypotheken.
Der hiernach dem §. 44 zu Grunde liegende Gedanke ist also kurz der,
dass gegen die Klage aus der Hypothek Einreden nur nach Wechselrecht
(D.-W.-O. Art. 82), ausserdem aber dritten gutgläubigen Erwerbern
gegenüber nur aus der Person des unmittelbaren Vormanns ferner statt-
finden sollen. Von diesem Grundsatz sind jedoch einige Ausnahmen zu-
gelassen:
I. Nach der bisherigen hiesigen Rechtsprechung (Dekret des vorm-
O.-,A.-Gerichts vom 25. Mai 1849 bei Seuffert, Arch. XVII, 25) ist an-
genommen, "dass demCcssionar, welcher eine eingetragene Hypothek-
forderung durch lästigen Titel und in gutem Glauben an sich gebracht
hat, als dritten redlichen Erwerber , der wider den Cedenten zustehende
Einwand der Kompensation. nur alsdann mit rechtlicher Wirkung ent-
. gegengestellt werden kann, wenn der Einwand und der gegen die
Forderung solchergestalt eingelegi;eWidersprucb in das Hypothekenbuch
eingetragen worden .war". Dieser, auch in §. 53 .des Anhangs zum
Preuss. Landr. I, 20, §. 511 ausdrücklich sanktiQnirte Satz rechtfertigt
-
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sich im Interesse der Erleichterung des Hypothekenverkehrs, welcher die
Vermeidung verwickelter Komplikationen nothwendig macht, zumal da-
durch die Rechte des Schuldners, welcher seine Gegenforderung auf an-
derem Wege geltend machen kann, nicht geschmälert werden (vergi.
Dern burg, Kompensation, 2. AuH., S. 417 ff.). Die Einrede der Auf-
rechnung mit einer Forderung, welche der Beklagte an den unmittelbaren
Vormann des Klägers erworben hatte, ist daher zulässig nur, sofern sie
sich aus dem Grundbuch ergiebt, im Uebrigen aber unstatthaft.
2. Ferner sind für unzulässig erklärt "Einreden gegen das Ver-
fügungsrecht des eingetragenen Klägers aus der Person seines Rechts-
urhebers" , und zwar deshalb, weil der Schuldner keinerlei Interesse dabei
hat, die Legitimation des Klägers in Frage zu stellen, wenn dieser im
Grundbuch eingetragen worden, und weil dem Einwande, dass dem
Schuldner nicht zugemutheb werden könne, an einen Nichtlegitimiryen
zu zahlen, durch die Bestimmung des §. 63 begegnet ist, wonach derselbe
Kapitalzahlungen nur an den eingetragenen Gläubiger zu leisten braucht.
Fehlt dagegen die nothwendige Voraussetzung dieses Rechtssatzes, näm-
lich die Eintragung des Klägers im Grundbuch, so würde kein Grund
ersichtlich sein, dem Beklagten das Recht der Beanstandung der Legiti-
mation zu entziehen *).
Wenn das Preuss. Gesetz, abweichend von der Regierungsvorlage
(§. 34), festsetzt, dass
"Einreden gegen das Verfügungsrecht des Klägers aus der
Person seines eingetragenen Rechtsurhebers (Autors)"
unzulässig seien, so fehlt es dieser - auch dem §. 15 der Hypotheken-
novelle vom 24. Mai 1853 (Ges. - Samml. S. 525), aus welchem dieselbe
entlehnt worden, nicht entsprechenden - Bestimmung, wenn sie nicht
vielleicht auf einem Uebersehen beruhen sollte, an hinreichender, weder
aus den Motiven, noch aus den betreffenden parlamentarischen Verhand-
lungen ersichtlichen Begründung.'
3. Endlich muss eine Ausnahme von dem zu B. ausgesprochenen
Grundsatz auch bei Kautionshypotheken statuirt werden. Bei der
accessorischen Natur dieser Hypothek, welche den Nachweis nöthig
macht, dass die versicherte Forderung die nur der nachstehenden Gläu-
biger und des allgemeinen Realkredits wegen im Maximum angegebene
Höhe 'erreicht habe, müssen gegen die aus derselben erhobene Klllge
Einreden unbeschränkt zugelassen werden, auch wenn die Hypothek
einem Dritten cedirt war, welchem diese Einreden unbekannt waren.
Der §. 44 spricht die Ausnahme zwar nicht ausdrücklich aus, sie erschien
jedoch selbstverständlich und ihre besondere Erwähnung um so weniger
*) Dagegen ist die Einrede der Simulation, welche der debitor cess'US dem
Cessionar entgegengesetzt hatte, als eine aus dem Rechtsverhältniss zwischen
Oesslonar und Cedent hergenommene Einrede angesehen und deshalb zurück-
gewiesen; vergl. Seuffert, Arcb. xn, 337; .xx, 43; .xxV, 144; xxx, 20.
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erforderlich, als Cessionen von Kautionshypotheken ohnehin zu den
Seltenheiten gehören 3).
§. 45 (Pr. §. 39, Abs. 1).
Gegen die dingliche Klage wegen Rückstände von Zinsen und
sonstigen Jahresleistungen ist die Einrede der Tilgung unbedingt
zulässig.
Der Eigenthümer haftet für Rückstände von Zinsen und
sonstigen Jahresleistungen nur in Ansehung eines zweijährigen
Zeitraums, vom Tage seines Eigenthumserwerbs zurückgerechnet.
Daneben verbleibt es in Betreff der Verjährung der Klage auf
rückständige Zinsen bei den Bestimmungen des Gesetzes Nr. 35
vom 3. Juli 1853.
Ansprüche auf Zinsen und sonstige Jahresleistungen haben die
Natur der Kautionshypotheken; das Grundbuch enthält wohl die Ver-
pflichtung zur Zahlung, aber Nichts über den Betrag der Rückstände.
Daher trifft in Betreff der Zulässigkeit der Einrede der Tilgung hier
Dasjenige zu, was am Schlusse des 'vorigen Paragraphen hinsichtlich der
Kautionshypotheken bemerkt wurde 1).
3) Für Kautionshypotheken ist die accessorische Natur der Hypotheken
des Römischen Rechts in voUem Umfange beibehalten; Folge davon ist, dass
die Grundsätze über die EigenthiJmerhypothek auf Kautionshypotheken unan-
wendba'r ,sind (G.-E.- G. §. 69), "dass daher der Cedent des Klägers auf die in
den §. 65 ff. das. bezeichneteWeise die bestellte Hypothek überhaupt nicht als
selbstständiges Vermögensobjekt an sich ziehen besio. mit der Beklagten in ein
dessfallsiges Communionsve'l'hältniss treten konnte, sodann, dass die Beklagte,
auch wenn sie dazu willens gewesen wäre, doch nicht in der Lage gewesen ist, die
Bew1lligung der Löschung der vollen Hypothek gegen Auszahlung ihrer wirk-
lichen Forderung zu verweigern. Es herrscht kein Zweifel darüber, dass dem
Gläubiger bei Kautionshypotheken alleEinreden, welche sich aufdie Forderung
selbst beziehen, entgegenstehen, ja dass bei dem Zugeständniss, dass es sich Ulli
eine solcheHypothek handelt, der Gläubiger bei AnsteUung der hypothekarischen
Klage den Beweis der wirklichen Höhe seiner Fordentng zu führen hat (vergl.
Motive zur Subh.-()"dn. §§.89 bis 93 bei Mansfeld, Brschw.Ausführtmgsges.
S. 284; Dernburg, Pr. Prioair: I, §§. 332, 341, 342). Dass diese Einreden
nicht bloss dem ursprünglichen Eigenthü1ner, der die Hypothek bestellt hat,
sondern jedem nachfolgenden Eigenthümer zustehen, ist selbstverständlich (urgl.
D.ernburg a. a. O. §. 342; Achilles, die Preuss. Ges. über da.~ Grund-
etgenthum, 3. Auft., S. 243 ff.). Der Ersteher des verpfändeten Grttndstiicks
hatte daher mit seiner actio pignoratitia directa unter Zahlung des wirklichen
Betrages der Schuld an die Bekl. von dieser die Löschung der t'oUenHypothek
erzwingen könntm". Urth. O.-L.-G. Br. I. S_ v. 10. Oet, 1884: S. Reuper c.
mrich d- Fm1lard wg. Forderg. (Ztschr. XXXII, S. 184, 185); vergl. auch
Urth. R. -G., V. S. v. 21. Dee. 1887 in Groehot's Beitr., Bd. 32, S. 996 1'.
1) Förster, Theorie u. Prtitxis III, S. 438; Entsch. R.·G. IV, S. 336,
337. Die fr. Bestimmung bezieht sich nur auf den 1<'all, wenn schon vor-
handene Zinsrückstä'llde abgetreten sind, nicht aber aue1f tluf den Fall, Wetl'R
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Wegen der im Preuss. Grunderwerbsgesetz nicht enthaltenen Be-
stimmungen des zweiten und dritten Absatzes wird auf die Bemerkungen
zu den entsprechenden Vorschriften des §. 19 verwiesen.
§. 46 (Pr. §. 42).
Wenn eine Hypotkek ungetheilt auf mehreren Grundstücken
haftet, so ist der Gläubiger berechtigt, sich an jedes einzelne Grund-
stück wegen seiner ganzen Forderung zu halten.
Soweit die Hypothek nach Befriedigung des Gläubigers auf
dem einen Grundstück gelöscht ist, muss dieselbe auch auf dem
mitverhafteten Grundstück gelöscht werden. Der Eigenthümer
desselben erlangt nicht das Recht, über diese Hypothek zu ver-
fügen oder sie für sich zu liquidiren.
1. Dass für eine und dieselbe Forderung Hypotheken mit mehreren
Grundstücken bestellt werden können, ohne dass das eine Grundstück
dem anderen als Zubehör zugeschrieben, sondern so, dass jedes in seiner
Selbstständigkeit belassen wird, ist auch dem gemeinen Recht, bekannt
(s. die Literaturnachweise bei Windscheid, Pand. I, §. 241, NoteI und
Dernburg, Pfandr. II, S.486, Note 7). An die Abschaffung dieser
sogenannten Gesammt- oder Korrealhypotheken, wie nach der
Meklenburgischen ritterschaftlichen und Domanialhypothekenordnung
(nicht auch der Stadtbuchordnung; vergl. v. Meibom, Meklenburgisches
H.-R. S. 115), konnte nicht gedacht werden, da sie namentlich in Gegen-
den, wo viele flüchtige Länderei sich befindet, und wo von der Befugniss
der Dismembrirung der Pertinenzländerei Gebrauch gemacht wird, für
den Realkredit unentbehrlich sind. Bei der Korrealhypothek haftet jedes
der verpfändeten Grundstücke ungetheilt für die ganze Forderung. Der
Gläubiger kann sich für den ganzen Belauf seiner Forderung an jedes
der mehreren Grundstücke halten, ohne dabei durch Rücksichten auf
nach- oder gleichstehende Hypothekgläubiger beschränkt zu sein (L. 8
D. de distr. pign. 20, 5), und ohne ein die gleichmässige Yertheilullg der
Last bezweckendes Widerspruchsrecht des Besitzers eines verhafteten
Grundstücks befürchten zu müssen. Hat er aber seine Befriedignng aus
dem einen Grundstück erhalten, und ist in Folge dessen die Hypothek
auf diesem Grundstück gelöscht, so muss dieselbe auch a~f dem zweiten
Grundstück gelöscht werden, und diese Löschung hat der Grundbuchrichter
nach §. 49 der G.-B.-O. ausnahmsweise von Amtswegen zu bewirken.
erst nach Abtretung der Hypothekjorderung Zinsen fäUig werden. Diese
Unterscheidung findet darin ihre .Begründung. dass das Grundbuch -nur Ver-
merke über die Zinspflicht selbst, jedoch Nichts über den Betrag der rück-
ständigen Zinsen enthält, daher das Prineip der Publica:tät des Grund~uehs
einer allgemeinen Zulässigkeit der Einrede der 1\1gung wohl hinsichtlich der
erst nach der Abtrellmg aufgekommenen. nicht aber auch rücksichtlich der
damals schon rückständi!Jffl Zinsen entgegenst~ht.
Nach dem entsprechenden §. 42. des Preuss. Grunderwerbsgesetzes
hat der erste Satz des zweiten Alinea folgende Fassung:
"Soweit der. Gläubiger aus dem einen Grundstück eine Be-
friedigung erhalten hat, erlischt die Hypothek - - - auf
dem mitverhafteten Grundstück", .
wobei das Gesetz im Wesentlichen die Bestimmung der Preuss. Konk.-Ordn.
von 1855, §. 56, 2 (nach der Redaktion der Novelle vom 12. März 1869
[Ges.-Samml. S. 465 ff.]) wiederholt, übrigens ohne Unterscheidung, ob
die Befriedigung aus den Kaufgeldern des subhastirten Grundstücks
oder durch freiwillige Annahme des Erstehers als Schuldners erfolgt ist.
Nach der Fassung des Preuss, Gesetzes kann aber die "Befriedigung"
des Gläubigers lMlch dann erfolgen, wenn ihm, falls der Ersteher die
gebotene Summe nicht zahlt , de~ gegen Letzteren erwachsene Anspruch
cedirt wird. In solchem Falle den 8läubiger zur Löschung seiner Hypo-
thek auf dem mitverhafteten Grundstück zwingen und ihn statt einer
völlig genügenden Sicherung wider seinen Willen auf die vielleicht
werthlose Forderung an den Ersteher verweisen .zu wollen, würde un-
zweifelhaft eine Unbilligkeitenthalten(vergL Dern burg, Privatr. I,
4. Aufl., S. 847, Note 7). Der Entwurf vermeidet dieselbe, indem er
von der Voraussetzung ausgeht; dass die Hypothek auf dem einen
Grundstück ordnungsmässig (§. 59) gelöscht ist, und in Folge dessen
auch die Löschung auf dem anderen Grundstück anordnet.
2. Dass der Eigenthümer des mitverhafteten Grundstücks in dem
Falle, wenn die Korrealhypothek nach dem gegenwärtigen Paragraphen
gelöscht werden muss, das ihm sonst nach §. 65 sq. zustehende Recht,
über die Hypothek zu verfügen oder sie für sich zu liquidiren, nicht soll
ausüben können, hat seinen Grund darin, weil sonst die noch ein-
getragenen Gläubiger in ihrem Rechte benachtheiligt werden würden.
Denn, während die nachstehenden Gläubiger des ersten Grundstücks in
Folge der Lösehang vorrücken (§. 64), wären die nachstehenden Gläu-
biger des zweiten Grundstücks in Folge der etwa vorgenommenen Cession
der zu löschenden Hypothek bis ZUm Betrage der letzteren gefährdet,
insofern das zweite Grundstück für diesen Betrrg nunmehr allein, und
nicht ~ie bisher gemeinschaftlich mit dem ersten Grundstück haften würde.
Die in der Preusa, Jurisprudenz vielfach ventilirte Frage (vergl.
Förster, Privatr. Irr, S.427, 428; Dernburg, Privatr. I, 4. Aufl.,
S. 846; Bahlmann, KOmment. ad h. 1., 3. Aufl.,S. 173 ff.), wie bei
Subhastationen oder im Konkurse die antheilsweise Befriedigung der auf
mehreren Grundstücken ungetheilt haftenden Hypothek aus dem Kauf-
gelde eines jeden derselben zu geschehen ha be, wird ihre Lösung in der
Subhastationsordnung zu erhalten haben 1).
1) Der §. 76 der Subha8t.-Ordn. Nr.37 v. 10. Juli 1879 bestimmt: "Wenn
eine Forderung ungethfflt auf mehreren Grund.5tüeken haftet, die sämmtlich
oder von denen eiN! oder mehrere der Zrcangsversteigerung unterworfen s-ind,
80 hat der Gläubiger innerhalb der im §. 74 erwähnten Frist {von zwei
...
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§. 47 (pr. §. 43).
Der hypothekarische Gläubiger, dessen Anspruch vollstreckbar
geworden, hat das Recht, auf gerichtliche Zwangsverwaltung und
gerichtliche Zwangsversteigerung anzutragen.
Haftet die Hypothek nur auf einem Antheil des Grundstücks,
so kann nur der Antheil zur Zwangsverwaltung und Zwangsver-
steigerung gestellt werden.
Das R. R. wies dem Nachhypothekar eine streng sekundäre Stellung
an.. Danach hatte er nur ein Recht auf den Ueberschuss des Erlöses
aus dem von dem Vorhypothekar vorgenommenen Verkaufe, er hatte
daneben das jus offerendi, vermöge d~ssen er den besseren Gläubiger
durch Zahlung abfinden und an seine Stelle treten konnte, aber ein
Recht, das Pfand selbstständig zu veräussern, hatte er nicht; der Käufer,
welcher von einem Nachhypothekar kaufte, blieb den Eviktionsansprüchen
des Vorhypothekars ausgesetzt, auch konnte Letzterer den Verkauf da-
durch hindern, dass er mit der actio hypothecaria den Besitz der Pfand-
sache an sich zog. Das heutige Recht aber, hervorgegangen aus den
. durch die Praxis des Mittelalters bewirkten Umbildungen, hat, wie es
an Stelle des Privatverkaufs Seitens des Gläubigers den öffentlichen
Verkauf durch den Richter gesetzt hat, die Rechte aller Pfandgläubiger
an sich gleichgestellt und nur den Erfolg ihrer Geltendmachung durch
deren Rang bedingt. Daher muss nunmehr jeder hypothekarische Gläu-
biger für befugt erklärt werden, die Subhastation zu beantragen.
Dass bei einer auf den ideellen Theil eines Grundstücks ein-
getragenen Hypothek auch eine Subhastation dieses Idealantheils ohne
gleichzeitige Subhastation des nicht verpfändeten Antheils zulässig sei,
entsprach schon dem bisherigen Recht (Erk. Oberger. 1.S. vom 6. Novbr.
1868 in Zeitsehr. XVI, S. 51 ff. und bei Seuffert, Arch. XXIII, 94).
Der in einzelnen Partikularrechten (Sächs. G.-B. §. 424, Schwarzburg-
Rudolstadt bei Mascher, das deutsche Grundbuchwesen, S. 320) an-
genommene Grundsatz ,"dass bei Yerpfändung des ideellen Theilj eines
Grundstücks das ganze Grundstück zur Subhastation zu bringen sei,
empfahl sich wegen des darin enthaltenen unnöthigen Eingriffs in die
Rechte un betheiligter Dritter nicht zur Annahme; vergl. Man s fe I d,
Braunschw. Ausführnngsges. S. 196, 197, 235.
Wochen) das Grundstück zu bezeichnen, aus dessen Kaufgeldern er seine Be-
friedigung beetllsprucht, widrigenfalls bei Aufstellung des Verthdlungsplafls so
verfahren wird, als ob bei jedem der Zwangsversteigerung unterworfenen
Grundstücke nur die fitr dasselbe nach dem Erlöse sich berechnende Quote
eingetragen wäre."
."Die nach §. 46 des Grunderwerbsgesetzes -vorzunehmende Lösch-uno. der
auf dem mitverhafteten Grundstück eingetragenen Hypothek hat das V011-
streckungsgericht von Amtltwegen zu veranlassen", vergl. dazu Mansfeld,
Braunschw. Ausführungsges. S. 240.
,
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§. 48 (pr. §. 44).
Der Antrag auf Zwangsverwaltung und Zwangsversteigerung
ist auch dann zulässig, wenn seit der Zustellung der Klage ein
Wechsel in der Person des Eigenthümers des Grundstücks ein-
getreten ist.
Da der Eigenthümer, wenn e:c nicht zugleich persönlicher Schuldner
ist, nur mit dem Grundstück haftet (§. 43), so würde ein Exekutions-
objekt bei ihm nicht mehr vorhanden sein, sobald er das Grundstück
- wozu er nach angestellter Klage befugt ist (R.-C.-P.-O. §. 236,
Abs. 1) - vor der Ausführung der Exekution veräussert. Daraus folgt
mit Nothwendigkeit der im Paragraphen ausgesprochene Grundsatz; der-
selbe hat auch bereits in der gemeinrechtlichen Praxis Anerkennung
gefunden (Wetzell, Proe., 3. Aufl., S. 599, Anm. 112) und entspricht
den §§. 236, Abs. 3, 238 und 665 der R.-C.-P.~O. Hiernach kann gegen
den Erwerbei der Zwangsverkauf des Grundstücks allerdings verfügt
werden, auch wenn er von Anstellung der Pfandklage Nichts wusste; es
liegt darin aber keine Unbilligkeit, weil derselbe aus dem Grundbuch
die Existenz des Pfandrechts ersah, somit auch auf dessen Konsequenzen
gefasst sein musste.
Die sonstigen in den §§. 46 und 47 des Preuss, Grunderwerbs-
gesetzes enthaltenen Bestimmungen über das Recht des Eigenthümers,
beim Zwangsverkauf mitzubieten, und über die Wirkungen der Adjudi-
kation gehören richtiger in die Subhastationsordnung und werden dort
besprochen werden.
§. 49 (Pr. §§. 45, 48).
Ein Vertrag zwischen dem hypothekarischen Gläubiger und dem
Eigenthümer, durch welchen Ersterem das Recht der Veräusserung
zum Zweck seiner Befriedigung entzogen wird, ist nichtig.
Dasselbe ist der Fall hinsichtlich eines Vertrages, durch welchen
sich der Eigenthümer einem hypothekarischen Gläubiger gegenüber
verpflichtet, das Grundstück nicht weiter zu belasten.
1. Der Vertrag, durch welchen dem Pfandgläubiger das Vorkaufs-
recht entzogen wird (paetum de tWn oendendo), hatte nach R. R. nur die
Wirkung, dass dem Verkaufe des Pfandes eine dreimalige Aufforderung
an den Pfandschuldner, zu zahlen, vorhergehen musste (L. 4 D. de pign.
aet, 13, 7). Der gegenwärtige Entwurf, indem er die Regelung der
Formen, unter welchen der Zwangsverkauf des verpfändeten Grund-
stücks zu geschehen hat, der Subhastationsordnung überlässt, erklärt
einen Vertrag, welcher dem hypothekarischen Gläubiger sein wichtigstes
112 Dritter Abschnitt.
Recht, die Pfandveräusserung, zu entziehen sucht, wohl mit Recht für
nichtig ').
2. Auch der Vertrag, durch welchen 'sich der Grundeigenthümer
einem Hypothekgläubiger gegenüber verpflichtet, sein Grundstück nicht
weiter hypothekarisch zu belasten (pacfum de non amplius oppignorando),
ist nichtig ; der Hypothekgläubiger würde bei solchem Vertrage überall
kein Interesse haben, da seine Hypothek durch die spätere Belastung
nicht leiden kann, und der Realkredit des Schuldners unnöthig gehemmt
wäre (ebensoPreuss. Landr. I, 20, §. 439; Oesterr. G.-B. §. 1371).
Uebrigens steht der Paragraph der Eintragung eines Arrestvermerks
gegen weitere hypothekarische Belastungen nicht entgegen.
§. 50 (Pr. §. 49).
Die Eintragung der Hypothek kann auf dieselbe Weise und
mit derselben Wirkung wie die Eintragung des Eigenthumsüber-
ganges angefochten werden (§§. 11 und 12). Das Recht der An-
fechtung steht auch gleich- oder nacheingetragenen dinglich
Berechtigten oder Hypothekgläubigern zu.
Beschränkungen des eingetragenen Gläubigers in der Verfügung
über die Hypothek erlangen Rechtswirkung gegen Dritte nur,
wenn dieselben im Grundbuch eingetragen sind.
Diese Eintragung erfolgt entweder mit Bewilligung des
Gläubigers, oder unter Vermittelung des Prccessrichters, oder auf
Ersuchen einer zuständigen Behörde.
1. In Betreff der Anfechtung der Eintragungen - worüber das
Preuss, Grunderwerbsgesetz besondene Bestimmungen nur bei Grund-
schulden enthält (§.40) - müssen hinsichtlich der Hypotheken dieselben
Grundsätze gelten, wie hinsichtlich der dinglichen Rechte, und wird
daher auf die betreffenden Ausführungen zu §. 22, bezw. zu §§. 11
und 12 verwiesen. Dass der Entwurf auch nacheingetragenen Hypothek-
gläubigeru das Recht der Anfechtung gewährt, rechtfertigt sich durch
die der Nachhypothek im Entwurf eingeräumte Stellung, wonach sie
nicht bloss die ihr angewiesene Stelle, sondern das ganze Grundstück
umfasst, daher ihr durch eine nicht zu Recht bestehende voreingetragene
Hypothek kein Theil der Kaufgelder beim Zwangsverkauf entzogen
werden darfl). '
1) Ueber die Unstatthaftigkeit eines schon vor der Verfallzeit der ]i'orde-
'rung mit dem. Verpfänder getroffenen Vertrages, dass bei ausbleibendC'f Zah-
lung das Pfandobjekt dem Gläubiger für die Schuld oder für einen, im Voraus
bestimmten lVerth zufallen solle (sogenannte lea: commissoria),vergl: die Motive
eu. dem Mob17iarpfandgesetz §. 6 unter Nr. 1;
1) Vergl. Ha sen '0a 1g , zlIr Lehre von der acuo PauUana, ins1Jesonder,e
unter uielche« .voraussetzungen kann. ein vom Schuldner bei4elltes Pff1,ndru;lit
Von dem Recht der Hypothek. 113
Die Frage, ob der nacheingetragene Gläubiger sein Anfechtungs-
recht gegen den von ihm als Scheingläubiger bekämpften vorstehenden
Hypothekar jederzeit geltend machen könne, oder ober den Ausfall des
Subhastationsverfahrens abwarten müsse, wird zwar von der Preuss,
Praxis (Dernburg, Privatr. I, 4. Auß.., S. 787) in letzterem Sinne ent-
schieden, weil erst danach sich ergebe, ob der Nachhypothekar wirklich
zu Schaden komme, ist aber nach §. 231 der R.-C.-P.-o. richtiger im
Sinne der ersten Alternative zu beantworten.
2. Der zweite Absatz entspricht dem §. 13 und enthält die dort
angegebenen und näher motivirten Abweichungen von dem §. 49 des
Preuss. Grunderwerbsgesetzes. Es gehören hierher insbesondere die
Bestimmungen der Ablösungsordnung vom 20. December 1834, §§. 129
bis 132, des Ges. NI'. 18 vom 28. März 1837, §. 14 und des Gesetzes
NI'. 22 vom 14. Mai 1840, §§. 5 und 7 in Betreff der den Lehns- und
Fideikommissnachfolgern , Gutsherren u. !J. w. zustehenden Anrechte an
eingetragenen Ablösungs- und Allodifikationskapitalien.
Dass die Eintragung der Yerfügungsbeschränkungen des Gläubigers
auch unter Vermittelung des Processrichters erfolgen könne, fehlt gleich-
falls im Preuss. Gesetz, ist jedoch' hinzugefügt, um die Bestimmung mit
den §§. 10,11, Abs. 3, 21,24 und 60 des Entwurfs in Harmonie zu
bringen.
§. 51 (pr. §. 50).
Erhebliche Verschlechterungen des Grundstücks, durch welche
die Sicherheit des Gläubigers gefährdet wird, berechtigen denselben,
bei dem Processrichter Sicherungsmassregeln zu beantragen, auch
seine Befriedigung vor der Verfallzeit zu fordern.
Der schon dem gemeinen Recht bekannte Grundsatz (L. 14,pr. D.
de pign. 20, 1; Dernburg, Pfandr. II, S. 298), dass ausnahmsweise, im
Fall der Gefährdung des Gläubigers, die Hypothek vor Fälligkeit der
Forderung eingeklagt werden könne, hat seine Anerkennung in §. 51
erhalten. Danach ist der Gläubiger bei erheblichen Deteriorationen,
welche die Sicherheit gefährden, berechtigt, Sicherheit oder Befriedigung
vor der Verfallzeit zu fordern. Ob die Verschlechterung von dem Eigen-
thümer des Grundstücks selbst, oder ob sie etwa vom Pächter oder
Niessbraucher herrühre, ist gleichgültig. Welche Verschlechterung er-
heblich sei, hat der Richter nach eigenem Ermessen mit Rücksicht auf
den Werth des Grnndstücks und den Betrag der Forderung des Klägers
zu bestimmen. Dahin gehört auch der Fall., wenn der Eigenthümer ein
erfolgreich ml'ttelst der gedachten Klage angegriffen werden? 1874, lind daeu.
Bernhöft in Behrend und Dahn's Zeitschr. f. d. d. Gesetzgebung VIII,
8.673 jf.; Ents·ch. R.-G. XIX, S.345.
Braunsehweigisehe Gnmdbuchg... etze, 8
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zur Zeit der Hypothekbestellung bei der Landesbrandversicherungsanstalt l'
bereits versichertes Gebäude aus der Versicherung herausnimmt, oder
wenn dasselbe auf Verfügung der Direktion der Anstalt von der Ver-
sicherung ausgeschlossen wird (Ges. Nr. 35 vom 24. Juli 1837, §. 27,
Abs. 1), ebenso der in§. 70, Nr. 2 des Entwurfs vorbehaltene Fall der
realen Theilung des Feldes eines Bergwerks und des Austausches von
Feldestheilen, in Folge dessen die Hypothekgläubiger nach dem Berg-
gesetz vom 15. April 1867, §. 53, Abs. 3 gleichfalls ihre Befriedigung
vor der Verfallzeit verlangen können, imgleichen der Fall des §. 162 des
Berggesetzes. Belastungen des Grundstücks mit Reallasten oder Servituten,
zu deren Eintragung einzelne Gesetzgebungen (z. B. Sachsen G.-B. §. 421)
den Konsens der Hypothekgläubiger fordern, .können nicht dahin
gerechnet werden, da dieselben, wenn ohne Genehmigung der vorein-
getragenen Hypothekarier vorgenommen, Letztere, wie bereits zu §. 41
ausgeführt worden, nicht gefahrden können.
§. 52 (Pr. §. 51).
An den bestehenden Vorschriften über die unter Aufsicht einer
Behörde zu bewirkende Verwendung der dem Grundstückseigen-
thümer zufallenden Kapitalien im Interesse der dinglich Berech-
tigten wird durch dieses Gesetz nichts geändert.
Vergl.WegeordnungNr. 25 vom 14.Mai 1840, §. 81, Gesetz Nr. 19
vom 17. September 1841, Gesetz Nr. 18 vom 20'. Juni 1843, Gesetz
Nr. 78 vom 13. September 1867, §. 14. Neue Wegeordnung Nr. 37 vom
5. Juni 1871, §. 54.
5. Von dem U ebergang der Hypotheken.
§. 53 (Pr. §. 52).
Die Hypothek kann nur gemeinsam mit dem persönlichen Recht
abgetreten werden; die Abtretung der ersteren enthält von selbst
auch die Abtretung des letzteren, und umgekehrt.
Die Abtretung eines persönlichen Rechts für welches eine
Hypothek ~estellt ist, mit der Bestimmung, dass letztere nicht ab-
getreten sein, sondern dem Abtretenden verbleiben solle, ist nichtig.
Zuf~lg: der accessorischen Natur der Hypothek kann" dieselbe von
d~r p~rson~chell Forderung nicht abgetrennt, sondern nur gemeinsam
mit dieser ubertragen werden. 1m Zweifel erstreckt sich schon gemein-
rechtlich die Disposition über die Forderung auch auf ·das Accessorium
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derselben (L. 11. 14 D. de dist,.. pign. 20, 5. L. 6«, 7 C. de obligo 4, 10),
und ebenso entspricht es offenbar der Absicht der Parteien dass sie
indem sie das Hypothekenrecht, also das wichtigste Recht, alle~ cedirte~
ohne der Forderung Erwähnung zu thun, doch auch letztere haben ab-
treten wollen (L. 11. 21 C. de pign. 8, 41) *). Der Entwurf hat diese
aus der accessorischen Natur der Hypothek sich ergebenden Folgen
ausdrücklich ausgesprochen, während das Preuss. Gesetz dieselben nicht
hervorhebt.
, Haben die Parteien den ausdrücklichen Vertrag geschlossen, dass
die persönliche Forderung allein abgetreten werden, die Hypothek aber
dem Cedenten verbleiben solle - ein Fall, von dem das Preuss. Gesetz
schweigt, s. dagegen Sachsen G.-B. §. 456 -, so muss ein solcher Ver-
trag im Interesse des Drittschuldners , welcher ohnedies Gefahr laufen
könnte, dass ihm doppelte Zahlung abgenöthigt werde, für nichtig er-
klärt werden (v. Roth, Syst. d. D. Privatr. III, S. 668). Dasselbe wäre
der Fall, wenn etwa ausgemacht worden, dass der Cedent, während er
das Pfandrecht cedirt, die Forderung selbst behalten solle (vergl darüber
Dernburg, Pfandr. I, S. 562) 1).
§. 54 (Pr. §. 53).
Die Eintragung der Abtretung einer Hypothek darf nur auf
Grund einer vom Gläubiger in beglaubigter Form abgegebenen
Abtretungserklärung oder auf Grund seiner rechtskräftigen Ver-
urtheilung zur Abtretung oder auf Grund eines Ersuchens einer
zuständigen Behörde gegen den eingetragenen Gläubiger erfolgen 1).
*) Bei einer Kautionshypothek, welche zur Sicherung von Forderungen be-
stimmt ist, die aus einer auf längere Dauer berechneten Geschäftsverbindung,
z, B. einem Kontokorrentverhältniss, möglicher Weise entstehen können, dürfen
nicht einzelne im Laufe der Geschäftsverbindung für den Inhaber der Hypothek
sich ergebende Saldi, sondern es kann nur der Schlusssaldo , zu dessen Siche-
rung allein die Hypothek bestellt war, cedirt werden. Vergi. Erk. O. -Ger.
I, Sen. vom 11. Nov. 1875 (Ztschr. XVIII, S. 88 ft'. und Seuffert, Arch.
XXV, 261) und Siegmann, K. Bächs. Hypoth.-Recht, 1875, S. 105 tr.
1) Bei der Cession einer Forderung gehen die noch nicht fällig gewordenen
Zinsen als reine Accessorien der ersteren ohne Weiteres mit auf den Cessionar
über. Dagegen ist dies bei den rückständigen Zinsen, welche sich als selbst-
ständige Nebenforderungen darstellen, nur dann der Fall, wenn der Wt1le der
Contrahenten darauf gerichtet ist (Se uf ]. Arch. XXXVI, 272; Ztschr.
r. R. XXVII, 8.172).
1) Der Paragraph lautete nach dem Entwurf:
»Die Et'ntragung der Abtretung· einer Hypothek darf nur auf Grund
der Bewt"lligung des Gläubigers in einer mit beglaubigter Unterschrift
versehenen Urkunde, oder auf Grund seiner rechtskräftigen Verurtheilung
zur Beun1ligung oder etc:" .,. ,
Obwohl es nach den in den Motiven enthaltenen Ausfuhruligen nickt die
Absicht des Entwurfs sein konnte, neben der Abtretungsurkunde noch eine
8*
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Die Umschreibung der Abtretung einer Hypothek im Grundbuch
kann in konsequenter Durchführung des Konsensprincips nur mit Be-
willigung des Cedenten oder auf Grund eines seinen Konsens supplirenden
rechtskräftigen Erkenntnisses 2) oder auf Ersuchen einer zuständigen Be-
hörde erfolgen." Der Antrag selbst braucht nicht gerade vom Cedenten
auszugehen; auch der Cessionar kann die Umschreibung beantragen, wo-
fern er nur durch Ueberreichung der betreffenden Urkunde nachweist,
dass die Forderung von dem eingetragenen Gläubiger an ihn abgetreten
sei (G.-B.-O~ §§. 35 u, 36). In dieser Abtretungserklärung liegt still-
schweigend die Bewilligung zur Umschreibung; einer besonderen Er-
klärung derselben, wenngleich sie thatsächlich mit der Abtretungsurkunde
in der Regel verbunden zu sein pflegt, bedarf es nicht, wie auch von den
Interpreten des mit dem gegenwärtigen Paragraphen im Wesentlichen
übereinstimmenden Preuss. Gesetzes §. 53 meistens angenommen wird
(Dernburg, Privatr, I, 4. Aufl., S. 445, Note 12. Bahlmann, Komment.
3. Aufl. S. 199. Abweichend: Turnau, Grundbuchordnung S. 459):
vergi. übrigens Motive zu §. 20 unter Nr. 2.
§. 55 (Pr. §. 54).
Der Erwerb der Hypothek durch -Abtretung hängt nicht von
der Eintragung ab.
Zur Gültigkeit der Abtretung der Hypothek gehört jedoch
1. die Ausstellung einer Urkunde, welche den Namen des Er-
werbers, den Betrag der abzutretenden Hypothek, sowie den Tag
und den Ort der Ausstellung und die Unterschrift des Abtretenden
enthält;
2. die Uebergabe des Hypothekenbriefs und der damit ver-
bundenen Schuldurkunde an den Gläubiger.
Die Wirksamkeit der Abtretung gegen den Schuldner ist von
der Benachrichtigung desselben durch den Erwerber abhängig und
wird erst durch die unter Zustimmung des Letzteren erfolgte ent-
gegengesetzte Benachrichtigung desselben durch den Abtretenden
beseitigt.
beso:ndere Bewilligung des Gläubigers zur Eintragung der Abtretung zu erlangen,
so 1st doch auf Antrag der Justizkommissüm zur Beseitigung jedes etwaigen
Zweifels. die jetzige Fassung des Paragraphen angenommen.
) :Nac~ §. 779 R.-C.-P.: O. gilt, wenn der Schuldner zur Abgabe einer
Wille'~er~larung 'Verurthetlt Mt, die Erklärnng als abgegeben, sobald das
U~hetl dIe R"ech~kraft erlangt hat. Ist die WllletlSerklärung 'Von einer Gegen-
letst~ng abhangtg gemacht, so tritt diese Wirkung ein, sobald nach den
Besttmmungen der §§. 664, 666 eine vollstreckbare Ausfertigung des rechts-
kräftigen Urthet"ls erthel"lt ist.
Von dem Recht der Hypothek. 117
Die Unterschrift unter der bei Ziffer 1 erwähnten Urkunde
muss auf Verlangen des Gläubigers in beglaubigter Form ertheilt
oder von dem Abtretenden nachträglich anerkannt werden.
I. Hinsichtlich der Formen für die Uebertragbarkeit von Hypothek-
forderungen herrschen in den Partikularrechten verschiedene Systeme:
1. Nach einzelnen Rechten soll die Forderung auf den Cessionar
erst übergehen oder doch gegen Dritte und gegen den Schuldner erst
Wirksamkeit erlangen, wenn sie im Grundbuch umgeschrieben ist
(Sachsen: Ges. vom 6. November 1843, §. 84 und G.-B. §§. 438, 502;
früher: Neuvorpommersche Hypoth.-Ordn. von 1868, §. 8, und Nassau:
Ges. vom 15. Mai 1851, §. 26 bei Mascher a, a, O. S. 207).
2. Andere Gesetze (z. B. Hannov. Pfandgea. vom 14. December
1864, §. 50 j Oldenb. Ges. vom 3. April 1876, Art. 26) schliessen bei
Verpfändung chirographarischer Forderungen, jedoch unter Anwendung
dieser Grundsätze auch auf Cessionen von Hypotheken, die Zulissigkeit
der Uebertragung überhaupt aus, wenn die Forderung nicht durch eine
Schuldurkunde verbrieft ist,· und sie verlangen zur Entstehung des
Pfandrechts Ausstellung einer Verpfändungsurkunde und die Uebergabe
der Schuldurkunde an den Pfandgläubiger oder für denselben an einen
Dritten.
3.- Endlich lässt §. 730 der R.-C.-P.-O. die Pfändung einer Geld-
forderung mit der Benachrichtigung an den Drittschuldner und dem Ver-
bot, an den Schuldner zu zahlen , eintreten, während §. 731 die Frage,
inwieweit die Pfändung einer Forderung in das Hypothekenbuch ein-
zutragen, und wie eine solche Eintragung zu erwirken sei, der Landes-
gesetzgebung überlässt.
Diese drei Formen sind auch für die Begründung von Faustpfand-
. rechten an Forderungen' in §. 15 des Einführungsgesetzes zur Reichs-
konkursordnung als die allein zulässigen hingestellt, so zwar, dass die
Landesgesetzgebung nach §. 16 daselbst auch mehrere derselben oder
selbst weitere Erfordernisse festsetzen kann.
Die Umschreibung der abgetretenen Hypothek im Grundbuch ge-
währt nun allerdings dem Gläubiger mancherlei Vortheile: sie begründet
ohne Weiteres sein Klagrecht (§.. 43), ohne dass derselbe die Abtretung
der Forderung noch in anderer Weise darzuthun. brauchte, sie schneidet
Einreden aus der Person seines Rechturhebers ab (§. 44 a, E.), welche
ihm sonst entgegengesetzt werden könnten, sie bewirkt, dass bei Sub-
hastation des Grundstücks der eingetragene Inhaber der Forderung ohne
Weiteres vom Gerichte benachrichtigt und zur Wahrnehmung seiner
Rechte aufgefordert werden kann, während für den nicht eingetragenen
Gläubiger die demselben. zukommende Summe auf dessen Gefahr und
Kosten gerichtlich deponirt werden muss. Alle diese Gründe werden
einen vorsichtigen Gläubiger ohne Zweifel veranlassen, seine Umschrei-
bung im Grundbuch regelmässig zu bewirken: gleichwohl können sie
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eine gesetzliche Vorschrift, welche die U~schreibnng ~er Hypothek im
Grundbuch zur Zwangspßicht machte, DIcht rechtfertIgen. Aus dem
Prineip der Publicität des Grundbuchs an sich würde solche Zwang~­
pflicht nicht herzuleiten sein, denn jenes Princip fordert nur, dass die
Hypothek als solche, nicht dass deren jedesmaliger Inhaber aus de~
Grundbuch zu erkennen sei. Nur der Grundeigenthümer würde dabei
interessirt sein, jederzeit zu wissen, wem er zu zahlen oder zu kündigen
habe *).
Indessen kann er dies in allen Fällen leicht und zuversichtlich
erfahren; schon der nächste Zinstermin bringt ihm diese Kenntniss , und
dafür, dass er Kapitalzahlungen nur an denjenigen Gläubiger zu leisten
brauche, welcher sich ins Grundbuch hat eintragen lassen, ist durch die
Vorschrift des §. 63 gesorgt. Dagegen liegt es andererseits im Interesse
des Realkredits, dass die Abtretung von Hypotheken möglichst erleichtert
und begünstigt werde, damit der Hypothekgläubiger , welcher seines
Kapitals bedürftig ist, dasselbe auf einfache Weise im Wege der Abtre-
tung gegen einen Kaufpreis erhalten kann; der Uebergang der einzelnen
Hypothek von Hand zu Hand würd~ äusserst erschwert werden, wenn
der Erwerb derselben von der jedesmaligen Eintragung abhängig gemacht
werden sollte. Es ist daher der gegentheilige Grundsatz an die Spitze
gestellt; derselbe entspricht dem im hiesigen Lande geltenden Rechte
(vergl. Ztschr. XI, S. 125; xvm, S. 12 ff.; XXXII, S. 177 ff}und ist
auch für das Preuss. Gesetz adoptirt,
Wenn es sodann darauf ankam, zwischen einer der beiden anderen
in §. 15 des Einführungsgesetzes zur R-K.-O. aufgeführten Formen zu
wählen, so ist dabei das Verhältniss zwischen dem Cedenten und Cessionar
von dem zwischen Letzterem und dem Pfandschuldner zu unterscheiden.
a) Zwischen den ersteren Beiden soll die Hypothek als abgetreten
gelten mit Ausstellung einer· von dem Cedenten zu unterschreibenden.
Urkunde, welche den Namen des Cessionars enthalten und deren Unter-
schrift auf Verlangen des Letzteren gerichtlich oder notariell beglaubigt
oder sonst anerkannt sein muss, und mit Uebergabe des Hypotheken-
briefs und der damit verbundenen Schuldurkunde an den Cessionar.
Blanko - Abtretungen - wie sie nach dem Vorbilde des Meklen"
burgischen Rechts (v. Meibom, Meklenb. R-R., S. 239) durch das Preuss.
Grunderwerbsgesetz §. 55 für Grundschulden eingeführt sind - im
Verkehr mit eigentlichen Hypotheken zuzulassen, erschien nicht rathsam,
weil dadurch dem Eigenthümer des Grundstücks jede Kontrole darüber,
wer sein Gläubiger ist, entzogen, seine Lage als Schuldner mithin ohne
seine Schuld erschwert wird; und auch eine etwaige Beschränkung des
*) Aus diesem Grunde ist in Meklenburg bei Hypotheken an ritterschaft-
liehen Landgütern dem Cessionar unter Strafandrohung die Verpflichtung
auferlegt, innerhalb eines Jahres nach der Cession die Umschreibung unter
Vorlage der dazu nöthigen Urkunde bei der Hypothekenbehörde zu beantr..gen
(v. :Meibom, Meklenb. HJpoth.-R., S. 240).
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Rechts der Blanko-Cession auf den Eigenthümer, wie sie in der Regierungs-
vorlage zu dem cit. §. 55 vorgeschlagen war, konnte für das hiesige
Land nicht als Bedürfniss anerkannt werden.
In jener Abtretungserklärung und der Uebergabe beider Urkunden
an den Cessionar manifestirt sich der Wille des Cedenten, Jenen zum
Inhaber der Forderung zu machen; in dem Besitze beider Urkunden
Seitens des Cessionars wird dessen Herrschaft über die Forderung, also
das dingliche Recht, unmittelbar erkennbar. Wie das Pfandrecht an
beweglichen körperlichen Sachen fortan nur als Faustpfand Geltung
haben soll, weil nur durch den körperlichen Besitz der Sache das Pfand-
recht für jeden Dritten in die äussere Erscheinung tritt, so soll auch an
Forderungen (einfachen und hypothekarischen) in Zukunft kein Vertrags-
pfand -oit(hypotheca) , sondern nur ein faustpfandähnliches Verhältniss
bestehen. Hat daher der Cessionar den Besitz des Hypothekenbriefs
und der damit verbundenen Schuldurkunde erlangt, so gilt er als der
legitimirte Gläubiger, welcher jederzeit die Eintragung seiner Abtretung
im Grundbuch fordern kann.
Die formellen Voraussetzungen für die Umschreibung der cedirten
Hypothek im Grundbuch sind in .den §§. 35 sq. der Grundbuchordnung
geregelt. Dem Grundbuchamt muss neben der Abtretungsurkunde der
Hypothekenbrief im Original vorgelegt werden; ist derselbe abhanden
gekommen, so muss dessen Mortifikation der Umschreibung vorhergehen.
Ehe letztere vorgenommen wird, hat der Grundbuchrichter die Legiti-
mation Dessen, der als Erwerber der Hypothek eingetragen werden soll,
also auch die Handlungsfähigkeit des Cedenten, die Form der Cession,
nicht aber deren Veranlassung, vor Allem auch die Richtigkeit etwaiger
Zwischenabtretungen und sonstiger Uebergänge zu prüfen. Eine Mit-
wirkung des Cedenten bei Umschreibung der Hypothek ist nicht erforder-
lich; will derselbe solche Umschreibung verhindern, etwa weil er die
Rechtsbeständigkeit der Cessi~n anficht, so muss er im Wege des Arrestes
die Eintragung einer Dispositionsbeschränkung bewirken.
b) Soviel sodann das Verhältniss zu dem Grundeigenthümer, Pfand-
schuldner , anlangt, so muss diesem gegenüber die ordnungsmässige
Denunciation hinzugekommen sein, damit die Abtretung gegen ihn
wirksam werden kann. Erst von der Benachrichtigung an ist der Eigen-
thümer verpflichtet, die Zinsen mit Wirkung der Befreiung dem Cessionar
zn zahlen, erst die Denunciation bewirkt, dass der Cessionar dem Schuldner
kündigen kann und nicht mehr die Vorschützung von Eiureden aus der
Person des Cedenten, soweit sie überhaupt gegen den Cessionar zulässig
sind (§. (4), zu besorgen hat. Der Entwurf bestimmt, dass die Benach-
richtigung des Eigenthümers durch den Cessionar selbst erfolgen soll,
um damit die gemeinrechtliche Kontroverse (Windscheid, Pand. H,
§. 331, Note 9), ob eine in anderer Weise erlangte Kenntniss des Schuld-
ners von der geschehenen Abtretung der Forderung ausreichend sei,
abzuschneiden; er enthält zwar keine Vorschriften über die Art der
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Benachrichtigung und den Beweis derselben, doch werden insoweit die
Bestimmungen des §. 730 der R.-c.-P.-O. analogisch angewendet werden
können.
II. Theilabtretungen des eingetragenen Hypothekkapitals sind
ebenso zu behandeln, wie die Abtretungen selbst; der Cessionar empfängt
eine beglaubigte Abschrift des Hypothekenbriefes, während auf dem im
Besitz des Cedenten verbleibenden Original die Theilabtretung bemerkt
wird (Grundbuchordnung §. 39). Solche Theilabtretungen sind auch
dann anzunehmen; wenn mit dem Kapital nicht alle Zinsen cedirt werden,
die der Cedent zu fordern hat, sei es , dass derselbe die Zinsen nur von
einem bestimmten Tage an cedirte und sich die Rückstände reservirte,
oder dass derselbe einen niedrigeren Zinsfuss abtrat, als verschrieben ist.
Wäre freilich in letzterem Falle kein ausdrücklicher Vorbehalt ~m dem
Cedenten gemacht, und kein Zweiginstrument darüber ausgefertigt, so
würde in der Cession eine Herabsetzung des Zinsfusses zu erblicken sein
(Bahlmann, Komment. 3.Auft. S.391, 392). Ist bei der Theilabtretung
nicht bestimmt, dass der eine abgetretene Theil den Vorrang vor dem
anderen haben solle, so erhalten die Theilcessionare, beziehungsweise der
Cedent, welcher nur einen Theil der Hypothekforderung abtrat und den
anderen für sich behielt, gleiche Rechte und bei Unzulänglichkeit des
Pfandobjekts verhältnissmässige Befriedigung. Die Gleichheit der Rang-
ordnung braucht bei der Eintragung nicht besonders vermerkt zu werden;
dagegen ist die Festsetzung einer verschiedenen Rangordnung in den
Eintragungsvermerk besonders aufzunehmen (Turnau, Grundbuch-
ordnung S. 475).
III. Wenn der Gläubiger dieselbe Forderung mehrmals cedirt hat,
so würde an sich der ältere Cessionar dem jüngeren ohne Rücksicht auf
die Priorität der Denunciation vorgehen müssen 1). Nach dem im Entwurf
zur Anerkennung gekommenen Publicität,sprincip jedoch gebührt Dem-
jenigen der Vorrang, welcher sich im Besitz des Hypothekenbriefes und
der damit verbundenen Schuldurkunde befindet. (Ebenso nach einigen
l\leklenburgischen Hypothekenordnungen, s. v. Meibom, a. a, O.,S. 250.)
Ist dies der zweite Cessioriar, so steht dem ersten, wenn ihm etwa der
Hypothekenbrief entwendet ist, nur das Recht zu, die Herausgabe desselben
1) VerschiedeneRechtilehrer haben das Prioritätsverhiiltniss untef mehreren
Cessienaren davon abhängig gemacht, ob und wann der debitor cessus von der
stattgehabt~ll Cession durcll einen Cessiollar in Kenntniss gesetzt sei (Knon',
Arch. f. t:lv. Pr. Bd. 42, S. 312 ff.; Bd. 46, S. 74 ff.; Ztschr. f. R. VII,
S. 95; XI, 8. 77). Dagegen haben sich andere Autoritaten in Bezug auf
solche Fälle, wo. es sich nic?t um die Wirkung einer vom debitor cessu« an
emen der versc~tedenen Cessionare geleisteten Zahlung, sondern um den An-
spl'u~h der Cessionare selbst auf Zahlung handelt, für das Vorrecht des ersten
Cessionar» ausgesprochen und die frühere oder spätere Demmciation für
eillftus..~los erklärt (Windscheid, Pand, 11, §. 331, Note 10; Beuf f:
Arch. VI!I, 248; XIII. 246; XVII, 27; XXIV, 234; XXXI, 27; Ztschr.
f· R. XX VIII, S. 125, 126).
Von dem Recht der Hypothek. 121
mit der Vindikation zu fordern oder die nachträgliche Abtretung mittelst
Präjudicialklage anzufechten (Seuffert, Arch. XXVIII, 216), auch den
Hypothekschuldner durch Denunciation zu hinderu, dem zweiten zu
zahlen (Dern burg, Privatr. I, 4. Aufl., S. 761; Schultzenstein in
Johow's Jahrbb. Bd. 8, S. 351).
§. 56.
Die Vorschriften der §§. 53 bis 55 finden auch auf Verpfändung
von Hypotheken Anwendung,
Der Abtretung der Hypothek ist die Verpfändung derselben gleich-
gestellt. Diese Verpfändung enthält nicht die Bestellung einer Hypothek
am Grundstück, weil eine solche ohne Eintragung nicht möglich wäre,
sondern die Verpfändung des dem ursprünglichen Pfandgläubiger selbst
zustehenden Pfandrechts (Windscheid, Pand, I, §. 239, Note 14). Der
Gläubiger, welchem eine hypothekarische Forderung verpfändet ist, erhält
demnach diejenigen Rechte bezüglich der Einziehung der Fordernng
von dem Drittschuldner und des Verkaufs des Grundstücks, welche dem
verpfändenden Pfandgläubiger selbst zugestanden haben würden. Daher
rechtfertigt es sich, die Verpfändung der Hypothek ebenso zu behandeln,
~e' die Cession derselben; sie geschieht daher wie diese durch Vermerk
Im Hypothekenbrief und Uebergabe der Schuldurkunde, ohne dass es
auch hier zur Gültigkeit der Verpfändung der Eintragung im Grundbuch
bedürfte, obwohl eine solche nach dem Ermessen des Afterpfandgläubigers
natürlich beantragt werden kann, in welchem Falle die oben zu §. 55
entwickelten Grundsätze gelten I).
. I) Auch der an eingetragenen HypothekfMderungen begriind#te N~'essb~auch
2st Zur Eintragung im Grundbuche geeignet, mie solches wegen Gle2chhe2t des
Grundes aus der Bestimmung des §. 56 gefOlgert werden darf~ welche der
Verpfändung der durch eingetragene Grundstückshppot~k~n gemcllerten For-
derungen EintragungsfähigkC2't zuschreibt. Zwar 1st bei C2ngetragenffi Hypo-
thekforderungen der Niessbrauch ebensowohl als die Verpfändung und selbst
die Cession von dem damit bekarmtffi Schuldner auch ohne Eintragung zu
b~cksichtigen, allein das dem Schuldner zur Yermeidung lästiger Legitima-
honspriifungffi und erschwerter Löschungserwirkungen zustehende Becht,
Capitalzahlungen (nicht auch Zinszahlungffi) an Forderungsntltzniess,er I For-
derungspfandgläubiger und Forderungscessirmare bis zu deren E2ntragung
abzuleh1lffi (G.-E.- G. §.63), bestätigt,dochdie Nothwendigkeit, dass das f!ru".'.d.
blICh auch der Eintragung solcher Bechtsverllältnisse Baum lasse. DIe Ein-
tragung selbst hat in der zWC2'ten Spalte der dritten .Abtheiltlng des betr.
Grundbuchblatts zu erfOlgen (s. unten Instruct. Nr. 26 11. 20. .April 187~,
§.12, .Abs. 2); vgl. Be.~chluss O.-L.- G. Br. L S. '17. 4. Jan. 1889 i. S., die
Beschwerde des Schuhmachers Friedrich Hesse zU BefX!'T1l bar. (Z t sch r. f.
R. XXXVI, 8. 60 '.l.
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§..57 (pr. §. 56).
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In Ermangelung einer Vereinbarung der Betheiligten werden
die Kosten der Verpfändung einer Hypothek und deren Eintragung
von dem Verpfänder allein, die Kosten der Abtretung und deren
Eintragung von dem abtretenden Gläubiger und dem Erwerber zu
gleichen Theilen getragen; hat jedoch der befriedigte Gläubiger auf
Veranlassung des Eigenthümers die Hypothek ihm oder einem
Anderen abgetreten, so hat der Eigenthümer die Abtretungs- und
Eintragungskosten zu zahlen.
Die Bestimmungen dieses Paragraphen, welche dem Preussischen
Landrecht I, 20, §§.,517 bis 519 entlehnt sind, enthalten einen disposi-
tiven Rechtssatz , welcher nur Geltung hat, wenn die Parteien nicht
anderweite Feststellungen getroffen haben; sie gelten ohnehin nur für
das Verhältniss der Parteien zu einander, während sich das Grundbuch-
amt betreffs der Berichtigung der Kosten an den Extrahenten hält. Ob
die Abtretung der Hypothek auf Veranlassung des Eigenthümers geschehen
war, so dass dieser die betreffenden Kosten zu tragen hat, wird von dem
Abtretenden erwiesen werden müssen (Dern burg, Privatr. I, S. 761,
Note 20).
6. Von der Löschung der Hypotheken.
§. 58 (Pr. §. 57).
Das Hypothekenrecht wird nur durch Löschung im Grundbuch
aufgehoben.
Wie das Recht der Hypothek nur durch Eintragung im Grundbuch
entsteht (§. 26), so kann dasselbe nur durch Löschung im Grundbuch,
als den contrarius actus, aufgehoben werden. Dieser Satz, eine unmittel-
bare Konsequenz des Publicitätsprincips und zur Sicherung des Grund-
eigenthums nothwendig, enthält eine wesentliche Aenderung des gemeinen
Rechts, welches den accessorischen Charakter des Pfandrechts auch bei
der Frage nach der Beendigung desselben in den Vordergrund' gestellt,
wenngleich nicht konsequent durchgeführt hat (Windscheid, Pand. I,
§. 225, 2; §. 249, 1). Weder der Untergang der Forderung durch
ZahlungvNovation , Kompensation u. s. w., noch der ausdrückliche oder
stillschweigende Erlass des Pfandrechts, noch das Zusammentreffen von
Eigenthum und Pfandrecht in derselben Person sei es dass der Pfand-
gläubiger das Eigenthum (Konsolidation) ode~ der Eigenthümer das I
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Pfandrecht erwirbt (Konfusion), noch endlich die Verjährung der Pfand-
klage begründen die Aufhebung der Hypothek, sondern nur die Löschung
derselben im Grundbuch. Die Vereinigung von Eigenthum und Pfand-
recht in derselben Person ist jedoch ein Rechtsgrund für die Beantragung
der Löschung der Hypothek (§. 59, 3), und der Untergang der Forderung
durch Zahlung u. s. w. gewährt dem Eigenthümer gegen den befriedigten
Gläubiger, sowie dessen Erben und unmittelbaren Cessionar , falls Letz-
terer die Hypothek in Kenntniss der Befriedigung seines Cedenten oder
unentgeltlich erworben hat, sowohl eine Einrede (§. 44, Nr. 1 und 3),
als eine Klage auf Bewilligung der Löschung (§. 59, Nr. 2).
Die Wirkung der Löschung ist eine absolute. Auch dann, wenn sie
durch den Grundbuchrichter aus Versehen unter Nichtbeachtung der
gesetzlichen Vorschriften vorgenommen ist, kann sie mit ihren Folgen
nicht wieder rückgängig gemacht werden. Der Gläubiger hat nnr das
Recht, die Wiedereintragung seiner Hypothek zu fordern; aber der öffent-
liche Glaube des Grundbuchs macht das Bestehenbleiben der inzwischen
eingetragenen, bona fide vorgenommenen Verä~derungen nothwendig.
Waren daher nach der Löschung neue Hypotheken eingetragen, so muss
die restituirte Hypothek denselben nachgesetzt werden. Der Schaden,
welchen der Gläubiger dadurch erleidet, ist ihm von dem schuldigen
Beamten, eventuell vom Staate zu ersetzen (Grundbuchordnung §§. 3
und 53).
Neben der Löschung bestehen als selbstständige Tilgungsgründe
der Hypothek, deren besondere Erwähnung jedoch nicht erforderlich
schien:
1. Der Untergang des verpfändeten Grundstücks durch elementare
Ereignisse. Ist das auf einem Grundstück befindliche Gebäude durch
Feuersbrnnst vernichtet, so haftet die Hypothek an der area fort; die
aus der Landesbrandversicherungsanstalt für das abgebrannte Gebäude
z~ zahlenden Entschädigungsgelder werden von der Hypothek afficirt,
WIe das Gebäude selbst (s. oben zu §. 35, 11, 4);
2. der Fall der Beendigung einer unter einem Endtermin oder
unter einer Resolutivbedingung eingetragenen Hypothek, wenn die Zeit
abgelaufen oder die Resolutivbedingung eingetreten ist (vergl. Sachsen,
Gesetzbuch §. 451), wobei jedoch zur Bereinigung des Grundbuchs die
Anerkennun~ des Gläubigers in Betreff des Ablaufs der aus dem Grund-
buch ersichtlichen Zeit, beziehungsweise des Eintritts der Resolutiv-
bedingung gefordert werden muss;
3. die zwangsweise Aufhebung der Hypothek durch Expropriatiou
(Gesetz Nr. 78 vom 13. September 1867, §. 15). Bei einem Umtausch
der Grundstücke in Folge von Expropriation oder Gemeinheitstheilung
gehen kraft Gesetzes die Hypotheken des zwangsweise abgetretenen,
heziehungsweise des in die Theilnngsmasse gebrachten Grundstücks ohne
Weiteres auf das an die Stelle getretene Grundstück üher(Gesetlil Nr, 18
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vom 20. Juni 1843, §. 2, Gem.-Theil.-Ordn., §§. 174, 175,206); nur bei
Gemeinheitstheilungen werden die Hypothekgläubiger zuvor mit dem
Einwande gehört, dass die Entschädigung unzulänglich sei (G.-Th.-O.,
§. 44 sq., §. 201 sq.), Hat bei Gemeinheitstheilungen ein Theilungs-
interesaent verschiedene Grundstücke, von denen nur das eine oder andere
mit der Hypothek, oder jedes einzelne mit einer besonderen Hypothek
behaftet war, in die Theilungsmasse eingeworfen und dafür eine in einem
einheitlichen Komplex bestehende Gesammtvergütung erhalten, ohne dass
angegeben werden kann, welches Areal oder auch nur welche Quote an
die Stelle der einzelnen, das Sollhaben bildenden Grundstücke zu treten
habe, so ist diese Vertauschung für die Hypothekgläubiger, welche dadurch
ein bestimmtes Pfandobjekt verlieren und dagegen die Hypothek an einer
ungewissen Quote der Gesammtvergütung erlangen, nur in Folge speciellen
Anerkenntnisses rechtsverbindlich (Miniet.-Rescr. vom 7. August 1846
bei Bege, Repert. VI, S. 91 und das von H. Obergericht beschlossene,
aber nicht zur Absendung an die Kreisgerichte gelangte Circ.-Rescr. vom
22. Juni 1871, wodurch das von anderen Erwägungen ausgehende Rescr,
des vorm.Oberl.-Ger. vom 4. December 1843 bei Bege VI, S. 76 zurück-
genommen ist). Ueber das Preussische Verfahren vergI. Dernburg u.·
Hinr ieh s, Preuss, H.-R. I, S. 221, 222.
§. 59 (Pr. §. 58).
Die Löschung erfolgt auf Antrag des Eigenthümers oder auf
Ersuchen einer zuständigen Behörde.
Zur Begrüridung des Antrags des Eigenthümers gehört ent-
weder
1. die Vorlegung der von dem Gläubiger in einer mit beglau-
bigter Unterschrift versehenen Urkunde ertheilten Löschungs-
bewilligung, oder
2. die Vorlegung des den Gläubiger zur Löschungsbewilligung
verurtheilenden rechtskräftigen Erkenntnisses, oder
3. der Nachweis'der eingetretenen Vereinigung (Konfusion oder
Konsolidation), oder
4. die Vorlegung des rechtskräftigen Ausschlusserkenntnisses
nach erfolgtem Aufgebot einer eingetragenen, aber erlosche-
nen Hypothek.
Die Quittung des Gläubigers gilt, wenn nichts Anderes festgesetzt
ist, als Löschungsbewilligung. ',
Wie zur Eintragung der Hypothek, so ist auch zur Löschung der-
selben der formelle Rechtstitel in dem Antrag des Eigenthiimers oder in
dem Ersuchen einer zuständigen Behörde zu finden.
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Zu den Fällen, wo die Löschung auf Ersuchen der zuständigen
Behörde erfolgt, gehört z. B., wenn beim Zwangsverkaufe der Subhasta-
tionsrichter neben Eintragung des Eigenthums auf den Ersteher auch
die Löschung der in Folge der Adjudikation getilgten Hypotheken, oder
wenn die die Expropriation leitende Behörde die Umschreibung des
Grundstücks auf den Exproprianten und die Löschung der eingetragenen
Hypotheken beantragt (Gesetz Nr. 78 vom 13. September 1867 ,§. 15,
Abs. 1 u. Subhast.-Ordn. Nr. 37 v. 10. Juli 1879, §§. 70 ff.).
Der Antrag des Eigenthümers ist durch gewisse Voraussetzungen
bedingt, muss aber trotz des Vorhandenseins derselben ausdrücklich
gestellt werden, da der Eigenthümer es in seiner Hand hat, die Hypothek
zu seinen Gunsten zu erhalten (§. 65 sq.). Diese Voraussetzungen, welche,
weil sie von materieller Bedeutung sind, im Paragraphen näher erwähnt
und nicht, wie in Preussen, der Grundbuchordnung überwiesen werden,
sind folgende:
1. Die Löschungsbewilligung des Gläubigers und die Vorlegung
derselben in einer Urkunde mit beglaubigter Unterschrift, in welchem
Akte sich die Annahme des in der Löschungsbewilligung enthaltenen
Verzichts Seitens des Schuldners kundgiebt. Der Entwurf fordert nicht,
dass der einwilligende Gläubiger im Grundbuch als solcher eingetragen
sei; nur für Kapitalzahlungen ist dieses Erforderniss zur Sicherung des
Schuldners aufgestellt (§. 63); daher genügt auch der Konsens des Erben
oder Cessionars des eingetragenen Gläubigers, wofern nur dessen Legiti-
mation in der bei §. 55 angegebenen Weise erbracht wird.
Eine gehörige Quittung des Gläubigers hat im Zweifel dieselbe Be-
deutung wie eine Löschungsbewilligung: neben jener auch noch diese
zu fordern, würde häufig nur zu unnützen Kosten und Weiterungen
führen; der Entwurf hat daher, abweichend vom Preuss. Gesetz, den
allgemeinen Grundsatz ausgesprochen, dass, falls nichts Anderes festgesetzt
worden, in der Quittung des Gläubigers stillschweigend dessen Lösehangs-
bewilligung begriffen sein soll. Dass auch Quittungen ebenso wie
~öschungsbewilligungen nur der Beglaubigung der Unterschrift bedürfen",
1st, entsprechend dem bisherigen Recht (Circ. - Rescr. Oberger. vom
24. September 1870 in Ztschr. XVIII, S. ~3), im §. 8 der Grundbuch-
ordnung ansdrücklich bemerkt worden.
2. Fehlt die Einwilligung des eingetragenen Gläubigers oder seines
Rechtsnachfolgers, so kann dieselbe auch durch Vorlegung des den
Gläubiger zur Löschungsbewilligung verurlheilenden rechtskräftigen Er-
~enntnisses ersetzt werden. Die Klage auf Bewilligung der Löschung
1st nicht bloss eine persönliche gegen den Hypothekgläubiger , in dessen
Person der Erlöschungsgrund eingetreten ist, oder dessen Erben, sondern
auch eine dingliche mit negatorischem Charakter, namentlich dann, wenn
S~itens des persönlich nicht verpflichteten EigenthÜIDers geklagt wird.
Eine dingliche Klage (actio negatoria) wird auch von der Praxis zugelassen
,
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(Seuffert, Arch.IX, 138; XII, 247; XXVIII, 200 undHauser'sZtschr.
f. R. R. I, S. 169)*). . .
3. Die Vereinigung von Eigenthum und Hypothek bewirkt , WIe
bereits zu §. 58 erwähnt wurde, nicht wie nach gemeinem Recht ohne
Weiteres das Erlöschen des Pfandrechts, aber sie gewährt dem Eigen-
thümer das Recht, unter Führung des Nachweises der eingetretenen
Konfusion oder Konsolidation die Löschung zu bewirken.
Dasselbe ist der Fall,
4. wenn im Mortifikationsverfahren eine eingetragene, aber er-
loschene Hypothek für mortificirt erklärt ist. Die Voraussetzungen,
unter welchen dies geschieht, sind processualischer Natur (vergl. Braunschw.
C.-P.-O. §§. 275, 6. 276); der Antragsteller hat danach gehörig zu be-
scheinigen, dass ihm der gegenwärtige Inhaber des hypothekarischen
Rechts oder ein gesetzlicher Vertreter desselben unbekannt sei, und dass
seine Nachforschungen zur Ermittelung desselben ohne Erfolg geblieben,
er hat zugleich den Tilgungsgrund der Hypothek nachzuweisen 1).
Das zur Einleitung dieses Verfahrens zuständige Gericht ist nicht
das Grundbuchamt, sondern die gesetzlich zum Aufgebotsverfahren
befugte Behörde (vergi. z. B. Bege, Repert. VIII, S. 60 ff.). Die Hypothek
erlischt auch hier nicht mit dem Erlass des Ausschlusserkenntnisses,
sondern erst dann, wenn der Eigenthümer unter Vorlegung desselben die
Löschung beantragt.
Ueber das formelle Verfahren bei Löschuug der Hypothek oder
eines Theils derselben vergi. die Bestimmungen der G.-B.-O. §§. 50 sq.
*) Dass der Hypothekgläubiger bei erfolgter Befriedigung zur Quittungs-
ertheilung verpflichtet ist, gilt nach hiesiger Praxis als zweifellos (Erk. O.-Ger.
1. Sen. vom 11. Oktober 1870 bei Seuffert, Arch. X:XV, 18 und das oben
citirte Circ.-Rescr. in Z ts ehr. xvm, S. 13).
1) Nach §. 7. Nr. 6 des Ge«. Nr. 1:J vom 1. Apn1 1879 hat der Eigen-
thümer eines Grundstücks, welcher wegen Löschung einer für eine fällige
Forderung eingetragenen Hypothek, deren Berechtigter ihm nicht bekannt ist,
das Aujgebotsverfahren beantragen will, den Betrag der eingetragenen Forde-
rung nebst rückständigen Zinsen gerichtlich zu hinterlegen. Diese Vorschrift
gz7,t nicht nur für den Fall, wenn der Eigenthümer die betr. Forderung noch
nicht gezahlt hat und an der Zahlung nur deshalb verhindert ist, weil ihm die
Person des gegenwärtigen Gläubigers, welcher die Hypothek durch Abtretung
erworben, nicht bekannt geworden war, sondern auch für den Fall, wenn der
Eiqenthümer genügenden Grund zu der Annahme hat, dass die der Hypothek
unterliegende Forderung durch Zahlung, Novation, Kompensation etc. bereits
erloschen sei,lccgen Ungewissheit der Person des jeweiligen Hypothekgläubigers
aber die Löschung der Hypothek nicht erwirken kann. Eine Ausnahme von
der Vorschrift der fr. Deposition ist nach §. 7, Nr. 7 1. e. nur dann zugelas-
sen, wenn es sich um die LÖBChu1lg 'l1Qn eingetragenen Abfindungs- und Alten-
theils-Kapitalien, über welche keine Hypothekenbriefe ausgestellt werden, oder
Uln die Löschung einer vor dem 1. Okt. 1878, dem Tage der Einführung der
Grmldbuchgesetze, eingetragenen Hypothek handelt, deren Tl7gung bescheinigt
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§. 60 (Pr. §. 59).
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Vormerkungen werden gelöscht auf Ersuchen derjenigen Behörde,
auf deren Antrag dieselben im Grundbuch vermerkt worden, oder
auf Bewilligung Dessen, für den sie vermerkt worden sind, oder
unter Vermittelung des Processrichters 1).
Wie die Löschung der zur Erhaltung des Rechts der Auflassung
oder auf Eintragung des Eigenthumsüberganges oder eines dinglichen
Rechts eingetragenen Vormerkungen zu erfolgen habe, ist bereits bei
den §§. 10 und 24 hervorgehoben. Der gegenwärtige Paragraph will
zunächst die Löschung der zur Sicherung des Rechts auf Eintragung
einer Hypothek eingetragenen Vormerkungen (§. 30) regeln, hat aber
eine weitere Bedeutung, insofern er auch auf alle übrigen in 'diesem
Gesetz erwähnten Vormerkungen (§§. 11, Abs.3, 61) Bezug hat. Das
Preuss. Grunderwerbsgesetz §. 59 lässt die Löschung der Vormerkung
nur auf Bewilligung Dessen, für den sie vermerkt worden, oder auf Er-
suchen einer zuständigen Behörde geschehen, erwähnt jedoch nicht der
Vermittelung des Processrichters. Der Entwurf hat dieselbe jedoch im
Anschluss an die Bestimmungen der §§. 10 und 24 gleichfalls als Vor-
aussetzung für die Löschung der Vormerkung hervorheben müssen. Die
Art der Vermittelung des Processrichters, ob derselbe das Grundbuchamt
um Löschung der Vormerkung direkt zu ersuchen, oder ob der Antrag-
steller seinerseits auf Grund der Entscheidung des Processrichters die
Löschung zu beantragen habe, richtet sich nach der geltenden Procees-
ordnung. Zu den Fällen, in welchen die Vermittelung des Process-
richters stattzufinden hat, gehört es namentlich, wenn die Klage, auf deren
Veranlassung die Vormerkung eingetragen war, rechtskräftig abgewiesen
oder vom Kläger fallen gelassen ist. Abgesehen von dem Fall einer bei
Einleitung eines Processes eingetragenen Vormerkung steht alsdann, wenn
der Berechtigte, welcher die Eintragung der Vormerkung bewirkt hatte,
deren Löschungsbewilligllng verweigert, dem Eigenthümer, Wie bei
Löschung der Hypothek, eine persönliche oder dingliche Klage (actio
negatoria) auf Löschung zu, und der Processrichter hat letztere zu
beschliessen , wenn Derjenige, zu dessen Gnnsten die Vormerkung ein-
getragen worden, nicht entweder den Erwerb desjenigen Rechts, welches
mitte1st der Vormerkung gesichert werden sollte, oder wenigstens die
. 1) Auf Ersuchen einer zuständigen Behörde, e. B. des Subhostations-
nchters, gemachte Eintragungen zu Gunsten Dritter können auch auf der
Letzteren freiwillig ertheüte oder durch Processführung erzwungene Beuiilli-
!J.UfIfJ ~in gelöscht werden, fJorausgesetzt, dass bei der .Eintragung nicht ein
6jJentltches, sondern nur das Interesse des Berechtigten Wla8Sgebend war. Erk.
O.- L. - G. BI'. I. Sen. v. 22. Okt.188() i. S. Hot:e c. Pape Iregell Loschunq
(Ztschr. f. R. XXVIII, S. 34, 35). .
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Anwartschaft auf ein solches Recht nachzuweisen vermag (Dernburg,
Privatr. I, 4. Ausg., S. 506 u. 507).
§. 61 (Pr. §. 60).
Weigert der Gläubiger die Bewilligung der Löschung, so kann
der Eigenthümer bei dem Processrichter den Antrag begründen,
die Eintragung einer Vormerkung gegen weitere Verfügungen des
Gläubigers zu beschliessen.
Um sich im Fall der Anstellung der Klage auf Ertheilung der
Löschungsbewilligung (§. 59, Nr. 2) gegen weitere Verfügungen des
Gläubigers schützen zu können, hat der Eigenthümer das Recht, unter
Vermittelung des Processrichters die Eintragung einer Vormerkung im
Grundbuch zu bewirken. Unterlässt er die Eintragung, so muss er die
von Dritten redlich und nicht unentgeltlich erworbenen Rechte an der
Hypothek respectiren. Was der Kläger vorzutragen, wie er nden Antrag
zu begründen" hat, um bei dem Processrichter den Beschluss wegen
Eintragung einer Vormerkung zu erwirken, wurde bereits in den
allgemeinen Bemerkungen zu §. 10 (S. 31) hervorgehoben.
§. 62 (Pr. §. 61).
Die Kosten der Quittung und Löschung hat beim Mangel einer
Vereinbarung der Betheiligten der Schuldner, die besonderen Kosten
für den Nachweis der Berechtigung des Gläubigers der Letztere zu
tragen.
In neueren Gesetzgebungen (z. B. Sachsen G.-B. §§. 981, 984) ist
die Verpflichtung zur Tragung der Quittungskosten häufig dem Gläubiger
auferlegt. Richtiger trifft sie den Schuldner, welcher das ausschliessliche
Interesse an der Ausstellung der Quittung hat, ein Satz, welcher bei Be-
richtigung von Hypothekforderungen auch in der gemeinrechtlichen
Praxis (vergl. z. B. Seuffert, Arch. I, 330) angenommen ist. Dagegen
müssen die durch den, Gläubiger allein veranlassten Kosten des Nach-
weises seiner Legitimation billigerweise von diesem allein getragen
werden. Auch die Bestimmungen dieses Paragraphen kommen, wie im
Fall des §. 57, nur in Ermangelung anderweiter Vereinbarung der
Parteien zur Anwendung.
§. 63.
Kapitalzahlungen brauchen nur an den ursprünglichen, oder
den in Folge der Abtretung oder Verpfändung der Hypothek nach-
mals eingetragenen Gläubiger geleistet zu werden.
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Die Vorschrift dieses Paragraphen, welche dem Preuss, Recht fremd
ist, steht mit der Bestimmung der §§. 55 und 56, dass der Erwerb der
Hypothek durch Abtretung oder Verpfändung von deren Eintragung
unabhängig sei, in Zusammenhang und verdankt ihre Entstehung dem
Bestreben, den Grundeigenthümer im Fall der Zahlung vor lästigen
Prüfungen der Legitimation des Gläubigers sicherzustellen und zugleich
auf einfache Weise die Löschung oder Abtretung der Hypothek (§. 65)
zu bewirken, ähnlich wie nach Wechselrecht der Wechselschuldner nur
gegen Aushändigung des quittirten Wechsels zu zahlen verpflichtet ist
(D. W.-O., Art 39) 1).
§. 64 (Pr. §. 62).
An die Stelle einer gelöschten Hypothek darf eine andere nicht
eingetragen werden, vielmehr riicken die nachstehenden Hypo-
theken vor.
Dass an die Stelle einer gelöschten Hypothek die nachstehenden
Hypotheken vorrücken, also ihre Priorität verbessern, ist schon im R. R.
anerkannt (L. 15 §. 2 D. de pign. 20, 1. L. 9 §. 3 D. qui pot. 20, 4)
und entspricht noch mehr der durch das neuere Recht der Nachhypothek
eingeräumten Stellung (s. zu §. 47). Das Recht des Nachhypothekars ist
nicht etwa nur auf das gerichtet, was von dem Erlöse nach Befriedigung
des ersten Hypothekars noch übrig bleibt, sondern es umfasst gleich dem
des ersten Gläubigers die verpfändete Sache ihrem vollen Werthe nach
und kann, soweit das Verhältniss zu dem Eigenthümer des belasteteIl
Grundstücks in Betracht kommt, in diesem vollen Umfange geltend ge-
macht werden. Nur in seinen Wirkungen ist jenes Recht durch das des
vorhergehenden Gläubigers beschränkt, insofern der Nachhypothekar nach
vollzogenem Verkauf bei Theilung des Erlöses Ersterem zu weichen hat;
fällt aber diese Schranke hinweg, so folgt von selbst, dass auch der ganze
Kauferlös dem nachfolgenden Gläubiger zufallen muss.
Das in Meklenburg herrschende sogenannte Princip der festen
Priorität (v. Meibom a.a.O., S. 265), wonach die nachstehenden Hypothek-
gläubiger auch im Fall der Löschung der Hypothek eines vorhergehenden
Gläubigers nicht vorrücken, sondern dem Eigenthümer eine leere Stelle
(locus) und damit die Möglichkeit verbleibt, an Stelle der g~löschten
Hypothek später eine andere gleich grosse eintragen zu lassen, ist ~r
da~ Preuss. Recht abgelehnt, theils aus theoretischen Bedenken, theils
weIl es, wie die Preuss. Motive (Werner, Mat. II, S. 28) hervorheben,
an einem praktischen Bedürfnisse dazu fehlt, da der Eigenthümer es in
seiner Hand hat, sich die Disposition dadurch zu erhalten, dass er die
1) Vgl. Bäh-r in Jahrb. f. Dogm. 1,8.450,457,462; .Arch. f rrakt.
B.-W. N. F. xt, 8. 94; 8chmidt in Busch'sZtscltf'. j. Proc. I, S. 1.28.
BraWUlChweigi5che Grundbuchgesetze. 9
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Hypothek nicht löschen l~st. Diese Gründe müssen auch für den gegen-
wärtigen Entwurf als zutreffend anerkannt werden.
§. 65 (Pr. §. 63).
Wenn eine Hypothek von dem Eigenthümer bezahlt oder auf
andere Weise getilgt worden ist, so ist der bisherige Gläubiger nach
der Wahl des Eigenthiimers verpflichtet, entweder Löschuugsbewilli-
gung zu ertheilen, oder die Hypothek ohne Gewährleistung ab-
zutreten 1).
§. 66 (Pr. §. 64).
Der eingetragene Eigenthümer 1) ist berechtigt, auf Grund der
Löschungsbewilligungdie Hypothek auf seinen Namen umschreiben
zu lassen oder über sie zu verfügen.
§. 67 (Pr. §. 65).
Ein gleiches Recht hat der eingetragene Eigenthümer, welcher
die Hypothek von Todeswegen erworben hat, auf Grund des Testa-
ments, des Erbvertrages oder der Erbbescheinigung.
I) Nach früherem Preuss. Recht sourde bei dem Erwerb der Eigenthiimer.
hypothek unter Lebenden die förmliche Cession durch die Löschungsbew'iUi-
gung (oder Quittung) ersetzt. Insbesondere bestimmte die Deklaration vorn
3. Apn1 1824 (Gee.- S. S. 77), durch welche der Anhang §. 52 zum Allg.
Landr. I, 16, §.484 erliuüert sourde: "dass der Eigenthiimer eines Grundstücks,
welcher eine auf dasselbe hypotJtekarisch versicherte Geldsumme aus..ahlt und
die Forderung in dem Hypothekenbuche nicht hat löschen lassen, alle Rechte
eines Cessionars dieser Hypothek geniessen soll, ohne Unterschied, ob ihm
bei der Auszahlung eine förmliche Cession oder nur eine Quittung
er theiit worden ist, indem für diesen Fall die Quittung so ausgelegt wer-
den soll, als ob darin eine ausdrückliche Cessionenthalten wäre." Hierbei ist
es auch nacb. den §§. 63 und 64 ..des Preuss. Grunderwerbsgesetzes - über-
einstimmend die §§. 65 und 66 des hiesigen Gesetzes - geblieben. Eine Ver-
schiedenheit in den WÜ'kungen zwischen der ausdrücklichen und der in der
Löschungsbe'willigung enthaltenen stillschweigenden Cession kann nicht an-
genmmnen werden (Bahlmann, Komment. 3. Auft., S. 214 ff.). - Auch nach.
dem Sächsischen Gesetzbuch. §. 442 bedarf der Eigenthümer keiner Cessio»
zur Umsthreibung der HypotJlek auf seinen Namen; vgl. Paris, Lehre von
der Prioritäts-Abtretung nach dem Hypothekenrecht, 1883.
1) Das Gesetz spricht ausdrücklich von dem eingetragenen Eigenthümer.
Ist derselbe im Grundbuch noch nicht eingetragen, so kann er .nicht schon
dllrch Löschungsbewilligung, sondern nur durch Cession des Hypothekgläubigers
das Recht erlangen, über die Hypothek zuverfiigen oder sie auf seinen Namen
umschreiben zu lassen; Dernburg, Prioatr. I, S. 865, Anm. 6; Turnau,
GrundbucMrdn.S.527 undNachtrag S. 73; Ztschr. f R. XXXII, S. 184ff·
tUrth, O. - L. - G. BI'. I. S. e. 10. Okt. 1884 und R. - G. III. S. v. 17. März
1885 i. S. Heuper c. Ulrieb u. Faillard wegen Forderung).
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Hat derselbe die Hypothek als Vermächtnissnehmer erworben
so bedarf es zur Umschreibung der .Einwilligung des Erben ode;
seiner rechtskräftigen Verurtheilung zu derselben.
§. 68 (Pr. §. 66).
Erwirbt der Gläubiger das verpfändete Grundstück, so kann
er die Hypothek auf seinen Namen stehen lassen oder über sie
verfügen.
§. 69 (Pr. §. 67).
Die Vorschriften der §§. 65 bis 68 finden auf Kautionshypo-
theken keine Anwendung.
Die sogenannte Hypothek des Eigenthümers entsteht nach 'dem
Pr. Grunderwerbsgesetz entweder dadurch, dass der Eigenthümer des
Grundstücks auf seinen Namen Grundschulden eintragen und sich Grund-
schuldbriefe ausfertigen lässt (§. 27), oder dadurch, dass ein hypothe-
karischer Gläubiger das Eigenthum des ihm verhafteten Grundstücks
erwirbt (§. 66), oder endlich dadurch, dass dem Eigenthümer eine auf
seinem Grundstück haftende Hypothek cedirt (§. 64) oder von ihm als
Erben oder Vermächtnissnehmer erworben wird (§. 65).
Die unmittelbare Eintragung auf den eigenen Namen, wie sie auch
das Meklenburgische Recht zugelassen hat (v. Meibom a. a. 0., S. 261 ff.),
war bei der Hypothek mit accessorischem Charakter, welche nur im
Anschluss an ein gültiges Forderungsrecht begründet werden kann, nicht
möglich, da Niemand gegen sich selbst ein Forderungsrecht zu erwerben
vermag, daher in diesem Falle eine für die Entstehung des hypothe-
karischen Rechts nothwendige Voraussetzung fehlen würde 1). Es hat
deshalb auch das Preuss. Recht die unmittelbare Eintragung nur für die
Grundschuld, also für das durch Bestehen einer gültigen Forderung nicht
bedingte Summenversprechen, nicht aber für die Hypothek, zugelassen.
Dagegen ist für die beiden anderen hervorgehobenen Fälle die
Hypothek des Eigenthümers in Preussen durch eine schon aus dem
Anfang dieses Jahrhunderts datirende Rechtsbildung zur gesetzlichen
Anerkennung gelangt und auch in die Gesetzgebungen anderer Länder
1) Anderer Meinung v. Bar, über den selbstständigen Charakter der
Hypothek ete. im Arch, f. ei», Pr. Bd. 53, S. 362 bis 387, unter analoger
Anwendlmg der Grundsätze des R. R. 'Übtr Pfandbestellungm für zukünftige
Forderungen. Aber hierbei ist doch immM vorausgesetzt ein gültiger Vertrag
zwische-m dem Verpfänder und dem Pfandnehtner, dass das Pfandrecht en.t-
stehen soU. Zu Gunsten eines Gläubigers, der erst gefunden werden soll, l~t
dIe Begründung einer Hypothek nach R. R. nicht denkkr. Gegen die
tJ. Bllr'sche Auffassung: Buchka, die Hypothek des Eigenlhü'mers S. 56 ff,
9*
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eingeführt, z. B. Sachsen (G.-B. §§. 442 bis 444, vergl. Siegmann, das
K. Sächs. H.-R. §§. 36 und 37).
Ueber die juristische Konstruktion der Eigenthümerhypothek ist
viel gestritten *); sie widerspricht ohne Zweifel dem gemeinen Recht,
welches mit dem Untergang der Forderung durch Zahlung oder durch
Konfusion auch die Hypothek erlöschen lässt und den Grundsatz fest-
hält, dass dem Eigenthümer an seiner Sache nicht noch ein besonderes
dingliches Recht zustehen kann 2). Gleichwohl ist sie rechtlich möglich
vom Standpunkte des auch dem gegenwärtigen Entwurf zu Grunde
liegenden vollen Pnblieitätsprincips aus, wonach die Hypothek, wie sie
nur durch Eintragung begründet wird, so nur durch Löschung im Grund-
buch untergeht. Hiernach bleibt die Hypothek, trotz des Untergangs
der Obligation, an welche sie sich anschloss, bestehen, sie überdauert
dieselbe, obwohl deren Fortbestand das begriffliche Erforderniss für ihre
eigene Existenz war, und gestattet dadurch, indem sie materiell zur
Grundschuld wird, dem Eigenthümer weitere Dispositionen. Zwar fehlen
dem Eigenthümer, wie die Preuss. Motive (Werner, Mat. H, S. 27) her-
vorheben, "die wesentlichen Rechte des Hypothekgläubigers : er kann
nicht bloss keine Zinsen von sich selbst fordern, er kann auch nicht die
Zahlung des Kapitals durch den Antrag auf Subhastation gegen sich
erzwingen und etwa dadurch ein bequemes Mittel erlangen, sich von
den dann ausfallenden Hypotheken zu befreien. Die Hypothek ruht, so
lange sie sich in seinen Händen befindet, sie ist kein selbstständiges Ver-
mögensobjekt für ihn 3) und hat nur den negativen Werth, dass der
*) S. die Literaturnachweise bei Förster, Privatrecht 111, §.200, Note 18;
ausserdem Dernburg, Privatr. I, §§. 337, 338; Buchka, die Hypothek des
Eigenthümers, 1875, bes. S. 82 ff.; R. Goldschmidt, Systematik des Pfandr.
und der Hypoth, des Eigenthümers, 1877, bes. S. 28; Hartmann, Rechte an
eigener Sache, 8. 38 bis 60; von Roth im civ. Arch. Bd. 62, S. 97 ff., bes,
8. 113 bis H8 und im Byst. d. D. Privatr. 111, S. 683 ff.; Kuhlmann, die
Hypothek des Eigenthümers, 1881; G. Hartmann u. Sohne, Hypothek des
Eigenthfimers; Entw. des D. Bürg. Gesetzb. §. 835 und Motive dazu Bd. nr,
S. 20;{ ff., und über die Preussische Rechtsentwickelung und Praxis, K 0 c h ,
Allg. Landrecht. 4. Ausg. 11, S. 429 bis 437 (vgl. auch Z t s ehr. f. R. XX,
S. 179, 180).
2) Das R. R. hat jedoch diesen Grundsatz nicht bedingungslos durchgeführt.
Wenn mehrere Hypothekgläubiger vorhanden sind, und in der Person eines
wrgehenden Gläu~iger~ Eigenthum und Pfandrecht zusammentreffen, hat
dasse~be - falls mcht In dem das Zusammentreffen bewirkenden Vorgange ein
VI!ulcht ~uf das.Pfandrec~t zu finden ist - ein Pfandrecht an eigener Sache
nut negatIven WIrkungen Insofern anerkannt als Andere verhindert werdenk~nn~n, ~'c~ den v:ermQge~erlh der Pfand~ache anzueignen, während im
uebrl!!~ die sonstIge.Bethät,gung des Hypotkekenrechts 80 lange ruht, bis
da.~. Elgenthu:m oder die Forderung auf eine andere Person übergehen, 'Dergl.
WIndscheid, Pand. I, §. 248, 40 ibique eitt.
3) Hierdurch wird jedoch nicht aufgeklärt, wie es kommt dass doch die
Hypothek von dem Eigenthümer, oder in dessen Konkurse tI~ Konlt.-ursver-
walter (s. MotiveulIter 2) ,im Fall der Bubhastation des Grundstücks gdtenil
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Eigenthümer Kapital und Zinsen der Hypothek keinem Dritten schuldet.
Nur ein Recht hat er, und nur dieses verlangt das praktische Bedürfniss,
ihm zu geben; im Interesse seines Kredits muss ihm gestattet werden,
dieHypothek zu veräussern und sich dadurch Kapitel zu verschaffen, er
muss über dieselbe verfügen können. In dem Moment, wo er die ..
Hypothek veräussert und das Grundstück behält, wird er Hypothekschuld-
ner. Umgekehrt in dem Moment, wo er aufhört, Eigenthümer des
Grundstücks zu sein, und die Hypothek behält, wird er Hypotheken-
gläubiger" .
Der Entwurf hat die Hypothek des Eigenthümers im Interesse des
Realkredits anfgenommen, da dem Grundeigenthürner, welcher das be-
nöthigte Kapital schwer oder unter ungünstigen Bedingungen erhalten
würde, wenn er seinem Gläubiger nur eine spätere Hypothek offeriren
könnte, daran liegen muss, über eine zur besseren Stelle eingetragene
Hypothek bei passender Gelegenheit disponiren und damit eine freiere
Stellung gegenüber dem Geldmarkt gewinnen zu können.'
Im Einzelnen ist noch Folgendes zu bemerken:
1. Der Eigenthümer erlangt das Verfügungsrecht über die Hypothek,
a) wenn ihm dieselbe durch erbrechtliehen Erwerhstitel (§. 67) ange-
fallen ist,
b) wenn er dieselbe bezahlt oder auf andere Weise getilgt hat
(§. 65).
Ebenso entsteht eine Eigenthürnerhypothek, wenn der Gläu-
biger das Grundstück, auf welchem seine Hypothek eingetragen
ist, erwirbt (§. 68).
ad a) Denerbrechtlichen Erwerbstitel muss der Eigenthümel'
nachweisen, also die gerichtliche Erbbescheinigung oder Testament und
Erbvertrag in Gemässheit der durch §. 12 der Grundbuchordnung vor~
geschriebenen Formen dem Grundbuchamt überreichen. Hat er die
Hypothek durch Legat erworben, so muss der Erbe in die Umschreibun~
konsentiren oder durch rechtskräftiges Erkenntniss zur Konsenserthel-
lung verurtheilt werden (G,-B.~O. §. 44); ohne den Konsens oder das
diesen supplirende Erkenntniss würde der Erbe bei einseitiger Disposition
!Jet!!acht werden kann. Aus dieSiJ'T Befugniss f61gt offenbar, dass ~ie Eigetl-
t4U1llerhypothek nicht etwa nur die Tendenz in sich trägt, dell/.flachst nacll
Aufhebung der Identität zwischen Eigenth-ümer und Gläubiger eine .Hypot?ek
z~ werden, sondern dass sie von vornherein schon den Charakter ~ner_ wtrk-
hchenHypothek an sich trägt, dass aber ihre völlige Wirksamkett währ~d
d~ Dauer der Vereinigung von EigentWum und. Gläubigerschajt gehemm~ tst.~It der Abtretung .der Hypothtfk von dem Eigenthwmer auf ~. CeSSto'1ltlr~~rägt derselbe auf Letzteren die vo1leta Rechte des HypotW!Jlät!bigers, a~ch
dll!jefligen, welche während der DilIUeT .der Vereinig1lng ruhten. Die~ entsprach.t
zwar. nicht dena accessorisehen Charakter der HYPQtW, lIarmomrt aber mtt
der selbStständigen.SteUung, welche· ihr im Gesetze ~iesefI ist. (s, bes. das
Erachten des O.-A.-G. ZN BostoekfJ<mt 17. Juli 1ffl3 bei Joho'W, Jahrb. V,
s. 259); vgl. ferner En t s eb. R. _G. 11, Nr. 58, 76; Yll, Nr. 64.
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des Legatars mit dem interdictum quod legatorum klagbar werden
können.
ad b) Die "Tilgung auf andere Weise", welche der Zahlung gleich-
gestellt ist, umfasst Kompensation, Vergleich, Hingabe an Zahlungsstatt,
• Erlass und dergl. Voraussetzung ist dabei, dass der Eigenthümer selbst
gezahlt hatte j wäre die Zahlung durch einen Anderen, etwa durch den
von dem Eigenthümer verschiedenen persönlichen Schuldner erfolgt, so
würde der Eigenthümer auf Grund derselben die Umschreibung der
Hypothek nicht erlangen können, es sei denn, dass der Andere etwa als
Mandatar oder negotiorum gestor des Eigenthümers gezahlt hätte.
Gleichgültig ist übrigens, ob die Zahlung freiwillig oder im Wege der
Exekution erfolgt ist. Die Zahlung oder Tilgung muss der Eigenthümer
durch die Löschungsbewilligung (oder die derselben nach §. 59 gleich-
stehende Quittung) oder durch Cession auf sich nachweisen.
2. Durch den Erwerb der Hypothek erhält der Eigenthümer das
Recht, dieselbe zur Befriedigung seines Kreditbedürfnisses weiter' zu be-
geben oder sie auf seinen Namen umschreiben, beziehungsweise, wenn er
schon früher als Gläubiger eingetragen war, sie auf seinen Namen
stehen zu lassen (§. 66) 4). Auf dieses Recht, für dessen Ausübung die
Umschreibung der Hypothek im Grundbuch jedoch nicht Bedingung ist
(§. 55, Abs. 1), kann natürlich der Eigenthümer bei oder nach Tilgung
der Schuld verzichten, indem er z. B. durch ein einem nachstehenden
Hypothekgläubiger ertheiltes Versprechen sich verpflichtet, die Eintragung
einer neuen Hypothek anStelle der getilgten zu unterlassen. Ein
derartiges Versprechen wirkt an sich nur obligatorisch, kann aber als
eine Beschränkung des Eigenthümers in der Verfügung über das Grund-
stück mit Wirkung für nachstehende Hypothekgläubiger in das Grund-
buch eingetragen werden, wie solches in Meklenburg ausdrücklich bestimmt
ist (v. Me ibom a. a, 0., S. 266). Liegt ein solches Versprechen nicht
vor, ist vielmehr die Hypothek auf den Namen des Eigenthümers stehen
geblieben, so kann Letzterer dieselbe auch nach erfolgter Veräusserung
des Grundstücks und Eintragung eines andern Eigenthümers noch immer
anderweit abtreten (vergI. J ohow, Jahrb. V, S. 156; VI, S. 203). Im
Konkurse des Eigenthümers hat der Verwalter das Recht, bei Subhastation
des Grundstücks den auf den Gemeinschuldner entfallenden Betrag zu
liquidiren und zur Masse zu ziehen, wie die Hypothek auch Seitens eines
4) War 11:u'r ein Theil der Forderung bezahlt, so erlangt der Eigenthümer
über diesen The17 das Verfügungsrecht und es muss wenn er ihn an einen
neuen Cessionar abtritt, nach §. 39 d:r G.-B.-O. ein' Zweigdokument gebt7det
werden. Hat dann der Gläubiger bei der Qut'ttung oder Oession' keine beson-
dere Erklärung 'Über den Vorrang seiner Restforderung vor dem durch die
Zahlung auf den Schuldner übergegangenen Thet1 der Forderung gegeben, so
muss angenommen werden, das« zwischen der Restforderung und dem abgetre-
ten:" Thet7e gleiches Recht bestehe (Turnau, Grundbuchordn. S. 530; A. M.
Forster a. a. O. §. 200, Anm. 71).
Personalgläubigers unzweifelhaft zum Gegenstande der Zwangsvoll-
streckung gemacht werden kann (Förster, III, S. 487) ~).
3. Die Grundsätze über die Hypothek des Eigenthümers können
keine Anwendung finden auf Kautionshypotheken (§. 69), welche streng
accessorischen Charakters sind, da, wie bereits zu§. 32 hervorgehoben
wurde, zur Zeit ihrer Bestellung es noch völlig ungewiss ist, ob und zu
welchem Betrage sie demnächst Bestand haben werden. Der Eigen-
thümer kann daher nicht etwa in den Maximalbetrag einer solchen Hypo-
thek succediren, weil dieselbe möglicherweise jeden Inhalts entbehren
kann. Die Ausnahme fällt jedoch nach ihrem Grunde und Zwecke fort,
sobald die Kautionshypothek in eine definitive umgewandelt ist (F örster,
Grundbuchrecht S. 149; J ohow, Jahrb. III, S. 291; Turna u,Grund-
buchordn. S. 417 ff. A. M., jedoch aus unzureichenden Gründen, Bahl-
mann, Komment., 3. Aufl., S. 221).
4. Dass bei Korrealhypotheken, wenn die Hypothek auf dem einen
Grundstück gelöscht ist, der Eigenthümer nicht die Berechtigung hat,
über die auf dem andern Grundstück ruhende Hypothek zu verfügen
oder sie zu liquidiren, wurde bereits zu §. 46 hervorgehoben.
1
i
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5) Also mit der WÜ'kung, dass sie. dem Personalgläubiger nach s~iner
Wahl zur Einziehung oder an Zahlungsstatt zum Nennwerthe überwaesen
werden kann (R.- C.-P.-O. §. 736). Awc~ zur Verpfändung ist die Hypothek
ohne Zweifel geeignet.
Vierter Abschnitt.
Von dem Bergwerkseigenthum und den selbst-
ständigen Gerechtigkeiten.
§. 70 (Pr. §. 68).
Verliehene Bergwerke unterliegen den Vorschriften dieses
Gesetzes mit folgenden zusätzlichen Bestimmungen:
1. Das Bergwerkseigenthum wird durch die von der Berg-
behörde ertheilte Verleihung, bestätigte Konsolidation, Thei-
lung oder Vertauschung von Grubenfeldern und Feldestheilen
erworben.
Der Erwerber ist in diesen Fällen von Amtswegen zur
Eintragung seines Bergwerkseigenthums anzuhalten. Zu
diesem Zweck hat die Bergbehörde dem Grundbuchamt eine
beglaubigte Abschrift der Verleihungsurkunde oder die Aus-
fertigung des bestätigten Konsolidations -, Theilungs- oder
Tausch-Aktes zuzustellen.
2. In Betreff der Befugniss des eingetragenen Bergwerkseigen-
thümers, das verliehene Feld zu theilen, Feldestheile aus-
zutauschen oder auf dieselben zu verzichten, kommen die
Vorschriften des Berggesetzes vom 15. April 1867 zur An-
wendung.
3. Die Befugniss zur Anlage von Hülfsbauen, welcbe unter die
Vorschriften der §§. 62 ff. des Berggesetzes vom 15. April
1867 fallen, erlangt auch ohne Eintragung in das Grund-
buch durch Uebertragung des Besitzes die Eigenschaft
dinglicher Rechte. Dieselben erlöschen nicht durch die
Ertheilung des Zuschlags in Folge gerichtlicher Zwangs-
versteigerung.
J
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Das sogenannte Bergwerkseigenthum, ein auf einem privilegirten
Okkupationsrechte beruhender Komplex verschiedener Berechtigungen,
welche dem Zwecke bergmännischer Produktion dienen, ist zwar kein
Eigenthum an einer körperlichen Sache, nicht etwa an den unter der
Erde befindlichen Lagerstätten des Minerals oder an letzterem selbst,
aber es wird durch gesetzliche Fiktion dem Eigenthum an Grundstücken
gleichgestellt, Daher bestimmt das Berggesetz Nr.23 vom 15. April 1867
in §.54, dass auf das Bergwerkseigenthum hinsichtlich der Veräusserung,
der Verpfändung, des Arrestes und der Vollstreckung die für das Grund-
eigenthum geltenden allgemeinen gesetzlichen Vorschriften Anwendung
finden, in §. 55, dass jedes Bergwerkseigenthum auf Antrag des Eigen-
thümers sein Folium im Hypothekenbuche erhalten, und dass die all-
gemeinen gesetzlichen Bestimmungen über die Führung der Hypotheken-
bücher, den Konkurs und die Rangordnung der Gläubiger auch für das
Bergwerkseigenthnm massgebend sein sollen.
Daher mussten auch die Bestimmungen des gegenwärtigen Entwurfs
über den Eigenthumserwerb auf das Bergwerkseigenthum im Allgemeinen
zur Anwendung gebracht werden, soweit nicht aus der Natur desselben
einzelne Besonderheiten sich ergeben.
1. Die Verleihung des Bergwerkseigenthums Seitens der Bergbehörde
auf Grund gehöriger Muthung (Berggesetz, §§. 23, 35, 36), die Konsoli-
dation, d. i. die Vereinigung zweier oder mehrerer Bergwerke zu einem
neuen einheitlichen Ganzen auf Grund der Bestätigung der Bergbehörde
(§§. 43, 51), die reale Theilung des Feldes eines Bergwerkes in selbst-
ständige Felder, sowie der Austausch von Feldestheilen zwischen an-
grenzenden Bergwerken, Beides von der Bestätigung der Bergbehörde
abhängig (§. 53, Abs, 1), - sind Akte, durch welche nicht ein vorhan-
denes Bergwerkseigenthum übertragen, sondern ein neues geschaffen
wird. An sich würden daher für solche Fälle die Bestimmungen des
§. 6 des Entwurfs massgebend sein, und es würde der Erwerber nur im
Fall der weiteren Außassung und Belastung die Eintragung des Berg-
werkseigenthums zu bewerkstelligen haben. Der Entwurf hst ' jedoch
im völligen Anschluss an das Preussische Grunderwerbsgesetz die Ein-
~ragung zur Zwangspßicht gemacht, weil schon wegen der Bestimm~en
In §§. 50 und 53, Abs, 5 des Berggesetzes, wonach mit der Bestätigung
Seitens der Bergbehörde das Realrecht auf: den hinzugekommenen Feldes-
theil ohne Weiteres übergeht, die beständige Uebereinstimmung ~es
Grundbuchs mit dem durch die Verleihung ,Konsolidation u, s, w. em-
getretenen Rechtszustande nothwendig erscheint. Behuf Bewirkung der
Eintragung wird die Borebehörde - also die Herzogliche Kammer,
Direktion der Bergwerke (Berggesetz §. 190) - verpßichtet, Abschriften
der Verleilmngs _ beziehungsweise Bestätigungs· Urkunden dem Grund-'
buchamt zuzustellen.
Wegen des dabei anzuwendenden Verfahrens vergl. die §§. 28 und
29 der Grundbuchordnung.
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2. Durch die Nr. 2 wird die Anwendung des §. 38 des Entwurfs
in Betreff der realen Theilung des Feldes eines Bergwerks und des Aus-
tausches von Feldestheilen ausgeschlossen, vielmehr. behält es bei §. 53
des Berggesetzes sein Bewenden.
3. Nach den §§. 62 bis 65 des Berggesetzes ist der Bergwerks-
eigenthümer zu sogenannten Hülfsbauen, d. h. zu bergmännischen Anlagen
ausserhalb seines Feldes, z. B. Stollenanlagen , berechtigt, ohne dass es
dazu vorgängiger Expropriation bedürfte. Es liegt darin eine Be-
schränkung des fremden Bergwerkseigenthums, welche an sich, um gegen
Dritte Rechtswirkung zu erlangen, der Eintragung in das Grundbuch
bedürfte. Aus Gründen der Zweckmässigkeit ist jedoch hierbei von der
Eintragung abgesehen, und soll das durch den Hülfsbau begründete
dingliche Recht .bei gerichtlicher Zwangsversteigerung des Bergwerks-
eigenthums, an welchem dasselbe besteht, nicht erlöschen, sondern als
Last auf den Ersteher übergehen.
§. 71 (Pr. §. 69).
Wenn für selbstständige Gerechtigkeiten Grundbuchblätter
eingerichtet sind, so wird die Veräusserung und der Erwerb des
Eigenthums an ihnen, ihre Belastung und Verpfändung nach den
Vorschriften dieses Gesetzes beurtheilt.
Dasselbe gilt für das vererbliche und veräusserliche Nutzungs-
recht an einem fremden Grundstück und einem auf fremdem Grund
und Boden stehenden Gebäude 1).
1) Was die Frage anlangt, ob Üemeinheitstheilnahmereehte der Eintragung
in das Grundb-uch fähig beeur. bedürftig sind, so ist diese Frage nach rich-
tiger Ansicht zu verneinen. .Die ThC11nahme der Interessenten an den Nutzungen
der ungethC11ten Allmende bildet nicht etwa ein dingliches Recht, sondern
sie ist nur als eine auf dem GenossenschaftEtverbande beruhende, aus der
Gemeindemitgliedschaft abfiiessende und an den Besitz von sogen. Reihe-
stellen gefundene Berechtigung zu selbstständiger Ausübung des der Gesummt-
heit gebührenden Rechts anzusehen; vergl. darüber Bericht des O.-L.-G. BI'.
1'.12. Nov. 1880 (Zeitsehr. f. R. XXVIII, 8.1 ff.); Beschluss O.-L.-G.Br.
L S.v. 22. Nm'. 1880 (l·bid. 8. 7 ff.); Detmold in Bödikel"s Magazin f. il,
D. Recht der GegenuJart III, S. 65 bis 85; F uhr man n, ibid. 111, S. 219 ff.,
EH. O.-L.- G. Br. IL S. v. 16. Dec.1884 i. S. Schweinhagen c. Müller (Zeit-
sehr. f, R. XXXIII, S. 88 jf.). Abweichend: Münchmeyer in Bödiker's
Magazin 11, S. 1 ff· (s. dazu die abweisende Kritik in der Krit. Vierte1jaMs-
sehr. XXVI, S. 154); Baring, ibid.III, 8. 344 ff.; Lüderssen in Zeit-
sehr. r: R. XXXIII, S. 97 ff. Ueber die l'orerwähnte Frage vergI. im
Allqemeinen. den gutachtlichen Bericht des O.- L. - G. Br. v. 15. Jan. 1886
IB~l1agehe!t ~u Zeitsehr. f. R. s« XXXIII, S. 5 ff.) und Reinbeck,
.[,eber die Natu» der The11nahmerechte der RC1l1eberechtigten an Interessent-
sckaftsforsten" (ibid. 8. 129 jf.).
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1. Realgerechtigkeiten (Grundgerechtsame) , welche nicht mit
Grundstücken verbunden sind, sondern selbstständig für sich bestehen,
sind von jeher als geeignet erachtet, einen selbstständigen Gegenstand
der Verpfändung zu bilden. Sie haben daher besondere Folien im
Hypothekenbuche erhalten und sind auch durch das Gesetz Nr. 22 vom
19. März 1850 (§§. 1, 3, 6, 7, 11, 17 bis 19) den Grundstücken gleich.
behandelt. Es gehören dahin theils solche dingliche Rechte, welche nicht
Zubehörungen eines Grundstücks sind, und deren Ausübung nicht von
dem Besitze eines Grundstücks abhängt, welche aber zugleich die Eigen-
schaft haben, dass sie mit dem Tode des Berechtigten nicht erlöschen,
sondern als selbstständige Rechte veräussert und vorpfändet werden
können, z, B. Zehnt - Schäfereigerechtigkeiten (B e g e, Rep. VI, S. 53),
theils Realgerechtsame, wie Badstubengerechtigkeiten (Bege, VIII, S. 53;
Zeitsehr. I, S. 47), Apotheken-, Schmiede-, Krug-, Abdeckerei-Rechte
und dergleichen. Soweit diese Rechte noch bestehen, und soweit für sie
selbstständige Grundbuchblätter angelegt sind, sollen die Grundsätze des
Entwurfs über Eigenthumserwerb und über Belastung von Grundstücken
auf sie Anwendung finden. Die zuerst erwähnten Realrechte werden
meistens abgelöst sein, die Begründung neuer Realgewerbeberechtigungen
war schon durch das Gewerbegesetz Nr. 40 vom 3. August 1864, §. 49
erschwert und ist durch §. 10, Abs. 2 der Reichsgewerbeordnung vom
1. Juli .1883 untersagt. Sollen für einzelne dieser Realgewerberechte,
z. B. Apotheken-Gerechtsame, neue Folien angelegt werden, so würde
dies trotz der anscheinend entgegenstehenden Fassung des Eutwurfs nicht
unzulässig sein (vergl. Dernburg, Privatr. I, 4. Ausg., S. 477, Note 14).
2. Der zweite Abschnitt bezieht sich auf Emphyteuse, Erbenzins-
und Meierrechte, soweit dieselben im hiesigen Lande noch existiren, und
Superfieies, welche dem Eigenthum an Grundstücken in Bezug auf den
Erwerb und die dingliche Belastung gleichgestellt sind. Die Bestimmung,
welche auch in das Oldenburgische Grunderwerbsgesetz §. 1, Ahs. 2 auf-
genommen ist, erscheint unbedenklich und dem gemeinen Recht, wie der
bisherigen Praxis, nach welcher für die Superfieies schon immer ein
besonderes Folium angelegt ist (vergl. z. B. Bege, Repert. IX, S. 146,
150), entsprechend. Das Preuss, Landr. I, 22, §. 243 fasste das super-
ficiarische Recht als Grundgerechtigkeit auf; ob dasselbe durch die
Bestimmung des Preussischen Ablösungsgesetzes vom 2. März 1850, §. 2,
Nr. 2 in volles Eigenthum verwandelt und also jetzt gegenstandslos
geworden, oder ob für dasselbe eintretenden Falls ein besonderes Grund-
buchblatt anzulegen sei, ist streitig (vetgl. Dernburg und Hinrichs




In allen Fällen, wo die Einwilligung in die Vornahme von
Auflassungen, Eintragungen, Umschreibungen oder Löschungen im
Grundbuch durch ein rechtskräftiges Erkenntniss ersetzt wird" ist
ein Zeugniss über die Rechtskraft dieses Erkenntnisses beizubringen-
Die Eintragung oder Lösehang von Vormerkungen oder sonstigen
arrestatorischen Verfügungen kann auch auf Grund eines für vor-
läufig vollstreckbar erklärten Erkenntnisses erfolgen.
Nach §. 779 der R.-C.-P.-O. gilt, wenn der Schuldner zur Abgabe
einer Willenserklärung verurlheilt ist, die Erklärung als abgegeben,
sobald das Urtheil die Rechtskraft erlangt hat; es wird danach von dem
Zwange zur Abgabe einer Willenserklä.rung gänzlich abgesehen, vielmehr
tritt das rechtskräftige Urtheil selbst an Stelle der Erklärung. Daher
bedurfte es in den Fällen, wo nach dem Entwurf die Einwilligung des
Berechtigten zur AuHassung des Eigenthums, zur Eintragung oder
Lösehung dinglicher Rechte, zur Eintragung, Umschreibung oder
Löschung von Hypotheken durch rechtskräftiges Erkenntniss ersetzt
wird (§§. 4, 21, 23, 27, Nr. 3, 54, 59, Nr, 2), nicht einer Vollstreckbar-
keitserklärung des Erkenntnisses .(R.-C.-P.-O. §. 662), sondern nur de~
Beibringnng eines Zeugnisses über die Rechtskraft desselben (ibid. § 646).
Bei dieser Vorschrift wird es aus Zweckmässigkeitsgründen auehscholl:
vor dem Inkrafttreten der R.-C.-P.-O. bewenden dürfen' durch die alle-
girten Bestimmungen des Entwurfs; wonach der Grundbuchrichter überall
zur sofortigen Eintragung n, s, w. auf Grund des rechtekräftigen Er-
kenntnisses ermächtigt wird, ist jede weitere Vollstreekungshandlung
(etwa unter Anwendung des §. 382 der Brschw. C.-P.-O.) von selbst aUS-
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geschlossen, mithin auch keine Vollstreckbarkeitserklärung erforderlich
(Zeitschr. IV, S. 33; XIV, S. 48) 1).
Handelt es sich um Eintragung von Vormerkungen und arrestato-
riechen Verfügungen (§§. 10, 11, Abs. 3, 24, 30, 61), also um eine Ein-
tragung, welche Jeden erkennen lässt , dass sie nur eine vorläufige ist,
und dass auf Grund derselben ein sicheres Recht nicht erworben wird, so
genügt in Gemässheit des §. 658 der R.-C.-P.-O. auch die Beibringung
eines für vorläufig vollstreckbar erklärten Erkenntnisses.
§. 73 (Pr. §. 70).
Die Thatsachen, welche den bei dem Processrichter gestellten
Antrag auf Eintragung einer Vormerkung begründen sollen, sind
demselben glaubhaft zu machen 1).
1) Der §. 833 des Entw. des D. Bürg. Gesetzb. bestimmt: "Die Ein-
tragungsbewl?ligung, sowie deren Annahme werden durch ein Urthet? nach
Massgabe des §. 779, Abs. 1 der C.-P.- O. ersetzt. - Ist das Urthel?, durch
welches zur Bewilligung der Eintragung verurthel1t ist, nur vorläufig voll-
streckbar, so kann die Rechtsänderung nur als abhängig von der Bedingung
der Rechtskraft des Urtheiles eingetragen werden. Kann die Rechtsänderung
von einer Bedingung nicht abhängig -gemacht -werden, so findet die Eintragung
eines Veräusserungsverbotes statt. - Die im zweiten Absatze -bezeichneten
Eintragungen erfolgen im Wege der Zwangsvollstreckung".- Vergi. dazu Motive
s« III, S. 196 jf.
1) Nach den Ausführungen in den Motiven zu §. 10 unter 11 sind Vor-
merkungen entweder konsentirte oder solche, welche von einer zuständigm Be-
hiYrde nachgesucht oder von dem Processrichter verfügt werden. Ueber die
konsentirten Vormerkungen hat der Grundbuchrichter zu entscheiden, über dieV.oraussetzungen, welche das Ersuchen einer zuständigm Behörde bestimmen,
diese selbstzu befinden; dagegen fehlte es allerdings an einer Vorsthrift darüber,
w.elche Requisite nothwendig seien, damit der Procesmchter. d.ie Eintr~gun.g
einer Vormerkung vermitteln könne, und war in dieser HlnslI:ht bereits In
den Motiven a. a. O. angedeutet, dass insnweit die BestimmtIngtm !!'ber Arre~t
und .provisorische Verfügungen ar/alogisch angewendet werd~ mussten. -D,le
J~zkommission hat jedoch die Beifügung einer ausdrücklichen V ors~hri.ft
!Uf' wünschenswerth erachtet und diesem Wunsche verdankt der gegenwartlge
p'aragraph seine Entstehung: Derselbe weicht, abgesehen von einer unwes.ent-
lichen Redaktionsveränderung, von dem Preuss. §. 70 insofern ab, als dl~er
gerad~zu. die Vorschrift enthält, dass "der Procesmchter auf den Antrag etne:;
Partei die Eintragung einer Vormerkung bei dem Gf'Und~uc~mt ~c"z~hen
~e, während das hiesige Gesetz eine derartige Vorschrift InBerucksitihtfgung
Ihf'~s unmittelbaren Zusammenhanges mit dem geltenden PrOcessf'echte ver-
metdet (s. Motive zu §. 60), zumal nach Massgabe der §§. 80~ und 8!5 der
R.• C.· P.-O. auch bei Arrest tlnd einstweiligen Verfügungen dIe Ausführung
d~m Impetranten obliegt. Was die I/rage anbetrifft, ob bei Gf'Undbuc~chm
e~ne unmittelbare Requisition Seitens des detl Arrest oder die einstwel71ge Ver-
fugung anordnenden Proceeericbter« an das Grundbuchamt zu erfolgen habe,
~o hat der §.811 R.-C.-P.-O. die Entscheidung darüber den Landesgesetzen
.herlassen, und bestimmt demgetnä.."S der§. 4 des Ges. Nr. 12 v. ~. Apn7 1879,
da~ der Arrest auf ein Grundstück eine Verfügungsbeschrankung des
Elg~th-ürllers (kein Vorzugsrecht) bewirke und, um Rechtswirkung gegen d~'tte
redl,che Erwerber zu erlangen, in das Grundbuch eingetragen werden musse,
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§.74.
Verträge in Beziehung auf Eigenthum oder dingliche Rechte
an Grundstücken oder selbstständigen Gerechtigkeiten bedürfen,
um einen rechtsgültigen persönlichen Anspruch im Wege der
Klage oder Einrede zu erzeugen, nach wie vor 1) der Verlautbarung
vor Gericht oder vor Notar und Zeugen 2).
dass aber diese Eintragung auf Antrag des Glaubiqer« zu erfolqer: habe,
welcher den Arrestbeschlusserwirkt hat, und zwar unter Vorlegung des letzteren,
während es der Nachweisung der vorgängigen Zustellung an den Schuldner
nicht bedia]« (vergl. auch §. 10 der Instr. NI'. 20 v. 26. April 1878; Man s -
fe 1a, Ausführungsgesetze S. 127, 128).
In sachlicherHinsicht ist noch zu bemerken, dass die "GlUl~bhaftmachung"
der den Antrag auf Eintragung oder Löschung der Vormerkung begründenden
Thaisachen bei dem Processrichter mit der gemeinrechtlichen "Bescheinigung"
identisch ist, und dass, soviel das System der R.-C.-P.- O. betrifft, der §. 266
derselben, welcher zum Zwecke der Gletubhaftmachlmg neben allen übrigen Be-
weismitteln mit Ausnahme der Eideszuschiebung die ZUlassung des Antrag-
stellers zur eidlichen Versicherung der Wahrheit gestattet, auch hie-r Platz
greifen muss. Vgl. übrigens oben S. 33, Amn, 4 und bezüglich des elaselbst
erwähnten Beschlusses des O,-L.- G. BI'. v. 22. Febr. 1883: Ztschr. f. R.
XXXVI, S. 81 ff.
1) Aus dm Worten "nach wie vm'" folgt, dass die Fassung des §.74:
"Verträge in Beziehung auf Eigenthum oder dingliche Rechte" einen
sachlichen Unterschied gegen die Fassung des früheren Ges. NI'. 22. v. 19. März
1850, §. 1: "Verträge über dingliche Rechte" nicht hat herbeiführen
toollen (s. dagegen ZeitschI'. f. R. XXX, S.173). Es kann daher der §.74
nur auf Verträge Anwendung leiden, welche unmittelbar die Veräusserung
von Grundstücken oder die Bestellung dinglicher Rechte an Grundstücken zum
Gegenstand haben, mithin auf Vorkaufsverträge sich nicht beziehen, daher
für den Abschluss eines ein Vorkaufsrecht einräumenden Vertrages die -/l(W-
geschriebene Vertragsform nicht erforderlich ist. Entsch. R.- G. XVI,
S. 155 ff. (abweichend von der Entsch. des O.-L.-G. BI'. 1. S. in Zeitschf'.
f. R. XXXIII, S. 188 ff.).
Ebenso bediufen die auf Grund des §. 35 der Bauordnung NI'. 60 vom
15. Juni 1876 geschlossenen Verträge keiner Verlautbarung vor Gericht oder
vo~ Notar und Zeugen. Die durch die §§,34 u. 35 der Bauordn, geschaffenen
Elgenthumsbeschränkungen sind rein öffentlich rechtlicher Natur (s, oben §.14,
Anm. 1). Das Gesetz gestattet den Nachbaren, sich darüber zu verständigen,
wie von ihnen zusammen dem Anspruche auf Innehaltung des vorgeschriebenen
Abstandes, uionacli bei nicht feuersicheren Aussenmauern die Nachbargebäude ,
unter allen Un/"ständen 2,3 Meter V01l einander entfernt bleiben müssen, genügte
werde? soll. 1st dieseDisposition getroffen, so bindet sie direkt gegenüber dem
Gemeinwesen; denn die Nachbaren haben, wie es ihnen gesetzlich frei stand,
et~e beso'!dere Gestaltung des öffentlich rechtlichen Anspruchs herbeigeführt,
m/lssen diesen daher auch so, wie sie ihn auf Grund des Gesetzes gestaltet
haben, erfüllen, während es sich dabei um einen Vertrag in Beziehung auf
Eigenthwn oder dingliche Rechte an Grundstücken überan nicht handelt. Es
genügt-n:ithin, das.s die betr. Verwaltungsbehiwde von der getroffenen Verei.'"
baTUng in Kenntnis» gesetzt wt·rd.
~) Der fa,rmlos geschlossene Vertmg istrechtsunwirksam, und diese Rechlil-
unWlrksamkezt erstreckt sich nicht bloss auf denjenigen. Vertragsinhalt,
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Dasselbe gilt bei Abtretung oder Verpfändung der im zweiten
Abschnitt erwähnten dinglichen Rechte, soweit solche zulässig ist.
Vertragsstrafen , welche die Erfüllung der im ersten Absatz
erwähnten, ohne die erforderliche Verlautbarung geschlossenen
Verträge erzwingen SOllen, sind ungültig.
, Es sind jedoch Auflassungen und Eintragungen von dinglichen
Rechten oder sonstigen Leistungen und Gegeuleistungen nicht
lediglich schon wegen Mangels eines zu Grunde liegenden gericht-
lichen oder notariellen Vertrags nichtig, oder anfechtbar 3).
Die Vorschriften der Ablösungs- und Gemeinheitstheilungs-
ordnung bleiben unverändert bestehen 4).
dieBestellung, Aufhebung oder Abiinderusu; eines dinglichen Rechts an Grund-
stücken zum Gegenstande hat, sondern auch auf alle dall~it in unll~ittelbarem
Zusammenhang stehende Abmachungen (s, die PräJudize unter den Nummern
1 bis 10 in Zeitsehr. f. R. XXX, S. 168 bis 178). Es tritt also in der-
artigen Fällen nicht ein Verhöltniss der sog. negotia daudicantia ein, so dass
nur Derjenige, welcher die Bestellung des dinglichen Rechts zugesagt, zur Er-
füllung seines Versprechens nicht verpflichtet wäre, vielmeh-r kann die Gegen-
leistung des anderen Theils weder im Wege der Klage noch der Einrede
erzwungen werden (Zeitsehr. f. R. X, 8. 54; XXV, S. 96, Erk. O.-L.-G.
Br. L S. v. 4, Okt. 1880 i. 8. Busch c. Hollandt}. Ebenso kann die auf
Grund eines formlos abgeschlossenen Kaufkontrakts über ein Grundstück etwa
gemachte Anzahlung auf den Kaufpreis von dem Käufer zurückgefordert
Werden (Zeitsehr. f. R. XXXII, S. 1~3).
3) Der Absatz 4 des §. 74 ist durch. das "behuf authentischer Auslegung
des Gesetzes NI'. 10 vom 8. März 1878 über den Eigenthumserwerb etc:" er-
lossene Gesetz N,'. 57 vom 5. Decbr. 1888 veranlasst; vergI. darüber die Ver-
handlungen des 19. ordentl. Landtags des Herzogthums, Sitzungsberichte 7, 17
u~ 28 und die Anlagen 63 'und 81; s. auch oben G.-E.-G. §. ~, Anm. s.
Dlebetr. Novelle verdankt ihre Entstekung der Encägung. dass 1m Interesse
der Rechtssicherheit die Beseitigung der hinsichtlich der Auslegung des §._ 74
entstandenen Zweifel dringend geboten erschien. Auch der Ent~. ~. Burg.
Gesetzb. f. d. Dt'1ttsche Reich schreibt in §. 351, Abs. 2 ausdruckllch vor:
«Der ohne Beobachtung der gerichtlichen oder notariellen Form gescklossene
Vertrag erlangt durch .die Auj/as$Ung und die Eintragung des Eruierbers 11'1
d?s Grundbuch nach seinem ganzen Inhalte Gültigkeit",l~nd wurde ~r Erlass
elner entsprechenden Gesetzesbestimmung nebst authentlscher AllSlegung des
§. 74 allseitl'g als zweckmässig anerkannt.
4) Nach §. 105 der Ablös. -Ordn. werden die AblölrUngsgeschäfte, nach
§. 170 der G.-Th.-O. die Auseinandersetzungsverlräge bei Gemeinkeitsthe17ungen
für die kontrahirenden Theile erst klagbar mit der Bestätigung des ~etreffent!,en
GeSChäfts durch die Landeeokonomiekommisson, beziehungsweise mit der Ein-
tr.agung der Ablösungel~ in das Grundbuch. Andererseits.s~ die in Ab-
I08Ungs- und Gemeinheitsthez7ungssachen vor der Lokalko-mmtsSlOl'l allfgenomme-
lltn Vert1'iige nach §. 23 des Orgal'!lßationsgesetzes v. 20. Dec~r. 1834 (G.-8.
de 1835 Nr. 2) öffentlichen Glauben haben, so zwar, dass. kelne Partei von
solchem Zur Konfirmation vorgetragenen Vertrllge ab~ken darf. ~nd letzterer
nur, wenn die Landesökonomz'ekommission die Bestätigung verwetgert, unver-
bindlich wird. An diesen Bestimmungen i.<di dwrch §.. 1 des Ges. N~. 22 t~OI/l
19. März 1850 Nichts geändert, vielmehr sind sie durch §. 12 tliese« Ges,
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1. Der Entwurf hat die Vorschrift des §. 1 des Gesetzes Nr, 22
vom 19. März 1850 in Betreff der gerichtlichen oder notariellen Verlaut-
barung aller aufEigenthum oder dingliche Rechte an Grundstücken oder
selbstständigen Gerechtigkeiten bezüglichen Verträge beibehalten, weil
dieselbe während der langen Zeit ihres Bestehens segensreich gewirkt
hat. Zwar der Vertrag selbst hat die Bedeutung, welche ihm jenes
Gesetz beilegte, nach dem gegenwärtigen Entwurf verloren, er ist nicht
mehr der Titel für die Eintragung von Eigenthum, dinglichen Rechten
oder Hypotheken, vielmehr ist dies, wie oben nachgewiesen wurde, die
Auflassung und der Antrag des Eigenthümers; der Vertrag ist nur noch
die Grundlage für das obligatorische Moment des Erwerbes, auf Grund
desselben kann nicht mehr die Eintragung von Eigenthumserwerb, von
Erwerb dinglicher Rechte oder Hypotheken gefordert, aber es kann aus
ihm auf Vornahme der Auflassung, auf Stellung des Antrages behuf Ein-
tragung jener Rechte geklagt, es kann die Auflassung und die Eintragung
selbst mitte1st der Klage aus dem Rechtsgeschäft angefochten werden.
Insofern ist der Vertrag auch nach der Theorie des Entwurfs noch
immer von grosser Wichtigkeit, es handelt sich darum, die vertrags-
mässigen Ansprüche Desjenigen zu sichern, welcher das Eigenthum auf-
gelassen oder den Antrag auf Eintragung des dinglichen Rechts oder
der Hypothek gestellt, mithin seinerseits erfüllt hat und nun die Gegen-
leistung fordern darf. Zu diesem Zweck ist es auch ferner noch immer
nothwendig, "dass der Vertrag die Absichten der Kontrahenten deutlich
ausspricht, den Umfang und die Modalitäten des zu gewährenden Rechts
genau bezeichnet und dabei weder in sich, noch mit den bestehenden
Gesetzen in Widerstreit steht" (Kommissionsbericht vom 21. Januar 1.850.
Landt.-Verhandl. de 1848 bis 1850. AnI. 1 zu Nr. 107). Dieser Zweck
kann nur erreicht werden, wenn nicht ein mündlicher Vertrag oder eine
Privatscriptur oder ein Vertrag mit beglaubigter Unterschrift der
Kontrahenten für genügend erklärt, sondern wenn die Verlautbarung vor
Rechtskundigen - Gericht oder Notar und Zeugen - zur Bedingung für
die Geltendmachung eines persönlichen Anspruchs im Wege der Klage
oder Einrede gemacht wird ö)j nur dadurch kann die Schwierigkeit des
.lJ.erade~u vorbehalten. Um der Ann<lhme entgegenzutreten, als ob Verträge über
«erartiqe Gegenstände zu ihrer Klagbarkeit fortan der Aufnahme vor Gericht
oder :vor Notar u~ Zeugen bedürften, hat die Justizkommission für zweck-
massiq er~chtet, ezne dem §. 12 eit. entsprechende Vorschrift dem §. 74 des
gegenwärtigen Gesetzes beizufügen.
5) Ueber die Perfection des vorgeschriebenen Vertrages vergl. die in Zeit •
.~ch.~' f: R. XXV, 8. 213 jf.. unter den Nummern 18 bis 22 abgedruckten
Priijndize, Auch Nebenberedungen, welche der vorgeschriebenen Form niCht
entsprechen, gewähren keinen klagbaren An.<;pruch (s. die Präjudize unter den
Nummern 23 bis 39, ibid. 8. 219 bis 237), es sei denn, dass es solche Neben-
beredunqe» sind, welche 'sich durch Auslegung selbstver.~tändlich ergeben, _
a~gel~andt e, B. auf die stt1lschweigende Bestellung einer Wegegerechtigkeil
fur etn "erkauftes Grundstück (Zeitschr. f. R. XXIX, 8.168 ff.), oder auf
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Beweises, welche der einzelnen Vereinbarungen als die endgültigen
anzusehen sind, und die Unsicherheit, welche regelmässig bei der Inter-
pretation eines formlos errichteten Vertrages in Betreff der einzelnen
Nebenbestimmungen entsteht, vermieden werden. Die Bestimmung des
Preussischen Grunderwerbsgesetzes §. 10, wonach durch die Au1lassung
die mangelnde Form des Rechtsgeschäfts, in dessen Veranlassung die
Auflassung erfolgte, geheilt wird, leidet an einer bedenklichen Halbheit;
danach kann allerdings die Auflassung selbst wegen der Formlosigkeit
des ihr zu Grunde liegenden Vertrages nicht angefochten werden, während
ein solcher Vertrag zur Geltendmachung der Gegenleistung nicht genügen
würde, m. a. W., der mündliche Kaufvertrag soll nach der Bestimmung
des Preussischen Gesetzes Eigenthum geben, aber nicht zur Zahlung des
Kaufpreises verpflichten 6). Es schien daher rathsam, diese Bestimmung
nicht zu adoptiren, vielmehr die bisherige Vorschrift beizubehalten.
2. In der Praxis der hiesigen Gerichte hat die Frage, ob eine
Konventionalstrafe, welche einem nicht unter Beobachtung der Formen
des Gesetzes vom 19. März 1850 geschlossenen Vertrage beigefügt ist,
klagbar sei, zu manchen Zweifeln Veranlassung gegeben. Indessen hat
die Praxis des 'Obergerichts bis in die neueste Zeit fast konstant die
Pönalstipulation, falls dadurch die ordnungsmässige Verlautbarung eines
formlosen Vertrages gesichert werden sollte, für. rechtsverbindlich er-
klärt *). Gleichwohl erscheint es wünschenswerth, dass derartige Ver-
tragsstrafen, welche die Erfüllung des ohne die erforderliche Verlautbarung
geschlossenen Vertrages erzwingen sollen, für ungültig erklärt werden,
da bei Anerkennung des gegentheiligen Grundsatzes durch die ~us-
Verträge, bei denen es sich lediglich um die rein persönliche Au;sübung eine:
Ber.echtigttng handelt, s, B. den Vorzug eines Altenthet1sberechtzut.en; au/dze
uistungen des Altenthez1s der Person des Verpflichteten gegenüber (zbid. X~ V,
S. 210 jf.; XXX, S. 176, 177), oder den Verzicht auf die Anfechtung einer
von~er Gegenpartei auf ihrem Grundstücke hergerichteten Anlage.von Schlamm-
bassms, durch welche eine Ueberfluthung des klägerischen Gmndstucksveru,rsacht
werden kann (ibid. XXXIV, S. 84 jf.). . "
" 6) Die Aujfassung der Motive zu §. 10 des Preuss. G.-E.-G. zst insofer»
e~ne ~rrige, als auch der wegen Formmangels ungülti!Jl!' aber dur~h Auflassung
emseztiq erfüllte Vertrag ein Recht auf die Gege~zstu'.'g g~wahrt, so da.ss
dem dze Gegenleistung fordernden Veräusserer nicht du Einrede, dass ~er
Vertrag wegen Formmangels klaglos sei, entgegengesetzt werden kan~. Glezch-
Wohl bleibt die gerügte "Halbheit" um deswz1len bestehen, wel1 du. Hez1ung
des Formmangels nur durch Erfüllung Seitens des Veräusserers, ntcht aber
auch des Erwerbers erfolgen kann; s. ZeitschI'. f. R. XXX, S.61; XXXIV,
~20; Bahlmann, Komment., 3. Aufl., S. 61, 62; fJergl. oben §.12, G.-E.-G.,
nm.2.
*) Vergl. Zeitsc"hr. I, S. 15; TI, S. 12 j XVII, S. 177 tr.; ausse~em Erk.
Oberger. I. Sen. vom 16. Septbr. 1859 i. S. Reitemeyer c. Marpurg, ID. ~ell.
vom 19. Mai 1873 I. S. Gödecke e, Weferling; m. Sen. vom 1. März 1875 1. S.
KohJruseh e. Elle; TII. Sen. vom 6. Septbr. 1875 I. S. '!arnecke & C?mp. c·
Holze; III. Sen. vom 1. Novbr. 1875 I. S. Seblüter c, KUSlan (vergl. Zeltschr.
f. R. :XXV, S. 194). . .
BraUIIschweigische Grundbuehge.etze. 10
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führung eines juristisch nichtigen Vertrages eine Verschiedenheit zwischen
der thatsächlichen und rechtlichen Gestaltung der Verhältnisse an Grund-
stücken geschaffen wird, welche die Interessen Dritter schädigt und den
wohlthätigen Einfluss, den das Gesetz durch die Anordnung der fraglichen
Formvorschriften erreichen will, vereitelt. Ebenso Einführungsgesetz
de 1873 für Hessen-Nassau (Ges.-Samml., S. 274) §. 4.
3. Nach Römischem Recht ist zwar der Niessbrauch selbst unver-
äusserlieh, aber seine Ausübung übertragbar. Der Usufruktuar kann die
Ausübung seines Rechts auch wider Willen des Eigenthümers, entgeltlich
oder unentgeltlich, vorübergehend oder dauernd, an Dritte überlassen,
z. B. durch Kauf oder Schenkung. Der Cessionar erhält dadurch zwar
das Recht, sich gegen Beeinträchtigungen in der Ausübung des Rechts,
unabhängig von dem Willen des Nutzniessers, durch Klagen zu schützen,
aber das eigentliche Niessbrauchsrecht selbst bleibt ungeschmälert bei
demNutzniesser zurück (Schmid, Grundlehren der Cession, II, S.340 ff.)j
Somit erwirbt Derjenige, welchem der Niessbrauch abgetreten oder ver-
pfändet ist, kein dingliches, sondern ein persönliches Recht, daher auch
die bisherige Praxis die Bestimmungen des Gesetzes Nr. 22 vom 19. März
1850 auf derartige Verträge nicht angewendet hat (Zeitsehr. IX, S.183,
184). Aus den zu 1. angeführten Gründen empfahl es sich jedoch, die
Gültigkeit auch dieses Rechtsaktes an das Erforderniss der Verlautbarung
vor Gericht oder vor Notar und Zeugen zu knüpfen.
Was vom Niessbrauch gesagt ist, gilt auch von den übrigen per-
sönlichen Servituten. Dagegen können Grunddienstbarkeiten auch der
Ausübung nach von dem herrschenden Grundstück nicht abgetrennt
werden (L. 44 D. loc. 19,2: .Locare servitutem nemo potest") "). Ebenso
sind auch Realberechtigungen, wenn sie an eine bestimmte Person gebunden
sind, z.B.Leibzucht, unübertragbar , aber auch ohne diese Voraussetzung
würde die Ausübung der Reallastberechtigung für den Cessionar nur ein
persönliches Recht begründen können, wie beim Niessbrauch.
§.75.
Bei den Vorschriften des bürgerlichen Rechts, nach welchen
Eintragungen, Löschungen oder sonstige Verfügungen im Grundbuch
wegen Arglist angefochten werden können, behält es sein Bewenden.
Es ist bereits wiederholt darauf hingewiesen, dass der öffentliche
Glaube des Grundbuchs nur das redliche Vertrauen schützt dass da-
gegen, wer wider besseres Wissen die Formalwirkung eines Eintrags auf
Kosten des materiellen Rechts für sich ausnutzen will, eben deshalb
') Vergl. Vangerow, Pand. (6. Auß.) I, §. 367 Anm. Nr. 1; Dernbnrg,
Pfandr. I, §. 62. A. M. - unter umichtiger Interpretation der L. 12 D. de
20, 1 - z, B. Wittelshöfer, das Pfandr. an einer Forderung (1876) So 26
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dolos handelt und aus diesem dolus verantwortlich ist. Neben den Grund-
sätzen über Anfechtung, welche der Entwurf aufgestellt, kommen daher
auch die Rechtsmittel zur Anwendung, welche das bürgerliche Recht bei
einem unredlichen Verhalten, sei es gegen den unmittelbaren Mitkontra-
henten, sei es gegenüber dritten Personen, gewährt, mögen sie klag- oder
einredeweise geltend gemacht werden. Zur Beseitigung möglicher Zweifel
schien es rathsam, hierauf ausdrücklich aufmerksam zu machen.
§. 76.
Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand findet gegen Dritte,
die im redlichen Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs Rechte
an dem Grundstück durch Eintragung erworben haben, nicht statt.
Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand muss, wenn anders das
Princip der Publicität des Grundbuchs zu voller Geltung gebracht werden
soll, dem dritten gutgläubigen Erwerber gegenüber (§. 11, Abs. 2) voll-
ständig ausgeschlossen werden. Diese Bestimmung ist auch in dem
Einführungsgesetz für Neuvorpommern und Rügen vom 26. Mai 1873
§. 10, ausdrücklich enthalten. Gegen Denjenigen dagegen, zu dessen
Gunsten die Eintragung oder Lösehung erfolgt ist, und gegen seine
Erben wird die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand in ihrem bis-
herigen gesetzlichen Umfange auch ferner zulässig sein, wobei die Be-
stimmungen des Gesetzes Nr. 15 vom 16. Mai 1863, §. 5, in Betreff der
für Minderjährige oder unter Kuratel stehende Personen von deren be-
stellten Vertretern geschlossenen Rechtsgeschäfte zu berücksichtigen sind.
§. 77.
Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1878 in Kraft.
Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten.
Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzog-
lichen Geheime-Canzleisiegels.
Braunschweig, den 8. März 1878.
(L. S.)
Auf Höchsten Specialbefehl.






d. d. Braunschweig, den 8. März 1878 (Nr. 11).
,Ein 1 e i tun g.
Die bisherigen Bestimmungen über das Verfahren in Grundbuch-
sachen, welche im Wesentlichen in dem Circularrescripte Nr. 50 vom
3.März 1842 und späteren zerstreuten Beseripten enthalten sind, beruhen
auf den zur Zeit des Erlasses jenes Rescripts geltenden Grundsätzen über
Erwerb von Eigenthum, dinglichen Rechten und Hypotheken und sind
auch nach Erlass des Gesetzes Nr. 22 vom 19. März 1850 in Geltung
geblieben (§. 9 1. c.), Da sie gegenwärtig nach den tief eingreifenden
principiellen Aenderungen, welche durch den Gesetzentwurf über den
Erwerb von Grundstücken u. s, w. herbeigeführt werden, in wesentlichen
Beziehungen nicht länger in Kraft bleiben können, schien der Erlass
einer möglichst vollständigen Kodifikation der dem neuen Recht ent-
sprechenden Grundsätze über das Verfahren im Interesse einer leichten
und schnellen Uebersichtlichkeit des Rechts wünschenswerther , als die
Bearbeitung einer, eine blosse Ausbesserung und Aenderung von Einzel-
heiten enthaltenden Novelle.
Der Entwurf hat sich auch hier an die Preussische Gesetzgebung,
nämlich an die im Jahre 1873 in die gemeinrechtlichen Provinzen des
Preussischen Staats eingeführte, im Wesentlichen auch in Oldenburg
recipirte Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 angeschlossen. Aber
gerade hier waren erhebliche Abweichungen geboten, theils deshalb, weil
die Preussische Grundbuchordnung zahlreiche, sehr ins Einzelne gehende
Vorscht1-ften über Form und Einrichtung der Grundbücher, über Bildung
der über die geschehenen Eintragungen anzufertigenden Urkunden, über
Wiederherstellung zerstörter und Anlegung neuer Grundbücher enthält,
welche richtiger_ der instruktionellen Anordnung, als der Fixirung durch
Gesetz anheimfallen, theils deshalb, weil manche der darin getroffenen
g~se~zlichen Bestimmungen speciell Preussische Rechtsinstitute, wie z. B.
die Im Entwurf des Grunderwerbsgesetzes nicht adoptirte Grundschuld
zum Gegenstande haben oder auf Grundsätzen beruhen, welche in dem
letztgedachten Gesetzentwurfe nicht zur Anerkennung gelangt sind.
..
Von Gottes Gnaden, Wir,
Wilhelm,
Herzog zu Braunschweig und Lüneburg p. p,




§. 1 (Pr. G.-B.-O. §§. 20 bis 22).
Das Grundbuchwesen gehört zur Zuständigkeit der Stadt- und
Amtsgerichte.
Jedes Stadt- und Amtsgericht bildet fiir die in seinem Bezirk be-
legenen Grundstücke ein Grundbuchamt.
Dasselbe besteht aus einem oder mehreren dem betreffenden
Stadt- nnd Amtsgerichte angehörigen Richtern (Grundbuchrichter)
und einem oder mehreren aus der Zahl der Hülfsbeamten bestellten
Buchführern. Die Geschäfte der Schreiber und Unterbeamten
werden Von dem bei dem Gerichte angestellten Personale besorgt.
Der §. 1 schliesst sich eng an die bestehenden Einrichtungen,
namentlich an den §. 20 des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 21. August
1849 an 1). Es konnte sich nicht empfehlen, abgesehen von dem Herzog-
1) Se'it den 1. Oet, 1879 geMrt das Grundbuchwesen Z1Il" Zuständigkeit
der .Amtsgerichte" (Ges. NT. 11 '170m 1. ..4pnl 1879, §. 20, Nr. 2).
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lichen Stadtgerichte Braunschweig, für welches die bisherigen Bestim-
mungen, namentlich die der Verordnung Nr. 36 vom 10. August 1874,
unverändert bestehen bleiben, die Grundbuchämter als selbstständige
Abtheilungen der Lokalgerichte zu organisiren; hiergegen sprach theils
der Umstand, dass diese Gerichte, ausser dem Stadtgericht Braunschweig,
gegenwärtig überhaupt nur mit einem Richter besetzt sind, und dass
auch bei demnächstiger grösserer Besetzung die Bildung selbstständiger
Abtheilungen eine Vermehrung des Unterpersonals erforderlich machen
würde, theils die Rücksicht, dass die bisherige Art der Behandlung der
auf das Grundbuchwesen bezüglichen Geschäfte den Wunsch nach einer
Aenderung des Verfahrens in dieser Richtung nirgends rege gemacht
hat, dass vielmehr eine promptere Bearbeitung der Grundbuchsachen
stattfinden wird, wenn sie mit den übrigen den Lokalgerichten obliegenden
Geschäften verbunden, als wenn sie einem selbstständigen Grundbuch-
amte zur Erledigung überwiesen werden, was ohnehin eine Verschleppung
des Geschäftsganges im Gefolge haben würde.
Der durch das Gesetz Nr. 50 vom 29. August 1858 in Hypotheken-
sachen begründete besondere Gerichtsstand für die bei den Stadt- und
Amtsgerichten angestellten Beamten und ihre Angehörigen bleibt aus
den in der Einleitung hervorgehobenen Gründen vorläufig auch ferner
bestehen 2).
§. 2.
_In Betreff der von dem Eigenthümer zu einem untheilbaren
Pertinenzverbande vereinigten oder der einem Familienstammgut
angehörigen Grundstücke, welche in den 'Bezirken verschiedener
Grundbuchämter belegen sind, behält es bei den Bestimmungen des
§. 2, Abs. 4 und 5 des Ges. Nr. 28 vom 20. Mai 1858, beziehungs-
weise des §. 1, Abs. 10 bis 12 des Ges. Nr. 30 von demselben Tage
sein Bewenden.
.2) Der oben erwähnte besondere Gerichtsstand für Richter, Sekretäre,
RegzstratIJren und besoldete Schreiber, sowie [ur deren Angehö·rige ist in
Sachen der nichtstreitigen Gerichtsbarkeit durch §. 22 des Ges. NI'. 11 r.
1. ~pn11879 auf~eh?benj zug.'eic~ ist in §§. 23 u. 63 daselbst bestimuü , dass der
Hichter und der Genchtsschrelbel' zn solchenAngelegenheiten in welchen dieselben
k~aft ~esetzes a~geschlossen sind (arg.§. 41 D. C.-P.-O. u~d §. 22 D. St.-P.-O.),
sieb. Jeder amtlzch~n Thätigkeit enthalten sollen, uiobei der Richter für seine
Vertretung durch eznenn~'chtbehinderten Richter SlJrge Z'l{ tragen, die AnlJrdmmg
der Vertretung des Gerzchtsschreibez's aber durch den Vorstand des Gerichts
zu erfolgen hat. -
Auch das in §. 4 des Ges. NI'. 50 17. 29. Al/g. 1858 erwähnte Special-HY]Jothekenbuc~, z:;elc,hes nach diesem Gesetze bei dem priln1egüten Gerichte
gefuhrt wurde, zst in F olge der Bestimmung des §.22 cit. in Wegfall geklJmme'1l.
J
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§. 3 (Pr. §. 29).
Die Beamten des Grundbuchamts haften für jedes Versehen bei
Wahrnehmung ihrer Amtspflichten, soweit für den Beschädigten von
anderer Seite her Ersatz zu erlangen ist.
Soweit der Beschädigte nicht im Stande ist, Ersatz seines
Schadens von dem Grundbuchbeamten zu erhalten, haftet ihm für
denselben der Staat.
1. Während richterliche Beamte gemeinrechtlich mit der Syndikats-
klage nur für Arglist und grobes Versehen verhaftet sind (W inds che i d,
Pand., 4. Aufl., II, §. 470, Anm. 1), macht der gegenwärtige Entwurf in
Uebereinstimmung mit den meisten neueren Gesetzgebungen [Preuss,
G.-B.-O. §. 29, Oldenb.G.-B.-O. §. 19, Meklenburg (v.Meibom, Meklenb.
H.-R., S. 65)] und der Praxis (s. die Citate bei Windscheid a, a. 0.,
Anm. 3) die Grundbuchbeamten für jedes Versehen verantwortlich, soweit
nicht ihre eigentliche richterliche Funktion in Frage tritt, soweit es sich
also nicht bloss um unrichtige Entscheidungen handelt. Uebrigens ist
es gleichgültig, ob die Pilichtversäumniss durch Unterlassungen oder
unentschuldbare Verzögerungen - z, B. Versehen bei der dem Grund-
buchrichter obliegenden Prüfung (§§. 17, 21) oder Unterlassung der
dem Richter und Buchführer obliegenden Unterzeichnung der Einschrei-
bung im Grundbuche (§. 15), in Folge dessen letztere angefochten und
für nichtig erklärt wird, oder die Verzögerung der Eintragung einer
Hypothek, in Folge deren eine später beantragte Hypothek einen höheren
~ng erhalten hat -, oder ob sie durch positives Handeln herbeigeführt
ISt, - z, B. durch eine vorschriftswidrige Eintragung oder Lösehang
oder durch Ertheilung einer unrichtigen Bescheinigung. Besonders
erwähnt ist in §. 42 die mangelnde Uebereinstimmung des Hypotheken-
briefs mit dem Inhalte des Grundbuchs. Auch richtet sich die Nach-
weisung des Kauaalsusammenbangea zwischen dem Versehen der Grund-
buchbeamten und dem dadurch angeblich zugefügten Schaden nach
allgemeinen Grundsätzen, daher z. B. der Hypothekgläubiger, welcher in
Folge eines Versehens des Grundbuchrichters einen schlechteren Rang
erhielt, als ihm zukam die Schadensersatzklage erst dann erheben kann,
Wenn bei Subhastation' des Grundstücks seine Hypothek nicht oder nicht
völlig gedeckt sein und aus des Schuldners sonstigem Vermögen kein
~atz erfolgen sollte (Dern burg, Preuss. Privatr. I, 4. Ansg., S. 509).-
Tnfft die Schuld den Grundbuchrichter und den Buchführer zusammen,
z. B. bei den Einschreibungen im Grundbuche und den Ausfertigungen
der Hypothekenbriefe so haften Beide solidarisch.
. 2. Die Haftpflicht der Buchbeamten ist jedoch nur eine sub~idiäre;
SIe besteht nur, "soweit für den Beschädigten von anderer Seite her
Ersatz nicht zu erlangen ist". Erbält der Beschädigte von dem rechts-
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widrig Bereicherten oder dessen Erben Entschädigung, oder kann der
Schaden durch Wiederherstellung der rechtswidrig gelöschten Hypothek
oder dinglichen Last (§. 53) beseitigt werden, so cessirt jene Haftpflicht.
Dasselbe ist der Fall, wenn ein eigenes Versehen des Beschädigte"
konkurrirte, z. B. wenn derselbe die ihn schädigende Verfügung selbst in
Antrag gebracht oder es versäumt hat, den Eintritt des Schadens durch
rechtzeitige Anzeige oder Beschwerde abzuwenden (Dern burg a. a, 0.).
3. Kann der Beschädigte den Ersatz seines Schadens nicht von dem
Grundbuchbeamten erhalten, so soll ihm der Staat dafür haften. Die
Frage nach der Haftpflicht des Staates für Versehen seiner Beamten ist
bis jetzt eine streitige; die Praxis des hiesigen obersten Gerichtshofes
hat, abgesehen von solchen Fällen, wo der Staat als eigentlicher
Geschäftsherr erscheint, wie bei gerichtlichen Deposita, oder wo er
Geschäfte gewerblicher Natur betreibt, eine Haftpflicht nur im Fall
etwaiger culpa in eligendo statuirt (vergl. Seuffert, Arch. XXI, 237).
Dagegen hat man in neuerer Zeit den Staat für Schäden, welche durch
vorsätzliche oder kulpose Handlungen seiner Beamten einem Dritten
zugefügt worden, sogar direkt verantwortlich zu machen gesucht, und
diese Ansicht hat die Billigung des Juristentages gefunden (vergl. Ver-
handlungen des 6. Juristentages, I, S. 45 ff., III, S. 54 ff., des 9. Juristent.
III, S. 63). Will man nun auch eine solche direkte Haftpflicht nicht
statuiren, so sprechen doch Billigkeitsgründe dafür , dass in solchen
Fällen, in denen die Unterthanen zur Realisirung ihrer Rechte aus-
schIiesslich an Beamte des Staates gewiesen und von diesen durch Amts-
missbrauch geschädigt sind, der Staat alsdann, wenn die private Haftbar-
keit der Beamten unzureichend ist, Garantie leistet. Dies ist hauptsächlich
in Grundbuchsachen der Fall, und es rechtfertigt sich die Anwendung
dieses Princips hier um so mehr, als dadurch der Realkredit gefördert,
und das Vertrauen der ihre Gelder auf Hypothek gebenden Kapitalisten
gestärkt wird. Der gleiche Grundsatz hat auch in Meklenburg bei
Hypotheken der Rittergüter (v. Meibom a. a, 0., S. 65), in Bayern
(Hyp.-Ges. vom 1. Juni 1822, §§. 96 bis 98,99), in Preussen (G.-B.-O.
§. 29) und Oldenburg (G. - B. - O. §. 19) Anerkennung gefunden. (vgl.
Bahlmann, Comment. 3. Anfl., S. 283 ff.).
§.4.
Die Schadensersatzklage gegen die Grundbuchbeamten verjährt
in 3 Jahren, nachdem der Beschädigte von dem Dasein und deJll
Urheber des Schadens Kenntniss erhalten hat.
Sind seit dem Z&itpunkte der Beschädigung 30 Jahre verflossen,
so fallt die Schadensersatzklage weg.
Die im Paragraphen eingeführte Verjährungsfrist für die SchadeD.8'".~tzkl"", gegen die Grundb.,hb_••••rapfahl sich durch ihre ZW...."I
Von den Grundbuchämtern. 157
mässigkeit und behuf Herbeiführung einer Rechtsgleichheit mit den
Nachbarstaaten. Zwar geschieht der Verjährung dieser Klage in der
Preuss. G.-B.-O. keine Erwähnung, aber nur deshalb, weil das Erforder-
liche bereits durch das Allgem. Landr, I, 6, §§. 54, 55 vorgesehen war.
Die dem gegenwärtigen Paragraphen entsprechenden Bestimmungen sind
bei Einführung der G. - B. - O. in die gemeinrechtlichen Provinzen des
Preuss. Staates ausdrücklich erwähnt (vergl. die Einführungsgesetze für
Neuvorpommern und Rügen §. 25, für Schleswig-Holstein §. 47, für
Hannover §. 22, für Hessen-Nassau §. 20, für Ehrenbreitstein §. 9, für
Hohenzollern §. 8). Ebenso Oldenb. G.-B.-O. §. 20. Die allgemeinen
Grundsätze über die Verjährung persönlicher Klagen, namentlich hinsicht-
lich der Unterbrechung der Verjährung, des Laufs derselben gegen
Minderjährige und die diesen gleichgestellten Personen regeln sich nach
dem Gesetz Nr. 35 vom 3. Juli 1853. Die angeordnete dreijährige
Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem der Beschädigte vom
Dasein des Schadens und dessen Urheber Kenntniss erhalten, die dreissig-
jährige mit dem Tage der zugefügten Beschädigung. Nach den Be-
stimmungen des vorigen Paragraphen und bei der Subsidiarität der
Klage gegen die Grundbuchbeamten ist dies derjenige Tag, an welchem
sich herausgestellt hat, dass der Beschädigte von anderer Seite her
Ersatz nicht erlangen kann, sei es, weil der Principalverpflichtete
zahlungsunfähig befunden ist, sei es, weil eine gültige Principalverpflich-
tung überall nicht existirte (Turnau, Grundbuchordn., S. 123). Hätte
der Beschädigte die Klage gegen den Principalverpfl.ichteten, von dem
er Ersatz erlangen konnte, verjähren lassen, so würde er sich damit ohne
Weiteres der Möglichkeit, den Grundbuchbeamten klagend in Anspruch
zu nehmen, beraubt haben.
Zweiter Abschnitt.
Von dem Verfahren in Grundbuchsachen.
1. A 11g e m ein e B e s tim m u n gen.
§. 5 (Pr. §. 30).
Die Grundbuchämter verfahren mit Ausnahme der im Gesetz
bestimmten Fälle nur auf Antrag.
Wie materiell nach dem Konsensprincip Einschreibungen im
Grundbuch nur mit Bewilligung Dessen geschehen können, welcher
durch dieselben belastet wird, so können formell nach dem Antragsprincip
die Einschreibungen nur auf Ansuchen Desjenigen erfolgen, welcher ein
Interesse dabei hat. Das Antragsprincip ist daher das Korrelat des
Konsensprincips. Eintragungen von Amtswegen , wie sie bisher z. B.
nach §. 7 des Gesetzes Nr. 22 vom 19.März 1850 bei Vormerkungen die
Regel waren, sollen grundsätzlich ausgeschlossen sein; die G.-B.-O. selbst
erwähnt sie nur in wenigen Fällen (§§. 29, Abs.3, 31, Abs.2, 32, Abs.2,
49 und 53), die ohnehin meistens nur eine scheinbare Ausnahme ent-
halten, da Dasjenige, was nach dem Gesetze nvon Amtswegen" geschehen
soll, in dem Parteiantrage indirekt schon mitenthalten war. Denn wenn
bei Abschreibungen eines Trennstücks , welches nicht aus der MithaA
mit dem Hauptgut ausscheidet, die Lasten und Schulden des letzteren
von Amtswegen auf das neue Grundbuchblatt übertragen werden sollen
(§. 31, Abs.2), so entspricht dies durchaus dem Antrage der Betheiligten,
welche, indem sie die Entlastung des betreffenden Trennstücks aus der
Mithaft verweigerten, implicite die Uebertragung der Belastungen bean-
tragten. Dasselbe ist der Fall in Betreff der amtsseitigen Eintragung
von Abfindungen und Altentheilen (§. 32, Abs. 2), da diese MassregeI
mit der augenscheinlichen Absicht aller Interessenten übereinstinunt",
Zweiter Abschnitt. Verfahren in Grundbuchsachen. 159
welche bei Auflösung der bisherigen gemeinsamen Were die Rechte
jedes Einzelnen, nicht bloss des Anerben, gesichert wissen wollten.
Eine nur scheinbare Ausnahme enthält ferner auch die Bestimmung, dass,
wenn die Löschung einer Korrealhypothek auf dem einen Grundstück
erfolgt ist, sie auf dem andern ohne Weiteres von Amtswegen geschehen
muss (§. 49), da nach Befriedigung des Gläubigers, und nachdem die
Hypothek mit seiner Einwilligung auf dem einen Grundstück gelöscht
war, sie für das andere zwecklos geworden und durch jenen Löschnngs-
antrag von selbst erledigt ist. Endlich die von Amtswegen erfolgende
Wiedereintragung der aus Versehendes Grundbuchamts gelöschten oder
nicht übertragenen Hypothek anlangend (§. 53), so ist dieselbe nur eine
Folge des ursprünglichen Antrages auf Eintragung, dessen Wirkung so
lange fortbesteht, bis ein begründeter Löschungsantrag gestellt ist.
Wirkliche Ausnahmen von dem Antragsprincip sind nur in dem
§. 29, Abs. 3 dieses Entwurfs, sowie in dem Entwurf des Einführungs-
gesetzes enthalten, wo nach den §§. 2, 3, 7 , 14, 17 eine Vormerkung
zur Sicherung von Rechtsansprüchen auf Auflassung, beziehungsweise
auf Eintragung von dinglichen Rechten und Hypotheken, und nach §. 8
ein Vermerk über die Priorität der zur Eintragung gelangten dinglichen
Rechte von Amtswegen eingetragen werden soll. In dieser Beziehung
wird auf die Motive zu den betreffenden Paragraphen verwiesen.
§. 6 (Pr. §. 31).
Die Anträge werden, vorbehältlich· der Bestimmungen über
Auflassungen, mündlich bei dem Grundbuchamt angebracht oder
schriftlich eingereicht.
§. 7 (Pr. §. 32).
Mündliche Anträge auf Eintragungen oder Löschungen sind
unter Leitung des Grundbuchrichters oder von Letzterem allein zu
Protokoll zu nehmen.
1. Der §.6 enthält eine generelle Vorschrift, der §. 7 die specielle
Bestimmung, dass mündliche Anträge, wenn sie auf Eintragungen oder
Löschungen gerichtet sind, von dem Grundbuchrichter oder unter dessen
Leitung aufgenommen werden müssen. Daraus folgt, dass die Aufnahme
aller übrigen Anträge auch durch den Buchführer allein ohne Assistenz
des Richters geschehen darf. Dass gerade bei Anträgen auf Eintragung
oder Löschung der Grundbuchrichter thätig sein soll, rechtfertigt sich
durch die Erwägnng , dass dieselben eine nur vom Richter mit Sicher-
heit vorzunehmende Prüfung der Idendität und der Dispositionsfähigkeit
der Parteien erforderlich machen (§§.17, 21). Uebrigene ist es selbst-
verständlich, dass der Grundbuchrichter die bei ihm mündlich vor-
getragenen Anträge nicht selbst zu schreiben braucht, sondern sich dazu
160 Zweiter Abschnitt.
der Hülfe eines Protokollanten bedienen, oder durch Vollziehung des von
einem Gehülfen entworfenen Protokolls dasselbe zu dem seinigen machen
kann (Werner. Mat. II, S. 168; Förster, Theorie, 3. Aufl. III, S. 227,
Note 43). Um dies ohne Weiteres hervorzuheben, ist die Fassung des
Entwurfs, statt der des Preuss. Gesetzes ("sind von dem Grundbuchrichter
aufzunehmen") gewählt.
2. Die Anträge auf Eintragung oder Löschung sind "bei dem
Grundbuchamt" anzubringen; dort sind ins besondere auch die Auflassungen
vorzunehmen. Das Geschäftslokal des Grundbuchamts ist der aus-
schliessliche Sitz der Thätigkeit der Grundbuchbeamten , und es kann
weder eine Verpflichtung, noch eine Berechtigung des Grundbuchamts,
ausserhalb seines Geschäftslokals Auflassungen entgegenzunehmen, statuirt
werden. Dies ergiebt sich schon aus der Bestimmung des §. 21, Abs. 3,
wonach die Eintragung sich unmittelbar an die Auflassung anschliessen
soll, und enthält auch keine Belästigung für die Betheiligten, da diese,
wenn sie verhindert sind, selbst vor dem Grundbuchamt zu erscheinen,"
sich durch Bevollmächtigte vertreten lassen können. Dagegen würde
kein Bedenken entgegenstehen, dass der Richter Anträge auf Eintragungen
oder Löschungen auch in der Wohnung der Botheiligten oder sonst aus-
wärts zu Protokoll nimmt; er handelt dann als blosser Beamter der
freiwilligen Gerichtsbarkeit, nicht als Grundbuchrichter , daher ein der-
artiger Antrag erst dann als bei dem Grundbuchamt "angebracht" gilt,
wenn er in dessen Geschäftslokal überreicht und mit dem Präsenfatum
des Tages der Ueberreichung versehen ist (s. unten zu §. 13).
§. 8 (Pr. §. 33).
Die dem Grundbuchamt vorzulegenden schriftlichen Anträge
und Urkunden, auf deren Grund Eintragungen und Löschungen
vorgenommen werden sollen, insbesondere über Abtretung oder
Verpfändung einer Hypothek, über Einräumung des Vorrangs, über
Bewilligung der Eintragung oder Löschung eines dinglichen Rechts
oder einer Hypothek, sowie Quittungen über zurückgezahlte Hypo-
theken bedürfen, wenn sie nicht vor Gericht oder vor Notar und
Zeugen verlautbart sind, der gerichtlichen oder notariellen Beglau-
bigung der Unterschrift. Jedoch bedürfen schriftliche Anträge,
welchen die beglaubigten Urkunden beiliegen, in denen die Bethei-
ligten die beantragte Eintragung oder Löschung schon bewilligt
haben, keiner besonderen Beglaubigung 1).
1) Der zweite 8atz des ersten Absatzes, welcher den in den Motiven IIflter
N~. 2 als selbstverständlich bezeichneten Gedanken ausdrücklich ausspricht und
nnt ~em P~e~s. Gesetze wörtlich übereinstimmt, ist auf Veranlassung der
Just,zkommtsswn aufgenommen. - Vgl. übrigens Korb in G-ruchofs :Reitr.
Bd. 25 (1881), 8. 336 ff.
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Die Aufnahme eines besonderen Protokolls über die Beglaubi-
gungen und die Zuziehung von Zeugen ist nicht erforderlich.
Die Bestimmung im §. 74 des Gesetzes vom heutigen Tage über
den Eigenthumserwerb und die dingliche Belastung der Grund-
stücke p. p. bleibt unberührt.
1. Bei der Wichtigkeit der auf Verfügungen über Grundeigenthum
bezüglichen Erklärungen ist für Anträge von konstitutiver Kraft, welche
den Titel bilden für Eintragungen oder Löschungen im Grundbuch -
im Gegensatz zu solchen Anträgen, welche z, B. nur die Anberaumung
eines Termins behuf Entgegennahme von AuHassungserklärungen zum
Gegenstande haben -, desgleichen für Urkunden, welche zur Legitimation
des Antragstellers dienen, z. B. Vollmachten 'der Stellvertreter, Konsens-
erklärungen , Schuldverschreibungen u. dergl., Beglaubigung erfordert,
und zwar kann dieselbe in doppelter Form geschehen, entweder so, dass
die betreffenden Anträge vor Gericht oder vor Notar und Zeugen geradezu
aufgenommen werden, oder so, dass nur die Unterschrift des Erklärenden -
bei Schreibunfähigen die Unterzeichnung, deren gerichtliche oder
notarielle Beglaubigung der Unterschrift gleichsteht (Not.-Ordn. vom
19. März 1850, §. 16, D.-W.-O. Art. 94, R.-C.-P.-O. §§. 381, 405,
Abs. 2) - öffentlich beglaubigt wird. Anträge mit beglaubigter
Unterschrift werden z. B. im G.-E.-G. §§. 20, Abs. 2. 27, 2. 59, 1
erwähnt 2).
2. Der Entwurf spricht zwar nur von gerichtlicher und notarieller
Verlautbaruug oder Beglaubigung; dieselbe Beweiskraft haben jedoch
auch die schriftlichen Zeugnisse, welche von den'Reichskonsuln über ihre
amtlichen Handlungen und die bei Ausübung ihres Amtes wahrgenommenen
Thatsachen unter Siegel und Unterschrift ertheilt sind (Bundesgesetz vom
8. Novbr. 1867, §. 15 [B.-G.-Bl., S. 140]). - Das "Gericht", vor welchem
die Urkunden aufgenommen oder beglaubigt werden, kann niemals das
Grundbuchamt als solches sondern nur das mit der Ausübung der frei-
willigen Gerichtsbarkeit betraute Gericht sein, während die Aufnahme
und Beglaubigung der Anträge nach §. 7 auch bei dem Grundbuchrichter
geschehen darf. - Es versteht sich von selbst, dass schriftliche Anträge,
welchen die beglaubigten Urkunden beiliegen, in denen die Betheiligten
~e beantragte Eintragung oder Löschung schon bewilligt haben '. z. ~.
eme Schuld- und Pfandverschreibung, in welcher der Schuldner In die
2) Die Vorschrift der Beglaubigung bezieht sich nur ~uf solche Anträge
und Urkunden welche eine Eintragung oder Löschung Im Grundbuch Le-z~ecken. Dah~r sind e. B. Urkunden über Abtretung o~er Verpfändl!ng
tln~r Hypothek, da bei denselben die Beglaubigung der [;ntersch~if~ mcht
obligatorisch ist (G.-E.-G. §. 55, Ahs.4, §. 56), auch ohne solche gUltlg, mut
~8 bedarf der Beglaubigung erst dann, wenn die Abtretung oder Verpfaudung
Im Grundbuch eingetragen werden soll.
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Eintragung einer Hypothek auf sein Grundstück konsentirte, nicht noch
besonders beglaubigt zu werden brauchen 3).
Dass zu der Beglaubigung der Unterschrift weder Zuziehung von
Zeugen, noch die Aufnahme eines besonderen Protokolls erforderlich sei,
bildet eine Abweichung von der Vorschrift des §. 16 der Not.-O. nur für
den Fall, wenn die betreffende Urkunde, welche die Eintragung oder
Löschung zum Gegenstande hat, einen zweiseitigen Vertrag enthält, wie
z. B. bei der nach G.-E.-G. §. 28 behuf Eintragung der Hypothek vorzu-
legenden Schuldurkunde. Ausserhalb des Gebietes der G.-B.-O. bleibt es
selbstverständlich bei der allgemeinen gesetzlichen Regel. Vergl. ferner
die mit §. 8, Abs. 2 übereinstimmende Vorschrift der R-C.-P.-O. §. 76,
Abs. 2 hinsichtlich der Beglaubigung von Processvollmachten.
3. Notarielle Urkunden müssen in der durch die §§. 9 bis 15 der
Notar.-Ordn. vom 19. März 1850 vorgeschriebenen Form aufgenommen
sein. Dass der Notar sich von der Identität und Verfügungsfähigkeit
der Kontrahenten überzeugt habe, braucht zwar, da das Gegentheil nicht
besonders vorgeschrieben ist, in der Urkunde nicht attestirt zu sein;
gleichwohl ist es die Pflicht des Notars, sich über beide "punkte vor Auf-
nahme der Urkunde zu vergewissern und nöthigenfalls Rekognitions-
zeugen zuzuziehen; der Nachweis der Versäumung dieser Pflicht würde
die aufgenommene Urkunde zu einer nichtigen machen (Erle O.-G. vom
29. Februar 1860 i. S. Dreher c. Köppens). Dasselbe ist der Fall
auch bei blosser Beglaubigung der Unterschrift (Not.-Ordn. §. 16), welche,
da sie nicht ein blossesZeugniss über die geschehene Unterzeichnung,
sondern ein rechtsverbindlich abgelegtes Anerkenntniss enthält, der
betreffenden Urkunde einen dispositiven Charakter verleiht, daher Notare
wie Richter, wenn sie sorgfältig und pflichtmässig zu Werke gehen, sich
auch hier vor der Beglaubigung über die Identität und Verfügungsfähig-
keit des Vollziehenden zu vergewissern und eintretenden Falls ein
Rekognitionsprotokoll aufzunehmen haben.
4. Der Entwurf hat die Vorschrift des §. 74 des G.-E.-G., wonach
Verträge in Beziehung auf Eigenthum oder dingliche Rechte an Grnnd-
stücken oder selbstständigen Gereclitigkeiten, um einen rechtsgültigen
persönlichen Anspruch zu erzeugen, auch ferner vor Gericht oder Notar
und Zeugen verlautbart werden müssen, ausdrücklich vorbehalten, um
noch genauer darauf hinzuweisen, dass die im gegenwärtigen Paragraphen
erwähnten Anträge und Urkunden ausschlieaslich solche sind, welche die
_ 3) Würd~n die Verhamllungen, welche die Grundlage für Eintragungen und
Loeebunqen 1m Grundbuche bilden, mehrere Grundstücke betreffen, über welche
verschie~ene Grun~akten bereits bestehen oder anzulegen sind, so ist die f)On~
beglaubigte Abschrift nur für eine Grundakte anzufertigen, während für dte
anderen beglaubigte Extrakte der betr. Verhandlung genügen. Cire-Rescr. des
H. Oberqer. v. 27. Juni 1878 (V.-O. S. Nr. 32 de 1878, S. 255, 256). - Die
Kosten der beglaubigten Abschriften faUen den Parteien zu·rLast; vgl. Gire.-Rescr.
des H. Obergerichts v. 14. Jan. 1870, Nr. V (Ztschr. f R. XVII, S. 93,91); J
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Begründung eines dinglichen Rechts u. s. w. zur Folge haben. Daher
bleibt auch die Bestimmung des Gesetzes Nr. 15 vom 16 Mai 1863, §. 3,
wonach Veräusserung und Verpfändung unbeweglicher Dotalgüter und
Dotalgerechtsame für die Ehefrau wirksam und verbindlich sein soll
wenn dieselbe ihre Einwilligung vor Gericht oder vor Notar und .Zeugen
erklärt hat, und darüber eine gerichtliche oder Notariats-Urkunde errichtet
worden ist, gültig bestehen. Bei Intercession einer Frau, z. B. durch
Abtretung einer Hypothekforderung an ihren Ehemann, soll es zwar zu
deren Gültigkeit nach dem Gesetz Nr, 36 vom 5. April 1870,§. 1, vergl.
mit Gesetz Nr. 15 vom 16. Mai 1863, §. 2, der Aufnahme einer gericht-
lichen oder notariellen Urkunde nicht bedürfen; indess bezieht sich diese
Bestimmung nur auf die Form der Entsagung weiblicher Rechtswohl-
thaten; sie kollidirt also nicht mit der gegenwärtigen Vorschrift, daher
auch in dem angegebenen Falle mindestens die Beglaubigung der Unter-
schrift der Ehefrau gefordert werden musste.
§. 9 (Pr. §§. 35, 38).
Urkunden und Anträge öffentlicher deutscher Behörden be-
dürfen, wenn sie ordnungsmässig unterschrieben und untersiegelt
sind, keiner weiteren Beglaubigung.
Hinsichtlich der von nicht deutschen Behörden ausgestellten
oder beglaubigten Urkunden bleibt es bei dem bestehenden Recht.
1. Die von öffentlichen Behörden in Deutschland ausgehenden
Urkunden und Anträge sind wegen der denselben zukommenden Ver-
muthung der Echtheit von dem für Privaturkunden vorgeschriebenen
Erforderuiss der Beglaubigung befreit (Reichsges. v. 1. Mai 1878, §. 1
[R.-G.-Bl. S. 89]), vorausgesetzt jedoch, dass sie gehörig unterschrieben
und untersiegelt sind, daher, entgegen der bisherigen Praxis, den Requi-
sitionen der Gerichte, Separationsbehörden u. s. w. in Zukunft das Amts-
siegel beigefügt werden muss. _ nOeffentliche Behörde" ist jede mit
öffentlicherAutorität versehene amtliche Stelle, welcher gewisse obrigkeit-
liche Verpflichtungen und Prärogative in einem vom Gese:z b~messenen
Geschäftskreise dauernd beigelegt sind. Es gehören dahin nicht bloss
Reichs" nnd Staatsbehörden sondern ebenso auch die mittelbaren Organe
der Staatsgewalt, z. B. die Magistrate in den Städten. .
2. Ausländische (nicht deutsche) öffentliche Urkunden habe~ d~e
Vennuthung der Echtheit nicht wie .die inländischen für sich, weil die
äusseren Merkmale der Echtheit und die hierauf sich beziehenden Ein-
richtungen des Auslandes dem inländischen Richter nicht immer bekannt
sind; hinsichtlich ihrer soll es vielmehr bei dem bestehenden Recht
bewenden. Soweit daher die Befugniss ausländischer Behörden zur A~s­
stellung öffentlichqr Urkunden nicht durch Staatsverträge verbürgt ist
(vergi. Reichsverf. Art. 4, Nr. 12) oder auf Notorietät beruht, wird an
11*
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dem Erforderniss der Legalisation durch die Gesandten oder Konsuln
des Reichs (Konsulatsges. vom 8. Novbr. 1867, §. 14 [B.-G.-Bl. S. 140])
festgehalten werden müssen (vergl. Reichsges. v. 1. Mai 1878, .§. 2
[R.-G.-Bl. S. 89]; Seuffert, Ärch. XXII, 80 u, R.-C.-P.-O. §. 403) 1).
§. 10 (Pr. §. 36).
Notare bedürfen zur Stellung der Anträge keiner besonderen
Vollmacht, wenn die von ihnen aufgenommene oder beglaubigte (§.8)
und eingereichte Urkunde die Bewilligung oder den Antrag' der
Betheiligten auf Eintragung oder Löschung enthält.
Der Paragraph entspricht den Bestimmungen des Gesetzes Nr. 22
vom 19. März 1850, §. 5, Nr.1 und §. 6. - In den Worten "Bewilli-
gung oder Antrag" ist das "oder" nicht dahin zu verstehen, als ob nur
Eines, sei es die Bewilligung, sei es der Antrag, in beglaubigter Form
vorliegen müsse; vielmehr kommt es darauf an, ob im einzelnen Falle
ein Antrag oder eine Bewilligung nothwendige Voraussetzung einer
Einschreibung (Eintragung oder Löschung) ist. Nach Massgabe des
G.-E.-G. ist es der Eigenthümer des Grundstücks, welcher die Eintragung
oder Löschung von dinglichen Rechten oder Hypotheken beantragt
(§§. 20, Ahs. 1. 23, Abs. 2. 27, 1. 59); da, wo dieser Antrag nicht von
dem Eigenthümer, sondern von dem Berechtigten ausgeht, muss wenig-
stens die Einwilligung des Ersteren nachgewiesen werden (G.-E·-G.
§§.20, Abs. 2. 27,2, und hinsichtlich der Vormerkungen: §§. 10, 24, 60).
Ueber den Fall der Einwilligung des Gläubigers zur Abtretung beziehungs-
weise zur Löschung der Hypothek vergI. G.-E.-G. §§. 54 und 59, 1,
s, überhaupt die Motive zu §. 20 des G.-E.-G. I).
1) Besondere Verträge wegenBeglaubigung der von öffentlichen BeMrden und
Beamten ausgestellten oderbeglaubigten Urkunden sind abgeschlossen mit Italien
mm 21. Dec. 1868, Art. 10 (B.-G.-Bl. 1869, S. 117) und vom 7. Febr. 1872,
Art. 1 (R.-G.-Bl. 1872, S. 134), mit Spanien vom 22. Feb'r. 1870 (B.-G.-Bl.
1870, S. 104) und vom 12. Jan. 1872, Art. 1 (R.-G.-BI.1872, S. 211), mit den
Vereinigten Staaten von Nord.Amerika vom 11. Dec. 1871, Art. 9
(R.-G.-Bl. 1872, S. 100) nebst Protokoll vom 29• ...1pn'l 1872 (R.-G.-Bl. 187:J,
S. 107), mit Russland vom 2~: ~::!:;b. 1874,...1rt. 9 (R.-G.-Bl. 1875,8.150),
mit Oesterreich v. 25. Febr. 1880 (R.-G.-Bl. 1881, 8. 4 ff.) nebst den
Bekanntma,ch. vom 3. Aug. 1881 (R.-G.-Bl. 8. 256) und 2. Febr. 1881 (R.-G.-Bl.
S. 8), SOWle ~er fernere Vertrag bezüglich Bosniens u. der Herzegowina
vom 13. Jum 1881 (R. - G.-BI. S. 253) nebst Bekanntm. v. 3. ...1ug. 1881(R.-G.-lil. 8. 255).
1) Die Notare müssen bei Einsendung von Kontrakten an das Grundbuch-
amt zu dem Begleitschreiben Stempel verwenden. Urth. O.-L.-G. BI'. II. S.
v. 21. Juni 1884 (Ztschr. f. R. XXXI, S. 159, 154).
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§. 11 (Pr. §. 37).
Andere Personen, welche als Bevollmächtigte Anträge stellen,
haben sich durch gerichtlich oder notariell beglaubigte Vollmacht
(§.8), gesetzliche Vertreter und Testamentsvollstrecker, wofern nicht
dieseihre Eigenschaft auf Gerichtskunde beruht, durch Ueberreichung
ihrer Bestallung beziehungsweise amtlicher Bescheinigung 1) auszu-
weisen.
1. Während der §. 10 für Notare aus der Beschaffenheit der von
ihnen aufgenommenen oder beglaubigten und überreichten Urkunde eine
stillschweigende Bevollmächtigung ableitet, fordert §. 11, dass andere
Personen, wenn sie als Bevollmächtigte bei Auflassnng von Grundstücken,
bei Eintragung oder Löschung von dinglichen Rechten oder Hypotheken,
oder zu sonstigen auf das Grundeigenthum bezüglichen Verfügungen
Anträge stellen, sich durch schriftlich beglaubigte Vollmacht, welche
regeImässig im Original zu produciren ist, legitimiren müssen. Eine
Beschränkung in der Wahl der Vertreter, beziehungsweise eine Ver-
pflichtung zur Zuziehung eines Rechtsbeistandes, in der Person eines in
der Stadt Braunschweig zugelassenen Anwaltes, wie bisher bei Vorträgen
vor dem offenen Gericht der Stadt Braunschweig (Gesetz Nr, 22 vom
19. März 1850, §. 14, Abs. 2), findet nicht mehr statt. - Die Frage,
ob die Vollmacht eine generelle sein darf, oder ob sie speciell auf Vor-
nahme des betreffenden Rechtsgeschäfts gerichtet sein muss, ist nach
allgemeinen Grundsätzen zu beurtheilen. Das R. R. erklärt auch zur
Vornahme von Veräusserungen ein Generalmandat für genügend (§. 43
J. de rer. div.2, 1. L. 58 D. de procu«, 3, 3. L. 10 O. quod cumeo 4,26),
während z.B. das Preuss, Landr. I, 13, §§. 106, 107, und das Sächsische
G.-B. §. 1306 zur Veräusserung und Erwerbung von Grundeigenthum
und zu Anträgen auf Eintragung oder Löschung von Hypotheken
Specialvollmacht fordern. Bei Prokuristen und Handlungsbevollmäch-
tigten kommen die Bestimmungen der Art. 42, Abs. 2 und 47 H.-G.-B.
zur Anwendung. Dass zwischen dem Bevollmächtigten und Vollmacht-
geber kein widerstreitendes Interesse obwalten; dass ferner da, wo das
vorzunehmende Rechtsgeschäft einen Dualismus der Personen voraus-
setzt, wie bei Auflassungen, nicht eine und dieselbe Person beide Inter-
essenten vertreten kann, ergiebt sich ans allgemeinen Grundsätzen.
. 2. In den Fällen, wo die Vertretung kraft Gesetzes stattfindet -
mag übrigens das Gesetz die unmittelbare oder, wie z. B. bei Vorstehern
einer Aktiengesellschaft, die mittelbare Quelle der Repräsentations-
Ji ~) Die Worte "beziehungsweise amtlicher Bescheinigung" sind V01~ der
ust~zkommi8Sion eingeschaltet.
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befuznias sein (H. - G. - B., Art. 227 ff.), während tn erster Linie die
Erne";mung nach Massgabe des Statuts etc. erfolgte -, ~esgle~chen bei
Testamentsvollstreckern, hat sieb der Vertreter, falls seine EIgenschaft
dem Grundbuchamt nicht bereits bekannt ist, durch Vorweisung seiner
Bestallung u. s, w. auszuweisen. Abgesehen von dem Vater, welcher
kraft väterlicher Gewalt über Grundstücke und hypothekarische Forde-
rungen der Kinder nach den Grundsätzen des R. R. über Adventitien,
von dem Ehemann, welcher nach Röm. Dotalreeht über die Dotalgüter
der Ehefra~ verfügt, und abgesehen ferner von juristischen Personen,
welche durch ihre bestellten Vertreter handeln, sind hier namentlich
folgende Verhältnisse zu berücksichtigen:
a) Der Vormund oder Kurator, welcher handelnd für einen Pflege-
befohlenen auftritt, hat sich erforderlichen Falls durch Vorlegung des
Tutoriums oder Kuratoriums zu legitimiren. Von den Umständen wird
es abhängen, ob neben Beibringung einer beglaubigten Abschrift des
letzteren zugleich wenigstens die Vorweisung des Originals gefordert
werden muss. Eine beglaubigte Abschrift könnte nämlich trotz der
bereits eingetretenen Beendigung der Vormundschaft oder Kuratel zurück-
behalten sein, wogegen der entlassene Vormund oder Kurator das
Original seiner Bestallung der Vormundschaftsbehörde zurückzugeben
hat (Johow, Jahrb. IV, S. 69).
b) Bei Handelsgesellschaften kann über die zum Gesellschaftsver-
mögen gehörigen Grundstücke oder hypothekarischen Forderungen nur
durch die zur Vertretung der Gesellschaft befugten Gesellschafter oder
sonstigen Organe verfügt werden (H.-G.-B., Art. 114, 167,230). Wer
als Vertreter der Gesellschaft Anträge zum Grundbuch stellt, hat sich
,durch beglaubigte Auszüge aus dem Handelsregister oder durch auf
dasselbe gestützte Atteste des Handelsgerichts zu legitimiren (Gesetz
NI'. 31 vom 14. September 1863, §.30, vergl. mit §.2 des Bundesgesetzes
vom 5. Juni 1869 [B.-G.-Bl., S. 179]). Durch dieses Attest muss jedoch
nachgewiesen werden, dass der Vertreter der Gesellschaft als solcher
noch am Tage der bei dem Grundbuchamt abzugebenden Erklärung
fungirte, da, wenn die Befugniss zur Vertretung in der Zwischenzeit
zwischen dem Tage der Ausstellung des Attestes und der Erklärung
beim Grundbuchamt aufgehört haben sollte, eine Rückforderung des
Attestes nicht stattfindet, der Dritte vielmehr trotz solchen Attestes den
Widerruf und dessen öffentliche Bekanntmachung gegen sich gelten
lassen muss (H.-G.-B., Art. 115, 233, 46). Die Kognition des Grund-
b~chrichters kann daher in diesem Falle nur eine vorläufige sein, und
Wird derselbe vor der Eintragung noch immer festzustellen haben, dass
die Legitimation des Vertreters der Gesellschaft auch noch zur Zeit der
Auflassung, beziehungsweise des sonst gestellten Antrages vorhanden
war. Dieser Grundsatz gilt insbesondere auch in Beziehung auf Liquida-
toren einer Handelsgesellschaft, deren Bestellung gleichfalls 'jederzeit
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widerruflich ist (H.-G.-B., Art. 133 bis 135, 244); vergl. Johow, Jahrb.
III, S. 160 fr.; Dernburg u. Hinrichs, Preuss. H.-R. I, S. 330 ff.
c) 'Bei Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften genügt zur
Legitimation des Vorstandes in Beziehung auf alle das Grundbuch betref-
fenden Geschäfte und Anträge ein Zeugniss des mit Führung des
Genossenschaftsregisters beauftragten Handelsgerichts, dass die bei dem
Grundbuchamt aufgetretenen Personen als Mitglieder des Vorstandes in
das Genossenschaftsregister eingetragen sind (Bundesgesetz vom 4. Juli
1868, §. 20 [B.-G.-Bl., S. 421]).
d) Der Güterpfleger und Konkursverwalter hat die vom Konkurs-
gericht ertheilte urkundliche Bescheinigung seiner Bestallung - und
zw~r auch hier aus gleichem Grunde, wie zu a, das Original - zu über-
reichen (Braunschw. C.-P.-O., §§. 314 bis 316; R.-K.-O., §. 73); des-
gleichen
e) Testamentsexekutoren eine Ausfertigung des Testaments, In
welchem sie als solche bestellt sind (so übrigens §. 12, Abs. 2).
§. 12 (Pr; §§. 39, 51).
Für den Nachweis der Beerbung zum Zweck der Eintragungen
oder Löschungen im Grundbuch gelten folgende Bestimmungen:
1. Gesetzliche Erben haben sich als solche durch eine den Be-
stimmungen des Gesetzes vom heutigen Tage, die Ausstellung gericht-
licher Erbbescheinigungen betreffend, entsprechende Erbbescheini-
gnng des zuständigen Gerichts auszuweisen.
2. Beruht das Erbrecht auf einem gerichtlichen oder notariellen
Testament oder Erbvertrag, so ist eine Ausfertigung oder beglaubigte
Abschrift 1) desselben mit der betreffenden Niederlegungs - und
Verkündigungsverhandlung und der Bescheinigung des zuständigen
Richters, dass der Erblasser, so viel ihm bekannt, eine anderweitige
letztWillige Verfügung nicht nachgelassen habe, dem Grundbuchamt
zu überreichen. Der Ueberreichung jener Urkunden bedarf es
nicht, sofern dieselben dem Grundbuchamt in Urschrift vorliegen.
3. Aus Privattestamenten oder aus Erbverträgen, welche ohne
öft'entliche Urkunde in Form der schriftlichen Testamente errichtet
sind (Ges. Nr. 33 vom 16. Oktbr. 1860, §. 1), können Eintragungen
oder Löschungen nur erfolgen, wenn die Bescheinigung des zu-
1) Das Gesetz stellt hier wie anderwärts (§§. 21, 38, 39), die beglaubigte
Abschrift der öjfentlichen Urkunde der 170m Gericht oder Notar gegebenen
1USfertigung hinsichtlich der Beweiskraft gleich, wie auch nach.R:-C.-P.- O.
§. 400 eine öjfe'ltliche Urkunde gleichtnä8sig in der Urschrift (Koncept
o~er Ausj61tigung) oder in beglaubigter Abschrift vorgelegt werden kann,
Während dies gemeinrechtlich nicht unbestritten war (WetzeZl, Syst. 2. Ausg.,
S. 220, Anm. 95 b).
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ständigen Richters, dass gegen die Echtheit der Privaturkunde kein
Bedenken obwalte 2), und dass der Erblasser, so viel ihm bekannt,
eine anderweite letztwillige Verfügung nicht nachgelassen habe,
vorgelegt ist.
In den Fällen unter 2. und 3. haben Testamentsvollstrecker über-
dies eine Bescheinigung des zuständigen Richters, dass die Erbschaft
angetreten sei, beizubringen.
Das im gesetzlichen Aufgebotsverfahren ergangene, in beglau-
bigter Form überreichte Erkenntniss , durch welches nachgewiesen
wird, dass sich nach erfolgter öffentlicher Ladung Niemand gemeldet
habe, der ein besseres Recht in Auspruch nehme, ersetzt den Nach-
weis der Beerbung.
1. Bei Erbfällen haben die Erben sich als solche bei dem Grund-
buchamt zu legitimiren. Der Paragraph enthält die Vorschriften, welche
in dieser Hinsicht erfordert werden, je nachdem das Erbrecht auf Gesetz,
auf gerichtlichem oder notariellem Testament oder Erbvertrag oder end-
lich auf Privattestament beziehungsweise einem der Form desselben ent-
sprechenden Erbvertrag beruht; das dabei erwähnte zuständige Gericht
ist dasjenige, bei welchem der Erblasser seinen allgemeinen Gerichts-
stand hatte (Entw. des Erbleg.-Ges., §. 2). Diese Bestimmungen sind
zunächst massgebend, sofern es sich uni eine Erbschaft handelt , deren
Regulirung einem inländischen (Braunschweigischen) Gerichte anheim-
fällt; sie kommen aber auch für solche Erbschaften zur Anwendung, für
welche der Gerichtsstand vor einem deutschen Gerichte ausserhalb des
Herzogthums begründet ist; insbesondere darf in diesem Falle bei gesetz-
licher Erbfolge die Legitimation des Erben nur dann für beschafft
angenommen werden, wenn das von der betreffenden Behörde ausgestellte
2) Aus dernegati·ven Fassung der geforderten Bescheinigung darf nicht etwa
gefolgert werden, dass letztere von dem Richter in jedem Falle ertheilt werden
diirfe , wenn ihm nur nicht beitimmte positive Anhaltspunkte für einen
Fälsch14ngsverdacht vorliegen. Vielmehr ist es die Pflicht des Richters, von
Amtswege~ zu priifen, ob die für die fragl. letztwz11ige Verfügung gesetzlich
corqeschriebenen Förmlichkeiten beobachtet sind zu welchem Zwecke er s. B.
beim Privattestament einzelne Testamentszeugend~rüberwird verneh1nen mÜSSen,
ob sie ihre Unterschriften und Siegel anerkennen und zu bewahrheiten vermögt:tl,
dass auch die übrigen Zeugen das Testament unterschrieben und besiegelt haben
(I:ergl. darüber Fei~ in Glück's Komment. sa. 45, S. 44 ff.). Die ausdrüCk-
lzche. A~tfste.llu.ng einer solchen Verpflichtung im Gesetze, wie sie von .der
Justiekiimmission gewünscht wurde, empfahl sich jedoch um desswz1len mcht,
l.cel1 dadurc~ sonst der r.:rund~uchrichter zum Verlangen des Nachweises, dass
Jener Verpflichtung genugt ses , veranlasst sein würde. Aus diesem Grtlride
und bei der ausdrück~ichen Versicherung des Regierungsvertreters , dass jene
u.nters~c~ung als Pflzcht des Richters vorausgesetzt werde, ist Seitens d~
11ommJSslOn von dem Antrage auf Aufnahme eines bezüglichen Zusatzes A..•..............
a
,'.
_d .. , _'ii,..
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Attest auf denselben Grundlagen beruht, wie die von dem Gerichte des
Inlandes auszustellende Erbbescheinigung. Hinsichtlich der Ertheilung
von Erblegitimationsattesten Seitens nicht deutscher Behörden ent-
soheiden die Grundsätze des §. 9, Abs. 2. In jedem Falle ist es Absicht
des Entwurfs, das Grundbuchamt von der Prüfung und Feststellung der
dieErbenqualität begründenden Thatsachen zu entlasten und nur die das
Ergebniss solcher Kognition enthaltende Urkunde seiner Prüfung zu
unterbreiten. - Die unter NI'. 2 zum Nachweise der Echtheit des Testa-
ments geforderte Mitausfertigung der "Niederlegungsverhandlung" bezieht
sich begreiflich nur auf schriftlich übergebene (test. judici oblatum), nicht
auch auf mündlich aufgenommene (test. apudactacanditum) Testamente. -
Die Erklärung des Erbschaftsantritts , wie sie bei gerichtlichen Testa-
menten und Erbverträgen in dem Preuss. Einf.-Ges. für Neuvorpommern
und Rügen §. 24, Abs. 3 gefordert ist, schien nicht erforderlich, da in
der Ueberreichung des Testaments oder Erbvertrags beim Grundbuchamt
Seitens des Erben und dem daran geknüpften Antrage auf Umschreibung
unbedenklich die Antretung der Erbschaft erblickt werden kann.
Der Entwurf hat der Legitimation des Nachfolgers in ein Familien-
stammgut keine Erwähnung gethan, weil derartige Güter gesetzlich nicht
veräussert und mit Schulden belastet werden können (Gesetz NI'. 30 vom
20. Mai 1858, §. 3), und daher ein Interesse an gesetzlicher Regulirung
dieses Verhältnisses nicht vorhanden war.
2. Da mit dem testamentum destitutum auch die Bestellung des
Testamentsexekutors hinfällig wird (M ühlenbruch in Glück's Komment.
Bd. 43, S. 439), so fordert der Entwurf, dass .die Aufrechthaltungdes
Testaments durch die Antretung der Erbschaft Seitens eines Testaments-
erben festgestellt wird.
3. Dass das in einem von dem Erbberechtigten provocirten Auf-
gebotsverfahren ergangene Ausschlussurtheil dieselbe Kraft hat, wie ein
Erblegitimationsattest, entspricht der Vorschrift des §. 275, 3 der Braun-
schweigischen C.-P.-O., vergl. mit §. 5 des Entwurfs des Erbleg.-Ges.,
und ist auch in den Preuss. Einführungsgesetzen de 1873 (Neuvor-
pommern §. 24, Schleswig-Holstein §. 39, Hannover §. 13, Hessen-Nassau
§. 14, Ehrenbreitstein §. 13), ebenso auch in der Oldenb. G.-B.-O., §. 30
anerkannt. Bezüglich des von dem Erbberechtigten nach dem Inkraft-
treten der R.-C.-P.-O. angestrengten Aufgebotsverfahrens vgl. Ges. NI'. 12
v. 1. April 1879, §. 7, NI'. 3.
§. 13 (pr. §. 42).
Die bei dem Grundbuchamt eingehenden Anträge und Urkunden
sind mit dem Tage des Eingangs vom Grundbuchrichter oder Buch-
führer zu bezeichnen. Wenn mehrere Anträge, bei denen es auf
Bestimmung der Reihenfolge ankommt, an demselben Tage eingehen,
so bedarf. es einer so genauen Bezeichnung des Zeitpunktes ihres
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Einganges, dass daraus die Reihenfolge der geschehenen Vorlegung
(§. 16) ersichtlich wird.
1. Die Vorschrift dieses Paragraphen ist von Wichtigkeit, weil
sich nach dem Zeitpunkte des Einlaufs die Reihenfolge der Einschreibungen
im Grundbuch und danach wieder die Rangordnung der Hypotheken und
anderen dinglichen Rechte richtet (vergI. §. 16 u. G.- E. - G. §§. 25, 39).
Das Präsentationserforderniss bezieht sich auch auf die im Grundbuch-
amt aufgenommenen, auf Eintraguug oder Löschung im Grundbuch
bezüglichen Protokolle, welche nach dem Abschluss uoch besonders mit
dem Vermerk über deu Zeitpunkt des Abschlusses als dem des Eingangs
zu verseheu sind (vergl. Turna u, Grundbuchordn., S. 153).
2. Versiegelte Schreiben sind, wenn an das Grundbuchamt adressirt,
von dem Grundbuchrichter, sonst von dem ersten Amtsrichter zu öffnen.
Die Präsentation kann nur im Lokale des Grundbuchamts erfolgen; der
Präsentationsvermerk ist von dem betreffenden Grundbuchbeamten mit
seinem vollen Namen zu unterschreiben 1).
3. Der Entwurf sagt, abweichend vom Preuss. Gesetz, dass die "bei
dem Grundbuchamt" eingehenden Anträge und Urkunden zu präsentiren
seien, um damit auszudrücken, dass auch die ausserhalb des Amtslokals
aufgenommenen Anträge erst vom Augenblick ihres Einlaufs im Geschäfts-
lokal an mit dem Präsentatum zu versehen seien (s. oben zu §. 7, Nr. 2).
4. Die Worte des Preuss. Gesetzes "genau mit d~m Zeitpunkt des
Eingangs" sind im Entwurf in die Worte "mit dem Tage des Eingangs"
abgeändert, weil es regelmässig nicht erforderlich schien, dass auch die
Stunde des Eingangs oder noch ein geringerer Zeittheil angegeben
werde. Das letztere Erforderniss tritt erst dann ein, wenn an einem
und demselben Tage mehrere Eintragungsgesuche für dasselbe Grund-
stück eingehen, in welchem Falle eine genauere Bezeichnung des Zeit-
punkts ihres Eingangs; also auch Angabe der Stunde, erforderlich wird,
damit aus dem Präsentatum sogleich ersehen werden kann, in welcher
Reihenfolge die Anträge dem Grundbuchrichter vorzulegen sind.
5. Ein Gegenbeweis gegen einen etwa unrichtigen Präsentations-
vermerk ist an sich nicht ausgeschlossen. Die Wirkung ist jedoch eine
verschiedene, je nachdem die Eintragung bereits erfolgt ist oder nicht.
Letzteren Falls kann kein Bedenken sein, dass, wenn der Grundbuch-
richter von der unrichtigen Präsentation Seitens des Buchführers über-
zeugt. wird, die Eintragung nach dem wirklichen Einlauf zu geschehen
hat; im ersteren Falle ist die Beseitigung der unrichtigen Eintragung
nur im Processwege statthaft.
1) Vgl. Geschäfts{Jrdnung für die Gerichtsschreibereien der Braunschw.
Gerichte rom 12. Sept. 1579, §. 4 (Mansfelll, Ausführungsgesetze S. 545)
und da'! dazu erlassene 21linist. - Bescr. v. 29. Dec. 1882, Nr. 8282 (ztscM.
f· R. XXX, S. 17).
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§. 14 (Pr. §. 43).
Die Verfügungen auf die Anträge sind vomGrundbuchrichter zu
erlassen und vom Buchführer auszuführen.
Die Eintragungsformel ist dem Antrag gemäss von dem Grund-
buchrichter wörtlich in der Fassung zu entwerfen, in welcher sie in
das Grundbuch eingetragen werden soll.
Nebenbestimmungen, insbesondere über Kündigung oder Zahlung
des Kapitals, sind dem Antrag entsprechend in dieFormel aufzunehmen.
1. Die Bestimmungen der erstenbeiden Absätze entsprechen dem
bisherigen Verfahren. Nach dem auch noch in neuerer Zeit zur An-
wendung gekommenen Rescripte des vorm. Herzogl. Landesger. vom
14. Januar 1830 (Bege, Repert. 11, S. 152) ist die Verfügung über die
in Frage kommende Eintragung in das Hypothekenbuch von dem die
freiwillige Gerichtsbarkeit ausübenden Beamten (Amts- oder Stadtrichter)
erlassen und diesem Erlasse gemäss von. dem Gerichtssekretär oder
Registrator als Hypothenbuchführer eingetragen. Auch die nach §. 8
des Gesetzes Nr, 22 vom 19. März 1850 vorgeschriebene- Bescheinigung
über die ordnungsmässige Eintragung mit Angabe des wörtlichen Inhalts
unter oder neben der Originalausfertigung des Kontrakts musste von
dem richterlichen Beamten, welcher damit zugleich eine Specialkontrole
über die Richtigkeit der Eintragung ausübte, ertheilt werden. Dieses
Verfahren hat sich durchaus bewährt und gelangt daher in dem gegen-
wärtigen Paragraphen zur gesetzlichen Anerkennung, nur dass die
Kontroleüber die von dem Grundbuchführer vorgenommenen Eintragungen
nicht in der bisherigen Weise durch die Ertheilung der Bescheinigung,
sondern nach §. 15 des Entwurfs durch die l\'Iitunterschrift des Grund-
buchrichters geübt werden soll.
2. Die Vorschrift des Abs. 3 bezieht sich auf §. 31 des G.-E.-G.,
wobei nur vorausgesetzt wird, dass die Nebenbestimmungen, welche dem
Antrage entsprechend in die Formel aufgenommen werden sollen und
aus der mit dem Hypothekenbrief verbundenen Schuldurkunde «(:.-B.-~.,
§. 34) sich ergeben, ihrerseits dem §. 31 cit. entsprechen. \\1 as die
Rückzahlungsbedingungen betrifft, deren Feststellung dem freien Ermessen
d~r Betheiligten unterliegt, so ist es übrigens nicht erforderlich, dass
dieselben nach ihrem Wortlaute im Antrage auch in die Eintragnngs-
formel aufgenommen werden' es würde dies namentlich dann, wenn die
Rückzahlung nach einem bes~immtenAmortisationsplan erfolgen soll, bei
~sen Nichtbeachtung eine kurze Kündigungsfrist festgesetzt ist, 'die
Uebersichtlichkeit, welche das Grundbuch in Betreff der Belastung des
Grundstücks bewahren soll, geradezu stören. Für solche Fälle würde
daher statt seitenlanger Eintragung auch ein Hinweis auf den zu den
G~undakten überreichten Amortisationsplan für genügend zu erachten
selni vergl. G.-B.-O., §. 32, Aha. 3.
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§. 15 (Pr. §. 44).
Bei allen Einschreibungen in das Grundbuch ist der Tag der
Einschreibung anzugeben; die als dingliche Rechte oder als Hypo-
.theken einzutragenden Posten sind mit fortlaufenden Nummern zu
versehen. Die Einschreibungen sind im Grundbuch von dem Grund-
buchrichter und dem Buchführer zu unterschreiben.
1. Nach §. 15 des Circ.-Rescr. vom 3. März 1842 sollte zwar den
Einträgen "Tag, Monat und Jahr, an welchem sie geschehen", beigesetzt
werden; aber dieser Tag war nicht der der Einschreibung, sondern der
der Verfügung des Richters. In Zukunft dagegen ist der Tag der Ein-
schreibung im Grundbuch anzugeben; dieser wird zwar regelmässig mit
dem Tage der vom Grundbuchrichter erlassenen Verfügung zusammen-
fallen; ist er aber, was namentlich bei beschäftigten Grundbuchämtern
vorkommen wird, von letzterem verschieden, so ist doch nur der Tag
der Einschreibung massgebend, und dies ist wichtig namentlich im Hin-
blick auf die Vorschrift des §. 41 des G.-E,-G., wonach die Rangordnung
zwischen Hypotheken und dinglichen Rechten nach dem Datum der Ein-
tragung bestimmt werden soll. Uebrigens ist hierbei der Tag der
kleinste entscheidende Zeitpunkt. Verfügungen, durch welche gleich-
zeitig die Eintragung von dinglichen Rechten und Hypotheken angeord-
net wird, miissen an einem und demselben Tage zur Einschreibung
gelangen. Wäre aber an dem nämlichen Tage zuerst ein dingliches
Recht und später auf Grund eines nur einige Stunden nachher ein-
getragenen Antrags eine Hypothek eingeschrieben, so würde die Ein-
schreibung bei beiden allerdings unter demselben Datum, bei der Hypo-
thek jedoch mit dem Vermerk zu erfolgen haben, dass sie der Eintragung
des dinglichen Rechts von demselben Tage nachstehe (Dernburg,
Preuss. Privatr. I, 4. AuH., S. 486 ff.; Bahlmann, Komment. 3. Auf!.
S. 301 ff., 305 ff.).
2. Die Einschreibung im Grundbuch ist nicht bloss, wie bisher
(Cire. - Reser. vom 3. März 1842, §. 33), vom Buchführer, sondern auch
vom Grundbuchrichter zu "unterzeichnen", d. h. mit der Namensunter-
schrift zu versehen 1), und dies hat seinen Grund darin, dass dadurch - wie
zu §. 14 hervorgehoben wurde - eine Garantie für die Richtigkeit des
Eintrags gegeben werden soll. Eine Verletzung dieser Formvorschrift
würde, da sie als wesentlich anzusehen ist, die Nichtigkeit der Eintragung
1), Der Entl.O,urf forderte die Unterzeichnung der Einschreibungen dMren
den Grundbuchrzchter und den Buchführer. Die Kommission hat jedoch, ••
der durch die Motive reprobirien Auslegung, als ob eine blosse Signatur mit
~;:.,;;'.::~::'::.:::==~......-tm"" dm A.......J
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zurFolge haben (Dernburg a. a, 0., S. 487, Note 17, und für das eine
gleiche Vorschrift enthaltende Meklenburgische Recht: von Meibom
a, a. 0., S. 68, Note 5; A. M. Dernburg und Hinrichs, Preuss. H.-R.
I, S. 128, Anmerk. 15). Wenn die Mitunterzeichnung durch den Grund-
buchrichter sich der durch den Buchführer geschehenen Einschreibung
nicht unmittelbar anschliessen, sondern erst an einem späteren Tage er-
folgen sollte, so kann doch nur dasjenige Datum entscheidend sein, an
welchem der Grundbuchrichter den. Eintragungsvermerk mit .unter-
zeichnet. Bis zu seiner Unterzeichnung ist derselbe in der Lage, die
Richtigkeit der Eintragung prüfen und etwaige Fehler beseitigen zu
können; was bis dahin von dem Buchführer allein geschehen ist, gilt
nur als ein Internum des Gerichts; erst durch die Unterzeichnung beider
Beamten wird die Eintragung perfekt und erlangt Rechtskraft nach
aussen hin. Kann daher die Eintragung nicht von beiden Beamten an
demselben Tage unterschrieben werden, so hat der Buchführer zunächst
den Einschreibungsvermerk ohne Unterschrift und Datum einzutragen,
und ist erst· bei gleichzeitiger Vollziehung der Einschreibung durch
Richter und Buchführer der Tag der Einschreibung nachzutragen. In
diesem Sinne entschied das Kammergericht zu BerIin durch Verfügung
vom 15. April 1876, zugleich unter Bezugnahme auf ein Rescript des
Preuss.Justizministers vom 4. März ej. a., bei Johow, Jahrb. VI, S. 320
bis 322. Die gegentheilige Ansicht vertheidigt Schultzenstein bei
Johowa. a. 0., S. 322 ff.; s. auch Bahlmann, Komment. S. 305.
§. 16 (Pr. §. 45).
Aus mehreren Eintragungsgesuchen für dasselbe Grundstück
erfolgt die Eintragung in der durch den Zeitpunkt der Vorlegung
der Gesuche bei dem Grundbuchamt bestimmteu Reihenfolge, und
~us gleichzeitig vorgelegten Gesuchen zu gleichemRecht, wenn nicht
In denselben eine andere Reihenfolge bestimmt ist.
1. Sind mehrere Anträge im Grundbuch einzutragen, so entscheidet
ü~er die Reihenfolge der Eintragnng der Zeitpunkt ihres Einlaufs (vergl.
dieMotive zu den §§. 25, 39 und 41 des G.-E.-G. und zn §. 13 G.-B.-O).
Mehrere durch dieselbe Post eingelaufene Briefe werden inder Praxis
als gleichzeitig eingegangen angesehen (Turnau, Grundbuchordn., S: 159,
160; abweichend Dernburg a, a, 0., S. 486, 487, welcher annimmt,
dass die Gesuche schlechthin nach der Ordnung, in welcher sie dem Be-
amten in die Hand kommen, zuprnsentirenlieien). Aus gleichzeitig ein-
gegangenen Gesuchen erfolgt die Eintragung zu gleichem Recht, also
Zwar hinter einander unter fortlaufenden Nummern, aber mit dem bei
jeder Nummer zu vermerkenden Zusatz über die Gleichheit des Vorrechts
~ sei denn, dass im Gesuche selbst etwas Anderes bestimmt wäre. Sollten
die mehreren eingegangenen Gesuche sich einander widersprechen, z. TI.
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so, dass der Gläubiger A mit Einwilligung des B die Eintragung einer
Hypothek auf des Letzteren Grundstück beantragt, während dieser das
Eigenthum an solchem Grundstück bereits dem C aufgelassen hat, so ist
dieser Antrag überhaupt nicht zu berücksichtigen. Wenn aber die meh-
reren einander ausschliessenden Gesuche gleichzeitig eingehen, so kann
überhaupt keine Eintragung erfolgen, es muss vielmehr die Entscheidung
des Processrichters eintreten.
2. Durch einen unvollständigen oder mangelhaften Antrag wird
die Priorität nicht gewahrt; er ist überhaupt zur Eintragung nicht geeig-
net, wobei der Grundsatz: ftfile per inutile non vifiatur in Beziehung auf
jeden einzelnen Eintragungsantrag nicht in Betracht kommt. Daher darf
z. B., wenn die Eintragung einer Hypothek zu 1000 Mark mit 5 Proe,
Zinsen und dreimonatlicher Kündigung für.A beantragt, aber der An-
fangstag der Verzinsung nicht angegeben ist, nicht etwa die Eintragung
des Kapitals selbst unter Weglassung der Zinsen geschehen und dieVer-
vollständigung des Gesuchs iu Gemässheit des §. 31 des G. - E. -G. dem
Antragsteller anheimgegeben werden, sondern es muss die Eintragung
im Ganzen unterbleiben. Der Grundbuchrichter soll sich überhaupt mit
den Betheiligten in Zwischenverhandlungen über Vervollständigung der
Anträge nicht einlassen, sondern ungenügende Anträge definitiv zurück-
weisen. Anders dagegen ist es, wenn zwei selbstständige, in keiner Be-
ziehung zu einander stehende Anträge überreicht sind, von denen der
eine vollständig, der andere mangelhaft ist; hier wird der erstere ein-
getragen, der letztere zurückgewiesen werden müssen, auch wenn derselbe
dadurch die Gleichheit des Vorrechts einbüssen sollte, und ist es dann
Sache des Antragstellers, das Versäumte nachzuholen (Werner, Mat. H,
S. 131). Wenn nachträglich das Hinderniss , welches der Eintragung
entgegenstand, gehoben wird, so muss doch der fragI. Antrag den während
der Vervollständigung eingegangenen Anträgen hinsichtlich der Priorität
nachstehen, da ein Konvalesciren mangelhafter Anträge bei der formalen
Behandlung der Grundbuchsachen nicht stattfindet.
§, 17 (Pr. §. 46).
Der Grnndbuchrichter ist verpflichtet, die Rechtsgültigkeit der
Auflassung, Eintragungs- oder Löschungsbewilligung nach Form .und
Inhalt zu prüfen. Ergiebt diese Prüfung für die beantragte Eintra'"
gung oder Löschung ein Hinderniss, so hat der Grundbnchrichter
dasselbe spätestens innerhalb einer zweiwöchigen Frist nach dem
Tage des Einganges 1) dem Antragsteller bekannt zu machen.
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Mängel des Rechtsgeschäfts, welches der Auffassung, Eintra-
gungs- oder Löschungsbewilligung zu Grunde liegt, berechtigen nicht,
die beantragte Eintragung oder Löschung zu beanstanden.
Der Paragraph enthält eine Einschränkung des Legalitätsprincips, von
derbereits in der allgemeinen Begründung und in den Motiven des G.-E.-G.
bei §. 2, Nr. 3 die Rede war (s. oben S. 5, 17, 18). Das bisherige Recht
(Ges. Nr. 22 vom 19. März 1850, §. 5, Nr. 3) verpflichtet den Hypotheken-
richter, seine Prüfung darauf zu erstrecken, ob die Kontrahenten an sich,
und ob sie "bezüglich des in Rede stehenden Rechts" dispositionsfähig
sind; und diese Prüfung macht von selbst auch eine Untersuchung des
unterliegenden Rechtsgeschäfts nothwendig (vergl. z. B.die Rechtsfalle in
Ztschr. III, S. 10; VII, S. 104-, 105; XII, S. 181 ff.; ebensoPlenarbeschl. O.-G.
vom 21. Febr.1877, die Eintragung einer Kaution auf das Goldberg'sche
HausNr, 2387 zu Braunschweig betr.). Daneben enthält das in §. 9 des
cit. Gesetzes ausdrücklich bestätigte eire. - Reser. vom 3. März 1842 in
den §§. 18 sq. in Ansehung der Legitimation des Eigenthümers bestimmte
Vorschriften, welche den Richter nach verschiedenen Richtungen hin zu
Nachforschungen über die der beantragten Eintragung zu Grunde liegen-
den Rechtllverhältnisse der Parteien verpflichten. Nach dem Princip des
neuen Grundbuchsystems, von welchem der gegenwärtige Paragraph nur
eine nothwendige Konsequenz enthält, wird die Prüfungspflicht des
Grnndbuchrichters nicht beseitigt, sondern in Folge der Einführung des
Konsensprincips nur eingeschränkt. Gegenstand der Beurtheilung des
Richters ist in Zukunft nur das dinsrliche Rechtsverhältniss, welches durch
den beantragten Buchakt begründ;t, verändert oder aufgehoben werden
soll, nicht das zum Grunde liegende Obligationsverhältniss.
Der Grundbuchrichter hat seine Prüfung also nur auf die Anträge
undBewilligungen zu erstrecken, beides jedoch nicht bloss auf deren Form
(§. 8), sondern auch in Beziehung auf ihren Inhalt. Welcher Art der
~nhalt bei Auflassungen, dinglichen Rechten und Hypotheken sein müsse,
rst bei den betr. Paragraphen des G.-E.-G. speciell erörtert. Abgeseben
davon ist aber auch ein wesentlicher Bestandtheil des Inhalts, dass der
betr, Antrag von einer dispositionsfahigen Person ausgeht. Es ist daher
~nächst zu prüfen, ob der Antragsteller überhaupt. zur Ab'gabe verbind-
hcher Willenserklärungen befugt, ob er verfügungsfahig ist oder "unter
fremderGewalt stand" (Unterger.-Ordn. vom 2. Februar 1.764, Kap. XI~,
§.2), ob', Wenn er unter Vormundschaft oder Kuratel SICh befand, die
Ohervormundschafts_ oder Oberkuratelbehörde ihre Genehmigung zu der
beabsichtigten Verfügung ertheilt hat, ob Dispositionsbeschränkungen
8chri~e zu deren BeseiNgung thun oder andere Massregeln als ~ie beabsichtigt.en
eTgreifen zu kö-nnen, und weil die gesetzte Frist der. Erojfn.!mf/ des ent-
gegenstehenden Hindernisses an den Bethet1igten auckfür flfelbeschajtlgte Grund-
6Uchämterausreicl1end erscheine. Die V/.ffschrijt selbst bestand übrigens schon
nach §. 5, Abs. 2 des Gesetzes Nr. 22 vom 19. März 1850.
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bei dem Namen des Eigenthümers eingetragen sind, ob der Fall einer
etwaigen Erwerbsunfähigkeit vorlag, wie z. B. bei einer nicht ins
Handelsregister eingetragenen Firma (Ges. Nr. 31 vom 14. September 1863,
§. 29, Abs. 1 und 2) und dergl. mehr, Prüfungen, welche namentlich bei
den im Auslande aufgenommenen Legitimationsurkunden mit grossen
Schwierigkeiten verbunden sein können. Es muss sodann aber auch die
Legitimation des Antragstellers, insbesondere also festgestellt werden,
ob der Antrag von Demjenigeu ausgeht, welcher durch das Grundbuch
selbst oder durch urkundlichen Nachweis als Rechtsnachfolger des darin
eingetragenen Berechtigten legitimirt ist I). Und endlich ist zu kon-
statiren, dass die legitimirte und die antragstellende oder bewilligende
Person identisch ist, daher die Prüfung sich insbesondere auch auf die
Vollmacht des Stellvertreters zu beziehen hat. Ergeben sich nach dieser
Untersuchung in der einen oder anderen Richtung irgend welche
Mängel, so ist der Antragsteller danach zu bescheiden. Nur bei den
Requisitionen "zuständiger Behörden" ist die Prüfungspflicht insofern
beschränkt, als diese Behörden für die Legalität ihrer Ersuchen selbst
verantwortlich sind, der Grun'dbuchrichter daher ihre Entscheidungen
insoweit zu respektiren und "den aus dem Grundbuch sich ergebenden
Anstand der ersuchenden Behörde bekannt zu machen" hat (Pr. G.-B.-O.
§.41).
Das unterliegende Rechtsgeschäft selbst ist, wie bereits hervor-
gehoben wurde, überall nicht Gegenstand der Prüfung des Richters, und
da der unterliegende Vertrag nach §. 74 des G.-E.-G. nach wie vor vor
Gericht oder vor Notar und Zeugen verlautbart werden muss, so ist da-
für gesorgt, dass derselbe weder eine Unsittlichkeit, noch die Ueber-
tretung eines staatlichen Verbots enthalten kann, weil sowohl Gerichte
wie Notare die Verpflichtung haben, die Aufnahme von Verträgen zn
verweigern, welche verbietenden Gesetzen widerstreiten (Ges. Nr. 22 vom
19. März 1850, §. 2, Notar.-Ordn. §. 3).
§. 18.
Die bisher geführten Hypothekenbücher gelten in Zukunft als
Grundbücher. Ebenso gelten die bei dem Herzogl. Stadtgerichte
Braunschweig bisher geführten Beschwerungsscheinbücher in Zukunft
als Grundbücher.
Die Schwierigkeiten, welche in anderen Ländern der Einführung des 1
I
neuen Grundbuchsystems entgegengestanden haben, sind bei uns nieht '.
1) Was speciell. die Innungen betrifft, so bestimmt der §. 99 der Reic1ls-
~ewerbeordn. ,~. 1. Juli 1883, dass die Innung unter ihrem Namen ReCllte,
z~.~be~01Id,ere E.zgenth,um und andere dingliche Rechte an Grundstücketl, erwer/JI:II,
J erbzndlzchkezten ezngehen, vor Gericht klagen und verklagt werdm k4JlIlJo
Für alle Vermndlichkeiten der Innung haftet den Gläumgm'n nur das VenrWgeff
der Innung.
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vorhanden, da wir uns - von dem in der Stadt Braunschweig geltenden
besondern Recht abgesehen -schon seit langen Jahren im Besitz von
Hypothekenbüchern befinden, welche nach Realfolien geordnet sind.
Es steht daher Nichts entgegen, die bisherigen Hypothekenbücher fortan
als Grundbücher im Sinne des G.-E.-G. und der gegenwärtigen Grund-
buchordnung gelten zu lassen. Die geringen Aenderungen in .der
formellen Einrichtung dieser Bücher, welche sich als wünachenswerth
herausstellen, werden im Wege der Instruktion (§. 54) angeordnet
werden.
Bei dem Stadtgericht Braunschweig haben die Beschwerungsschein-
büeher die Stelle der Hypothekenbücher insofern vertreten, als bei jeder
Besitzveränderung ein neues Folium angelegt ist, auf welchem neben dem
neuen Besitztitel die bisherigen Lasten und sonstigen Verbindlichkeiten,
soweit sie bestehen geblieben, eingetragen sind. Diese Eintragungen
unterscheiden sich freilich in Charakter und Bedeutung wesentlich von
den Eintragungen in die im übrigen Lande bestehenden Hypotheken-
bücher. Während letztere die Existenz der Hypothek selbst bedingen,
haben die Beschwerungsscheinbücher nur den Zweck, die zum General-
protokoll bestellten, auf das betr. Grundstück bezüglichen dinglichen
Rechte zu konstatiren und gleichsam· in einem Rahmen zusammenzu-
fassen.
Diese nach Personalfolien angelegten Bücher mit dem dazu gehörigen
.Schlüssel" werden zwar bei der neuen Grundbuchverfassung beibehalten
werden können, sie erhalten jedoch in Zukunft eine veränderte Bedeu-
tung, insofern die Eintragungen in dieselben so angesehen werden müssen,
als wären sie im Grundbuch erfolgt, so dass von Einführung der neuen
Gesetze an das dingliche Recht erst mit der Eintragung im Beschwerungs-
scheinbuche erworben wird.
Ueber die Bedeutung der bisherigen Eintragungen im Hypotheken-
buch im Verhältniss zu den dem neuen Grundbuchsystem entsprechenden
Eintragungen vergl, §. 1 des Einf.-Ges.
§. 19 (Pr. §§. 19 und 120).
Die Einsicht der Grundbücher und der Grundakten, sowie der
Antrag auf Mittheilung von Auszügen oder Bescheinigungen aus den
Grundbüchern ist öffentlichen Behörden, Notaren, Rechtsanwälten
und ausserdem Jedem gestattet, welcher nach dem Ermessen des
Grundbuchrichters ein rechtliches Interesse dabei hat 1).
1) Ebenso können Rechtsanwälte die Ein$icht gerichtlich publicirter
Testamente, sowie der Vormmulscha/ts- und Ktwatelakten beanspruchen, ohne
dIJss es des NachtlJeises eines rechtlichen Interesses 11lrer Mandanten bedarf.
Ztsdr. f. R. XXVIII, S. 102 jJ. Wegm der Gibührm fÜ1" Etnsicht der~ten u. Grundbücher s. Ges. s-. 40 v. 11. Jldi 1879, .4111. B. Kr. XV.
~w.igisch.Grundbuchge•• tze. 12
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Nach §. 5 des Gesetzes Nr. 28 vom 4.Juli 1851 und nach der dem-
selben durch das Circ.-Rescr. Herzogl. Oberger. vom 5. September 1874
(Ztschr. XXII, S. 13) - durch welches ein früheres restrictiv erklärendes
Rescriptvom 25. November 1861 (Ztschr. IX, S. 111) aufgehoben wurde-
zu Theil gewordenen extensiven Interpretation hatten Notare und An-
wälte schon bisher das Recht, ohne Beibringung besonderer Legitimation
nicht nur Einsicht der Grundbücher, sondern auch Auszüge daraus, ins-
besondere Ertheilung von Hypothekenscheinen zu fordern; dasselbe war
der Fall hinsichtlich öffentlicher Behörden. Dieses Recht ist ihnen nach
dem gegenwärtigen Paragraphen nicht nur geblieben, sondern es ist in
Gemässheit des Princips der Oeffentlichkeit des Grnndbuchs noch insofern
erweitert, als Beides, das Recht der Einsicht und das Recht der An-
forderung von Auszügen oder Bescheinigungen, Jedem gewährt ist, dem
ein rechtliches Interesse, d. h, ein solches, welches sich auf Begründung,
Ausübung oder Aufhebung von Rechten bezieht, zur Seite steht, eine
Voraussetzung, deren Vorhandensein das Grnndbuchamt nach eigenem
Ermessen zu beurtheilen hat, daher die Befugniss desselben, unter
Umständen eine Bescheinigung zu verlangen, nicht ausgeschlossen er-
scheint.
Dass zu diesen Personen der neue Eigenthümer beim Eigenthums-
wechsel in jedem Falle zu rechnen sei, ist in §. 30, Abs, 3 vorgeschrieben;
Diese Bestimmungen gehen zwar nicht so weit, als die des H.-G.-B.,
Art. 12 in Betreff des Handelsregisters, aber doch weiter, als das Preuss,
Recht, welches nur den Eigenthümer zur Anforderung einer beglaubigten
Abschrift des ganzen Grundbuchblatts berechtigt (G.-B.-O. §. 120), öffent-
lichen Behörden dagegen und den von ihnen beauftragten Beamten nur
das Recht ertheilt, einzelne Abschriften zu verlangen und andere Per-
sonen, die ein rechtliches Interesse dabei haben, lediglich auf die Ein.
sieht des Grundbuchs beschränkt (ibid. §. 19).
Eine Verpflichtung zur Ertheilung von Auskunft aus den Grund-
büchern oder Grundakten hat der Entwurf nicht ausgesprochen, da dies
zu einer grossen Belästigung des Grundbuchamts führen und dessen Vel'"
antworllichkeit ohne Noth erweitern würde. Auch erstreckt sich das Recht
der Einsicht des Grundbuchs nur auf diejenigen Theile desselben, welche
einzusehen das Interesse des Antragstellers fordert, wie denn dieselbe auch
nur unter Kontrole eines Beamten des Grundbuchamts erfolgen kann.
§. 20 (Pr. §. 89).
Die endgültige Eintragung an der Stelle einet VormerkUIig
erfolgt mit BewilligungDessen, gegen welchen die Vormerkung •.gfl;
richtet war; oder unter Vennittelung des Processrichters, oder 1l4f
Ansuchen der zur Beantragung der Eintragung einer Vorm~
berechtigten Behörde.
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Dass die endgültige Eintragung des F..igenthums, dinglichen Rechts
oder der Hypothek an Stelle einer Vormerkung nicht bloss mit Bewilli-
gung Dessen, gegen welchen die Vormerkung gerichtet war, oder unter
Vermittelung des Processrichters, sondern auch direkt auf Ansuchen der
Behörde, welche den Antrag auf Eintragung gestellt hatte, erfolgen
kann, entspricht den §§. 10, 24 und 30 des G.-E.-G. Die abweichende
Bestimmung der Pr. G.-B.-O. ist als unvollständig anerkannt (Bahlmann,
Komment. 3. Aufl. S. 397, Noten 2 bis 4; Turnau, Grundbuchordn.
S.491). Ist das Recht auf Eintragung des Eigenthumsüberganges durch
rechtskräftiges Erkenntniss festgestellt, so bedarf es zur Eintragung
des Eigenthums der Vermittelung des Prooessrichters jedenfalls dann,
wenn die Vormerkung selbst in Folge seiner Vermittelung eingetragen
war; der Berechtigte erhält durch das Erkenntniss nicht die Befugniss,
unmittelbar bei dem Grundbuchamt seine Eintragung zu beantragen
(arg. §. 46, Abs. 2 G.-B.-O.).
Ob, wenn die Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung
einer Hypothek geschehen war, in der Zwischenzeit bis zur Umwandlung
derselben in das definitive Recht ein Wechsel in der Person des Grund-
eigenthümers vorgekommen ist, erscheint gleichgültig, da die Vormerkung
für die Forderung bereits ein dingliches Recht gewährt hatte, und der
Eintritt der Bedingung ebenso wirkt, als wenn die Eintragung von
Anfang an eine unbedingte gewesen wäre (s. die Motive zu §.10G.-E.-G.
und Johow, Jahrb. VI, S. 190; VIII, S. 290 ff.) 1).
2. Ein tr a gun g des Ei gen t h ü m e r s,
§. 21 (Pr. §. 48).
Der Grundbuchrichter darf die Auflassungserklärungerst ent-
gegennehmen, wenn er nach Prüfung der Sache dafür hält, dass der
SOfortigen Eintragung des Eigenthums ein Hinderniss nicht entgegen-
steht. Insbesondere hat er die ~uflassung eines von dem bisherigen.
Rauptgute abzuschreibenden Trennstücks nicht eher zuzulassen, als
nicht Seitens der Betheiligten eine den bestehenden - (Instruction
I)Wolfj in Gruchot's Beitr. XXXI, B. 673 jf. ist tkr ÄMic1lt, dass im
F.alle des Eigenthumswechsds sowohl tkr jrühere Eigenthümer, ge!J!.n wel~hen
die Vormerkung eingetragen war, wie auch jeder nachjOlgende Eagent?,!m~
z"'!' Beu:illigung der Umschreibung der Vormerkung in eine Hy,pothek, legthmtrl
tel. Rachtiger wird man jedoch mit dem Urthell des>Ret~errehts 17~
18. M~rz 1880 (Entsch. B.-G. I, B. 383 jf.) annehmen mussefl" dass .dle
Bewallagung der endgültigen Eintragung einer Hypothek an ~telle et~ hr-
~kung, . d~ sie eine rechtliche Verjügung 'Über, das Grmadstu~" enthält, nur
on DeJTI,1enagen erjolgen kann, welcher zur Zett der UmscMetQU'llg der Vor-
ltIerkung in eine Hypothek als Eigenlhümer eingetragen tCM.
12*
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Herzoglichen Staats-Ministeriums vom 26. April 1878, Nr. 20, §. 20,
und Bekanntmachung vom 27. Oktober 1886, Nr. 38) - oder
künftighin im Wege der Landesjustizverwaltung anderweit zu
erlassenden Ordnungsvorschriften entsprechende Vermessungs-
Bescheinigung oder Uebersichtskarle beigebracht und als richtig
anerkannt worden ist 1).
In der Auflassungserklärung können die Betheiligten das Rechts-
geschäft, welches der Auflassung zu Grunde liegt, bezeichnen. Die-
selben sind befugt, eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift der
über das Rechtsgeschäft errichteten Urkunde zu den Akten zu
geben.
Die Eintragung des Eigenthumsüberganges muss sich unmittelbar
an die Anflassung anschliessen.
1. Der Grundsatz des §. 17 wird speciell für Eigenthumserwerb
durch Außassung mit der Massgabe wiederholt, dass der Grundbuch-
richter die Auflassungserklärung erst entgegennehmen darf, wenn er sich
durch die anzustellende Prüfung überzeugt hat, dass der sofortigen Ein-
tragung des Eigenthums kein Hinderniss entgegensteht. Die erforder-
liche sachliche Prüfung ist nach den bei §. 17 erwähnten Rücksichten
vorzunehmen; es kommt hierbei namentlich darauf an, ob die Veräusse-
rung oder der Erwerb von Grundstücken oder Gerechtsamen die Zu-
stimmung einer Aufsichtsbehörde voraussetzt. Nach dem bestehenden
Recht gehören hierher beispielsweise folgende Fälle:
Pflegebefohlene bedürfen zur Veräusserung von Grundstücken, wenn
sie nicht vermöge des vollkommenen Rechts eines Dritten gefordert wird,
der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde und des vorgesetzten Land-
gerichts (Ges. Nr. 33 vom 15. Oktober 1832, §. 12, Ges. Nr. 11 v. 1. April
1879, §. 33), bei Veräusserung aus freier Hand in jedem Falle (Ges. Nr. 36
vom 11. April 1876, §. 2).
Bergbeamte , deren Frauen und unter väterlicher Gewalt stehende
Kinder können im Verwaltungsbezirk 'des Ersteren Bergwerkseigenthum
nur unter Genehmigung des Herzog!. Staatsministeriums erwerben (Berg-
gesetz Nr. 23 vom 15. April 1867, §. 197, Abs. 2).
1) Der Satz; "Insbesondere - anerkannt worden ist" beruht auf defll
Ges. Nr. 48 vom 23. December 1886, welches zu dem Zwecke erlassen ist, tIflI
den auf. Grund des.Ges'1!r. 34 vom 5. Oktob. 1886 angefertigten VermeSSll1lfJS'"
u. Karttrungs-~.rbet~en fltckt nur für den Zeitpunkt der Fertigstellung derselbe1t.
sondern auch fur die Zukunft bei den vielfach vorkommenden Veräu.ssert4ngt!f
von .Trettnstucken ö.ffen~lic~ Glaubett zu erhalten, zugleich aber auch, tJJeiI
~s etnem ferneren Betlürfmsse mtspricht, zuverlässige Karten bei der V~
ausserung von Trettnst~cken auch da zu G'l'Undege1egt zu sehen, wo ei'IIt
Vermessung un~ Karttrllng allgemeiner Art auf Grund des vorerwMnUif
Gesetzes noch mcht 'l'orgenommen ist; 'lJg1. Anl. 5, S. 3 der Verhandl. des 19Iet'
ordentl. Lafldtags.
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Konkursverwalter bedürfen bei Veräusserung von Grundstücken des
Gemeinschuldners aus freier Hand der Genehmigung des Gläubigeraus-
schusses (R.-K.-O. §. 122, 1); ebenso ist erforderlich:
zur Veräusserung der Kammer- und Klostergüter (Ldseh-O, v. 1832,
§§. 164, 165, 224) und der in §. 169 der Ldsch.-O. von 1832 benannten
Gegenstände, sowie der Staatsgüter im engeren Sinne (Ldsch.-O. v. 1820,
§. 25 vergI. mit der Ldsch.-O. v. 1832, §§. 232, 189) ständische Zu-
stimmung bezw. Zustimmung des ständischen Ausschusses, wenn das
zu veräussernde Staatsgut einen Werth von 30000 Mark nicht über-
steigt;
zur freiwilligen Veräusserung von Gemeindegrundstücken und Be-
rechtigungen, sowie zum Ankauf von Grundstücken und Berechtigungen,
wenn der Kapitalwerth den Betrag von 600 Mark übersteigt, desgl.
zur Veräusserung von Grundstücken städtischer Stiftungen und Korpora-
tionen: Zustimmung des Staatsministeriums (L.-G.-O. §. 164, 2 und §.125,
Abs.4);
zur Veräusserung -ton Grundstücken städtischer und ländlicher Ge-
meinheiten: Genehmigung der Aufsichtsbehörde (Rev. St.· O. §. 179;
L.-G.-O. §. 123);
zum Erwerb und zur Veräusserung von kirchlichen Grundstücken
und Gerechtsamen und von Schulen: Genehmigung des Konsistoriums
(Ges.Nr. 51 vom 30. Nov. 1851, §. 26, 3; Ges. NI'. 52 vom 8.Dec. 1851,
§. 13, 7).
Ist der über die Veräusserung des betr. Grundstücks aufgenommene
Vertrag von der zuständigen Aufsichtsbehörde genehmigt, so ist eine
besondere ausdrückliche Genehmigung zur Auflassung nicht weiter
erforderlich, da dieselbe in jener ohne Zweifel bereits enthalten ist
(Johow, Jahrb. IV, S. 91 ff.; Dernburg und Hinrichs, Preuss. H.-R.
I, S. 282, Note 11. Abweichend: J ohow, In, S. 87 und 104, und
Bahlmann, Komment., 3. Aufl., S. 322, 323). Zur Vermeidung von
Zweifeln empfieht es sich übrigens für die Praxis der Aufsichtsbehörden,
mit der Genehmigung des Geschäfts die Autorisation zur Auflassung
sogleich zu verbinden.
2. Das Recht zur Belastung des Grundstücks erwirbt der Eigen-
thümer nur nach vorgängiger Eintragung seines Eigenthums, oder doch
mindestens, wenn er die Eintragung "gleichzeitig" erlangt (G.-E.-G.
§§. 6, Abs. 2. 20. 27, 1), d. h. wenn auf Grund eines direkt beim Grund-
buchamt gestellten Antrages zu derselben Zeit, zu welcher die Eintragung
der Hypothek oder des dinglichen Rechts beantragt wird, auch sein Eigen-
thum eingetragen wird, was natürlich nicht eher geschehen kann, als bis
der Grundbuchrichter in der Lage ist, die Zulässigkeit der Eintragung
des Eigenthums zu prüfen, mag sie übrigens auf Grund vorgängiger
.Auflassung oder ohne solche nach §. 6 des G.-E.-G. erfolgen.
3. Ueber die ZulAssigkeit der Bezeichnung des unterliegenden
Rechtsgeschäfts bei der Auflassung und über die Befugniss zur Ueber-
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reichung einer Ansfertigung der über das Rechtsgeschäft errichteten Ur-
kunde s. Motive zum G.-E.-G. §. 2, Nr. 3 (S. 17, 18) 2).
4. Die Vorschrift, dass die Eintragnng des Eigenthumsüberganges
sich unmittelbar an die Auflassung anschliessen soll, hat den Zweck, zu
verhüten, dass in der Zwischenzeit zwischen der ersten Auflassung und
der Eintragung auch noch eine fernere Auflassung für eine andere Person
oder Anträge auf Eintragung von Hypotheken oder dinglichen Rechten
Seitens des noch eingetragenen Eigenthümers eingehen können und
dadurch Betrügereien aller Art möglich werden (Werner, Mat. 11,8.16).
Hierdurch und durch die Bestimmung des ersten Absatzes, dass die
Auflassungserklärung überhaupt nur angenommen werden darf, wenn der
2) Für die Kontrahenten kann es allerdings wichtig sein, dass sie bei der
Aujlassungserklärung das der Aujlassung zu Grunde liegende Rechtsgeschäft
behuf Sicherltng etwaiger demnächstiger Anfechtung der Eintragung (G.-E.-(J.
§. 12) bezeichnen und den Beweis dieses Rechtsgeschäfts durch Ueberreichung .
der über dasselbe errichteten Urkunde erbringen. 4ber diese Bezeichnung des
Rechtsgeschäfts und die Uebergabe der Urkunde interessiren eben nur die
Parteien; der Grundbuchrichter nimmt nur insofern Akt davon, als er den
Erwel'bsgrund bei der Eintragung im Grundbuch miterwähnt und die Urkunde
zu den Akten legt. Obligatorisch durfte weder die Angabe des Rechtsgeschäfts,
noch die Uebergabe der Urkunde gemacht werden, wenn man nicht das in deIIJ
Grunderwerbsgesetze befolgte System der Beschriinkunq des Legalitätsprineips
auf das dingliche Moment, während der Grundbuchrichter sich unI das unter-
liegende Rechtsgeschäft überall nicht kümmern soll, untergraben wollte. Be-
denken konnten zwar bei nicht vorhandener Verpjlichtung der Kontrahenten
zur Bezeichnung des der Aujlassung unterliegenden Rechtsqeschiift» und Z1J!f
Ueberqabe der Verlragsurkunde erhoben werden theils insofern, als nicht zu
ersehen ist, ob der unterliegende Vertrag in der durch das Gesetz geboteneil
Form (G.-E.- G. §. 74) errichtet worden, theil« wegen der möglichen Bed.
trächti!!ung des fiskalischen Interesses an der richtigen Verwendung des StemptJs.
Was Jedoch den ersten Einwand betrifft, so werden die Bethel1igten a~
ohne gesetzlichen Zwang bewogen werden, das Veräusserungsgeschäft, (j1I,f
dessen Grund die Aujlassung erfolgt, in der vom Gesetze vorgeschriebe1itR
Form verlautba·ren zu lassen, da sie ohne deren Beobachtung ihre vertrli.gs-
mässigen Ansprüche weder klag- noch einredenweise würden geltend lIIaCMl
können (s. obenS. 144 u. Wolff inZtschr. f. R. XXX, S.117). Die richtigl
~tempelerhebung abe~ lässt sich auch ohne vorliegende Urkunde genügend
uberwachen, und wlrd diese Kontrole durch ein besonderes Gesetz geregelt
werden.
Aus vorstehenden Gründen ist ein in der Justizkommission gestenterA~di~ Befugniss zur Angabe des betreffenden Rechtsgeschäfts und zur~
relchung der darüber verlautbarten Urkunde in eine V erpflichtung .':BlI
verwan.de~n, Seitens des Regierungsvertreters bekämpft und darauf fJ01I .iI!,
KommiSSIOn fallen gelassen. Ueber die gleichen Vorgänge" im. Preusl. ~
geordneten~ause s. Werner, Mat. II, S. 194,195. _ Nach §. 829 des~
des D. Burg. Gesetzbuchs ist zur Wirksamkeit des dinglichen Vertrags'..
A?gabe des Rec~tsgrundes nicht erforderlich. "Die Wirksamkeit des V~
lClrd dadurch lIIcht ausgeschlossen, dass die Vertragsschliessenden versc~
Rechtsgründe vorausgesetzt haben oder dass der von ihnen voraus~~.e~~;rnd nicht vorhanden oder;'ungültig war" (vgl. dazu Motive BtI.~
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sofortigen Eintragung des Eigenthums kein Hinderniss entgegensteht,
werden die Vorgänge bei dem Eigenthumsübergang - Auffassung und
.Eintragung - so konstruirt, dass sie nur als Theile eines einzigen Aktes
erscheinen 3). Zwar wird zwischen AuHassung und Eintragung immerhin
ein grösserer oder geringerer Zeitraum verstreichen; der "unmittelbare
Anschluss" der Eintragung an die AuHassung will daher auch nur
bedeuten, dass der Grundbuchrichter bezüglich des aufgelassenen Grund-
stücks keinem in der Zwischenzeit vorgekommenen Rechtsakte seine
Beachtung schenken darf, dass er bei Prüfung der nach der AuHassung,
aber vor der Eintragung des Eigenthums eingegangenen anderweiten
Auflassungserklärungen oder Belastungsanträge den unmittelbaren Zu-
sammenhang zwischen AuHassung und Eigenthumseintragung zu Grunde
zu legen, das Grundstück also in der zwischen beiden Theilen _des Rechts-
aktes verHiessenden Zeit gleichsam als eine res extra comm'ercium zu
betrachten und erst von Vollendung des Eigenthumserwerbs ab die
Wirksamkeit der inzwischen eingegangenen Anträge eintreten zu lassen
hat (cf, Ztschr. f. R. XXVI, S. 146 ff.) (). . .
§. 22.
Bei Gemeinheitstheilungen und im Fall der Adjudikation bei
Zwangsversteigerungen erfolgt die Eintragung des Eigenthums auf die
durch den Separationsrecess bezeichneten, beziehungsweise dem Er-
steher richterlich überwiesenen Grundstücke auf Ersuchen der zu-
ständigen Behörde.
Das Gesetz über den Eigenthumserwerb enthält zwar Bestimmungen
darüber, dass dingliche Rechte und Hypotheken auf Ansuchen zustän-
!ligar Behörden eingetragen oder gelöscht werden (§§. 21. 23, Abs. 2.
27,4. 59), aber keine Vorschrift über eineunterVermittelung einer zu-
ständigen Behörde erfolgende Eintragung des Eigenthmpserwerbs, was
seinen Grund darin hat dass solcher Erwerb, abgesehen von dem Fall
der freiwilligen Veräus'serung, sich auch ohne. Eintragung vollzieht,
8) Vgl. G.-E.-G. §. 1'Änm.1. ." d'
4) "Wenn ein mehrerenPersonen gehöriges Grundstück k~n relbststan tg~s
Grundbuchblatt erhalten hat. vielmehr statt dessen jedem Miteigenthümer seIn
ideeller Antheil an dem Grl~ndstück auf dem Blatte seines s~tigen Grund-b~sitzes als Zubehör zugeschrieben i.st, SQ darf die de-m~tf!e. Äu~s~mg
einer Parzelle des gemeinschaftlichen Grundstücks durch sa~mtliche Mltergen-
tMmer nicht davon abhängig gemacht werrU1l, dass vorerst ~n besonderes Blatt
über, das gemeinsame Grundstück angelegt oder eine'r~ .~ng desselbe:
bewwkt wird. In einem solchen Falle ist auf jedem derbet~'ltgte" Falz.cu ",u
vermerken., dass das Ob-jekt der Gemeinsehaft sich um ateabzuschre!bende
Parozelle gemin.dert hat." Jastrow, RechtsgrumlSätze derBmsch. des KamJner-
gCTIchts in nichtstreitigen RechtSsacheN (1889) S. 64.
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während letztere nur zum Zweck weiterer Außassung und Belastung
erfordert wird (G.-E.-G. §. 6).
Um jedoch die im öffentlichen Interesse wünschenswerthe Rektifi-
kation des Grundbuchs zu bewirken, soll das bisherige Verfahren, wonach
aufGrund des von der Hersogl, Lendes-Oekonomie-Kommiseion übersandten
Separationsrecesses die Berichtigung des Besitztitels erfolgte (Organ.-Ges.
vom 20. December 1834, §r77), beibehalten 1)und auch bei Adjudikationen
im Zwangsversteigerungsverfahren die Umschreibung des Eigenthums
auf Ersuchen des Versteigerungsgerichts bewirkt werden (vgl. Subhast.-
Ordn. Nr.37 v. 10. Juli 1879, §. 70 ff.; Mansfeld, Ausführungsges.
S. 237). Das gleiche Verfahren ist auch in einzelnen Preuss, Einf.-Ges.
de 1873 (für Neuvorpommern und Rügen §. 44, für Hessen und Nassau
§. 5, Abs. 2 und für Ehrenbreitstein §. 4) angeordnet.
§. 2'3.
Der Besitzer eines im Grundbuch nicht eingetragenen Grund-
stücks, welcher dem zuständigen Stadt- oder Amtsgericht durch Ur-
kunden, durch eidesstattlich abgegebene Versicherung von Zeugen,
durch Bescheinigung öffentlicher Behörden oder sonst glaubhaft
macht, dass er das Eigenthum dieses Grundstücks erworben habe,
kann alle Diejenigen, welche ein Recht an dem Grundstück ZU
haben vermeinen, öffentlich laden lassen, unter der Androhung des
Rechtsnachtheils :
dass nach Ablauf der Frist der Besitzer als Eigenthümer in
demGrundbuch eingetragen werden wird, und dass, wer die
ihm obliegende Anmeldung unterlässt, sein Recht gegen
einen Dritten, welcher im redlichen Glauben an die Richtig~
keit des Grundbuchs das Grundstück erworben hat, nicht
mehr geltend machen kann 1).
Die Ladung erfolgt unter Beobachtung der für das Aufgebote-
verfahren geltenden Vorschriften. Werden von keiner Seite An-
sprüche auf das Eigenthum des Grundstücks erhoben, so wird der
Besitzer auf seinen Antrag unter Vorlegung des Ausschlussurtheils
1) Die nühertm Bestimmungen finden sich in dem Gesetz über den Erwerb
von ürundeigenthum und Grunddienstbarkeittm bei Gemeinheitsthet1ungen §§.4
und 5 (s. unten).
_ 1) Vgl. Ges. Nr. 12 v. 1. Apn1 1879, §. 7, Nr. 1 und Ge». Nr. tU fj.
:J. Okto~. 1886, §. 5, 1: "Nach Wiedereingang des Vermessungs-Materialf/ull
He~zoglzches -:tmtsgericht die zeitigtm legitimirten Besitzer der in das G~
bez.ehu"gsw,~lSe Hypoth.ektmbuc? nicht eingetragenen Grundstücke zur~
kung der Etntragung ihre« Etgtmthums auf dem gesetzlich vorgeschriehef1e8
Wege (G.-B.-O. §. 23, vgl. mit Gesetz NT. 12 vom 1. April 1879, §. 7, H,.. 'l)
aUfzufordern." - Darüber, dass nur der Besitz des Grundstücks das jr.l!trf
vocatwnsrecht gewährt, t'gl. Ztschr. f. R. XXXVI, S. 87. . .< ...
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als Eigenthümer im Grundbuch eingetragen, andernfalls, sofern das
Eigenthum des Antragstellers bestritten wird, ist dessen Eintragung
biszur rechtskräftigen Erledigung des Streitpunktes im Processwege
auszusetzen.
§.24.
Der vorgedachten Ladung bedarf es nicht, wenn es sich bei der
beantragten Eintragung des Eigenthums um ein zur Gemeinheits-
theilung gezogenes Grundstück handelt, und eine öffentliche Auf-
forderung der Separationsbehörde zur Geltendmachung etwaiger
Theilnahmerechte bereits erlassen ist.
Dasselbe ist der Fall, wenn das Grundstück bis dahin dem
Privatverkehr entzogen war und nach erfolgter Einsetzung in den-
selben von der zuständigen Behörde dem Antragsteller über-
wiesen ist.
Die §§.3 und 5 des Einführungsgesetzes disponiren theils über den
Fall, wenn bei Einführung des neuen Grundbuchsystems zwar das Grund-
stück, nicht aber dessen gegenwärtiger Eigenthümer im Grundbuch ein-
getragen war, theils über den ferneren Fall, wenn für das Grundstück
einBlatt im Grundbuch bisher nicht existirte, der bisherige Besitzer aber
das Eigenthum desselben schon vor dem 1. Oktober 1878 erworben zu
haben behauptete. Für beide Fälle sind in dem Einf. - Ges, die Eintra-
gung des Eigenthumserwerbs erleichternde Vorschriften gegeben. Es
muss jedoch noch ein dritter Fall berücksichtigt werden, nämlich der,
dass ein Grnndbuchblatt für das betr, Grundstück nicht angelegt, dessen
Besitz jedoch erst nach dem 1. Oktober 1878 erworben ist. Eine positive
Vorschrift, dass alle Grundstücke im' Grundbuch eingetragen werden
müssen, existirt bei uns nicht. Zwar sind bei Gelegenheit der in Folge
der Ausführung der Separationen nöthig gewordenen Anlegung nener
Hypothekenbücher die Hypothekenbehörden, mit Ausnahme des früheren
Stadtgerichts Braunschweig, durch ein (nicht abgedrucktes) Circularrescript
HerzogL Obergerichts. vom 24. Juni 1867 angewiesen, alle bebauten
Grundstücke nach der Reihe des Separationsrecesses, die nicht bebauten
und imPertinenzverbande sich nicht befindlichen Grundstücke aber nach
Massgabe der in den' §§. 9 bis 14 des Circ.-Rescr. vom 3. März 1842
e~thaltenen Vorschriften in das Hypothekenbuch einzutragen; indessen
gIeht es auch jetzt, besonders da, wo bisher die Separationen nicht ~oll-
. endet oder neue Hypothekenbücher nicht angelegt sind, noch zahlreIChe
Grundstücke des Staats, der geistlichen Instituten. s, w., ferner solc~e
Grundstücke, welche extra C01mnercium sind, deren Eintragung, wenn SIe
sofort geschehen sollte, unnütze Arbeit und Kosten und nicht selten
Schwierige Ermittelungen behuf Auffindung des Besitztitels u, s, w. ver-
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ursachen würde. Der Entwurf sieht von jeder zwangsweisen Eintragung
ab; wenn aber in Zukunft ein solches nicht eingetragenes Grundstück
veräussert oder belastet werden soll, so kann dies nur nach vorgängiger
Eintragung desselben in das Grundbuch geschehen; ein Veräusserangs-
oder Belastungsverkehr ausserhalb des Grundbuchs kann sich für die
Folge nicht mehr vollziehen. Es sind hierbei nun zwei Fälle von ein-
ander zu unterscheiden:
1. Entweder befindet sich das fragliche Grundstück im allgemeinen
Verkehr, der Besitzer aber hat dasselbe durch ausserordentliche Ersitzung,
welche auch nach dem G.-E.-G. (§. 5, Abs.3 und Motive dazu) bei nicht
eingetragenen Grundstücken noch immer einen gültigen Titel für. den
Eigenthumserwerb bildet, erworben. In diesem Falle muss ein Aufgebots~
verfahren nach Analogie des §. 2J5, 1 der Braunschw. Civil-Proc.-Ordn.
stattfinden, um etwaige Prätendenten zu ermitteln, streitige Ansprüche
im Processwege zu erledigen und dadurch eine sichere Grundlage für die
Eintragung im Grundbuch zu gewinnen. Zu den Prätendenten gehöreJi
übrigens nicht nur Diejenigen, welche das Eigenthum des Grundstück!
ganz oder theilweise in Anspruch nehmen, sondern auch solche, welche
dingliche Rechte daran erworben zu haben behaupten, was jedoch, da das
Grundstück bisher im Grundbuch nicht eingetragen war, nur auf durch,
Ersitzung erworbene positive Grunddienatbarkoiten Bezug haben kann
(G.-E.-G. §.17, 1). Von der Vorschrift vorgängiger Einleitung des Auf-
gebotsverfahrens ist in §. 24, Abs.l des Entwurfs eine Ausnahme nur für
den Fall zugelassen, wenn das Grundstück zur Separation gesogen und
nach Massgabe der §§. 201 und 202 der G.-Th.-O. bereits eine EdiktaJ.
ladung unbekannter Berechtigter zur Geltendmachung ihrer Theilnaluotr
rechte erlassen war, da diese eine nochmalige Ladung überflüssig machJlJl
würde. Sind nun im Aufgebotsverfahren anderweite Ansprüche an d88
Grundstück nicht zur Anmeldung gelangt, so hat der Provokant das ab-
gegebene Ausschlussurtheil dem Grundbuchamt vorzulegen und bei dCID"
selben die Eintragung zu beantragen; hat dagegen die erfolgte Anmel,
dung zur Entscheidung im Processwege und zur Abgabe eines dem Pm-
vokanten günstigen Urtheils geführt, so muss nicht nur dieses, sonders
auch eine Bescheinigung des mit Leitung des Aufgebotsverfahrens betraut
gewesenen Richters, dass ausser der. durch den Procesariehter en~hiilr
denen Anmeldung keine weitere erfolgt sei, bei dem Grundbuchamt~
reicht werden. h'>'
2. Oder das Grundstück, für welches bis dahin ein Grundbuchhlliet
nicht existirte, war eine res extra cQmmerC'ium. In diesem Falle.k8IJ1l
eine Eintragung im Grundbuch begreiflich nur dann erfolgen,wenn.~
Grundstück zuvor in Verkehr gesetzt worden. Dies geschieht durch~..
Erklärung der zuständigen Behörde, nämlich der betr. Kommunal-';1JIJIl·
Kreisorgane bei dem Aufhören von öffentlichen Ortsstrassen,t~
Wanne- und Fusswegen (Ges. Nr, 37 vom 5. Juni 1871, §. 4,.!bg;;,~~
des Herzog!. Staatsministeriums bei Einziehung von Staatsstrassen>.
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Kommunikationswegen (Ges. cit., §.4, Abs.2), der Herzogl, Kreisdirektion
beiVeränderung öffentlicher Flüsse etc, (Geso Nro 64 vom 20. Juni 1876,
§§. 38 sq., 51, 53). Die Ueberweisung zu Eigenthum bildet in diesem
Falle einen ausreichenden Titel, um darauf hin die Eintragung des
Grundstücks im Grundbuch zu fordern.
§. 25.
Die Eintragung des Eigenthums auf den einem Miterben zuge-
fallenen Antheil an einem Grundstück kann nur mit Zustimmueg
der übrigen Miterben geschehen.
Das Eigenthum an einem auf den Anerben vererbten, von diesem
jedochnoch nicht zu selbstständiger Bewirthschaftung übernommenen
Bauerhof ist für sämmtliche in ungetheilter Gemeinschaft verbliebene
Erben einzutragen.
Zur Eintragung des Eigenthums auf den Namen des Anerben
bedarf es der Zustimmung der bisher mit ihm in ungetheilter Ge-
meinschaft verbliebenen Miterben.
. 1..Der Alleinerbe erwirbt durch Antretung der Erbschaft das zum
Nachlass gehörige Grundstück in der Art, dass es sofort Theil seines
eigenen Vermögens wird; um die Eintragung seines Eigenthnms im
Grundbuch (G.-E.-G. §. 6) zu beschaffen, bedarf es nur der Nachweisung
seiner Eigenschaft als Erbe (Go-B.-O. §.12). Anders ist es bei Miterben,
~ lange sie den Nachlass noch nicht getheilt haben; bis dahin repräsen-
~en sie sämmtlich noch den eingetra.genen Erblasser, sie stehen unter
emander in einer Gemeinschaft des Erbvermögens und sind nach Ver-
hiiltniss ihrer Erbportionen zwar zu bestimmten, aber nur zu ideellen
Theilen berechtigt und verpflichtet. Wird diese Vermögensgemeinschafi
au~gehoben, so müssen zugleich die aus dem Miterbenverhältniss ent-
sprmgenden gegenseitigen Rechtsverhältnisse geregelt werden, wozu
uamentlich die Anrechnung der Vorempfänge, die Entrichtung von Präle-
gaten, die Berichtigung von Ansprüchen wegen in gemeinsamem Inter-
esse.gemachter Auslagen u, dergl, gehört. So lange das jtuliciumjamz7iae
herczscundae nicht stattgefunden hat, haben die Erben ein Interesse
daran, dass ohne ihren Willen kein Anderer in die Vermögensgemein.
schaft eintritt und dadurch die Regelung jener Verhältnisse erschwert 1).
S91l daher der dem Miterben an einem Nachlassgrnndstück zugefallene,
ohneWeiteres bestimmte Erbtheil in das Grundbuch eingetragen werden,
s~ll derselbe damit die Qualität einer Erbschaftssache verlieren, und soll
dIe Möglichkeit geschaffen werden .dass ders~lbe durch Auftassung in
die Hände Dritter gelangt. so kann' dies gültig nicht auf einseitigen An·
---------------
1) 8. auch Reinbeek: in Ztschr. f. R. XXXm, 8. 140.
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trag des einzelnen Miterben, sondern nur mit Zustimmung sämmtlicher
Erben geschehen, welche vor Auflösung der Erbgemeinschaft keinen
Fremden in der zwischen ihnen .bestehenden Kommunion zu dulden
brauchen. Daher bestimmt der Entwurf, dass die Eintragung des Eigen-
thums auf den einem Miterben zugefallenen Antheil am Grundstück nur
erfolgen darf, wenn die übrigen Miterben konsentiren, Ueber diePreuss,
Auffassung vergl. Turnau, Grundbuchordn. Nachtr, S. 32; Förster,
Pr. Privatr. IV, S. 298 ff.j Dernburg, Pr. Privatr. III, S. 662 ff.
Auch der heres ex re certa, mag übrigens dessen rechtliche Stellung
auch seinen· Miterben gegenüber in der Doktrin und Rechtsprechung
z';eifelhaft sein, wird unbedenklich zu den Miterben, deren Konsens er-
forderlich ist, gerechnet werden dürfen, ein Verfahren, das in der Praxis
des Stadtgerichts Braunschweig bei Umschreibung eines Erbschafts-
grundstücks auf den Namen sämmtlicher Erben unter Billigung des
obersten Gerichtshofs beobachtet ist (Erk. O.-G. I. Sen. vom 28. Juni 1870
in Ztschr, XX, S. 95).
2. Ueber die Frage, mit welchem Zeitpunkt das Eigenthum an
einem Bauerhof bei Erbfällen in der Descendentenlinie auf den Anerben
übergehe, hat die Praxis der hiesigen Obergerichte geschwankt. Während
man bis zum Jahre 1845 im Allgemeinen annahm, dass erst nach erfolgter
Auseinandersetzung unter den vorhandenen Miterben das alleinige Recht
des Anerben in Wirksamkeit trete (z. B. L.-G. v. 25. Juni 1824 und
O.-A.-G. v. 14. Septbr. 1824 i, S. Voges c. Diedrich), wurde in einem
Erkenntniss des vormaligen O.-A.-G. vom 9. December 1845 i, S. Brand
e, Meier (Seuffert, Arch. XVI, 234, I) die Ansicht vertheidigt, dass
den durch Gesetz, Herkommen oder väterliche Bestimmung zur Nach- '
folge in ein Bauergut Berufenen das dingliche Nutzungsrecht am Hofe
sofort mit der Eröffnung der Nachfolge gebühre, eine Ansicht, welche
längere Zeit in der Praxis befolgt ist *) und durch die Vorschrift des
§. 30 des Ges. Nr. 29 vom 20. Mai 1858 zwar nicht für Bauergäter,
aber für die in mancher Hinsicht ihnen gleichgestellten Pertinenzgäter
gewissermassen gesetzliche Sanktion erhalten hat. In neuerer Zeit ist
diese Ansicht jedoch in der Judikatur des obersten Gerichtshofs wieder
verlassen; man hat angenommen, dass das Bauergut im Gesammteigen-
thum der zur Erbfolge Berufenen bis dahin verbleibe dass die Er~
auseinandersetzung, insbesondere die Ueberweisung de~ Bauerguts an
den Anerben zum Naturalbesitze erfolgt ist, gleichgültig, ob bei Eröff-
nung der Erbfolge das Anerbenrecht in Folge elterlicher Verfügung oder
durch Observanz bereits feststand, oder ob keiner der Miterben vor d6Il
*) VergI. Rej, des O.-A.-G. vom 14. Septbr. 1849 (Seuffert, Amh.~
282); Erk. O.-G. III. Sen. vom 18. Decbr. 1850 i. S. lGiinker c, Kohlenberg;
Erk. O.-G. 1. Sen. vom 4. Februar 1853 i. S. Lüdecke c. Lüdecke ; ResoL leB
~~;:;;:. <)'-G. vom i s, -Iuni ises (Z,it"h,. IX, S. '" W.; B,." _IX,J
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übrigen zum Anerben berufen war, jeder vielmehr den gleichen und
vollenAnspruch auf das Anerbenrecht hatte und nur. dem. durch Loosung
sich ergebenden besseren Rechte des Anderen weichen musste **).
Hieran ist durch das Ges. Nr. 11 vom 28. März 1874, den bäuer-
lichen Grundbesitz betreffend ; nur so viel geändert, dass das Gesammt-
eigenthum der in der gemeinschaftlichen Were verbliebenen Erbberech-
tigten nicht mit der Realisirung der Hofesannahme, sondern bereits mit
der Volljährigkeit des Anerben - welcher gegenwärtig immer, nämlich
entweder durch die Bestimmung des Ascendenten oder durch das Gesetz
(§.7 I. c.) feststeht - aufgelöst, und mit letzterem Zeitpunkt das Eigen-
thum des Bauerhofs durch den Anerben erworben wird (s. dagegen:
Schottelius in Zeitsehr. f. R. XXX, S. 81 ff.), ein Grundsatz, der in
dem fraglichen Gesetze zwar nur für den Fall, dass die Bewirthschaftung
des Hofes von dem aufgeheiratheten Ehegatten in ungetheiIter Gemein-
schaft mit unabgefundenen Kindern fortgesetzt worden (§. 15 I. e.) aus-
drücklich ausgesprochen, dessen allgemeinere Geltung aber bei den Ver-
handlungen über den Gesetzentwurf zur allseitigen Anerkennung gelangt
ist (s. Landtagaber. Prot. 68, S. 4 und 5; Prot. 77, S. 8; Prot. 86, S. 6).
Aus diesem Princip ergiebt sich eine doppelte Konsequenz. Znnächst,
dass Verfügungen über die Substanz des Hofes nur von derGesammtheit
der in der gemeinsamen Were verbliebenen Miterben, zu denen auch der
überlebende Ehegatte und der Interimswirth zu rechnen sind, vor-
genommen werden dürfen, daher, wenn solche während dieser Zeit nöthig
werden, die zuvorige Umschreibung des Eigenthums auf den Namen
sämmtlicher Erben, welchen das Gesammteigenthum am Bauerhof zusteht,
erfolgen muss. Sodann, dass, wenn die Gemeinschaft aufgehoben wird,
die Eintragung des Eigenthums auf den Namen des Anerben nur mit
Zustimmung aller Miterben geschehen kann; dadurch sind dieselben in
der Lage, jede einseitige Disposition durch Verlassung oder Belastung
des Hofes bis dahin zu verhüten, dass eine Berechnung der Grösse ihrer
Abfindungen; Leibzucht u. s. w., bei welcher der Werth des Hofes, der
Zubehörungen und des Inventars zur Zeit der Annahme desselben Seitens
. **) Diese Ansicht ist bereits im Erk. O.-G. llL Sen. vom 15. Januar 1862
1.8. Hoppe e, Schulze (Zeitschr. X, S. 73; Seuttert, Areh. XVI, 133) ver-
foehten, hat auch Entscheidungen des Herzogl.StaatsministeriUDl8 in Erb8cha~.
~~hen zu Grunde gelegen (Zeitschr. Xli, S. 52.tr. bes, S. 54) und 1St
später m den Erk. d. O.-G. I. Sen. vom 26. Mai 1871 (Seuffert, Arch. XXVI,
49), vom 29. April 1813 (Zeitschr. XX, S. 120), vom 16. Septbr. 1873 (Zeit-
lchr. 1. c., B, 241), vom 6. März 1874 (Zeitschr. XXI, 8. 100), sowie in dem
Bescheide des Plenums O. -G. vom 21. December 1872 (Zeit.ehr_ XX, S. 68;
Seuffert. Arch. xxvm, 147) konstant betolgt worden..Ebenso Erk. O.-G.
L 8. V.16. Oktbr.1877 (Zeitschr. t. R. XXV, S. 167). worin jedoch dem Ratze
.der Todte erbt den Lebendigen" inr den Fall dennoch Geltung beigelegt ist,
"enD Dach Lage der einschlagenden VerhiUtnisee für die sogen. gemeinsame
".er& kein Raum ist (z. B. wenn nur ein Erbe überllaupt da ist, aber alle
.Iliterben rechtsbeständig abgetunilensind).
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des Anerben zu Grunde zu legen ist, stattgefunden hat. Beide Konse,.
quenzen hat der Entwurf in Absatz 2 und 3 des §. 25 ausgesprochen.
§. 26 (Pr. §. 53).
VerIDächtnissnehmer müssen die Einwilligung der Erben in die
Eintragung ihres Eigenthums in beglaubigter Form (§. 8) oder das
die Erben zur Ertheilung der Einwilligung verurtheilende rechts-
kräftige Erkenntniss beibringen. .
Der Legatar, welchem von dem Erblasser ein diesem gehöriges
Grundstück vermacht ist, succedirt zwar in das Eigenthum des ErlJ..
lassers unmittelbar mit Antretung der Erbschaft; da aber das Grundstück
zunächst einen Theil der Erbschaft bildete, und der Legatar sein Eigen'
thumsrecht nicht eigenmächtig ausüben, sondern von den Erben nur
verlangen kann, dass ihm das Grundstück zu freier Disposition ausgeant-
wortet werde (L. 1 §. 2 D. quoä legat.' 43, 3), so kann auch die Um-
schreibung im Grundbuch auf den Namen des Legatars nicht hinter dem
Rücken der Erben, sondern nnr mit deren Zustimmung erfolgen, zum
Beweise theils der geschehenen Antretung der Erbschaft, theils der
Ueberlassung des Grundstücks zu freier und uneingeschränkter Disposition
an den Legatar (Seuffert, Arch. XXI, 134). Dass die Zustimmungs-
erklärung dem Grundbuchamt nur in beglaubigter Form vorgelegt werden
kann, entspricht der Vorschrift des §.:8 der G.-B.-O., dass sie eintretenden
Falls durch rechtskräftiges Erkenntniss ersetzt werden muss, der gleiehes
Bestimmung des §. 44 der G.-B.-O. und des §. 67, Abs. 2 des G.-K-G.
§. 27 (Pr. §. 54).
Nebenbestimmungen aus Verträgen oder letztwilligen Verfiig1lll'"
gen, welche das Eigenthum oder die Befugniss des EigenthÜDIers,
über das Grundstück zu verfügen, beschränken, werden nur auf J>e..
sonderen Antrag eingetragen.
Der Paragraph bezieht sich theils auf die in §. 13 G.-E.-G. erwähnteIl
Beschränkungen des Eigenthums (s, Motive dazu), theils auf sol(}hed~
Vertrag oder letztwillige Verfügung begründeten Dispositionsbe~
kungen, durch welche lediglich der eingetragene Eigenthümer verhiJJ~
werden soll, über das Grundstück zu verfügen, und durch welche für~
Berechtigten nur ein persönliche's, kein dingliches Recht geschaffen ....
wie z.:B. ~or- und Wiederkaufsrechte u. dergl.
• DIe.Emtr~gung solcher Beschränkungen des Eigenthums odertl~
Elgenthumers un Grundbuch muss ausdrücklich und besonders.bean~
werden, und der Grundbuchrichter soll weder das Recht noch die Pßlolll.
haben, aus einem ihm zu anderen Zwecken überreichten Vertrage.oüt
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einer letztwilligen Verfügung den möglicherweise implicite darin ent-
haltenen Antrag auf Eintragung durch Interpretation zu ermitteln. Die
Vorschrift dieses Paragraphen bildet daher gewissermassen eine Ergän-
zung des die Official- Eintragung regelmässig ausschliessenden §.5 des
Entwurfs, und sie war nöthig, wenn nicht die Verantwortlichkeit des
Grundbuchrichters (§. 3) auf ein ungebührliches Mass der Aufmerksam-
keit ausgedehnt werden sollte.
§. 28 (Pr. §. 55).
In den Fällen, in welchen der Erwerb des Eigenthums an ein-
getragenen Grundstücken eine Auflassungserklärnng des bisher ein-
getragenen Eigenthümers nicht voraussetzt, kann der Eigenthümer
zur Eintragung seines Eigenthums angehalten werden, wenn
1. eine zuständige Behörde dieselbe erfordert, oder wenn
.2. ein dinglich oder zu einer Eintragung Berechtigter die-
selbe beantragt.
§. 29 (Pr. §. 56).
Wird von einem nach §. 28 hierzu Berechtigten die Eintragung
des Eigenthümers beantragt, so hat der Grundbuchrichter den Eigen-
thümer unter Mittheilung des Antrages aufzufordern, binnen einer
bestimmten Frist sich eintragen zu lassen.
Lässt derselbe die Frist fruchtlos verstreichen und bescheinigt
auchnicht Hindernisse, welche einen ferneren Aufschub rechtfertigen,
80 ist der Antragsteller auf den Processweg zu verweisen. Dasselbe
findet statt, wenn der Eigenthümer im Fall des §. 28, Nr.2 das Recht
des Antragstellers bestreitet.
Der zur Eintragung seines Bergwerkseigenthums verpflichtete
Erwerber (Ges. über den Eigenthumserwerb etc., §. 70, Nr. 1) ist
von dem Grundbuchamt unter Androhung einer die Summe von
150 Mk. nicht übersteigenden Geldstrafe zur Eintragung binnen
einer bestimmten Frist aufzufordern. Bei unentschuldigter Ver-
säumung dieser Frist setzt der Grundbuchrichter die Strafe fest,
verfiigt deren Einziehung und erneuert tM frühere Aufforderung
a~ ihn unter der Verwarnung, dass nach Ablauf der neuen Frist die
Eintragung seines Eigenthttmsvon Amtswegen erfolgen werde.
In den Fällen, wo der EigenthlUnsetw&rb sieh nicht durch Anf-
laesung vollzieht (G.-E.-G. §. 6); nSDl-entlichalso bei~ Erwerb d~eh
~rbgang, kann es unter Umständen nothwendig erschemen , den ~lCht
elllgetragenen Eigenthümer ZUl' Eintragung anzuhalten, um das eigene
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Recht auf Eintragung im Grundbuch in Ausführung zu bringen oder Uin
sonstige durch die Eintragung des Eigenthümers bedingte Handlungen
gegen den Letzteren vorzunehmen. Das Recht, die vorgängige Ein-
tragung des Eigenthümers fordern zu dürfen, kann theils einer zustän-
digen Behörde, theils einem Realinteressenten oder sonst zur Eintragung
Berechtigten zustehen. Das Erstere ist der Fall, wenn z. B. ein Arrest
oder, nach verfügter Subhastation des Grundstücks, ein Subhastations-
vermerk im Grundbuch eingetragen werden soll, das Grundstück aber
noch nicht auf den Namen des Arrestaten oder Subhastaten eingetragen
steht, während nach §. 8 G.-E.-G. nur der eingetragene Eigenthümer als
der richtige Beklagte gilt. Das Letztere tritt ein, wenn z. B. Derjenige,
welcher ein dingliches Recht kraft Gesetzes oder zufolge Adjudikation
erworben hatte, dessen Eintragung verlangt (G.-E.-G. §. 16), sie aber
nicht erreichen kann, weil der zur Erwirkung der Eintragung verurtheilte
Eigenthümer (G.-E.-G. §. 21) als solcher im Grundbuch noch nicht ein-
getragen war, oder wenn der Käufer eines Nachlassgrundstücks ein
Recht auf Auflassung gegen den verkaufenden, aber noch nicht ein-
getragenen Erben erworben hat, oder wenn dem Gläubiger ein persön-
licher Anspruch auf Eintragung einer Hypothek zustand, diese Ein-
tragung aber auch im Processwege nicht zu effektuiren ist, weil nach
§. 27, 3 des G. - E. - G. das Erkenntniss gegen den eingetragenen Eigen-
thümer ergangen sein muss.
Für diese und ähnliche Fälle hat das Preuss, Gesetz, und in Ueber-
einstimmung damit die Oldenb. G.-B.-O., §. 45, ein unmittelbar von dem
Grundbuchamte anzuwendendes Zwangstitelberichtigungsverfahren an-
geordnet, zufolge dessen der Grundbuchrichter gegen den Eigenthümer
zunächst mit Strafandrohungen vorzugehen, äussersten Falls aber auf
ferneres Andringen des Antragstellers die Eintragung des EigenthulJIs
im 'Vege der Zwangsvollstreckung vorzunehmen hat, ein Verfahren, von
welchem nur dann eine Ausnahme eintreten soll, wenn der EigenthülJler
das Recht zur Antragstellung Seitens des dinglich u. s, w. Berechtigten
bestreitet, in welchem Falle der Provokant auf den Processweg verwiesen
wird. Dabei ist jedoch der Fall unerwähnt gelassen, wenn Derjenige,
gegen welchen der Antrag der Behörde oder des einzelnen Berechtigten
gerichtet ist, den Erwerb des Eigenthums, dessen Eintragung von delJl
Provokanten gefordert wird, in Abrede stellt, ein Fall, der z. B. dann
leicht eintreten kann, wenn der angebliche Erbe des eingetragentlll
Eigenthümers dabei interessirt ist, mit der Erbschaft, welcher dRslIe--
treffende Grundstück zugehört, nicht befasst zu werden. Soll hiilf, der
Antragsteller das Eigellthum des Provokanten nur bescheinigenodet
vollständig beweisen, und soll dem Grundbuchamt die Verpflichtung
obliegen, über die Eigenthumsfrage eine Entscheidung abzugeben, welcfle
auch für andere Verhältmsse von präjudicieller Bedeutung sein 'bJ1,a?
Augenscheinlich würde bei Bejahung der letzteren Frage ,d!llll
(!rundbuchamt eine verkehrte Stellung zugewiesen werden. DerG~
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buchrichter hat keine Gerichtsgewalt, er ist nicht befugt, ein kontradik-
torisches Verfahren einzuleiten und Recht zu sprechen; erhebt sich unter
den Betheiligten Streit über die Vornahme eines Rechtsaktes , so sind
dieselben auf den Rechtsweg zu verweisen. Der Grundbuchrichter ist
eben pur Beamter der freiwilligen Gerichtsbarkeit, als solcher kann er
regelmässig Niemand zur Abgabe einer Erklärung unter Androhung
eines Rechtsnachtheils anhalten, noch weniger beim Ausbleiben derselben
ein Ungehorsamsverfahren eintreten lassen; er darf sich nur auf moni-
torisehe Auflagen beschränken und muss es dem Betheiligten überlassen,
nöthigenfalls die Entscheidung des Processriehters einzuholen und dessen
Zwangsgewalt zu impetriren. Es schien daher korrekter, die Vorschriften
der Pr. G.-B.-O. nicht zu adoptiren, vielmehr das Verfahren bei Stellung
des Antrags auf Eintragung des Eigenthümers den vorstehend an-
gedeuteten Grundsätzen gemäss zu regeln. Zwar erwähnt der §. 29,
Ahs. 2 nur des Falles, wenn der Eigenthümer das Recht des "dinglich
oder zu einer Eintragung Berechtigten" (§.28, 2), nicht auch des Falles,
wenn er das Recht "der zuständigen Behörde" (§. 28, 1) bestreitet.
Indess bedurfte es dieserhalb keiner besonderen Bestimmung, da es der
Behörde selbst überlassen bleiben muss, den gegen ihre Legitimation
geltend gemachten Einwand durch die ihr zu Gebote stehenden admini-
strativen Mittel zu entkräften.
Eine Ausnahme von dem im Entwurf befolgten Princip ist nur dann
zugelassen, wenn Bergwerkseigenthum auf Grund der Verleihung der
Bergbehörde, der genehmigten Konsolidation oder der realen Theilung .
des Feldes eines Bergwerks u. s. w. erworben ist (G.-E.-G. §. 70, Nr. 1).
Die Eintragung dieses Bergwerkseigenthums ist aus allgemeinen Rück-
sichten geboten (s, Motive zu dem cit. Paragraph), und musste daher
zurDurchführung dieses Gebots dem Grundbuchamt die Befugniss gegeben
werden, mit Ordnungsstrafen gegen den Säumigen vorzugehen und bei
fortgesetztem Ungehorsam die Eintragung ohne Weiteres von Amtswegen
~orzunchmen. Ueber ähnliche Bestimmungen in Betreff der Eintragung
ID das Handelsregister vergi. H,-G.-B., Art. 26, und Gesetz Nr. 31 vom
. 14. September 1863, §. 10 sq.
§. 30 (Pr. §. 57).
Die Umschreibung des Grundstücks auf den Namen eines
neuen Eigenthümers ist wie bisher öffentlich bekannt zu: machen.
. In Fällen, wo die Umschreibung für den Erwerber nicht im
~ltlein des bisherigen Eigenthümers erfolgte, ist L.etzt.erer von der
EIntragung des Eigenthums besonders zu benachrichtIgen.
. Ueber die erfolgte Eintragung des Eigenthnmsist d.em neuen
Eigenthümer auf Verlangen eine Bescheinigung. $ ertheilen.
lIrlllllllcJnreillioche GrnndbuebtJeaebe. 13
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Die bisherige öffentliche Bekanntmachung des Eigenthumsüberganges
verfolgte den in §. 3 der V.-O. Nr. 14 vom 26. März 1823 hervorge-
hobenen Zweck, den durch stillschweigendes Pfandrecht geschützten
Gläubigern die Geltendmachung dieses Pfandrechts gegen dritte Erwerber
des Grundstücks während eines Jahres, vom Tage der geschehenen
Bekanntmachung an gerechnet, zu ermöglichen. Dieser Zweck ist mit
der Beseitigung der stillschweigenden Hypotheken hinweggefallen ; gleich-
wohl ist die öffentliche Bekanntmachung der geschehenen Umschreibung
des Grundstücks auf den Namen eines neuen Eigenthümers den Grund-
buchämtern auch ferner zur Pflicht gemacht, damit Hypothekgläubiger
und sonstige dinglich Berechtigte, welche ein Interesse daran haben, von
einem Wechsel in der Person des Eigenthümers unterrichtet zu werden,
den Namen des Letzteren kennen lernen. Eine Pflicht specieller Benach-
richtigung der Realberechtigten wird ohnehin, nachdem in dem Gesetze
über den Eigenthumserwerb etc. das Konsensprincip durchgeführlist,
entbehrlich; sie ist zwar in Preussen (G.- B.- O. §. 57) und Oldenburg
(G.-B.-O. §. 46) vorgeschrieben, aber auch dort nur auf die aus dem
Grundbuch ersichtlichen dinglich Berechtigten beschränkt, erfüllt somit
ihren Zweck nicht.
Nur da, wo die AuHassungserklärung nicht im Beisein des bisherigen
Eigenthümers, sondern durch einen Stellvertreter sich vollzog, empfahl
sich die Vorschrift einer direkten Benachrichtigung des Ersteren mit
Rücksicht auf die durch den Eigenthumswechsel herbeigeführten Ver-
. änderungen des bisherigen Rechtszustandes und zugleich behuf Ver-
hütung möglicher Fälschungen.
Zu Abs. 3 vergl. oben §. 19.
§. 31 (pr. §§. 65, 66, 70).
Wird von dem bisherigen Hauptgut ein Trennstück abge-
schrieben und auf ein anderes Blatt übertragen, so wird das Trenn-
stück frei von den auf dem Hauptgut haftenden Lasten und
Schulden nur dann abgeschrieben, wenn entweder nach gesetz-
licher Vorschrift das Trennstück frei von solchen aus dem Ver-
bande des Hauptgutes ausscheidet oder die Berechtigten dasselbe
. ,
aus der Mithaft entlassen.
Scheidet das Trennstück nicht aus der Mithaft mit dem Haupt-
gut aus, so werden die darauf verbleibenden Lasten und Schulden
von Amtswegen übertragen.
Die Entlassung des Trennstücks aus der Mithaft sowie die
alleinige oder antheilsweise Haftung des Trennstücks wird auf den
Hypothekenbriefen vermerkt.
Vergl. die Motive zu §. 38 des G.-E.-G.
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3. Verfahren bei Eintragung von dinglichen Rechten
und Hypotheken.
§. 32.
Die dem Ehemann während bestehender Ehe an den von seiner
Ehefrau als Dotalgut eingebrachten Grundstücken zustehenden
Rechte, imgleichen die aus dem Rechtsverhältniss der bäuerlichen
Grundstücke hergeleiteten Rechte des aufgeheiratheten Ehegatten,
deslnterimswirths und der Altentheiler erhalten bei der Eintragung
im Grundbuch ihre Stelle unter den dinglichen Rechten. Dasselbe
ist der Fall hinsichtlich des Rechts der Abfindlinge , insofern die
Abfindung nicht mit Bewilligung des Eigenthümers als Hypothek
im Grundbuch eingetragen wird.
Bei Gütern der in §. 1 des Ges. Nr. 28 vom 20. Mai 1858 ge-
dachten Art, soweit denselben die Eigenschaft von Pertinenzgütern
beigelegt ist, und bei Bauerhöfen, wenn sie nach Massgabe des Ges.
Nr. 11 vom 28. März 1874 vererbt werden, erfolgt die Eintragung
der Abfindungen und Altentheile gleichzeitig mit der Eintragung
des Eigenthums des Anerben von Amtswegen, es sei denn, dass
Seitens der Abfindlinge und Altentheilsberechtigten auf die Ein-
tragung verzichtet wäre.
Bei Eintragung von bereits festgestellten Altentheilen und Ab-
findungen, insoweit sie nicht in bestimmtenKapitalsummen bestehen,
ist auf die zu den Grundakten in beglaubigter Form einzureichen-
den Festsetzungen derselben zu verweisen; einer Eintragung der
einzelnen Leistungen bedarf es nicht.
Die Preuss. G.- B. - O. enthält keine Bestimmungen über die Ein-
tragung der aus dem Güterrecht der Ehegatten und der aus den beson-
deren Rechtsverhältnissen an bäuerlichen Grundstücken hervorgehenden
dinglichen Rechte. Bei der für das hiesige Land bestehenden Wichtig-
keit, namentlich der letztgedachten Rechtsve~hältnisse, erschien es jedoch
Wünsehenswerth, dem Grundbuchrichter auch über diese Punkte feste
Normen für die Eintragung der betreffenden Rechte zu ertheilen.
. 1, Wichtig ist die Stellung des fundus dotalis .im Grundbuche.
N&lili römisch <rechtlicher Doktrin müsste derselbe auf den Namen .des
Ehemanns eingetragen werden; der heutigen Volksanschauung en~pncht
es mehr, ihn auf den der Ehefran zu stellen, wobei die UmschreIbungen
&l'lIpart werden, welche sonst der Dotillvertragund das Ende der Ehe
herbeiführen müssen. Es harmonirl dies auch mit der Vorschrift des
13*
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§. 22 des Circ.-Rescr. vom 3. März 1842, nur dass die Rechte des Ehe-
manns bezüglich des Dotalgrundstücks, welche dadurch selbstverständlich
nicht vermindert oder auch nur verändert werden, nicht bei dem Namen
der Ehefrau, sondern unter den dinglichen Rechten am Grundstück
selbstständig einzutragen sind.
2. Die Rechte des in ein bäuerliches Grundstück aufgeheiratheten
Ehegatten aufMitbesitz und Mitgenuss des Hofes mussten, um dinglichen
Charakter zu erlangen, schon nach dem Gesetz Nr. 22 vom 19. März 1850
durch Vertrag begründet und in das Hypothekenbuch eingetragen sein,
da die Ansicht, dass diese Rechte eine ipso facto eintretende Folge der
Eheschliessung oder doch des Einheirathens in einen Bauerhof seien, in
der späteren Rechtssprechung des höchsten Gerichtshofs (Erk. Oberger.
I. Sen. vom 21. Dec. 1869 i, S. Giffhorn ca, Giffhorn u. Cons., Ztschr,
XVII, S. 33 :lf.) mit Recht verworfen ist. In Zukunft entscheidet dar-
über der §. 14 des G.-E.-G.; ist der Ehevertrag zwar in den Formell
des Gesetzes Nr. 22 vom 19. März 1850 geschlossen, aber im Grundbuch
nicht eingetragen, so erlangt der Aufkömmling fortan nur persönliche
Rechte gegen den mitkontrahirenden Ehegatten, nicht aber ein gegen
Dritte verf~bares Recht 1).
3. Auch Interimswirthschaftsverträge, da sie ein selbstständiges
Nutzungsrecht und eine selbstständige Vertretung des Bauerhofs Dritten
gegenüber begründen (s. z. B. Ablösungsordn. §. 9, Gem.-Thl.-Ordn. §.39),
und da die dem Interimswirth regelmässig zu gewährenden Leistungen
des Altentheils, der Abfindung für die Kinder u. s. w. vom Hofe kommen,
haben dingliche Rechte zum Gegenstand und bedürfen daher, wie früher,
so auch in Zukunft, zu ihrer Entstehung der Eintragung in das Grund-
buch (vergl. Ztschr. XI, S. 169; XIII, S. 44 :lf.).
1) Die Verschreibung eines Hofes als Brautschatz zu lebenslänglichem-
besitz und Mitgenuss begründet eine Verwaltungs- und NutzungsgemeiflSClw,ft
der Eheleute, und als Ausfluss derselben für den aufheiratbenden: Mann: d~
Recht zu selbstständiger Bewirthschaftung und Vertretung des Hofes sount
zur Nutzung desselben für eigene Rechnung (Ztschr. XVI, 8.122; XXV~
8.138 ff·), für die aufheirathende Frau: den lebenslänglichen Beisitz illlHDfe
und Mitgenuss desselben mit ihrem Ehemann nach dessen Tode denAns~
auf .s.elbs:stä.ndige Bewirthschaftung des Hoies für eigene Rechnung bis,.
VonJ,!hrzgk~t des Anerben (Ges. Nr. 11 v. 28. März 1874, §. 15). Dabes~
fii~ Jeden Aufkömmling im Hofe, sofern letzterer dem Ehegatten nach1:..,-
uieis des.Grundbuchs verschri~ben ist, dessenZustimmungs-ErforderniS$ SQlDiiltl
zur Veraueserunq des Hofes 2m Ganzen als zur Veräusserung einzelnt'f'"
cellen vorges~hrl.eben, .und muss diese Zustimmung dem zuständigen Gi!"'c1tte
vor der Besitztitelbenchtigung nachgewiesen werden. Mit Recht darf ~ff
~mmen u·erden'. dass sich dieses Veräusserungsverbot nicht nur auf die ,.~
ausserung desElgenthums, sondern auch auf die Einräumung dinglicher1lec1tIt.
und die Be.~tellung von Hypotheken beziehen soll. Im Fall des Zwang,,","
kaufs entscheidet der §. 44 der SubhastationsoTdnung. s, auch §. 41 G;•...E. G.................•............~...•......." ergi. S,h",,<;.. i. ""'h, f. R. XXXlI, S. 81 ff.";j~;.
,;.:",,2!~i~:i~'
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4. Abfindungen von Bauerhöfen , wenn sie nicht auf vertrags-
mässiger oder letztwilliger Verfügung des Hofbesitzers beruhen, bildeten
bis zu dem Gesetze über den bäuerlichen Grundbesitz vom 28. März 1874
nach den in der Rechtssprechung der hiesigen Obergerichte mit kurzer
Unterbrechung konstant befolgtenPrincipien ein selbstständiges Ver-
mögensrecht erst nach Aufhebung der den sämmtlichen Miterben nach
dem Tode des Erblassers gemeinsamen Were. Bis dahin hatten Abfind-
linge nur das Recht der Hofsangehörigkeit, das damit verbundene Recht
auf Alimentation aus den Aufkünften des Hofes und ein als Exspektanz
bestehendes Recht auf Abfindung, das, wenn der Abfindling vor der
Fälligkeit verstarb, zu Gunsten des Hofbesitzers erlosch. Sollte sich die
Exspektanz zu einem selbstständigen, auf Andere übertragbaren und
vererblichen Vermögensrechte gestalten, so bedurfte es eines besonderen
Aktes, als welcher in der Praxis, ausser der Auflösung der Hofgemein-
schaft durch Abtretung des Hofes an den Anerben, die Heirath in einen
fremden Hof und die Errichtung eines gesonderten Haushalts, verbunden
mit dauernder Verlassung des Hofes, anerkannt sind (vergI. Seuffert,
Arch. XXIII, 48; XXIV, 52; XXIX, 154; Ztschr. XX, S.68, 241;
XXI, S. 98 ff.). Nach dem cit. Gesetz dagegen ist das Recht der Ab-
findung ein schon mit dem Tode des Erblassers selbstständiges, folge-
weise auch cesaibles und transmissibles , wenngleich noch nicht fälliges
Vermögensrecht geworden, wie sich aus den betreffenden Bestimmungen
über den Pfliehttheil und die Verzinsung der Abfindung (§§. 14 u.161. e.)
unverkennbar ergiebt [s, dagegen Ztschr. f. R. XXX, S. 81 ff.).
Ihrem rechtlichen Charakter nach sind nun die Abfindungsansprüche
- welche, wenn sie auf Gesetz beruhen, jedenfalls zur Erhaltung der
dinglichen Wirksamkeit gegenüber dem Singularsuccessor eingetragen
werden müssen (G.-E.-G. §. 16, Abs. 2) - als dingliche Lasten einzu-
tragen unter Beifügung des bestimmten Betrages, falls dieser bereits
feststand, sonst unter genereller Bezeichnung (Circ.-Rescr. vom 3. ~ärz
1842, §. 27, Abs. 3). Waren jedoch die Betheiligten, d. h. der Eigen-
thÜIDer und der Abfindling, darüber einverstanden, so darf die Abfindung
auch als Hypothek eingetragen und dadurch allen aus dem Hypo~hek~n­
recht hervorgehenden Konsequenzen unterworfen werden.. Die .Ein-
tragung kann selbstverständlich nicht eher geschehen, als bis das Eigen-
thum des Anerben eingetragen ist. Fehlt es an einer letztwilligen, d~n
Betrag der Abfindung feststellenden Disposition des Erblassers, trItt
8.0mit gesetzliche ~rbfolge nach Vorschrift des Gesetzes über den b~uer­
lichen Grnndbesitz ein, so muss die Eintragung nach §.11, Aha.3 dieses
Gesetzes gleichzeitig mit der Eintragung des Eigenthums des Anerben,
~d zwar von Amtswegen, erfolgen, wenn nicht etwa Seitens des A~find­
lings im Interesse des Anerben auf die Eintragung überhaupt verzichtet
sein sollte. Dasselbe ist der Fall nach§.16, Abs.2 des Gesetzes Nr.29
~om 20. Mai 185~ hinsichtlich der diesem Gesetze unterworfenen Per-
tinenzgüter.
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5. Ebenso wie mit Abfindungen verhält es sich mit der Leibzncht
des mit Descendenten zu der Erbschaft des Hofeigenthümers berufenen
Ehegatten; auch diese ist nach richtiger Auffassung nur eine zur Vel'"
geltung des in den Hof Eingebrachten oder der dem Hofe geleisteten
Dienste eingeräumte Abfindung (Ztschr. VI, S. 7lj IX, S. 156; XI~,
S. 192 j XXV, S. 208 ff.; vergl.. mit Gesetz Nr. 11 vom 28. März 1874,
§. 8), welche, wenn auf Vertrag beruhend, schon nach bisherigem Recht
eingetragen werden musste, bei letztwilliger oder gesetzlicher Begrün~
dung aber bisher nicht eingetragen zu werden brauchte (Circularrescript
de 1842, §. 27, Abs. 2), während solches in Zukunft ebenso wie bei Ab·
findungen geschehen muss. Auch das, was über die amtsseitige Ein-
tragung der Abfindungen gesagt ist, gilt in gleichem Masse von der
Leibzucht des Ehegatten.
6. Die auf Altentheile bezügliche Schlussbestimmung des Para-
graphen ist konform mit dem §. 76 der Pr. G.- B. - O.2). Eine die Fest-
setzung des Altentheils enthaltende, der Formvorschrift des §. 8 ent-
sprechende Urkunde braucht begreiflich dann nicht eingetragen zu
werden, wenn die Altentheilsprästationen schon in dem über die Ab-
tretung des Hofes aufgenommenen Vertrage (G.-E.-G. §. 74), dessen
Ueberreichung zu den Grundakten den Parteien gestattet ist, festgesetzt
sein sollten.
§. 33 (Pr. §. 78).
Soll eine dingliche Last oder eine Hypothek auf mehrere
Grundstücke zur Gesammthaft eingetragen werden, so ist auf dem
Blatt jedes Grundstücks die Mithaft der anderen zu vermerken.
2) Nach dem Entwurf sollte .bei Eintragung von Altentheilen auf die ztI
den Grundakten in beglaubigter Form einzureichende Festsetzung des Alte1i-
theils verwiesen" werden. Auf Antrag der Justizkommission sind mit Rilek-
sicht darauf, dass auch Abfindungen in N aturalprästationen entrichtet zu wer~
den pflegen (vergl. Sc hol e, Abfindungen, in Ztschr. für Landwirthschaftsr} 2,
S. 109 jf.}, und daher kein Grund zu einer abweichenden Behandlung bCiilet'
R~chtt1nstitute vorliege, die Abfindungen dem Altentheil gleichgestellt. D~
bes beiden würde, w,ie der Kommissionsbericht hervorhebt, die spedene A:uij1l~
run~. der mancherlei oft unbedeutenden Naturalleistungen, abgesehen VlIfJ. ilet'
unnutzen Vermehrung der Arbeit, im Grundbuche einen ungebührlicheN~
b~anspruchen und dadurch dessen UebersichOichkeit stören. Dagegen ~lltII
du den Alteltern oderAbfindlingen zu zahlenden festen Kapitalsummen .1tffe.'-
falls, auch wenn danebt;n noch Naturalprästationen in Betracht kommCfl:CIfI"
getragen wer~en, da kein Grund vorliegt, insoweit den Altentheil oder dieAll-
findung als ein untrennbares Ganzes zu betrachten (anders in PrcussC1l, seAlJII
nach §.2 desHyp.-Ges. vO'm24.Mai1853, s. Turnau, Grundbuchordn.S.~59}
Auch kann natürlich dann, Wenn zur Zeit der Eintragung des.Anerb~
Abfindung oder :t1l~thml noch gar nicht festgestellt waren, son~mw!"1'ft8Pl'UCh auf mn mcertum vorlag, eine Verweisung auf die GrumltJ}dCfl fIidt#In Frage kommen. .
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Vergl. §. 46 des G.-E.-G. Die Vorschrift entspricht dem §. 32 des
Circ.-Rescr. vom 3. März 1842, sie bezieht sich nicht bloss auf Hypotheken,
sondern auch auf dingliche Lasten, wie Altentheile, Abfindungen u. s. w.,
welche gleichfalls auf mehrere Grundstücke mit ungetheilter Haftung
unter analoger Anwendung der Bestimmungen des §. 46 G.- E. - G. ein-
getragen werden können.
§. 34 (Pr. §. 122).
Ueber die Eintragung der Hypotheken werden Hypotheken-
briefe ausgefertigt" deren Aushändigung an den Berechtigten nach
Massgabe des §. 27 des Gesetzes über den Eigenthumserwerb ete.
erfolgt.
Mit dem Hypothekenbrief wird die über die persönliche Ver-
pHichtung aufgenommene Schuldurkunde durch Schnur und Siegel
verbunden.
Bei Gesammthypotheken werden von allen verhafteten Grund-
stücken, welche ein besonderes Blatt im Grundbuch haben, die
Hypothekenbriefe ausgefertigt und mit einander durch Schnur und
Siegel verbunden.
Nach §.27 G.-E.-G. kann der eingetragene Gläubiger über die
Hypothek erst dann verfügen, wenn ihm der Hypothekenbrief, d. h. ein
amtliches Zeugniss des Grundbuchamts über die geschehene Eintragung
der Hypothek, ausgehändigt ist. Die Form und Einrichtung dieses
Dokuments - welches übrigens nur Eintragungsvermerke , also nicht
etwa Vermerke über den Erwerb der Hypothek durch Erbgang, Ab-
tretllng oder Verpfändung enthalten wird - soll im Instrnktionswege
festgestellt werden 1); die näheren Bestimmungen über das Verfahren,
welches bei Bildung und Abänderung der Hypothekenbriefe in Folge von
Cessionen oder Verpfändungen beobachtet werden muss, sind ,in den
§§. 34bis 43 enthalten. Zu dem gegenwärtigen Paragraphen ist Folgen-
des zu bemerken:
1. Ueber je einen Posten darf nur ein einziger Hypothekenbrief
ausgefertigt werden, auch 'bei Korrealhypotheken; nur müssen hier die
Ton den einzelnen verhafteten Grundstücken auszustellenden, auf be-
sonderen Bogen zu fertigenden Hypothekenbriefe mit einander .durch
Schnur und Siegel verbunden werden. Die Ausstellung von Duplikaten
~eJet nicht statt; wird eine Aenderung der Eintragung begehrt, nament-
lie~ beiVeränderungen in der Haftpflicht des Trennstücks (§. 31, Abs.3),
beI Umschreibung der Forderung auf einen anderen Glänbiger(§. 35),
-----~ ~eber ~orm und Inhalt der Hypothekenbriefe fJergl. unten §. 29 der
da, J:twn, die Geschäftsführung bei den GrufI~ betreffend, und
l!eigefiigte· Formular.
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bei Theilung einer hypothekarischen Forderung (§. 39), oder wenn die
bis dahin als bedingt eingetragene Hypothek nach dem Eintritt einer
aufschiebenden oder nach dem Wegfall einer auflösenden Bedingung als
reine Hypothek eingetragen werden soll, so muss der Hypothekenbrief
jedesmal zur Abänderung eingeliefert. werden. Dass auch über Kautions-
hypotheken Hypothekenbriefe ausgefertigt werden müssen, erscheint
nach der der Kautionshypothek in §. 32 des G.-E.-G. gegebenen Stellung,
wonach dieselbe von der ordentlichen Hypothek sich nur dadurch unter-
scheidet, dass die Grösse des Anspruchs unbestimmt ist, nicht zweifelhaft
(Johow, Jahrb. IV, S. 175; V, S. 165). Wird die Kautionshypothek in
eine bestimmte Hypothek verwandelt, so bedarf es nicht der Ausfertigung
eines neuen Hypothekenbriefs, sondern es ist die Umschreibung als Ein-
tragung einer Veränderung auf dem Kautionshypothekenbrief zu ver-
merken. Turnau, Grundbuchordn. S. 410(>'
2. Mit dem Hypothekenbrief ist die Schuldurkunde zu verbinden.
Es folgt dies aus der accessorischen Natur der Hypothek, und es harmo-
nirt damit die Bestimmung des §.28 des G.-E.-G., wonach die Vorlegung
der Schuldurkunde zur Pflicht gemacht ist; denn die Schuldurkunde
dient zur Nachweisung des principalen Forderungsrechts, welches dsrana
ersichtlich sein muss, daher auch nach §.28 cit, die Angabe des Schuld-
grundes in der Schuldurkunde erfordert wird. Ist in den Fällen des
§. 27, Nr, 3 und 4 des G.-E.-G., wenn die Eintragung der Hypothek auf
Grund des rechtskräftigen Erkenntnisses oder auf Requisition einer
zuständigen Behörde geschieht, eine Schuldurkunde über den persönlichen
Anspruch vorhanden, so muss dieselbe auch in diesen Fällen dem Hypo.-
thekenbriefe annektirt werden. Beide Urkunden, Hypothekenbrief und
Schuldinstrument , bilden ein Ganzes, daher es gleichgültig ist, öb
Bedingungen, Zeit- oder sonstige Nebenbestimmungen in jenen oder in
dieses aufgenommen sind. Die Aushändigung derselben erfolgt n~h
Massgabe der Vorschriften des §. 27, Abs.B des G.-E.-G. Dadurch, dass
mit dem Hypothekenbrief auch die Schuldurkunde ';erbunden ist, und
bei Cessionen sowohl jener als diese in die Hände des Cessionars gelangt,
wird die den Gerichten nach §. 29 des eirc.-Rescr. vom 3. :März 1842
zur Pflicht gemachte Fürsorge für Ausliefernng der mit dem Cesslons"
vermerk versehenen Obligation an den neuen Gläubiger überflüssig.,,)
3. Auf Ausfertigung des Hypothekenbriefs darf nicht verzic~
werden. Der Entwurf weicht hierin, wie bereits bei den :Motiven<,~
§. 27 G.-E.-G. hervorgehoben wurde, vom §. 122 der Pr. G.-B.-O.lI~
Der .Hypothekenbrief ist zunächst allerdings eine Beweisurkunde,~
best~mmt, ~en Be~eis für die Existenz des hypothekarischen Rechts ..,
erbnngen; msoweit würde auf dessen Ausfertigung verzichtet,undd~r
Beweis jenes Rechts auch durch das Grundbuch direkt erbracht weta~
können. Aber neben dieser formellen Beweiskraft hat der Hypothe-ken"
brief au~h eine materielle Bedeutung, insofern der Gläubiger~~:
AushändIgung desselben das Recht aus der Hypothek in seineJI~'
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liebsten Beziehungen geltend machen kann (s, darüber die Motive zu
§. 27 des G.-E.-G.). Nach dieser Richtung hat der Hypothekenbrief die
Natur eines Werthpapiers, wenngleich dasselbe weder auf den Inhaber
lautet, noch indossabel ist. .
4. Die Vindikation von Hypothekenbriefen erfolgt nach allgemeinen
Grundsätzen; Gegenstand der Vindikation ist nicht das hypothekarische
Reeht , sondern die Urkunde als körperliche bewegliche Sache (vergl.
Ztschr. f. R. XXXII, S. 181).
§. 35 (Pr. §. 79).
Die Eintragung der Abtretung einer Hypothek erfolgt auf An-
trag des Erwerbers (Oessionars),
§. 36 (Pr. §. 80).
Zur Begründung des Antrags ist die Vorlegung des Hypo-
thekenbriefs und der auf den Namen des ·einZutragenden Erwerbers
lautenden Abtretungsurkunde erforderlich.
1. Zur Gültigkeit der Abtretung einer Hypothek bedarf es der
Umschreibung der letzteren im Grundbuch nicht (G.-E.-G. §. 55); soll
dieselbe erfolgen, um dem Cessionar die dadurch bewirkte, aus der
Publicität des Grundbuchs hervorgehende erhöhte Sicherheit zu ver-
schaffen (s, Motive zu §. 55 cit.) , so muss der Letztere einen ausdrück-
lichen Antrag bei dem Grundbuchamt stellen und zur Begründung dieses
Antrags zunächst den Hypothekenbrief im Original vorlegen, damit der-
selbe nach Massgabe des Eintrags im Grundbuche abgeändert werden
kann. Zu dem Ende hat der Cedent dem Cessionar den Hypotheken-
brief wie alle übrigen die Forderung betreffenden Dokumente auszu-
händigen. Diese Verpflichtung besteht schon gemeinrechtlich (L. 48, 52
pr. D. de act. emt. t·end. 19, 1), und nach der in §. 29 des Circ.-Rescr.
Vom 3.März 1842 getroffenen, durch Ministeria~escr.vom 15. D~ember
~855 auf Herzog!. Stadtgericht Braunschweig ausgedehnten Bestim~ung
1St es den Gerichten zur Pflicht gemacht, daror zu sorgen, dass die be-
treffendeObligation nicht in den Händen des Cedenten verbleibt. W~e
de: Cedent zur Auslieferung des Hypothekenbriefs nicht im .Stan~e sem,
\V~il derselbe verloren gegangen ist, so müsste dessen MortifikatIon auf
seme Kosten bewirkt und die geschehene Eintragung· der Abtretung auf
dem Duplikate vermerkt werden (G.-B.-O. §. 41). Was von dem Hypo-
~ekenbriefe gesagt ist, gilt in gleicher Weise auch von d~r nach dem
b18herigen Recht gebildeten Schuldurkunde, wie solches m §. 55 des
Entwurfs ausdrücklich hervorgehoben ist... .
.2. Um die Eintragung der Cession zu ~lligen.' muss der
Cellatonaransser dem Hypothekenbrief aber aucll die CesslOnsurkunde
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dem Grundbuchamt überreichen. Der §. 80 der Pr. G. - B.-O. enthält
nähere Vorschriften über den nothwendigen Inhalt dieser Urkunde, welche
jedoch hier übergangen werden konnten, da sie bereits in §. 55, Nr. 1
des G.- E.- G. erwähnt sind. Eine besondere Annahmeerklärung des
Cessionars ist nicht erforderlich: aus dem Antrage desselben auf Ein-
tragung der Hypothek in Verbindung mit der Vorlegung der Oesaions-
urkunde und des Hypothekenbriefs ergiebt sich die Annahme von selbst.
3. Einer Mitwirkung des Eigenthümers des belasteten Grundstücks
zum Zweck der Umschreibung der Hypothek bedarf es überhaupt nicht, .
da letztere zunächst nur eine den Cedenten und Cessionar berührende
Angelegenheit ist, welche den debitor cessus vor erfolgter Denunciation
ebensowenig wie die Cession selbst interessirt.
§. 37 (Pr. §. 81).
Bei der Eintragung einer Abtretung bedarf es nicht der Er-
wähnung der Zwischeninhaber der Hypothek; dem Grundbuchamt
müssen aber die Zwischenabtretungen in' ununterbrochener Reihen-
folge und in beglaubigter Form (§. 8) vorgelegt werden 1).
1) Statt des jetzigen Absatzes 1 lautete der Entwurf;
.Bei der Eintragung einer Abtretung bedarf es nicht der Er·
wähnung der Zwischeninhaber der Hypothek; dem Grundbuchamt
müssen aber die Zwischenabtretungen in ununterbrochener Reihen·
folge vorgelegt wl'Jrden.
•Die Untf!3'schrift untl'Jr der 1Ion dem eingetragenen Hypothek·
gläubiger zuerst vorgenommenen Abtretung ist in beglaubigter FO'1fII
(§. 8) zu überreichen. Die Beglaubigung der übrigen ZwischenaIr
tretungen ist nicht erforderlich." .
. Auch war in §. 8 auf die Ausnahmebestimmung des §. 37 verwiesen. Auf
die Fassung des Entwurfs beziehen sich die Motive in Absatz 2.
Die Justizkommission, so sehr sie dem Bestreben, die Abtretung von H!lPo-
theken durch Entfernung von Formvorschriften miJglichst zu erleichtern, i~'
An~~n~ng zu ~"l werden liess, glaubte jedoch an der Regel, dass d~
!:e!JIt~'"}at~on des m das Grundbuch einzutragenden Cessionar« nur auf GruW!
0Jfentl~c~er Zeugnisse erfolgen könne, festhalten zu müssen, damit nicht die
S!cherhei.t und Zuverlässigkeit des Grundbuches möglicherweise den Maniplllo'
t~on:n eines Betrügers Preis gegeben werde. Man war in der Kommission d~
M~nung. dass die durch das Misstrauen, welches bei Annahme der Fas811f19
des Entwurfs gegen die unbedingte Glaubwürdigkeit des Grundbuches heT1Jor..,
gerufen wer~en w~rde, bewirkte Schädigung des hypothekarischen Verke1W!
den durch d~e erl~chterte Form der Cession und die Ersparung der BeplauM'
gungsgebühr etwa beabsichtigten Nutzen bei weitem übersteigen werde,~.
nach G.-E.-G. §. 55 der Erwerb der Hypothek an sich nicht von der'EitJo'
tragung abhängig sei, 'Vielmehr schon durch Ausstellung dl'Jr CessionstW~
und Uebergabe des Sehulddokuments bewirkt werde und die 'Verlangte, ~.demnä~hstigl'Jr Eintragung nöthigenfalls nachzuhblend~ Beglaubigung den' Yer:
kehr n~cht zu hemmen 'Vl'Jrmöge. DI'Jr Schutz welchen der Besitz' der &f/ItIli-
urkunde verleihe, sei n.ieht grösser als der, w~khen .I1J.haberpapiere getJ1~
•.cl" .Hypothekenbriefe für andereZwecke'als diese bestimmt seien .,...
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Ein auf gesetzlichem Erwerb der Forderung beruhender Ueber-
gang der Hypothek ist dem Grundbuchamt nachzuweisen.
Das Grundbuchamt darf die Hypothek auf den Namen des Cessionars
nicht eher umschreiben, als bis es dessen Legitimation geprüft hat
(G.-B.-O. §. 17). Hieraus folgt, dass bei mehrfachen Abtretungen der
Hypothek, welche im Grundbuch nicht eingetragen waren, die dieselben
enthaltenden Cessionsurkunden sämmtlich dem Grundbuchamt vorg;legt
werden müssen, da erst dann, wenn durch eine Prüfung derselben sich
ergiebt, dass die Hypothek von dem eingetragenen Gläubiger durch die
verschiedenen Vormänner des jetzigen Cessionars hindurch rr;. ununter-
brochener Reihenfolge auf Letzteren übergegangen ist, deren Umschrei-
bung im Grundbuch erfolgen darf, wobei übrigens die Zwischeninhaber
nicht besonders erwähnt zu werden brauchen.
Nach §.55, Abs.4 des G.-E.-G. ist nun allerdings die Beglaubigung
der Unterschrift des Cedenten kein nothwendiges Requisit für die Gültig-
keit der Cessionsurkunde, vielmehr ist es in das Belieben des Cessionars
verstellt, ob und wann er solche Beglaubigung .oder wenigstens Aner-
kennung der Unterschrift Seitens des Cedenten fordern. will.. Eine andere
Frage war es jedoch, ob man bei dem Vorhandensein von Zwischen-
cessionen auch den Grundbuchrichter, welcher die Legitimation des seine
Eintragung im Grundbuch beantragenden Cessionars' zu prüfen hat, von
der Willkür des Letzteren beziehungsweise seiner Vormänner abhängig
machen, oder ob man fordern wollte, dass die Unterschrift jedes oder
nur gewisser Zwischeninhaber der Hypothek beglaubigt sein müsse.
DerEntwurf geht hierbei davon aus, dass der im Grundbuch eingetragene
Gläubiger - also nicht bloss der erste, sondern auch der auf Grund
einer Cession nachmals eingetragene Gläubiger - sein aus dem Grund-
buch hervorgehendes Recht auf die Hypothek nur dann verlieren kann,
wenn durch eine erwiesenermassen von ihm ausgegangene Willens-
erklärung die Uebertragung dieses Rechts auf einen Andern unumstöss-
lieh feststeht; er fordert deshalb, dass die Unterschrift nnter der zuerst
vorgenommenen Abtretu~g in beglaubigter Form überreicht wer~en
muss, während er in Betreff der übrigen Zwischeninhaber und auch hin-
~chtlich des seine Eintragung beantragenden Cessionars in. der Absicht,
die Uebertragungsformen der Hypotheken möglichst .zu verem~chen und
dadurch deren Verkehrsfähigkeit zu erleichtern, die BeglaubIgUIlg der
Unterschrift des Cedenten nicht für erforderlich erklärt.
hfi:ujig· in den Händen von Personen befinden würden, wi!clle Ifwe Papiere
nl.eht in diebessicheren Geldschränken aufbewahrten, so tonne Jener Schutz
nIcht für hinreichend gesichert gelten. . .
. Die Berechtigung dieser Bedenken konnte von der H~ :f:andesregwung
fl1Chtin Abrede gesteUt werden, und ist daher die gegenw..ärli~ F~su~g des
Par:agraphen ad tiTt dem äss auch der obm ertIJqJmte Hillwefs In §. 8
"besftftgt. OP. gem
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Abweichend von der Pr. G.- B.-O. ist auch des Falles ausdrücklich
Erwähnung gethan, wenn in der Reihe der Vormänner des jetzigen
Cessionars ein Erwerb der Hypothek nicht durch Abtretung, sondern,
mittelst transitus legalis, namentlich also durch einen Uebergang auf
einen Erben oder Legatar, vorgekommen war. Behuf Ermöglichung der
Legitimationsprüfung des Cessionars muss auch ein derartiger Ueber-
gang der Hypothek dem Grundbuchamt durch Vorlegung der betref-
fenden Urkunden (Testamente, Erbbescheinigung u. s. w.) nachgewiesen
werden.
§. 38 (Pr. §. 82).
Die Eintragung der. Abtretung wird auf dem Hypothekenbrief
vermerkt, und dieser Vermerk mit der Unterschrift und dem Siegel
des Grundbuchamts versehen. Die vorgelegten Abtretungserklä-
rungen, sowie die zum Nachweise des durch gesetzlichen Erwerb
der Forderung herbeigeführten Uebergangs überreichten Urkunden
werden bei den Grundakten in Urschrift oder in beglaubigter Ab-
schrift zurückbehalten 1).
Mit der Umschreibung der Hypothek im Gru~dbuch ist eine ent-
sprechende Aenderung des· Hypothekenbriefs zu verbinden, damit dieser
in beständiger Uebereinstimmung mit dem Grundbuch erhalten wird-
Dieser Vermerk im Hypothekenbrief, welcher von dem Grundbuchrichter
und dem Buchführer zu unterschreiben und mit dem Siegel des Grund;
buchamte zu versehen ist, ersetzt, die in §. 8, Abs. 1 des Gesetzes Nr.22
vom 19. März 1850 vorgeschriebene Bescheinigung unter oder neben der
Originalausfertigung der Schuldurkunde. Da derselbe nach vorgenommener
Rektifikation dem Cessionar wieder zugestellt wird, so bedarf es einer
besonderen Benachrichtigung desselben von der geschehenen Eintragung,
wie sie der §.121 der Pr. G.-B.-O. vorschreibt, nicht; die daselbst gleich-
falls angeordnete Benachrichtigung des Grundstückseigenthümersabet
ist bereits in §. 55, Abs. 3 des G.-E.-G. als ein zur Wirksamkeit der Ab-
tretung der Hypothek nothwendiges Requisit hingestellt.
Die Cessionsurkunden, imgleichen die zum Nachweise des tra,,~
legalis vorgelegten Urkunden sollen bei den Grundakten in derUrschPft
oder - da den Interessenten möglicherweise an der Rückgabe des
Originals der Urkunde gelegen sein kann _ in beglaubigter AbSchrift
zurückbehalten werden.
1) Die .Ausfertigung der. Hypothekenbriefe und die in denselben~
tragenden V:rmerke (G.-B.-O-.§§.38, 43, 52) erfolgen stempelfiei. a.es.N,r;~
tlOm 25. Jum 1fJ?'9, :Jte Erhibung einer Veränderungs-Steuer beimEi~
wechsel und bei Emtragung dinglicher Rechte an Grundstücken betr.,§.~·
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§. 39 (Pr. §. 83).
Erfolgt eine Theilabtretung, so ist von dem Hypothekenbrief
und der damit verbundenen Schuldurkunde eine gerichtlich oder
notariell beglaubigte Abschrift anzufertigen, und zugleich auf den
Haupthypothekenbrief der Vermerk, welcher Theil der Hypothek
abgetreten, und auf die beglaubigte Abschrift der Vermerk, für
wen und über welchen Theil derselben die Abschrift gefertigt ist,
zu setzen.
Soll die Theilabtretung eingetragen werden, so sind der Haupt-
hypothekenbrief und die beglaubigte Abschrift dem Grundbuchamt
vorzulegen, und ist die Eintragung der Abtretung gemäss §. 38
auf beiden Urkunden und neben dem Eintragungsvermerk auf dem
Haupthypothekenbrief zu vermerken:
"noch gültig auf" (mit Angabe der Summe).
Ueber Theilabtretungen im Allgemeinen vergI. die Motive zu §. 55
des G.-E.-G. unter H. .
1. Abs. 1 handelt von der Einrichtung _des Hypothekenbriefs bei
Theilabtretungen im Allgemeinen, Abs. 2 von den Erfordernissen für die
Eintragung einer solchen Theilabtretung.
In ersterer Hinsicht wird zunächst die Anfertigung einer gerichtlich
oder notariell beglaubigten Abschrift des Hypothekenbriefs vorgeschrieben,
auf welcher zu vermerken ist für wen und über welchen Theil die
Abschrift gefertigt worden, damit daraus sogleich der Zweck, welchem
die Abschrift dienen soll, ersehen werden kann. Diese Ab&chrift des
H~thekenbriefs ist entsprechend der allgemeinen Vorßllhrift des §. 34
mIt der gleichfalls anzufertigenden beglaubigten Abschrift der Schuld-
~kunde durch Schnur und Siegel zu verbinden. Der Entwurf drückt
dieses Erforderniss bestimmt aus und vermeidet damit die in der Preuss.
Praxis (Johow, Jahrb. IV, S. 194 ff.j V, S. 226 ft) aus der in §. 83 der
Pr. G.-B.-O. gebrauchten generellen Bezeichnung nIIypothekenurkunde"
undnHaupturkunde" aufgetauchten Zweifel über die Frage, ob auch von
~erSchuldurkunde beglaubigte Abschrift anzufertigen, und ob der erforder-
hche Vermerk unter letztere oder unter den Hypothekenbrief zu setzen
Bei. - Zur Gültigkeit der Theilabtretung genügt .aber die Bildung des
Zweigdokuments nicht allein es muss auch auf dem Originalhypotheken-
bri f di , •• t?e ie partielle Abtretung der Forderung vermerkt sein jers ~enn
dIes geschehen ist kann der Schuldner mit Sicherheit an den Cessionar
zahlen, Währen~ er sonst Gefahr laufen Würde, dem InhaOer des Original-
h!J'Othekenbriefs nochmals die ganze Summe entrichten zu müssen. Alle
diese für die Bildung des Zweigws~rumentl:! vorges~ebenen Hendlnagen
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sind Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, mit welchen das Grundbuch-
amt als solches Nichts zu thun hat.
Das letztere tritt erst dann in Thätigkeit, wenn die Theilabtretung
im Grundbuch eingetragen werden soll. In diesem Falle hat der Theil-
cessionar nach Analogie des §. 35 den Originalhypothekenbrief und dessen
beglaubigte Abschrift vorzulegen, und das Grundbuchamt hat auf beiden
Urkunden die Eintragung der Abtretung unter Beobachtung der Bestim-
mung des §. 38 zu vermerken, zugleich auch zur Erleichterung der
Uebersichtlichkeit den dem Cedenten an dem Betrage der Hypothek noch
zustehenden Antheil auf dem Haupthypothekenbrief an geeigneter Stelle
.zu notiren. - Das Zweigdokument erhält der Theilcessionar zurück,
wogegen das Hauptdokument stets dem abtretenden Gläubiger verbleiben
muss, abweichende Vereinbarungen der Betheiligten würden hieran Nichts
ändern können (s. den Rechtsfall bei J ohow, Jahrb. III, S. 168 ff.).
2. Nachdem die Theilabtretung im Grundbuch eingetragen und auf
beiden Urkunden vermerkt ist, wird die abgezweigte Urkunde ein für
sich bestehendes Dokument, das ebenso wie die ursprüngliche Urkunde
zu behandeln ist. Alle mit der Theilforderung vorzunehmenden Ver:-
änderungen sind deshalb auf dem Theilhypothekenbriefe zu vermerken.
Auch kann, wenn das zum Theil cedirte Kapital wiederum theilweise ab-
getreten wird, ein zweiter Theilhypothekenbrief gebildet werden, welcher
seinerseits als selbstständiges Dokument zu behandeln ist, und so fort.
§. 40 (pr. §. 130).
Bedarf der Hypothekenbrief einer Erneuerung, so ist das ur-
sprüngliche Exemplar von dem Grundbuchamt durch Zerschneiden
zu vernichten und bei deu Grundakten zurückzubehalten. Bei der
Ausfertigung des neuen Exemplars werden Vermerke, die für die
gegenwärtige Gültigkeit des Hypothekenbriefs ohne Erheblichkeit
sind, weggelassen.
Die Erneuerung des Hypothekenbriefs muss immer vom Grundbuc~'
amte ausgehen. Sie ist namentlich dann erforderlich wenn der Hypo-
thekenbrief vollgeschrieben oder verunreinigt oder sonst beschädigt ist1
und es können bei Ausfertigung des neuen, unter dem Datum der.Er-
neuerung auszustellenden Briefes alle solche Vermerke welche für. das
~echt des Gläubigers zur Zeit der Erneuerung der Urk~nde unerheblicll
SInd,.~eggelassen werden. Ist die Schuldurkunde beschädigt oder ver-:
unreinigt , so kann auch sie durch eine neue Ausfertigung oder begbtu-
bigte Abschrift ersetzt werden.
§. 41 (Pr. §. 111, 112).
Ist der Hypothekenbrief verloren gegangen, so kann die Ein-
tragung der Abtretung nur erfolgen, nachdem derselbe in GeJDäS&"
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heit der Vorschriften der Processordnung aufgeboten und durch Er-
kenntniss für kraftlos erklärt worden ist 1).
Der neue Hypothekenbrief wird aus einer beglaubigten Ab-
schrift des verloren gegangenen Hypothekenbriefs, welcher die
Schuldurkunde in beglaubigter Form anzuschliessen ist 2), und der
mit der Bescheinigung der Rechtskraft versehenen Urtheilsfonnel
des Erkenntnisses gebildet. -
Der in dem Paragraphen ausgesprochene Grundsatz entspricht dem
bisherigen Recht (Circ.-Rescr. vom 3. März 1842, §. 29, Abs. 2); das ein-
zuleitende Verfahren regelt sich nach den Bestimmungen der Process-'
ordnung (Braunschw. C.-P.-O. §§.275, 5. 276 sq.; R-C.-P.-O. §.837 sq.).
Der Paragraph spricht zwar ausdrücklich nur von Anfertigung eines
neuen Hypothekenbriefs - dessen Koncept bei den Grundakten zurück-
behalten wird -, es ist jedoch zweifellos, dass auch die mit demselben
zu verbindende' Schuldurkunde erneuert werden muss. Schwierigkeiten
können dieserhalb nicht entstehen, da die Schuldurkunde nach §. 74
G.-E.-G. immer vor Gericht oder vor Notar und Zeugen aufgenommen
werden muss, eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift derselben
also immer leicht zu erlangen sein wird (vergl. Zt sehr. f. R :XXX,
S. 115).
§. 42 (pr. §. 131).
Der Grundbuchrichter und der Buchflihrer haften für die
Uebereinstimmung der Angaben des Hypothekenbriefes mit dem
Inhalt des Grundbuchs und haben diese Urkunden, sowie alle
späteren Vermerke des Grundbuchamts auf denselben zu unter-
schreiben.
§. 43 (pr. §. 84).
Die Vorschriften der §§. 35 bis 42 finden auch aufVerpflindung
von Hypotheken und auf gerichtliche Arreste, insofern dieselben
&chtswirkung gegen Dritte erlangen' sollen, entsprechende An-
J)Die Kraftloserklärung des Hypothekenbriefs erfolgt gegenwärtigauf Grund
des §: 7, Nr. 5 des Ges. Nr. 12 vom 1. Apnl 1879 (vergl. Mansfeld, Br.
.AUS!ührungsges. S. 115, 133, 134); das Aufgebot geschieht u~ dem Rechts-
na;:ktheil, dass der Hypothekenbrief dem Eigenthümer des ve1'Pfandeten Grund-
stücks ge!!ffiÜber für kraftlos werde erklärt werden. . . .
J 'DIe Worte "Hypothekenbriefs _ anzuschliessen ist" SInd ein Zusatz der
U8t'zkommission welche damit dem in den Motiflen ausgesprochenen Ge-
ditnken, dass mit' dem neuen Hypothtkenbrief auc~ die nöthigenfalls zu er~
lIeutrnde SchUldurkunde verbunden werden rnüsse, Im Gesetze selbst Au.sdruck
geben wollte.
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wendung. Der Vermerk der Verpfändung muss den Gläubiger
und die Forderung, zu deren Sicherheit die Verpfändung erfolgt,
bezeichnen.
1. Wie die Verpfändung von Hypotheken hinsichtlioh der materiellen
Bestimmungen ebenso zu behandeln ist, wie die Cession von Hypotheken
(G.-E.-G. §. 56), so ist dies auch bei Umschreibung derselben im Grund-
buch der Fall; nur folgt aus der Verschiedenheit des Rechtsgeschäfts,
dass der Vermerk im Hypothekenbriefe (G.-B.-O. §. 38), abgesehen von
dem Namen des Pfandgläubigers, auch die aus der Verpfändungsurknnde
sich ergebende Forderung, zu deren Sicherheit die Verpfändung dienen
soll, bezeichnen muss. - War nur ein Theil der Hypothekforderung ver-
pfändet, und soll diese Theilverpfändung in das Grundbuch eingetragen
werden, so muss mit der Bildung eines Zweigdokuments und dessen
Uebergabe an den Pfandgläubiger ebenso vorgegangen werden, wie bei
Theilcessionen (§. 39). In Preussen hat zwar der §. 84 der G.-B.-D. die
Anwendung des (dem hiesigen §.39 entsprechenden) über Theilcessionen
lautenden §. 83 auf den Fall der Verpfändung von Hypotheken nicht
ausdrücklich vorgeschrieben, es wird jedoch dessen Anwendbarkeit im
Wege der Analogie von den Kommentatoren unter Bezugnahme auf die
Prenss. Praxis vertheidigt (vergI. z. B. Bahlmann, Komment., 3. Anfl.,
S. 392; Turnau, Grundbuohordn. S. 478).
2. Im Fall eines gerichtlichen Arrestes auf eine hypothekarische
Forderung soll nach §. 238, Abs. 1 a, E. der Braunschw. C.-P.-O. der
erforderliche Vermerk in das Hypothekenbuch eingetragen werden. Die
R.-C.-P.-O. §. 810, vergl. mit §. 731, hat sowohl diesen als den ferneren
Punkt, wie die Eintragllng zu erwirken sei, der Landesgesetzgebllng
überlassen; es wird daher in dem betreffenden Ausführungsgesetze das
Nöthige auch hierüber bestimmt werden I). Gegenwärtig handelt es
sich nur um die Frage, wie zu verfahren sei, wenn Arreste, welche, um
Rechtswirkung gegen Dritte zu erlangen, nach §. 50, Abs.2 des G.-E.-G.
der Eintragung in das Grundbuch bedürfen, eingetragen werden sollen.
Auch in dieser Hinsicht sollen die §§. 35 bis 42 des Entwurfs ZUf An-
wendung gebracht werden. Der von dem Richter verfügte Arrest ist
daher auch im Hypothekenbriefe zu vermerken und dieser zu dem Ende
dem Grundbuchamt vorzulegen. Sollte der'Arrestbeklagte die frei'-
_ 1) Vergl.. Ges. s-. 12 vom 1. Apnl 1879, §. 2: "Will der GläUbifle" die
Pfandung ~n~ Hypotkekforderung in das Grundbuch eintragen ~,"
geschze~t dz~ Ezntragung auf seinen Antrag unter Nachweis1.4ng derZ~
des geNchtlzchen Pfändungsbeschlusses an den DrittschUldner. Ist der [A8II:1f
nicht zugleich als Eigenthi~mer des Grundstücks im Grundbuch ein~
so bedarf es ausserdem der Nachweisung der Zustellung an den Eigenthii.met'·
- In Betreff. der Voraussetzungen, unter welchen die Pfändung einer H~
tkek Rechtswzrkung gegen Dritte erlangt, bleiben die VorllChriften der.§!i• .'l5
bis 43 der G~ndbuchordnung vom 8. März 1878 unbeTÜlwt." Vergl. dÜJ/.,.
tzve dazu bei ~[ansfeld, Br. Ausjührungsgesetze, S. 124 bis 126. .C'
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willige Herausgabe des Hypothekenbriefs verweigern, so würde ihm der-
selbe im Zwangswege abgenommen werden müssen, in welcher Hinsicht
die Bestimmungen der Processordnung (Braunschw. C.- P. - O. §. 379;
R.-C.-P.-O. §. 769) zur Anwendung kommen. . .
§. 44 (Pr. §§. 85 und 40).
Soll die Hypothek auf einen Vermächtnissnehmer umgeschrieben
werden, so muss die Einwilligung des Erben oder das denselben zur
Ert~ilung der Einwilligung verurtheilende rechtskräftige Erkennt-
niss beigebracht werden.
Zu der Umschreibung auf den Namen eines Miterben genügt
neben Ueberreichung des Hypothekenbriefs eine gerichtliche Be-
scheinigung:
dass die Forderung bei der Theilung des Nachlasses dem
Erben übereignet worden sei.
1. In Betreff des Erfordernisses des Konsenses der Erben znr Um-
schreibung der Hypothek auf den Namen des Legatars vergI. dieMotive
zu §. 25 der G.-B.-O. •
Die Beibringung des Hypothekenbriefs, event. dessen vorgängige
Mortifikation, ist hier ebenso nothwendig, wie bei Umschreibung der ab-
getretenen Hypothek. Auch die Umschreibung im Grundbuche wie die
entsprechende Vermerkung auf dem Hypothekenbriefe geschieht wie bei
Cessionen.
. Um die Einwilligung der Erben zu erbringen, bedarf es der Legi-
timation derselben' in dieser Hinsicht kommen die Bestimmungen des
§.12 G.-B.-O. zur Anwendung. Die Konsenserklärung selbst ist in einer
den Vorschriften des §.8 der G.-B.-O. entsprechenden Urkunde dem
Grundbuchamt zu überreichen, nicht aber vor letzterem selbst aufzu-
nehmen."
2. Handelt es sich um die Umschreibung einer Hypothek auf den
Namen eines Miterben so kann der Besitz des Hypothekenbriefs allein
~e Legitimation des Miterben zur Disposition über das Nachlasskapital
mchtbegründen' es muss vielmehr der Nachweis der erfolgten Erbschafts-
theilung hinzutreten, Diese aber kann entweder dnrch die Konsens-
erklärung der übrigen Miterben oder, im Fall stattgehabter gerichtlicher
Theilungsverhandlung, durch eine von dem Theilungsrichter anzustellend~
Bescheinigung, dass die Forderung dem Miterben übereignet worden sei,
erbracht werden.
§. 45 (Pr. §. 86).
Soll die Einräumung des Vorrechts im Grundbuch eingetra~en




Die Eintragung der Vorrechtseinräumung ist auf der Urkunde
über die zurücktretende, und auf Verlangen auch auf der Urkunde
über die vortretende Hypothek von dem Grundbuchamt zu ver-
merken.
Ueber die Prioritätscession vergl. §. 40 des G.-E.-G. Da zur Ein-
tragung der Vorrechtseinräumung im Grundbuch nur eine darauf gerich-
tete Erklärung des Einräumenden, dagegen weder die Annahmeerklärung,
noch die Legitimation des Inhabers der vortretenden Hypothek erf~rder­
Iich ist, so kann dieselbe auch dann eingetragen werden, wenn s, B.
derselbe Inhaber zweier Hypotheken seiner nacheingetragenen Hypothek
das Vorrecht vor seiner voreingetragenen Hypothek einräumt (J oho w,
Jahrb. IV, .s. 242).
Die Eintragung der Vorrechtseinräumung braucht nicht nothwendig
auch auf dem über die vortretende Hypothek lautenden Hypothekenbriefe
vermerkt zu werden, da es möglich ist, dass dieser augenblicklich nicht
beigebracht werden kann, während die sofortige Eintragung der Priori-
tätscession selbst von Erheblichkeit ist. In Uebereinstimmung mit §.86
der Preuss. G.-B.-O, (Werner, Mat. II, S. 173) ist daher der Vermerk
insoweit von den:'! Antrage des Prioritätscessionara abhängig gemacht.
4. Lös c h u n gen.
§. 46 (Pr. §§. 93, 100).
Zur Begründung des Löschungsantrages einer .im Grundbuch
eingetragenen Beschränkung des Eigenthumsrechts oder eines ding-
lichen Rechts hat der Eigenthümer die Löschungshewilligung des
Berechtigten beziehungsweise dessen Rechtsnachfolgers, oder das
den Berechtigten zur Ertheilung der Bewilligung verurtheilende
rechtskräftige Erkenntniss vorzulegen.
War die Eintragung auf Ersuchen einer zuständigen Behörde
erfolgt, so darf auch die Löschung nur auf Ersuchen dieser Behörde
oder mit Bewilligung dessen, zu dessen Gunsten die Eintragupg
geschehen war, vorgenommen werden.
Durch die Eintragung von dinglichen Rechten und Hypotheken wird
in Beziehung auf dritte Personen die Rechtsvermuthung der fortdauern-
den Existenz dieser Rechte begründet, und diese Vermuthung besteht
s? lan~e, bis die Eintragung wieder gelöscht ist. Was speciell die Löschung
einer Im Grundbuch eingetragenen Beschränkung des Eigenthumsrech~
(G.-E.-G. §. 13) und eines dinglichen Rechts anbetrifft _ wovon ~e
§§. 46 und 47 des Entwurfs handeln, während die §§. 48 bis 1i2die
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Löschung von Hypotheken zum Gegenstand haben -, so erwähnt der
§.23 des G.-E.-G. bereits die Voraussetzungen, unter denen die Löschung
erfolgen darf.
Berechtigt zur Stellung des Antrages ist danach der eingetragene
Eigenthümer oder die Behörde, auf deren Antrag die Eintragung erfolgt
war; ersteren Falls muss in Gemässheit des Konsensprincips die Löschungs-
bewilligung des Berechtigten oder, falls solche Bewilligung verweigert
wird, das dieselbe supplirende rechtskräftige Erkenntniss vorgelegt
werden. Dem Berechtigten ist auch dessen Rechtsnachfolger gleich-
gestellt, eine Bestimmung, welche für die nicht durch den Tod des Be-
rechtigten erlöschenden dinglichen Rechte von Bedeutnng ist, daher z, B.
bei Läschung einer eingetragenen negativen Grunddienstbarkeit der
gegenwärtige Eigenthümer des herrschenden Grundstücks, mag derselbe
im Grundbuch eingetragen sein oder nicht (G.-E.-G. §.6), seinen Konsens
erklären muss. In Betreff der Form der Konsenserklärung, und ob die-
selbe vor dem Grundbuchamt erfolgen darf, vergl. die Bemerkung zu
§. 44,1., .
DieBestimmungen des gegenwärtigen Paragraphen kommen übrigens
auch dann in Anwendung, wenn etwa das dingliche Recht auf eine be-
stimmte Zeitdauer oder unter einer auflösenden Bedingung bestellt war,
und der Endtermin eingetreten oder die Bedingung erfüllt ist.
§. 47 (Pr. §. 102).
Persönliche unvererbliche Einschränkungen des Eigenthums
oder des Verftigungsrechts, sowie Rechte, deren Dauer durch das
Leben des Berechtigten bedingt ist, werden auf A.ntrag des Eigen-
thümers des Grundstücks gelöscht, wenn der Tod des Berechtigten
nachgewiesen ist.
Besteht jedoch die Möglichkeit von Rückständen, so kann die
Löschung erst nach Ablauf eines Jahres erfolgen, sofern bis dahin
eine Vormerkung zur Erhaltung des dinglichen Rechts nicht ein-
getragen ist.
Von dem Grundsatz des §. 46 abweichende Bestimmungen sind für
den Fall getroffen wenn es sich um Rechte handelt, welche nur für den
Berechtigten selbs~ bestehen, ohne auf dessen Erben überzugehen. Hier
soll die Löschung auf Antrag des EigenthÜIDers des Grundstiicks auch
ohne Bewilligung der Erben des Berechtigten schon dann erfolgen, wenn
der Tod des Letzteren dem Grundbuchamt nachgewiesen wird. Der
Paragraph unterscheidet zwei verschiedene Fälle:
1. persönliche unvererbliche Einschränkungen des Eigenthums oder
des Verfügungsrechts, also Einschränkungen, .welche nicht in der
rechtlichen Beschaffenheit des Besitzverhältmsses beruhen (des
14*
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"Eigenthumsrechts" im Sinne des §. 13 des G.-E.-G), sondern
sich nur auf eine bestimmte Person beziehen, wie z. B. Veräusse-
rungsverbote, vertragsmässige Vor - und Wiederkaufsrechte und
dergleichen (s. oben zu §. 27);
2. Rechte, deren Dauer durch das Leben des Berechtigten bedingt
ist, dauernde Lasten und wiederkehrende Geld - und Natural-
prästationen , wenn sie nur für die Dauer des Lebens des Berech-
tigten bestellt sind, z, B. Niessbrauch, Wohnungsrechte, Altentheil,
Leibrenten u. s. w.
Die Preuss. G.-B.-O.§. 102 erwähnt zwar ausdrücklich nur des Falles
unter 1.; ob auch der zweite Fall miteinbegriffen sein sollte, war in der
Preuss. Jurisprudenz streitig geworden, wiewohl gegenwärtig die Frage
nach der Vorgeschichte des Paragraphen und dem Inhalt des zweiten
Absatzes, welcher gerade und ausschliesslich auf die unter 2. erwähnten
Rechte Bezug hat, bejaht wird (s, bes. Bahlmann, Komment., 3. AuH.,
S. 413 fr.; Förster, Privatr.III, S. 358 ff. - abweichend im Grund-
buchrecht S. 115 -; Dernburg, Privatr. I, 4. Aufl., S.703, Note 4 u, 5;
Johow, Jahrb. IV, S. 205; Turnau, Grundbuchordn. S. 538 ff., 544 ff.).
Jedenfalls schien es zur Vermeidung von Unsicherheiten wünschenswerth,
auch des zweiten Falles im Gesetze ausdrücklich Erwähnung zu thun.
Der zweite Absatz bezieht sich auf solche Rechte, bei denen die
Möglichkeit des Vorhandenseins rückständiger Prästationen vorliegt, also
auf die unter 2. erwähnten Fälle. Hier soll nicht die blosse Beibringung
des Todtenscheins zur Erlöschung des Rechts genügen, sondern es soll,
um Eingriffe in etwaige wohlerworbene Rechte zu verhüten, noch ein
Jahr nach dem Tode des Berechtigten verlaufen sein, bevor diesen Rück-
ständen ihre reale Sicherheit genommen werden darf, und selbst dann
soll die Löschung unterbleiben, wenn inzwischen eine Vormerkung zur
Erhaltung des dinglichen Rechts eingetragen ist. Ist nach dem Tode
des Berechtigten Seitens der Erben desselben kein Schritt zur Sicherung
der Rückstände geschehen, so wird diesen der dingliche Schutz durch
die Lö~chung entzogen, während natürlich der persönliche Anspruch
nach WIe vor geltend gemacht werden kann.
Die Eintragung der Vormerkung muss auf Antrag der Erben des
B~rechtigten, sei es mit Bewilligung des Eigenthümers, sei es unter V~r­
mittelung des ProcesBrichters, geschehen sein (G. _E. _G. §. 24); sie ist
nicht an die Frist eines Jahres nach dem Tode des Berechtigten gebun-
den, sondern kann bis zur Löschung erfolgen' die Worte· bis dahin"
sind auf das Wort "Löschung" zu beziehen rfurnau, a. a."O. S.541}.
§. 48.
Die Begründung des Antrages auf Löschung einer Hypothek
erfolgt nach Vorschrift des §.59 des Gesetzes über den EigenthUIlJB-
erwerb etc,
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§.49.
Wenn eine Hypothek ungetheilt auf mehreren Grundstücken
haftet, so ist, soweit der Gläubiger seine Befriedigung aus dem
einen Grundstück erhalten hat, die auf dem anderen eingetragene
Hypothek von Amtswegen zu löschen.
Sind die Grundstücke in den Bezirken verschiedener Grund-
buchämter belegen, so erfolgt die Löschung auf Ansuchen desjenigen
Grundbuchamts, in dessen Bezirk das Grundstück liegt, aus dem der
Gläubiger befriedigt ist.
Die .in der Preuss. G. - B.-O. fehlende Bestimmung über die bei
Korrealhypotheken von Amtswegen vorzunehmende Löschung auf dem
zweiten Grundstück, wenn die Hypothek auf dem ersten ordnungsmässig
gelöscht worden ist, findet ihre Rechtfertigung in den Bemerkungen zu
§.46 des G.-E.-G. Der gegenwärtige Paragraph wird übrigens analogisch
auch auf den Fall angewendet werden dürfen, wenn, wie bei §. 33 her-
vorgehoben wurde, eine dingliche Last auf mehrere Grundstücke mit
ungetheilter Haftung eingetragen war.
§. 50 (Pr. §. 114).
Zur Löschung einer Hypothek ist die Vorlegung eines Hypo-
thekenbriefs erforderlich. Ist derselbe verloren gegangen, so finden
die Bestimmungen des §. 41 entsprechende Anwendung1).
§. 51 (Pr. §. 115).
Bei Löschung der ganzen Hypothek wird der Hypothekenbrief
durch Zerschneiden vernichtet nachdem auf demselben zuvor von
dem Grundbuchamt die Lösehang vermerkt und der Eintragungs-
vermerk durchstrichen ist.
Die Urkunde über die .Löschungsbewilligung wird bei dem
Grundbuchamt zurückbehalten.
------
1) Eine Ausnahme findet statt nf.wh §. 72, Abs.l der Subhastationsord'!u1If!
1ir'. 37 'Vom 10. Juli 1879, wonach da« Gericht neben Zustellung des .A.djudl-
katlonsurthel1s die Umschreibung des Eigenthums auf den Namtn des Er-ste~s und die Löschung der von demselben nicht i(berntJ7fjmenen Hypotheken,
31Jt1lie die Löschung der Beschlagnahme im Grundbuche 'VO'n Amtswc!pi vor~­Ileh~~ oder, falls das Grundbuchamt mit dem VollsJrecku~ichte mcht~etmgt ist, ersteres um Vornahme der erforderlichen. Eintragungen ~nd
. 8chvngen im Grundbuche zu ersuchen hat. Die Löschung von Hypothe en
Ist Von der Ueberreichung der Hypothekenbriefe nicht abhiiJtgig.
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§. 52 (pr. §. 116).
Bei Löschung eines Theils der Hypothek wird die Theillöschung
auf dem Hypothekenbriefe vermerkt.
1. Erfolgt die Löschung der Hypothek auf Antrag des Eigen-
thümers , so hat derselbe ausser der die Löschungsbewilligung des
Gläubigers enthaltenden Urkunde, oder dem, was dieselbe ersetzt (G.-E.-G.
§. 59, Nr. 1 bis 4), auch den Hypothekenbrief vorzulegen, weil derselbe
bei vollständiger Löschung kassirt, bei Theillöschung abgeändert werden
muss, damit kein Missbrauch desselben nach der Löschurig stattfinden
kann. Dasselbe ist der Fall, wenn der Antrag auf Löschung nicht von
dem Grundeigenthümer, sondern von einer zuständigen Behörde ausgeht:
Ist der Hypothekenbrief verloren oder in anderer Weise abhanden ge-
kommen, so muss dessen Mortifikation der Löschung im Grundbuch
vorhergehen (s. Motive zu §.41 des Entwurfs). War ein Hypothekenbrief
überhaupt nicht gebildet, wie bei den vor Einführung des G.-E.-G. ein-
getragenen Hypotheken, so ist die über persönliche Verpflichtung auf,
genommene Urkunde vorzulegen (§. 55).
2. Soll die ganze Hypothek gelöscht werden (§. 51), so wird der
Eintragungserwerb auf dem Hypothekenbrief durchstrichen, die Löschung
selbst darin vermerkt, und hiernächst der Hypothekenbrief durch. Zer-
schneiden vernichtet. Eines Vermerks auf der mit letzterem verbundenen
Urkunde über die persönliche Verpflichtung oder einer Vernichtung dieser
Urkunde bedarf es nicht, weil dieselbe nach Löschung des Eintrags
im Grundbuch und nach Kassirung des Hypothekenbriefs zur Geltend-
machung des hypothekarischen Rechts nicht missbrapcht werden kann.
Nur in dem in §. 55 berührten Falle, wenn ein Hypothekenbri~f
überall noch nicht gebildet war, muss der Löschungsvermerk und die
Durchstreichung des Eintragungsvermerks auf der Schuldurkunde über
die persönliche Verpflichtung geschehen; aber auch dann darf doch
wenigstens die Schuldurkunde nicht vernichtet werden, weil möglicher-
weise trotz gelöschter Hypothek der persönliche Rechtsanspruch, zn
dessen Beurkundung die Schuldurkunde bestimmt ist fortdauert.
. ,
3. Bei einer Theillöschung (§. 52) bedarf es nur der Abänderung
des Hypothekenbriefs durch Eintragung eines entsprechenden Vermerr
auf demselben. In Fällen, wo über die theilweise zu löschende PostklllD
Hypothekenbrief, sondern nur eine dem bisherigen Recht entsprech~
Schuldurknnde existirt (§. 55), muss, wenn nicht etwa die nachtriig)jc1J.e
Bildung eines Hypothekenbriefs von dem Gläubiger beantragt wird'det
Vermerk über die TheilIöschung auf die Schuldurkunde selbst hinter a~
Ingrossationsvermerk gesetzt werden.
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4. Die Urkunde über die Löschungsbewilligung und was derselben
gleichsteht (Quittung, Erkenntniss u. s, w.) ist zur Deckung der Grund-
buchbeamten zu den Grundakten zu nehmen (§. 51), sei es im Original
oder, falls dessen Rückgabe von dem Eigenthümer beantragt wäre, in
beglaubigter Abschrift. Der zerschnittene Hypothekenbrief kann bei
dem Grundbuchamt zurückbehalten werden, wofern nicht dessen Rück-
gabe an den Gläubiger beantragt wird. Was endlich die mit dem Hypo-
thekenbrief durch Schnur und Siegel verbundene Schuldurkunde betrifft,
so steht deren gesonderter Rückgabe an den Gläubiger oder den sonst
Berechtigten, behufs weiteren Gebrauchs derselben, Nichts entgegen.
§. 53 (Pr. §. 118).
Eine aus Versehen des Grundbuchamts gelöschte oder bei Ab-
und Umschreibungen nicht übertragene Post (dingliche Last oder
Hypothek) ist auf Verlangen des Gläubigers oder auch von Amts-
wegen mit ihrem früheren Vorrechte wieder einzutragen, nachdem
der Eigenthümer und die erst nach Vornahme der irrigen Löschung
eingetragenen dinglich Berechtigten oder Hypothekgläubiger ihre
Einwilligung dazu ertheilt haben. Wird letztere versagt, so ist der
Gläubiger behuf Erlangung derselben auf den Rechtsweg zu ver-
weisen.
Der Processrichter hat die Verweigerung der Einwilligung als
begründet anzusehen, wenn Diejenigen, welche nach der Löschung
Rechte an dem Grundstück oder auf eine der gelöschten gleich-
oder nachstehende Hypothek erwarben, sich bei dem Erwerb in
redlichem Glauben befunden haben.
Eine Ausnahme von dem Grundsatz, dass das eingetragene dingliche
Recht oder die Hypothek durch Löschung aufgehoben wird (G.-E.-G.
§§. 23, 58), tritt dann ein, wenn die betreffende Post durch Versehen
oder Irrthum des Grundbuchrichters gelöscht oder bei Ab- und Um-
s~hreibungen (G.-E.-G. §. 38, G.-B.-O, §. 31) nicht übertragen ist. Für
diesen Fall ~ nicht also dann wenn die Löschung etwa auf Grund
einer falschen Quittung geschehe~ wäre und demnach als nichtig ~nge­
f~chten werden könnte _ gewährt -der Entwurf das Recht ~er Wleder-
eUltragung der fraglichen Post mit ihrem früheren V?rr~cht, .Jedoch ~ter
SChonung kollidirender Interessen. Zwar können die InZWischen e~ge­
tragenen Universalsuccessoren namentlich also die Erbendes ~en­
thÜWers oder des betreffenden GlitV>igers, dieser Wiedereintragung ~lCht
widersprechen. War aber in der Zwischenzeit das Grundstück aufemen
neue S' ul d . ues dingliches Rechtn mg arsuccessor übergegangen, 0 er em ne
oder eine neue Hypothek, welche der gelöschten gleich- oder nachstand,
oder die Abtretung oder Verpfändung einer gleich- oder nachstehenden
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Hypothek eingetragen, so kann die Wiedereintragung mit dem früheren
Vorrecht nur dann geschehen; wenn die genannten Betheiligten ihre
Einwilligung dazu ertheilt haben. Anderenfalls muss der Konsens der
Widerstrebenden im Processwege supplirt werden; es ist dies jedoch nur
gegen Diejenigen zulässig, welche, als sie im Grundbuch eingetragen
wurden, in bösem Glauben sich befanden, d. h. von dem Irrthum des
Grundbuchrichters unterrichtet waren und aus demselben Nutzen ziehen
wollten. Die Wiedereintragung selbst kann übrigens von Amtswegen
oder auf Antrag des durch den Grundbuchrichter benachtheiligten
Gläubigers geschehen.
Der Entwurf weicht mit diesen Bestimmungen von dem Preuss.
Recht wesentlich ab. Die Pr. G.-B.-O. §. 118 (ebenso Oldenb. §.97)
macht die Wiedereintragung nicht von der Zustimmung der Betheiligten
abhängig, sondern lässt sie in jedem Falle zu, erstreckt jedoch ihre Wir-
kung nicht auf später erworbene Realrechte, sofern die Berechtigten sich
bei dem Erwerb in redlichem Glauben befunden haben. Diese Vorschrift
ist aber deshalb inkorrekt, weil die Entscheidung der Frage nach dem
guten oder bösen Glauben der inzwischen Eingetragenen augenscheinlich
nicht von dem Grnndbuchrichter, sondern nur von dem Processrichter
getroffen werden kann. Indem der Preuss. Grundbuchrichter die irrig
gelöschte Post mit ihrem früheren Vorrecht wieder zur Eintragung bringt,
kann er in dem Wiedereintragungsvermerk Nichts über die Tragweite der
Wiedereintragung vermerken, weil dieselbe durch die Entscheidung des
Processrichters bedingt wird und ihm selbst unbekannt ist. Dadurch
kommt es, dass der Rang eines nach Massgabe des cit. Paragraphen der
Pr. G.-B.-O. wiedereingetragenen Realrechts aus dem Grundbuch überall
nicht ersichtlich ist, insofern der eingetragene Vorrang nicht gilt, und
Dasjenige, was Gültigkeit hat, aus dem Buche nicht erkannt werden kann.
Sollte daher das Princip der Publicität des Grundbuchs nicht geradezu
durchbrochen werden, so empfahl es sich, die Wiedereintragung mit ihren
Folgen entweder überhaupt nicht zuzulassen, sobald in der Zwischenzeit
~eue Rechte Dritter eingetragen sind, oder die Sache so zu ordnen, wie
nn Entwurfe geschehen ist. Der erste in der Preuss. Regierungsvorlage
beschrittene Weg beschränkt jedoch die Restitution in zu erheblichem
Ma~se, wogegen das .imEntwurf angenommene Princip der Billigkeit ent-
spricht, ohne doch die Interessen gutgläubiger Berechtigter zu gefährden.
. Uebrigens darf der Grnndsatz des §. 53 auch auf unrichtige, dUreh
em Versehen des Grundbuchrichters erfolgte Eintragungen ausgedehnt
w~rden, mit der Beschränkung jedoch, dass, wenn etwa Dritte aus diesei'
Emtragung bereits Rechte erworben haben, dieselbe nicht ohne Weitere&
entfernt werden darf, der Richter alter, um weiteren Schaden an ver-
hüten, von Amtswegen eine Vormerkung zu machen befugt ist (Dern-
burg, Privatr. I, 4. AufL, 8.503 W.).
Dritter Abschnitt.
SchI uss bestimm un gen.
§. 54.
Die Vorschriften über Form und Einrichtung der Grundbücher
u~d Grundakten , sowie der über Eintragungen im Grundbuch zu
bildenden Urkunden werden von Unserem Herzoglichen Staats-
'ministerium, Abtheilung der Justiz, erlassen werden.
§. 55.
Die auf die Hypothekenbriefe bezüglichen Vorschriften dieses
Gesetzes über Eintragung der Abtretung und Verpfändung von
H!p0theken und über Löschung derselben finden auf die jetzigen
mit dem Eintragungsvermerk versehenen Schuldurkunden ent-
Sprechende Anwendung. Eine Vernichteng der Schuldurkunde durch
Zerschneiden (§. 51) findet jedoch nicht statt.
§. 56.
. Die bisher geführten Amtshandelshücher, beziehungsweise das
: dem Herzogt Stadtgerichte Brsunschweig geführte Gerichts-
ndelsbuch fallen in Zukunft weg1)•
. 1) Die Amtshandelsbücher, welche für die Lokalgerichte des Landes
mtt AUSnahme des Stadtgerichts Braunschweig durch die Landesh. V. - o.
~: 2. Decbr. 1744 (Steinacker, J?romt. I, S. !15) ei~g~füh,,! und durch
be Ges~z Nr. 28 ~om 4. Juli 1851, §.4 ausdrück}tch besta!igt Stnd, en;hal!en1I.::~tgt~ .Abschriften aller derjenigen letzt~t1l~gen Verfagungen, l ert:r~ge
etnsettzgen Erklärungen durch welche dtnglzche Reckte an Grundstucken
:;:. Grundgerechtsamen in~halb des Gerichtsbezirks b~gründ.et,. f)eränd~ •
den au/gehoben werden, in chronologischer Reihenfolge, etnschliessltch der t~
HyPOthekenbüchern vorgenommenen Einträge, u.nd sollen dadurch dte
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§. 57.
Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1878 in
Kraft.
Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten.
Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzog-
lichen Geheime-Kanzlei-Siegels.
Braunschweig, den 8. März 1878.
(L. S.)
Auf Höchsten Specialbefehl.
W. Schulz. Trieps. Graf GÖrtz-Wrisberg.
Interessenten gegen Nachtheile gesichert werden, welche aus dem Verluste der.
Originaldoku1nente sonst leicht für sie 1vürden entstehen können. - Das bei
dem H. Stadtgerichte Braunschweig geführte Gerichtshandelsbuch oder
Gerichtsbuch (auch nKoncepte der Protokolle" genannt) beruht schon auf
der ti. G.-O. vom 16, Novb1·. 1677, Kap. 26, §.1; Kap. 27, §.1 und ist durch
die U,-G.-O. vom 2. Feffr. 1764, Kap. IV, §.2; XIII, §.1; XIV, §.1 erneuert.
Bis zur westphälischen Periode erheblichen Modifikationen unterworfen, war
dasselbe seitdem fast ganz ausserBen'utzung gekommen und ist dessen Gebraueh
erst wieder durch das Rescr. 0.- G. vom 5. Mai 1862 angeordnet. Das Ge-
richtshandelsbuch enthielt früher eine Extension der vor offenem Gerichte,
vorgetragenen Verhandlungen, welche, so lange sie im Generalprotokoll nur
kurz notirt zu werden pflegten, im Gerichtsbuch zu einem weitläufigen Auf-
satz unter Anwendung bestimmter Formulare und feststehender Klauseln ver-
arbeitet wurden und in Folge dessen die Koncepte fÜ1' die den Betheiligten
zukommenden Ausfertigungen bildeten. Erst später, als die Vorträge ~or
offenem Gericht nicht mehr kurz notirt, sondern vollständig protokollirt w~r­
den, war eine weitere Extension derselben überflüssig, und wurde seitdem tnllC
beglaubigte Abschrift des betreffenden Vortrags zum Generalprotokoll in das
Gerichtsbuch aufgenommen. .
Mit der Einführung des veränderten Grundbuchsystems, nach welchem die
Einträge nicht an bestimmte Rechtsgeschäfte, sondern an die auf Grund der-
selben erfolgten Auflassungen und Anträge geknüpft sind, kann von ferne'f'lJ'
Be1behaltung der Amtshandelsbücher und des Gerichtshandelsbuchs der Stadt
Braunschweig in der bisherigen Weise keine Rede sein. Auch lässt siCh der
durch diese Bücher zunächst verfolgte Zweck, eine doppelte Sammlung der
für ,die Gru~stücke u'ichtigsten Verfügungen Z1l erhalten, auf ander~.trt
erreichen; une solches durch die Instruktion, die Geschäftsführung bet ~~
Grlm~buchämt~ betreffend [s. unten), angeordnet ist. Da aber die ~eset"­
gung Jener GerIchtsbücher nur im Wege des Gesetzes thttnlich war, so ist (JfIf
Antrag der Justizk01mnission der §. 56 in das gegenwä1tige Gesetz auf~­






d. d. Braunschweig, den 8. :März 1878 (Nr. 12).
Ein 1 e i tu n g.
Im hiesigen Lande hat es bis jetzt an gesetzlichen Bestimmungen
über Ertheilung von Erblegitimationsattesten gefehlt. Die Lokalgerichte
haben zwar, wenn eine gerichtliche Erbschaftsregulirung stattgefunden,
keinen Anstand genommen, Atteste über.eine geführte Erbeslegitimation
zu ertheilen, und es ist dies auch ohne jene Voraussetzung auf Grund.
der Notorietät der betreffenden Verhältnisse oder besonderer Erhebungen
über dieselben geschehen; aber es ist dabei keineswegs in gleich-
mässiger Weise und nach gleichen Principien verfahren, wie die Aus-
führungen in der Zeitschrift für Rechtspflege I, S. 94 ff. ergeben.
Daher ist der Erlass eines die Ertheilung der fraglichen Atteste regeln-
den Verfahrens schon an und für sich wünschenswerth, und er wird
geradezu ein Bedürfniss , sobald die Gesetze über das Grundbuchwesen
ins Leben treten, da diese den Nachweis, dass der die Eintragung oder
Löschung im Grundbuch Beantragende Erbe geworden sei, in erhöhtem .
Masse erforderlich machen. Zwar enthält der §. 12, Nr. 2 und 3 der
G.-B.-O. ausreichende Bestimmungen über das Verfahren bei einer auf
Testament oder Erbvertrag beruhenden Erbschaft; sobald es sich aber
um den Nachweis handelt, dass der Antragsteller gesetzlicher Erbe
g~worden sei, soll er sich nach §. 12, Nr. 1 1. c, durch eine Erbbeschei-
nlgung des zuständigen Richters ausweisen, und ebenso kann nach §.67
G.-E.-G. der eingetragene Eigenthümer, welcher die Hypothek von Todes-
wegen erworben hat, das Recht, dieselbe auf seinen Namen umschreiben
zu lassen oder sonst über sie zu .verfügen, nur auf Grund des Testa-
ments, des Erbvertrags oder der Erbbescheinigung erwerben. In diesen
und anderen Fällen müssen daher feste Regeln bestehen, nach welchen
?ie Erblegitimation gesetzlichen Erben ertheilt werden darf. .Dabei
1st davon auszugehen, dass der Grundbuchrichter als solcher ml~ der
Prüfung und Entscheidung der Frage, ob der Antragsteller gesetzh~her
Erbe sei, nicht befasst werden kann, sondern dass ihm der urkundliche
Nachweis, dass er es sei, erbracht werden muss, damit er auf Grund
desselben die beantragte Eintragung oder Löschung zulassen oder ,beim
Vorhandensein eines etwaigen Mangels zurückweisen kann (G.-B.-O. S17).
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Der Entwurf hat sich im Wesentlichen an das Preuss. Gesetz vom
12.März 1869, betreffend die Ausstellung gerichtlicher Erbbescheinigungen
(Ges.-Samml. S. 473 *), welches auch als Grundlage für das entsprechende
Oldenbur,gische Gesetz vom 3. April 1876 gedient hat, angeschlosse~.
Dieses Gesetz bestimmt die Voraussetzungen, unter welchen Erbbesehei-
nigungen unter staatlicher Autorität ertheilt werden können, und statuirt
deren Wirkung dahin, dass der festgestellte Erbe für den bonafide-Verkehr
als wahrer Erbe gilt, dass also Rechtsgeschäfte hinsichtlich des Nach-
lasses, welche mit dem festgestellten Erben in gutem Glauben geschlossen
sind, nicht hinterher von einem Dritten, welcher nachträglich als der
wahre Erbe erkannt wurde, angefochten werden können, gleichgültig, ob
eine Ediktalladung und Präklusion unbekannter Berechtigter stattge-
funden hat oder nicht. Es wird hierdurch allerdings möglicherweise
eine dem wahren Erben im Verhältniss zu dritten Personen präjudicielle
Entscheidung abgegeben, ohne dass ihm die Möglichkeit des rechtlichen
Gehörs gegeben wird; indessen rechtfertigt sich diese Abweichung durch
das Bedürfniss des Verkehrs, welcher im Interesse der Rechtssicherheit
.auf leicht übersehbare und rasch und sicher zu handhabende Formen an-
gewiesen ist, wie denn auch ähnliche Verhältnisse auf dem Gebiete des
Grundbuchwesens selbst mehrfach vorkommen und zur Förderung des
Realkredits unabweislich sind. Es versteht sich hierbei von selbst, dass,
da der das Erblegitimationsattest ertheilende Richter als Richter der
freiwilligen Gerichtsbarkeit fungirt, seine Thätigkeit sofort erlischt, so-
bald unter den aufgetretenen Prätendenten ein Streit über die Berechti-
gung überhaupt oder über das bessere Recht entsteht. Die Befugniss
desselben zur Ertheilung von Erbbescheinigungen setzt eben voraus, dass
. ilim die erforderlichen Nachweise erbracht sind, und dass über das Erb-
recht Desjenigen, welcher die Legitimation in Anspruch nahm, kein Streit
obwaltete; trifft diese Voraussetzung nicht zu, so kann die Entscheidung
nur im Wege des Processes erfolgen. .
Wie bereits angedeutet Wurde, bezieht sich der Entwurf nur auf
Bes~heinigungen über gesetzliches Erbrecht; zur Ertheilung von Legiti-
mahonsattesten bei testamentarischem oder vertragsmässigem Erbre~t
war, abgesehen von dem in §. 8 des Entwurfs erwähnten Falle, kem
Bedürfniss vorhanden, weil regelmässig schon das Testament oder .der
Erbvertrag selbst - die Echtheit der Urkunden und die Wahrscheinlich-
keit' dass eine nachträgliche Abänderung nicht stattgefunden hat, voraUS-
gesetzt - ausreichen, um das Erbrecht des Antragstellers darzuthun,
während bei verwickelten Verhältnissen auch der freiwillige Rechtsrichter
zur Ertheilung von Erbbescheinigungen . nicht im Stande sein würde,
vielmehr die Entscheidung des Processrichters erfordert werden müSste.
.*l Vergl.W ~chI er, lies., betr. die Ausstellung gerichtl. Erbbeseheinignn~'
Berlin 1869. Forster, Pr. Privatr. IV, S.224 ff. Turnau, G.-B.-O. S.71~lJ.
Von Gottes Gnaden, Wir,
Wilhelm,
Herzog zu Braunschweig und Lünebllrg p. p.
erlassen rqit Zustimmung der Landes -Versammlung das
nachfolgende Gesetz.
§. 1.
Jeder gesetzliche Erbe ist befugt, auf Ausstellung einer Erb-
bescheinigung bei dem zuständigen Gericht anzutragen.
§. 2.
. Zuständig ist dasjenige Stadt- oder Amtsgericht, in dessen Be-
ZIrk der Erblasser zur Zeit seines Todes seinen allgemeinenGerichts-
stand gehabt hat 1).
§. 3.
Der Erbe hat den Tod des Erblassers und das persönliche
~ältniss zu demselben, auf welchem sein Erbrecht beruht, soweit
.1) Die Ausstell'ung gerichtlicher Erbbescheinigungen ist ein Thet1 der frei-
Ell!ge~ Gerichtsbarkeit. Vorausgesetzt wird also immer, dass nicht unter den
. rbpratendenten, welche sie nachsuchen Streit über das Erbrecht vorhandenI~. Wäre dies der Fall, so würde die Thätigkeit des freiwt1ligen R~chts­
~chters aufhören, und die Entscheidung über das Erbrecht dem P~ocessr!l:hter
berlassen werden müssen. - Der im Paraf!1'aph erwähnteallgemetne Genchts-
~and bestimmt sich nach §. 25 der Braunschw. C.-P.-O. und S. 13 sq. von
E·-C"P"O. - Nach derneuen GerichtsfJerfassung gehiJrl die Ausstellung der
1;bbescheinigungen zur Zuständigkeit der Amtsgerichte (Ges. NT. 11 11. 1. April
79, §. 20, NT. 4).
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die Thatsachen nicht bei dem Gerichte offenkundig sind, durch
öffentliche Urkunden oder, wo solche gar nicht oder schwer zu
beschaffen, durch Zeugen, wohin auch Zeugen über die Offenkundig-
keit der Thatsachen zu rechnen sind, nachzuweisen.
Der Erbe hat ferner dem Gerichte eine eidesstattliche Ver-
sicherung,
dass er nicht wisse, dass der Erblasser eine letztwillige
Verfügung nachgelassen habe,
und auf Erfordern, nach vorgängiger Darlegung der betreffenden
Verhältnisse 1), auch eine eidesstattliche Versicherung,
dass ihm andere gleich nahe oder nähere Erben nicht be-
kannt seien,
abzugeben. Diese Erklärung muss zu gerichtlichem oder notariellem
Protokoll aufgenommen sein. .
Sind mehrere Erben vorhanden, so bleibt es dem Ermessen des
Gerichts überlassen, diese Versicherungen von einem oder mehreren
oder allen Miterben zu verlangen.
Das Gericht ist ermächtigt, den Umständen nach die Ver-
sicherungsformel sachgemäss zu ändern. Dasselbe würdigt den
Beweis nach gewissenhafter Ueberzeugung.
Hinsichtlich einer bei der Erbschaft in Betracht kommenden
Person, welche beim Anfall der Erbschaft das 70. Lebensjahr über-
schritten haben würde, und von deren Leben oder Tod keine Nach-
richt zu erhalten ist, kann behuf Ertheilung der Erbbescheinigung
angenommen werden, dass sie den Anfall der Erbschaft nicht er-
lebt habe.
1. Der Entwurf fordert zunächst den Nachweis des Todes des Erb-
lassers und des das Erbrecht begründenden Verwandtschaftsverhältnisses.
Die Antretung der Erbschaft braucht nicht nachgewiesen zu werden, da
in der Anforderung eines Erblegitimationsattestes unzweifelhaft eine pro
berede gestio enthalten ist. Als zulässige Beweismittel sowohl des Todes
als der Verwandtschaft, wofern diese Thatsachen nicht ohnehin schon
. 1) Die Wo-rte "nach vo-;gängiger Darlegung der betreffenden Verh~tnisse'
Sind em Zusatz der Justzzkommission welche darnit bezweckte theils deI1l
Richter Gel~gen~eit zu geben, die sä:nmtlichen Verwandtschaftsverhf!U~
und folg~ezse di~Nähe des Grades genau zu prüfen, theil« der leichtszllll~
A~g~be eidesstattlicher Versicherungen entgegenzuwirken. Wer e. B. als f)(!l1"
burtiger Bruder ~es Erblassers in der 2. Klasse des gesetzlichen Erbreckt8
erben will, hat hiernach anzugeben, dass der Erblasser keine DescendefJttfI ,
keine Ehefrau, keine leiblichen Eltern und keine anderen vollbü~ f!e-
schwister oder Geschwisterkinder hinterlassen habe' die im Gesetz gef~
eidesstattliche Versicherung hat sich der Angabe 'dieser VerwandtschuftsDtf"
hältnisse unmittelba« anzuschliessen.
Erblegitimationsgesetz. 225
durch Notorietät feststehen, fordert der Entwurf öffentliche Urkunden
namentlich Bescheinigungen aus Kirchenbüchern oder Civilstandsregistern:
oder Zeugen, letztere jedoch nur dann, wenn jene überhaupt nicht oder
nur schwer zu erbringen sind, eine Voraussetzung, über deren Vorhanden-
sein der Richter nach freiem Ermessen zu befinden hat. Ein Anerkennt-
niss der Erben unter einander, selbst in dem Falle, wo dasselbe dem
Anerkennenden nicht zum Vortheil gereicht, kann für die Ertheilung
der Erbbescheinigung nicht entscheidend sein.
2. Das Ergebniss des im ersten Absatz dem Antragsteller auf-
erlegten positiven Beweises soll der Richter nach gewissenhafter Ueber-
zeugung, d. h. unter Berücksichtigung aller ihm über den betreffenden
Fall auch ausserhalb der Gerichtsverhandlungen bekannt gewordenen
Umstände und Bedenken, würdigen 2). Das Preuss. Gesetz fordert den
.überzeugenden Nachweis" j der dafür im Entwurf gewählte Ausdruck
vermeidet den Schein, als ob eine besondere Verschärfung des zu erbrin-
genden Beweises habe vorgeschrieben werden sollen, und entspricht
zugleich der Ausdrucks;eise des §.86, Absatz 1 der Braunschw. C.-P.-O.;
vergI. §.259 der R-C.-P.-O. ("freie Ileberseugung"). Die Beweiskraft der
im Paragraphen erwähnten "öffentlichen Urkunden" hat der Richter nach
allgemeinen Grundsätzen zu beurtheilen (R.-C.-P.-o. §§.380,382 bis 384),
event., falls Bedenken gegen die Glaubwürdigkeit der producirten Urkunde
vorliegen, den Nachweis durch Zeugen zu fordern.
3. Der unter 1. erwähnte positive Beweis genügt für die Process-
führung des Erbprätendenten {Ztschr. XI,S. 170j XX, S.216), reicht aber
nicht aus für den Grundbuchrichter, der nicht einen möglichen, sondern
den wirklichen Erben in das Grundbuch eintragen darf. Es muss also
zu dem positiven Beweise des Todes und der Verwandtschaft der negative
des Nichtvorhandenseins einer letztwilligen Verfügung des Erblassers,
~) Der Entwurf hatte die Bestimmung, dass "das G'ericht denBeweis nach
gew'lSsenhafter Ueberzeugung zu würdigen habe", _mittelb~r. auf den ersten1bsatz des §. 3 folgen lassen. Auf Antrag der Justizkomm~SSt()fl '1St der frag-
lU;he Satz als Absatz 4 eingeschoben damit dadurch hervorgehoben werde, dass
flICht allein die positiven sondern 'auch die negativen Erfordernisse von dem
G"h' de olleertc t geprüft und nach gewissenhafter Ueberzeug1l'1Ig gewü~digt wer. n s n.~enn daher dem Richter in Betreff der Richtigkeit der eide~tattllc~ "Ver-
~herung begründete Zweifel (verschieden natürlich von re!n willkurl~chen
ermuthungen) aufsteigen so muss derselbe von Amtswegen dIe erforderlwhen
Erkundigungen einholen ~nd alle Umstände welche gerichtskundig oder sonst
zu. seifler Kenfltniss gelangt sind, in Betra;ht ziehen. Ist s. B. einem :E!rb-
~~~dente~ auf Grund des flO1I ihm· erbrachten p~sitiven. und ne~ven
8 - Clses dIe Erbbescheinigung ertheilt, so da'-f der Rlcht~ nICht. etwa elflemr~~e: a~ftret~den Erbprätendenten, welcher !J.leichfalls ~n VentJ~ndf8Chafts~
r IÜtnJSS mIt dem Erblasser nachweist und In gutem Glauben die eidesstatt
tche Versicherung erthe~1t dass ihm kein 'fiäheres oder gleich fW,he8 Erbrecht
~orgehe, eine fernere Erbb~scheinigung erthCI1en, obwohl dies nach dem Wort-
~ des Gesetzes zulässig erscheifl8n könnte (vergl. Turna u, .Grundbuch-
or flW1Ig S. 730).
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beziehungsweise näherer oder gleich naher Erben desselben hinzutreten.
Der Nachweis dieser negativen Bedingung soll durch eine eidesstattliche
auf das Gegentheil gerichtete Versicherung des Antragstellers erbracht
werden 3). Diese Versicherung muss zu gerichtlichem oder notariellem
Protokoll abgegeben sein; eine schriftliche Erklärung - wie sie z.B. nach
dem GesetzNr. 38 vom 18. April 1876, die Erbschaftssteuer betreffend,
§.34, Abs. 2 zugelassen ist - würde, selbst. wenn die Unterschrift
beglaubigt wäre, nicht genügen. Der Entwurf weicht hierbei jedoch in-
sofern von dem Preuss. Gesetze ab, als er die eidesstattliche Versicherung
in Betreff der Nichtkenntniss des Vorhandenseins anderer gleich naher
oder näherer Erben nicht zu einer obligatorischen gemacht hat, sondern
deren jedesmalige Anforderung durch den Richter vorschreibt. Es schien
dies wünschenswerth, um dem mit der causae cognitio beauftragten Richter
ein freieres Ermessen zu wahren, zumal die Nichtexistenz gleich oder
näher berechtigter Miterben sehr wohl auf Notorietät beruhen kann, und
für diesen Fall die Ableistung des Eides zu einer leeren Form sich
gestalten würde. •
Im Anschluss an das Oldenburgische Gesetz hat der Entwurf ferner
durch Hinzufügung des Absatzes 4 die Möglichkeit sachgemässer Ab-
änderung der Eidesformel zugelassen. Dies war nöthig schon mit Rück-
sicht auf die Bestimmung des §. 4, Abs. 2 des Entwurfs, bei deren
Zutreffen die Eidesformel des zweiten Absatzes des gegenwärtigen Para-
graphen nicht stimmen würde, sodann aber auch mit Rücksicht auf die
Fälle, woselbst eine letztwillige Anordnu,ng mit Erbeseinsetzung vor-
liegt, aber gleichwohl nicht zu berücksichtigen ist, weil vielleicht der
Testator die zur Erbeseinsetzung nothwendige Rechtsfähigkeit verloren
hatte (testam. irritum), oder weil das Testament destitut geworden war, sei
es, dass der eingesetzte Erbe die Erbschaft ausschlug, sei es, dass der
Antragsteller selbst im Testamente eingesetzt war, aber es vorzog, die
Erbschaft als gesetzlicher, statt als testamentarischer Erbe anzutreten.
In solche~ und ähnlichen Fällen darf die Möglichkeit einer Abweichung
von der im Gesetz vorgeschriebenen Formel nicht ausgeschlossen sein.
4. Der Entwurf hat die auf der Vorschrift des Allgem. Lsndr, I. 1,
§. 38, beruhende Bestimmung des Preuss. Gesetzes adoptirt, dass Ver-
sc~ollene, ,;enn ~ie das 70. Lebensjahr zurückgelegt haben würden, ohne
weitere EdiktalcItation und deklaratorisches Erkenntnias als todt behau-
. 3). Das gegenU:ärtig.e Gesetz hat. durch Feststellung des Eides bezüglich ~NtChtv(}rhandense~ns einer letztw<ll<gen Ve f" 11 d' "cL '< F"lI.
'. '..• r ugung a er ~ngs zuna ,... IM"
der ge":emrechtl~chen Intestaterbfolge im Auge ist aber seinem Zwecke naclta~log!sch auch auf Fälle lehnrechtlicher Succession _ mag s(}lche als eitle8~ngulare ex pacto et procide t' .' .. . .>L M_
. . ' n la maJ{}TUm oder als eine unioersale, Jeuoe"",,·
die leh.nrechtl~che Persönlichkeit des letzten Lehnberechtigten betreffe'4rJe~/(cces,Slon anzusehen se~'n - ~ntsprechend anzuu'enden, Beschl. O.-L.-G. »r.BSx~;~lsec. 1885 t: S. du e, Cramm'sche Besclucerde betr. (Ztschr. f.
. -,,-,.96).
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delt werden sollen, wofern dieselben bei Ertheilung einer Erbbescheinigung
inBetracht kommen würden; die Präsumtion des Todes beginnt in diesem
Falle mit dem vollendeten 70. Lebensjahre. Diese Bestimmung war
unbedenklich, weil das Leben des abwesenden Erben zum Zwecke der
&theiligung an der Erbschaft jedenfalls bewiesen werden müsste, wäh-
rend gerade dieser Umstand bei dem Verschollenen durch dessen Ver-
schwinden und den Mangel aller Kunde in völlige Ungewissheit gesetzt
ist, und jeder Beweis für die Fortdauer des Lebens in dem entscheidenden
Zeitpunkte fehlt.
Der Entwurf weist ausdrücklich darauf hin, dass diese Bestimmung
nur auf die aktiven, nicht auf die passiven Erbverhältnisse des Verschol-
lenen sich bezieht, daher in solchen Fällen, wo es sich um die Beerbung
des Verschollenen selbst handelt, am gemeinen Rechte Nichts geändert
wird.
Der betreffende Passus im Gesetz spricht übrigens jenen Rechtssatz
nicht unbedingt aus, sondern verstellt dessen Anwendung in die Befug-
niss des Richters, da der Begriff der Verschollenbeit ein schwankender
illj; und das richterliche Ermessen einen weiten Spielraum haben muss.
§. 4.
Das Gericht hat, wenn es das Erbrecht für nachgewiesen
erachtet, eine urkundliche Bescheinigung darüber auszustellen.
Liegt eine letztwillige Anordnung vor, welche, ohne Erben ein-
zusetzen, über den Nachlass oder einen Theil desselben Verfligung
trifft, so hat der Richter die betreffende Urkunde in der Erb-
bescheinigung deutlich zu bezeichnen und deren wesentlichen Inhalt
anzugeben.
Absatz 2 bezieht sich auf Intestatkodicille, namentlich auf solche
letztwillige Anordnungen, durch welche der Erbe in der Verfügung über
Nachlassgegenstände beschränkt wird.
Der Richter soll der fraglichen Anordnung in der. Erbbesc~einigung
aUSdrücklich Erwähnung thun, da letztere, wenn SIe unbedmgt aus-
gestellt worden, leicht zur Täuschung Dritter führen könnte.
§. 5.
Wird das Erbrecht nicht für genügend nachgewiesen era~htet,
so wird der Antragsteller auf das Aufgebotsverfahren verwiesen.
Wenn durch das Erblegitimationsverfahren die' Legitimatio~ d~s
Erben nicht mit solcher Evidenz dargethan wird, dass daraufhm die
Er?hescheinigung ertheilt werden könnte, so soll der Antragsteller au~ das
E~Jverfahren verwiesen werden, das regelmässig vor demselben Gerichte
~ das Erblegitimationsverfahren statthaben wird. Das Preuss. Gesetz
15*
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(§. 3, Abs. 5) hat zwar das öffentliche Aufgebot der unbekannten Erben
nicht zu einem Essentiale des Legitimationsverfahrens gemacht, aber es
hat doch dem richterlichen Ermessen überlassen, nach Bewandtniss der
Umstände zur Beseitigung etwa noch vorhandener Bedenken das Aufgebot
zu erlassen; eine ähnliche Vorschrift enthält das Oldenburgische Gesetz
(Art. 5), indem es zugleich die gesetzlichen Wirkungen, welche das Auf-
gebotsverfahren hervorbringt, ausdrücklich vorbehält (Art. 6, Abs. 4). Es
schien jedoch richtiger, von letzterem Verfahren in diesem Gesetze über-
haupt zu abstrahiren, da dasselbe einen anderen Zweck verfolgt, als durch
das Erblegitimationsattest erreicht werden soll, und von dem letzteren
völlig verschiedene Wirkungen herbeiführt (s. §. 6). Denn durch das
Aufgebotsverfahren soll das Verhältniss des wahren Erben zu dem Provo-
kanten, durch die Erbbescheinigung das des aufgetretenen Erbberech-
tigten zu dritten Personen ermittelt werden; das dort abgegebene
Ausschlussurtheil hat die Wirkung der res j"udicata, während die Erb-
bescheinigung im Processe nur die Kraft einer vorläufigen Legitimation
hat, mithin dem Gegner das Recht, die Legitimation des Erben zu
bestreiten, nicht abgeschnitten werden kann. Beide Aufgebote und Erb-
bescheinigungen bestehen neben einander, ohne dass das eine Institut
durch das andere berührt wird.
§. 6.
Der wahre Erbe muss die von dritten Personen redlicher Weise
mit den in der Erbbescheinigung benannten Erben über den Nach-
lass vorgenommenen Rechtsgeschäfte, insbesondere auch die den-
selben von Nachlassschuldnern geleisteten Zahlungen gegen sich
gelten lassen.
Derselbe hat jedoch, wenn eine freigebige Verfügung unter
Lebenden oder von Todeswegen den Gegenstand des Rechtsgeschäfts
bildet, insoweit einen Anspruch gegen den Erwerber, als dieser sich
noch im Besitze des Erworbenen oder daraus bereichert findet.
1. Die Erbbescheinigung hat den Zweck den Erben bei Dispo-
sitionen über die Erbschaft des Nachweises seiner Berechtigung zu über-
heben und Behörden und Privaten von der Last und der Verantwortlich-
keit dieses Nachweises zu befreien. Wer sich mit einem durch die
Erbbescheinigung für legitimirt erklärten Erben hinsichtlich des Nach-
lasses oder einzelner Aktiva oder Passiva de~selben in Rechtsgeschäfte
einlässt, m~ss sicher sein, dass seine Rechtshandlungen hinterher beidell1
A~ftreten eme~ ~ellen Erbprätendenten nicht wieder angefochten werden.
DIe Erbbeschemigung will diese Sicherheit unbedingt, jedoch nur unter
der dop~elten Voraussetzung gewähren, dass der mit dem legitinJiriel1
Erben In Re~htsgeschäfte eintretende Dritte sich in gutem Glauben
befand, also nicht wusste, dass ein Anderer der wahre Erbe sei, unddasfl
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dieses Rechtsgeschäft nicht in einem unentgeltlichen Erwerbe bestand;
derbösgläubige Dritte soll dem wahren Erben immer, der unentgeltliche
Erwerber - mag es ein Erwerb unter Lebenden oder von Todeswegen
sein - wenigstens bis zum Belauf der noch vorhandenen Bereicherung
verhaftet bleiben.
Die erste Voraussetzung ist eine Forderung der Gerechtigkeit, die
zweite der Billigkeit; die Bedingung hinsichtlich des unentgeltlichen
Erwerbs folgt aus dem allgemeinen Rechtssatze , dass Niemand sich mit
dem Schaden eines Anderen bereichern darf.
Den Beweis der zur Zeit der Klagerhebung noch vorhandenen
Bereicherung muss der wahre Erbe erbringen; der redliche putative Erbe
hat aus eigenen Mitteln Nichts zu vertreten, wie auch schon nach R. R.
der Schenker, wenn die geschenkte Sache eine fremde war, auch im Fall
der Eviktion nicht verhaftet ist, es sei denn, dass er wusste, dass die
geschenkte Sache eine fremde war (L. 18 §. 3 D. de donat. 39, 5. L. 2,
C. de evict. 8, 45).
2. Wie bereits bei §. 5 angedeutet wurde, beschränken sich die
Wirkungen der Erbbescheinignng nur auf das Verhältniss zu dritten
Personen; der wahre Erbe im Verhältniss zu dem putativen Erben wird
dadurch überall nicht berührt, bleibt also jederzeit befugt, sein Erbrecht
mit der hereditatis petitio zur Anerkennung zu bringen, wo denn dieser
falls er nicht selbst wide~ besseres Wissen gehandelt hat, den Nachlass
an jenen nach den für das Verhältniss des bonae fidei possessor zu dem
Erben massgebenden Grundsätzen herausgeben muss, Aber auch selbst
im Verhältniss zu dritten Personen hat die Erbbescheinigung doch nur
zur Folge, dass sie den Dritten der Pflicht der eigenen Prüfung der
Legitimation des mit dem Erbschaftsattest versehenen Erben überhebt,
folge weise ihn berechtigt, mit demselben in Rechtsgeschäfte einzutreten,
~m Zahlungen. zu leisten u. dergI. m.; eine Verpflichtung, sich mit ihm
mRechtsgeschäfte einzulassen, besteht nicht; auch derNachlassschuldner
hat daher das Recht, den Gegenbeweis gegen die Bescheinigung des
angeblichen Erben zu erbringen.
§.7.
Wenn der Erblasser zur Zeit seines Todes in Deutschland
keinen allgemeinen Gerichtsstand hatte, oder wenn dasjenige dem
Deutschen Reichsgebiete, nicht aber dem hiesigen He~ogthume
angehörige Gericht in dessen Bezirk der allgemeine Genchtsstand
des Erblassers zur Zeit seines Todes begründet war, die ErtheiIung
der Erbbescheinigung verweigert, so ist, falls zum Nachlass des
Erblassers Grundstücke in öffentlicnen Büchern eingetragene Rechte
oder solche Gegenstände gehören welche sich in Verwahrung einer
hiesigen Behörde befinden, das Stadt- -oder Amtsgericht, in dessen
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Bezirk das Grundstück belegen ist, das öffentliche Buch geführt
oder der Gegenstand verwahrt wird, zur Ausstellung einer Beschei-
nigung zuständig, welche den Erben zur Verfügung über das Grund-
stück oder das eingetragene Recht, oder zur Empfangnahme des
verwahrten Gegenstandes ermächtigt.
Der Paragraph hat den doppelten Fall zum Gegenstand, wenn ent-
weder der Erblasser zur Zeit seines Todes innerhalb Deutschlands keinen
allgemeinen Gerichtsstand (§. 2) hatte, oder wenn dasjenige deutsche,
aber nicht braunschweigische Gericht, vor welchem ein solcher Gerichts-
stand begründet war, sich weigert, eine Erbbescheinigung zu ertheilen.
Für solche Fälle soll das forum rei sitae als zur Ertheilung der Erb-
bescheinigung befugt zugelassen werden, jedoch mit der Wirkung, dass
die Dispositionsberechtigung des durch ein Attest dieses Gerichtes legi-
timirten Erben sich nur auf diejenigen Gegenstände bezieht, durch deren
Befinden innerhalb des Bezirks des Gerichts letzteres die Befugniss zur
Ertheilung des I,egitimationsattestes erlangt hat. Ebendeshalb spricht
auch der Paragraph nur von "Bescheinigung", nicht, wie in den §§. 1,
4 und 6, von "Erbbescheinigung", um dadurch noch deutlicher hervor-
zuheben, dass das in diesem Paragraphen erwähnte Attest nur einzelne
Wirkungen hat, aber nicht dazu bestimmt sein soll,' die vor das forum
domicilii des Erblassers gehörige und nach den dort geltenden Gesetzen
zu beurtheilende Erbenqualität zu bezeichnen.
§. 8.
Wenn in einer letztwilligen Verfügung die Erben oder sonstigen
Berechtigten nicht mit derjenigen Bestimmtheit, welche zur Beschaf-
fung des Nachweises der Berechtigung erforderlich ist, bezeichnet
sind, so können dieselben bei dem zuständigen Gericht (§. 2) auf
Ausstellung einer ergänzenden Bescheinigung antragen. In derselben
hat das Gericht nur zu bezeugen, dass die Antragsteller ihre Iden-
tität mit den in der letztwilligen Verfügung bezeichneten Personen
nachgewiesen haben.
Die Beschreitung des Rechtsweges bleibt Demjenigen, welcher
sich durch die abgegebene Verfügung beschwert erachtet, vor-
behalten.
§. 9.
Das yerfahren ri~htet sich in den Fällen der §§. 7 und 8 nach
den Bestimmungen dieses Gesetzes. Die Wirkung der nach den
§§. 7 und 8 ausgestellten Bescheinigungen bestimmt sich gleichfalls
nach §. 6 dieses Gesetzes, soweit es auf den betreffenden Nacblass-
gegenstand oder auf die heseheinigte Thatsache ankommt.
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Der Gesetzentwurf bezieht sich, wie in der Einleitung bemerkt wurde,
an und für sich allerdings nur auf Intestaterbschaften; ausnahmsweise
soll jedoch, wenn in einer letztwilligen Verfügung (Testament, Erbver-
trag, Legat) die Erben oder Vermächtnissnehmer nicht bestimmt, son-
dern unter einem Kollektivnamen , z. B. "meine Geschwister", "meine
Neffen" u. s. w., eingesetzt sind, das Gericht, welches zur Ausstellung
einer Erbbescheinigung befugt gewesen wäre, eine das Testament ergän-
zende "Bescheinigung" (s. die Schlussbemerkung §. 7) ertheilen, durch
welche die Zugehörigkeit des Antragstellers zu denjenigen Personen,
welche in der betreffenden letztwilligen Verfügung unter der Kollektiv-
bezeichnung erwähnt sind, anerkannt wird.
DieWirkung der in §.8 erwähnten Bescheinigung ist bedingt durch
den Zweck, welcher dadurch erreicht werden soll, z. B. im Fall eines
Vermächtnisses. Aber auch dann, wenn dadurch in Verbindung mit
Testament oder Erbvertrag die Erbenqualität des Antragstellers her-
gestellt wird, wirkt doch die Bescheinigung, wie das Erblegitimations-
attest selbst, nur gegen dritte Personen, nicht im Verhältniss zu dem
wahren Erben. Um keinen Zweifel darüber zu lassen, dass die gericht-
liche Bescheinigung Niema~d bindet, der seinerseits Ansprüche auf die
Erbschaft oder das Vermächtniss macht, ist - abweichend von Preussen
und Oldenburg _ ausdrücklich hinzugefügt, dass Jedem, der sich durch
die vom Gerichte abgegebene Bescheinigung beschwert erachtet, die
Beschreitung des Rechtsweges offen bleibt, woraus dann folgt, dass Der-
jenige, welcher auf Grund der fraglichen Bescheinigung den betreffenden
Gegenstand an sich genommen hat, falls er als Kläger aufzutreten beab-
sichtigt, den Beweis seines Rechts nach allgemeinen processualischen
Regeln von Neuem übernehmen muss.
§. 10.
Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1878 in Kraft.
AUe, die es angeht, haben sich hiernach zu achten.
Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzog-
lichen Geheime- Kanzlei-Siegels.
Braunschweig, den 8. März 1878.
(L. S.)
Auf Höchsten Special-Befehl.




Verpfändung von beweglichen Sachen und
Forderungen betreffend.
d. d. Braunschweig, den 8. März 1878 (Nr. 13).
rEin 1e i tun g.
Das hiesige Mobiliarpfandrecht beruht fast durchweg auf den Grund-
sätzen des R. R. Neben dem formlosen Faustpfande (pignus) , welches
mit der Rechtswirkung der Retention und mit Besitzesschutz versehen
ist, existirt das eben so formlose Vertragspfand (hypotkeca) sowohl als
Special- wie als Generalhypothek, und wenngleich die dingliche Wirkung
dieses Vertragspfandes insofern eingeschränkt ist, als nach der Verordnung
NI'. 14 vom 26. März 1823, §. 3, der dritte Besitzer der verpfändeten
Mobilie gegen die Pfandklage gesichert bleibt, so gewährt dasselbe doch
~uch.nach jener Verordnung (§. 2) ein Vorzugsrecht im Konkurse, folg-
lich Insoweit auch Wirksamkeit gegen Dritte. Daneben existiren die
zahlreichen gesetzlichen, vielfach privilegirten Pfandrechte des R. R.,
w~Iche als Generalpfandrechte anch das Mobiliarvermögen ergreifen.
WIe sehr dieses Pfandrechtssystem den Kredit untergräbt, Handel- und
Gewerbetreibende schädigt, bedarf keiner Ausführung. Daher hat sich
schon Von früher Zeit an in der deutschen Gesetzgebung eine Reaktion
geltend gemacht, welche von den laxen, fast zn einer allgemeinen Kredit-
losigkeit führenden Grundsätzen des R. R. weg zu stengeren l'rincipien
überleitet, von der Erwägung ausgehend, dass der für das Immobiliar-
pfandrecht bestehende Grundsatz der Pnblieität und Specialität auch für
das Pfandrecht an Mobilien zur Anerkennung gelangen, dass auch dieses
durch das Erforderniss der äusserlichen Erkennbarkeit bedingt sein
müsse. Demgemäss ist nicht nur in den grosseren deutschen Gesetz-
büchern (Preuss.Landrecht 1,20, §§.7, 71, 104, 105 ud PreUBS. Konk.-
Ordn. §§. 32, 33, Oesterr. G.-B. §. 451, Säohs, G.-B. §§. 466, 469, 470),
sondern auch in zahlreichen deutschen Specialgesetzen (z. B. Hannov.
Gesetz Vom 14 Decbr. 1864, §.42, Gesetz f. Anhalt vom 13. April 1870,
§. 1, für Kohurg vom 11. Juli 1870, §. 1 (bei Goldschmidt, Zeitsehr.
für Handelsrecht XVII, S. 158 ft'.], für Oldenbnrg vom 3. April 1876,
An. 16) das Vertragspfand an Mobilien nar in Gestalt des Faust~fandes
Zllgelassen, die Generalhypothek aber in der Regel jeder RechtsWlrkung
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entkleidet oder zu einem blossen Pfandrechtstitel herabgesetzt. Wie die
Motive zur Reichs-Konkursordnung (S. 196) hervorheben, gilt die römische
Hypothek an Mobilien gegenwärtig innerhalb Deutschlands überhaupt
nur noch in einigen kleinen Staaten mit einem Gesammtgebiete von
etwa 500 Quadratmeilen und etwa 2 Millionen Einwohnern, und selbst
hier ist sie durch die Bestimmung des Art. 306 des Handelsgesetzbuchs,
wonach die Uebergabe einer im Handelsbetriebe von einem Kaufmann
veräusserten oder verpfändeten beweglichen Sache jedes frühere Pfand-
recht an ihr, namentlich also die Hypothek gegenüber dem redlichen
Erwerber wirkungslos macht, in ihrer Bedeutung eingeengt. Vollständig
aber ist ihre Lebenskraft zerstört, seitdem die R.-K.-O. §. 40 nur noch
das Faustpfandrecht für den Konkurs als wirksam anerkennt, nur diesem
die Wirkung des Absonderungsrechts zuspricht, und das Einf.-Gesetz zur
R.-K.-O. §§. 14 bis 16 die Bedingungen für die Begründung eines Faust-
pfandrechts aufstellt. Zwar ist das Mobiliarpfandrecht selbst durch die
R.-K.-O. nicht geregelt, vielmehr ist es den Landesgesetzgebungen über-
lassen, welche Rechtsnormen sie für die Gültigkeit einer Verpfändung
von Mobilien vorschreiben wollen; aber es leuchtet ein, dass jedes
Specialgesetz, welches die Verpfändung von Mobilien zum Gegenstande
hat, nur von den der R.-K.-O. zu Grunde liegenden Principien geleitet
sein kann.
Der gegenwärtige Entwurf, auf welchen bereits oben in der Allge-
meinen Begründung (S. 6) hingewiesen war, will dem Bedürfniss einer
Regelung des Mobiliarpfandrechts entgegenkommen.
Derselbe hat die Verpfändung von beweglichen körperlichen Sachen
und Forderungen zum Gegenstande und stellt für beide den Grundsatz
auf, dass solche Verpfändung nur in einer die allgemeine Er-
kennbarkeit des Pfandrechts ermöglichenden Form, nämlich
in der des Faustpfandrechts, zulässig sei. Damit ist nicht nur die
Hypothek des gemeinen Rechts, insbesondere auch die Generalhypothek,
sondern es. ist auch das gesetzliche Specialpfandrecht an Mobilien, soweit
dasselbe nicht durch Reichsgesetze geregelt ist, beseitigt. Es gehören
hierher namentlich die durch das R. R. begründeten Pfandrechte des
Mündels an der mit seinem Gelde angeschafften Sache und des Legatars
an dem Erbschaftsgewinn des onerirten Erben. Beide Pfandrechte sind
mit dem Publicitätsprincip nicht vereinbar, aber auch entbehrlich, inso-
fern eine ausreichende Sicherung des Mündels sowohl wie des Vermächt-
nissnehmers in anderer 'Weise, des Ersteren durch das ihm nebenbei
eingeräumte Vindikationsrecht (L. 2 D. quando ex/acto 26, 9. L. 3 O.
arb. tut. 5, 51), des Letzteren namentlich durch die cautio legatorum ser-
vandorum, bewirkt werden kann. Der für jede Gesetzgebung unentbehr-
liche Fall eines gesetzlichen Pfandrechts des Verpächters oder Ver-
miethers an den Invekten und lliaten etc. des Pächters oder Miet1lers
(§. 3. des Entwurfs) wird durch die leicht in Erfahrung zu bringe~e
Thatsache der Pacht oder Miethe genügend sichtbar gemacht undilIt
nicht geeignet, durch die Art seiner Begründung eine Schädigung dritter
Personen zu bewirken. Da nun bei Anerkennung des Faustpfandes, als
der einzig zulässigen Form des Mobiliarpfandrechts, auch das bisherige
testamentarische Specialpfand sich in die Auflage der Bestellung eines
Faustpfandes verwandelt, da ferner das richterliche Pfandrecht durch
die §§. 709 und 810 der Reichs-Civilprocessordnung geregelt ist, so hat
sich der Entwurf nur mit dem durch Vertrag begründeten Pfande zu
beschäftigen und nur für dieses die erforderlichen Vorschriften hinsicht-
lich der Entstehung und Endigung, sowie hinsichtlich der Rechtswir-
kungen des Pfandrechts zu erlassen. Der Entwurf hat sich dabei im
Allgemeinen an das Oldenburg. Gesetz, betreffend die Verpfändung von
Schiffen, anderen beweglichen Sachen und Forderungen, vom 3. April
1876 angeschlossen; er behandelt in den §§. 1 bis 10 das Pfandrecht an
beweglichen körperlichen Sachen, in den §§. 11 bis 15 das Pfandrecht
an Forderungen, in den §§.16 bis 20 einige auf beide bezügliche allge-
meine Bestimmungen 1).
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1) In Betreff der nothwendigen Ergänzungen des gegenwärligen Mobt"liar-
pfandgesetzes aus dem Röm.Recht vgl. Wolf! inZtschr.!.R.XXIX,S.145jf.
Von Gottes Gnaden, Wir,
Wilhelm,
Herzog zu Braunschweig und Lüneburg p. p.
erlassen mit Zustimmung der Landes - Versammlung das
nachfolgende Gesetz.
§. 1.
Ein Pfandrecht an beweglichen körperlichen Sachen, mit Ein-
schluss der Inhaberpapiere, entsteht als Faustpfand durch Ueber-
gabe derselben an den Gläubiger oder für ihn an einen Dritten in
der erklärten Absicht, ein Pfandrecht daran zu bestellen.
Die besonderen Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs über
Pfandrechte an Waaren werden hierdurch nicht berührt.
'. "1. Gegenstand des Pfandrechts sind "bewegliche körperlIche Sachen,
ausgeschlossen daher die Forderungen, mögen sie durch Cession o~er
durch Indossament übertragen werden (§§. 11 bis 14). Dagegen sm~
den körperlichen Sachen gleichgestellt die Inhaberpapiere, da sich bei
ihnen die Forderung in der Urkunde verkörpert, nur mit dieser und
durch dieselbe übergeht und nur aufGrund der Urkunde geltend gemacht
werden kann (vergl. H.-G.-B. Art. 307).
Da nur solche Sachen Gegenstand des Faustpfandes sein kö~eD,
an welchen ein Besitz möglich ist, und da gemeinrechtlich an emer
Sachgesammtheit kein Besitz stattfindet, vielmehr nur an den einzelnen
zu derselben gehörigen Stücken, so folgt daraus, dass ein FaustpfllJld
auch nur an diesen einzelnen Gegenständen, nicht an der SachgesllJllDlt-
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heit als solcher errichtet werden kann. Wenn eine Heerde, eine Biblio-
thek, ein Waarenlager und dergl. verpfändet wird, so ist dies nur eine
kollektive Bezeichnung für alle einzelnen, zu der Heerde, der Bibliothek,
dem Waarenlager u. s. w. gehörigen Stücke, und ein Pfandrecht entsteht
nur an denjenigen von ihnen, deren Gewahrsam dem Gläubiger über-
tragen worden ist. Ob aber die Gesammtheit in ihrem dermaligen oder
in ihrem wechselnden Bestande hat verpfändet sein, ob die verkauften
Stücke von dem Pfandnexus haben frei werden, neu erworbene dem
Pfandrecht verfallen seiu sollen, ist eine thatsächliche Frage, welche nach
• dermuthmasslichen Absicht der Parteien entschieden werden muss; vergl.
Dernburg, Pfandr, I, §. 59; Windscheid, Pand. (4. Aufl.) 1) I, §. 137,
Noten 5 bis 8; v. Roth, Syst. d. D. Privatr. IH, S. 717 ff. und aus der
Praxis: Seuffert, Archiv XV, 187 (Verpfändung eines Theaterinventars),
XXVIII, 108 (Verpfändung eines Waarenlagers).
2. Das Faustpfand wird begründet durch Uebertragung des Besitzes,
und zwar der faktischen Innehabung der Sache; der Pfandgläubiger oder
ein Dritter für ihn muss den Gewahrsam derselben erlangt haben, sie
mnss ihm übergeben sein. Der Entwurf, indem er die Besitzübertragung
durch blossen Vertragswillen ausschliesst (s, zu §. 2), steht somit in
Uebereinstimmung mit dem einen einzelnen Fall regelnden §. 5, Abs. 2
des Bundesgesetzes vom 2. Juni 1869, betreffend die Kautionen der
Bundesbeamten (B.-G.-Bl. S. 161) und mit dem den allgemeinen Grund-
satz aufstellenden §. 14 des Einf.-Ges. zur R.-K.-O. Was zur "Ueb~rgabe"
der Sache gehört, bestimmt sich nach den Vorschriften des gemeinen
Rechts. Daher ist es nicht erforderlich, dass die verpfändete Sache von
dem Gläubiger körperlich ergriffen, oder dass sie von ihrem bisherigen
Aufbewahrungsort an einen anderen geschafft werde; es genügt, wenn
dem Gläubiger die thatsächliche Möglichkeit, auf die Sache jederzeit
selbst oder durch einen Stellvertreter unmittelbar einwirken und jede
Einwirkung einer dritten Person ausschliessen -zu können, verschafft
wirdi), und es ist eine thatsächliche, lediglich nach der Gesammtheit der
U~st~nde zu beantwortende Frage, wann die Möglichkeit einer s~lchen
EinwIrkung auf die Sache anzunehmen sei (vergI. Förster, Theorie des
Pr.Privatr., 3.Aufl..,III, S.41,42; Dernburg, Pr. Privatr. I, 4.Aufl..,S. 360ff.
und den Rechtsfall in den Entscheidungen des R.-O.-H.-G. XIV,S.102 ff.).
1) In der Bten. .Auflage seines Lehrbuchs nimmt Windscheid, abweichend
~&n den früheren .Auflagen, unter Bezugnahme auf L. ,1,.§•.3 L 2 L. 3 pr.
. 23, §. 5 D. de R. V. 6, 1. L. 21, §. 1 D. de eac. reJ judJootae. 44, 2 an,~ Heerden und andere Naturganze (z. B. Bienenschwärme) als sO!che Gegen-
stande von Rechten bilden können, während dies bei Sachgesammthe,ten anderer~';..zu verneinen sei. Anderer Ansicht z.B. Unger i# den Jahrb. f. Dogm.
4 ..1..l, S. 237 ff.; E xn er, Lehre vom Rechtserwerb durch Praditi01l S. 215 ff·
e i) In Uebereinstimmung hiermit spricht sich das Er!. des H. 0:- G.. Wo!-
fi1W. (~. S.) v. 7. .April 1879: S. Brinkmann~. Voigt we~n F:,n!/N:fe In
rlaa Ea{Jenthum aus: .Die Tradition verlangt mcht nothwendag emen kO'rper-
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Die in einzelnen Partikularrechten , z. B. dem Preuss. Allgem. Lsndr, und
dem Code civil, aufgeführten Fälle einer Verpfandung mittelst der soge-
nannten symbolischen Tradition verdanken ihre Entstehung einer miss-
verstandenen Theorie und sind, soweit sie nicht wirkliche positiv gesetz-
liche Erweiterungen des gemeinrechtlichen Traditionsbegriffs enthalten
(unten Nr. 5), bei der Frage nach den Erfordernissen der Verpfändung nicht
zu beachten. Dasselbe gilt auch von der dem Preuss. Landr. I, 20, §§; 329,
330 entnommenen Bestimmung des Bundesgesetzes, betreffend die Grün-
dung öffentlicher Darlehnskassen u. s. w., vom 21. Juli 1870 (B.-G.-Bl..
S. 499) in §. 6, dass die "Verpfandung von Waaren, Boden- und Berg-
werkserzeugnissen und Fabrikaten, welche dem Pfandgläubiger nicht oder
nicht ohne erhebliche Schwierigkeit und Kosten körperlich übergeben
werden können, ausnahmsweise, ohne Rücksicht auf etwa entgegenstehende
Bestimmungen der Landesgesetze durch symbolische Uebergabe verwirk-
licht werden dürfe", da schon gemeinrechtlich zum Zwecke der Tradition
derartiger Gegenstände keineswegs ein Ergreifen oder Fortschaffen der-
selben nothwendig ist, die Uebertragung des Besitzes vielmehr auch durch
andere Vorgäuge bewirkt werden kann.
3. Der Pfandgläubiger hat nicht die Absicht, die Sache, deren
Besitz ihm übertragen ist, als eigene zu haben, er hat nur abgeleiteten
Besitz, die Innehabung der Sache soll ihm Sicherheit für seine Forderung
und das Verkaufsrecht gewähren; der Ersitzungsbesitz bleibt bei dem
Verpfa~der zurück. Daher wird ihm die Sache von dem Verpfänder in
der Absicht übergeben, "ein Pfandrecht daran zu bestellen"; dieser
Verpfändungswille in Verbindung mit der Uebergabe auf der einen und
die Annahme der Sache in der entsprechenden Absicht auf der anderen
Seite schafft das Pfandrecht, ohne dass es zur Gültigkeit des Pfandve'r-
trages noch einer besonderen Form bedürfte. Zwar fordern das Würtem-
bergische Pfandgesetz vom 15. April 1825, Art. 113, 245, 248 und das
Hannoversche Gesetz vom 14. December 1864, §. 43, schriftliche Ver-
pfändung; ebenso müssen nach franz. Recht (Code cim7, art. ~074) kÖrper-
liche Sachen im Werthe von mehr als 150 frcs. mitte1st öffentlicher oder
durch eine gehörig einregistrirte Urkunde unter Privatunterschrift ver-
lichen Akt der Hingabe von Hand zu Hand noch auch die unmittelbare Gegen-
w?rt bei der. Sache, sondern nur die Mö~lichkeit beliebiger Einwirkung auf
dle Sacheml.t dem Willen des bisherigen Besitzers (cf. L. 9, §. 1 de~
L. 62pr. deemct.L.9, §.5de A.R.D.L.79 de solut.Windscheid, Pand.I,§.ß3).
Nach §. 8 des Regulativs s« 19, betr. die Kreditü-ung der Eingafl9t
abgaben, vom 24. Ju.ni 1884 erfolgt die Sicherstellung von Gefälle-CreditetJ ..
der _R.egel d~rch Hmterlegung. von Werthpapieren, einschliesslich der daztl
gehongen Zmscoupons, Dividendenscheine und Talons wobei dem Ha~
st~u~am!~ die sch~~ftliclu: Ermächtigung zu ertheilen ist: "für den Fall" d{I$S
die cre~ltlrte~ Gef.alle mlt Ablauf der Zahlungsfrist oder auf besonderes Er/ur-
d~ n1?ht p!1nktllch abgetragen werden sollten, sofort die Werthpapiere OhM
=E~E~~~'E:~~~~ ~::u:T'j.
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pfändet werden. Indessen schien es der Faustpfandbestellung, als einem
Realvertrage, entsprechender, an der dem gemeinen Recht, und ebenso
auch dem Preuss. Landr. (I, 20, §. 94) zu Grunde liegenden Formlosig-
keit dieses Vertrages festzuhalten, zumal auch nach H.-G.-B., Art. 309,
Abs. 1, sofern es sich unter Kaufleuten um eine Pfandbestellung für
Forderungen aus ihren beiderseitigen Handelsgeschäften handelt, die
Gültigkeit des Pfandvertrags durch schriftliche Abfassung oder andere
Förmlichkeiten nicht bedingt ist. Wenn aber auch noch so formlos, so
muss doch der Verpfändungswille jedenfalls erklärt sein; der Entwurf
fordert daher, abweichend von dem Oldenburgischen Gesetz Art. 16, die
•erklärte" Absicht, ein Pfandrecht zu bestellen, ohne damit übrigens auf
den Gebrauch gerade dieser Worte ein Gewicht legen zu wollen, da der
Verpfandungswille auch indirekt durch entsprechende Ausdrücke, z. B.
.deponiren, Deckung geben" u, dergl., erklärt werden kann (Gold-
schmidt, Handb. des H.-R. P, S. 892).
4. Der Entwurf enthält keine Bestimmungen für den Fall, wenn
die Verpfändung Seitens des Nichteigenthümers geschehen war. Es
behält daher insoweit bei der unbeschränkten Vindikabilität des gemeinen
Rechts, soweit in dieser Hinsicht nicht Ausnahmen zugelassen sind
(s, unten bei §. 9), sein Bewenden. Bei Inhaberpapieren findet schon
nach .bestehenden landesgesetzlichen Bestimmungen (Gesetz Nr. 27 vom
30. April 1867, §. 3 [vergl. mit Gesetz Nr. 17 vom 19. December 1834,
§. 14 und Gesetz Nr. 47 vom 7. März 1842, §. 9] und Gesetz Nr. 72
vom 20. August 1867, §. 13) die Vindikation nur gegen Denjenigen
statt, welcher dergleichen Dokumente in bösem Glauben erworben hat.
5. Der Abs. 2 lässt die der Reichsgesetzgebung anheimfallenden
besonderen Bestimmungen des H.-G.-B. "über Pfandrechte an Waaren
unberührt. Das H.-G.-B. statuirt zunächst eine grosse Menge gesetzlicher
Pfandrechte und lässt dieselben theilweise bestehen, auch wenn sie nicht
die Natur eines Faustpfandes haben; dahin gehört z. B. das Pfandrecht
des Frachtführers am Frachtgut (Art. 409), des Verfrachters am Fracht-
gut wegen der Fracht, des Liegegeldes, ausgelegter Zölle u, s, w. (Art.
624, 626, 629), des Bergenden wegen der Bergungs- und Hülfsko~en
{Art. 753), und zahlreiche Fälle gesetzlicher Pfandrechte für seerechtliche
Forderungen, wo das Pfandrecht noch eine bestimmte Zeit fort.dauert,
311ch wenn sich die betreffenden Sachen nicht mehr in der Detention des
Gläubigers befinden sondern von dem Schuldner oder dessen Stellver-
treter detinirt werd~n. Ebenso kennt das H.-G.-B. Fälle einer Verpfän-
dlUlg durch symbolische Uebergabe, welche eine wirkliche Erweiterung
der geI!leinrechtlichen Traditionstheorie enthalten, wo die Uebergabe der
Waare durch Auslieferung der dazu geeigneten Waarenpapiere, .d~r
Konnossemente, Ladescheine und Lagerscheine (Warrants) .n. s, w., die
~ebergahe des verpfändeten Schiffes durch.~tra~der Verpfän~ung
in das Schiffsregister oder durch UebergabederlJUt emem ~eglaublgten
Vennerk der Verpfandung versehenen Schiffsurkunden oder. einer beglau-
l!zauaachlreigische GrllIldbuchgesetze. 16
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bigten Abschrift derselben sich vollzieht; auch gehört dahin der Fall
einer Verbodmung von Schiff, Fracht oder Ladung mittelst Ausstellung
eines Bodmereibriefs (Art. 680, 683). Alle diese - für das hiesige Land
ohnehin grösstentheils unpraktischen - Abweichungen kommen für den
gegenwärtigen Gesetzentwurf nicht in Betracht, und das Einf.-Ges. zur
R.- K.-O., §. 14 hat die Wirksamkeit der durch das H.-G.- B. geregelten
symbolischen Verpfändung insofern ausdrücklich anerkannt, als es für
die hervorgehobenen Fälle das dem Faustpfandgläubiger zustehende
Absonderungsrecht im Konkurse auch ohne wirkliche Uebergabe der
Sache gewährt (vergl.R.-K.-O., §. 41, NI'.8 und Motive S. 200 bis 204, 477).
§. 2.
Wenn ausgemacht ist, dass der Verpfänder selbst die Sache
für den Gläubiger behalten soll, so .entsteht kein Pfandrecht I).
Gemeinrechtlich kann das Faustpfand auch durch constitutum posses-
sO'rium 2) bestellt werden, z. B. so, dass der Pfandschuldner die verpfändete
Sache precario oder als Miether in den Händen behält (L. 35, §. 1-
L.37 D. depignor. aci, 13, 7), und nach der ausdrücklichen Anordnung
des H.-G.-B., Art. 309, Abs. 2, NI'. 1, dass für die Uebertragungdes
Besitzes die Bestimmungen des bürgerlichen Rechts massgebend bleiben
sollen, wird auch das handelsrechtliche Faustpfand im Gebiete des
gemeinen Rechts durch constitutum possessorium begründet werden dürfen
(Laband, Ztschr.f.H.-R.IX,S.238; Goldschmidt, Handb. 12, S. 894).
Indessen haben fast alle neueren Gesetzgebungen diese Art der Besitz-
übertragung unter Fortdauer des Gewahrsams des Verpfänders wegen
l\fangels genügender Erkennbarkeit und wegen der damit verbundenen
Gefahr einer fraudulösen Begünstigung einzelner Gläubiger für unzulässig
erklärt (Pr. Landr. 1,20, §§.l04, 105. Oesterr. G.-B. §.451. Code civil,
art. 2076. Sächs. G.-B. §.467. Hannov, Pfandges. §. 43, 44. Anhalt.
1) War der Kaufvertrag simulirt, SO zwar, dass die Parteien einen Pfand' .
vertrag abgeschlossen haben, diesen aber nach aUssen als einen Kaufvertrag;
ausu,:ben, so gilt der in L. 3 C. plus valere quod agitur, quam quod simiilate
coru:~p~tur 4, 22 enthaltene Satz; "emtione pignO'ris caulla facta 1100 1JfIlId·
scriptum, sed quod gestum est, inspicitur" (Hellwig im Areh, j. c1tJ.Pr.
I!~' 64',_8., 3~7). Ein derartiger Vertrag hat nach §. 2 des Mob.-Pfandg~':.-,
keine (7/tltlgke~t, und kann durch denselben ein Faustpfandrecht im Smne des
§. 40 D. K .. ,O. nach §. 14 des Einf.-Ges. e. K.- 0. nicht begründet weriltrl.
Erk. c!.-L.- (". Er. I. S. v.20. Febr.18S0 in S. Wolf c. Guhrau, und 'lJ.30./(JfL
1882 m
T
S. Gerstner· c. Schneevoigt.
2~ .[eber da~ Gonstitutumpossessorium vgl. Etener, Rechtseri!lerb .dtIr~Tra~Jtwn S. 142 ff·; Harb'urger, das constit. possess. im Römischen ..~
heutlgen Re;ht 1881 (dazu Leonhard, Krit. V. J. Sehr. XXIII, S. 311 bisJ45)·
Verh., des 1:.>. D. Juristentages 1, S. 3 ff., 72 ff., 91 ff. II. S. 84 ff.; lVi.lI:
sckeul, Pand. (6. Aufn I, §. 155, Note 8 bis 8 e ; s. auchunUn §.19, Nl}fet
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Ges. vom 13. April 1870, §. 2. Koburg. Ges. vom 14. Juli 1870, Art. 2,
Abs. 2. Oldenb. Ges., Art. 17), und demgemäss ist auch in der R.-K.-O.
das durch das Faustpfand begründete Absonderungsrecht dann nicht
gewährt, wenn der Gewahrsam der Sache dem Schuldner verblieb oder
ihm später anvertraut wurde (Einf.-Ges. zur R.-K.-O. §. 14). Der Ent-
wurf hat daher keinen Anstand nehmen können, die Besitzübertragung
durch constit. possess. zum Zwecke der Pfandbestellung auszuschliessen
(s. v. Roth a, a, O. III, S. 722, Note 28).
§.3.
Daneben verbleibt es 1) bei der dem Faustpfandrecht gleich zu
achtenden Befugniss des Vermiethers oder Verpächters eines Grund-
stücks, behuf seiner Befriedigung wegen des laufenden und des
rückständigen Zinses, sowie wegen anderer Forderungen aus dem
Mieth- oder Pachtverhältnisse die eingebrachten, in den ermietheten
1) .Nach dem klaren Wortlaut dieser Vorschrift ist die Befugniss, die
Sachen zurückzubehalten, die mit der Ination entsteht, dem Faustpfandrechte
rechtlich gleichgestellt. Hieraus ergiebt sich, dass die thatsächliche Vornahme der
Zurückhaltung, wie sie auch geschehen möge, sei es durch Einschliessung der
8~chen, sei es durch ein Verbot, die Sachen weg:;ubringen, das Recht des Ver-
I/l~ethers, welches §. 3 definirt, nicht erst begründet, sondern voraussetd, und
nIChts Anderes ist, als ein Gebrauchmachen von jener aus dem Gesetze unmit-
telbar, entspringenden Befugniss. Das Gebrauchmachen di~ als ein un~er
~mstanden nothwendiges Mittel, das Pfandrecht zu consermr~; denn ~Ird
die Be!agniss nicht ausgeübt, und hat dies die Folge, dass dIe Sachen lIlcht
mehr In den vermietheten Räumen vorhanden sind, so erlischt das Pfandrecht
an den Sachen, es sei denn, dass die Sachen im Sinne des §. 5 des Mobiliar-
p!afldgesetzes als entwendet oder verloren betrachtet werden könnten, vnd der
Vermiether infolgedessen die Wiederherbeischaffung bewirkte. Dass ungeachtet
der Definition des Rechtes des Vermiethers als einer .Befugniss zurückzuhalten"
~ie8es !techt, soviel seine juristische Natur betrifft, kein biosses R~ntionsrec~
In, WIrd theils dadurch dass die Motive es als Pfandrecht bezeIchnen, theils
dadurch, dass es dem F~ustpfandrechte gleichgeachtet werd;m soll (~. 3), theils
dat!ur~h aUsser Zweifel gestellt, dass der Vermiether , WIe der .Faustpfand-
9Iaubig~r, unter den gesetzlichen Voraussetzungen zum Verkaufe de~ Sachen
bt!ugt Ist, um sich damus wegen seiner Miethgeld(or~C'run~ und SCln.er son-
stigen AflSprüche aus dem Miethverhältnisse zu befnedlgen (§§. 3, 6 a. a. 0.).
Darifl, dass die thatsächliche Vornahme der Perklusion flicht Quelle, sonder»
.t1l8fl~8 des Pfandrechtes ist, entspricht das Braunschw. Geset,z s01l?ok/ d~
~f1en Rechte (vgl, L. 1, §. 5, D. de migrando 43, 32; L. 9D. 11. qtub. MltSlS
P!gIlus 20, 2; L. 34 de damno info 39, 2), als auch d~ DC'Utschen Konkurs-~f1ung (Motive zu dieser S. 211)." "Ein ausdrücklIChes. Verbot des Ver-
!ethers, die Sachen fortzuschaffC'1i, kann nicht für nothwendl9 ge~al~ werden., .
.. das Thatbestand_kmal dC'T Wegnahme als möglich~ wIrklach ersehei-
1IeI1.,zu lassC'1i; befänden sich die eingebrachten Sachen nicht in jenem ~em~e ä~nlichen VC'Thältnisse zum VermiethC'r, so u:ür~ das Verbot dieses~Aältnl8S nicht hC'rflOTbringen kÖ1lnC'll;. und da sie saeltm det'llS!lbC'fl befinden,
bleibt, ungeachtet des Mangels eines ausdrüCklichen yerbotU, C'lM Wegnahme
16*
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oder erpachteten Ränmen noch vorhandenen Sachen des Miethere
oder Pächters, und bei Grundstücken, welche natürliche Früchte
.tragen, die darauf gewonnenen Fruchte zurückzuhalten.
DemVermiether oder Verpächter steht dieses Recht auch gegen
den Aftermiether oder Afterpächter zu, jedoch, soviel die diesem
gehörigen Sachen betrifft, nur insoweit, als der Aftervermiether oder
Afterverpächter eine Forderung aus dem Vertrage an den After-
miether oder Afterpächter hat.
An Gegenständen, welche der Pfändung nicht unterworfen sind,
kann dieses Recht nicht ausgeübt werden.
Das Pfandrecht des Vermiethers und Verpächters an den einge-
brachten Mobilien, beziehungsweise an den gewonnenen Früchten des
Miethers und Pächters, das älteste Legalpfand des R R, ist hier dem
auf Vertrag beruhenden Faustpfandrecht gleichgestellt. Damit ist
zugleich der Unterschied gegen seine römischrechtliche Begründung
angedeutet. Denn nach R. R beruht dieses Pfandrecht auf dem präsum-
tiven Willen der Parteien, und es steht an Umfang und Kraft der Berech-
tigung keinem Konventionalpfandrechte nach; daher geht die durch die
Illation begründete Hypothek nach R R. durch die blosse Fortschaffimg·
der lllaten aus den Miethsräumen nicht verloren. Dagegen legt die den
Bedürfnissen des Verkehrs entsprechende moderne Rechtsentwickelung
die juristische Basis dieses Pfandrechts in die faktische Machtsphäre des
Hausherrn ; ausgehend von der deutschrechtlichen Anschauung, dass an
Mobilien nur ein durch deren thatsächliche Innehabung bedingtes Faust:
pfandrecht statthaft sei, hat die Praxis (Erk. des R O.-H.-G. vom 28.•
1872 bei SeuHert, Arch. XXVII, 101, vergl. auch Erk. O.-G. 1. &.m'
vom 29. September 1876 inZtschr. XXIII, S. 188 ff.) in UebereUl-
stimmung mit zahlreichen Partikulargesetzen (vergl. die Motive zur
R-K.-O., S. 208, 209, und ausserdem Anhalt. Ges. §. 3, Oldenb. Ges.,
Art. 18) jene gesetzliche Hypothek des R R zu einem qualificirteJI
Retentionsrecht, beziehungsweise zu einem gesetzlichen Faustpfandrecht
herabgemindert. Diese Anschauung liegt wie dem §. 41, Nr. 2 und 4
der R-K.-O., so auch dem Entwurf zu Grunde. Zwar haben die- Ver-
miether und Verpächter die inferirten Sachen und die Früchte nicht,.
der Pfandgläubiger, in eigenem Gewahrsam, aber sie haben wenigste!14
das Recht und die Möglichkeit, die fraglichen Sachen bis zur Zahlullg
des Mieth- oder Pachtgeldes innerhalb ihrer Machtsphäre, z. B. innerhAlb
möglich, sofern nur aus anderen Gründen an dem der Fortschgffu"'!Jder~
entgegenstehenden Willen des Vermiethers nicht gezweifelt werd~ kali""
Unh: R.- G. IIL Strafsen. v. 29. April 1882 in U.-S. e, Spinn 1J)egen~
baren E~gennutzes (Entsch. R.-G. in Strafs. VI,S.322,323). Vgl.Jl~elc
lenb. Ztschr. f. Rechtspfl. III (1883). S. 70 jJ., 93 jJ., 320 ff.
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des Hauses, zu belassen; sie können deren Fortschaffung durch ausdrück-
liches Verbot oder durch thatsächliche Veranstaltung, z. B. durch Ver-
sehliessen der Thür, verhindern vor der Fälligkeit der Forderung jedoch
nur im Fall des Vorhandenseins eines wirklichen Interesse, z. B. bei
doloser Handlungsweise des Miethers (s. Ztschr. XXIII, S. 188, 189).
Schafft dann der Miether oder Pächter die Illaten trotz jenes Verbots aus
dem Hause, so macht er sich nach R.-St.-G.-B. §.289 strafbar und unter-
liegt bei nachweisbarer Unredlichkeit ebenso wie der unredliche Erwerber
der actio de d010; bringt er sie dagegen mit Wissen und ohne Einspruch
des Vermiethers oder Verpächters aus den betreffenden Räumen fort,
so erlischt- das Pfandrecht. Im Einzelnen ist noch Folgendes zu be-
merken:
1. Dass auch der Verpächter ein gesetzliches Pfandrecht hat an
den Invekten und Illaten seines Pächters, entspricht zwar nicht dem
R R (Windscheid, Pand. I, §. 231, Note 8); es ist indessen kein aus-
reichender Grund für diese Unterscheidung erkennbar, und auch die
R-K.-O. §. 41, Nr. 2, gesteht dem Verpächter das Absonderungsrecht
nicht bloss in Ansehung der Früchte des Grundstücks, sondern auch
wegen der eingebrachten Sachen zu. - Unter den "eingebrachten
Sachen" sind nicht bloss solche zu verstehen, welche zu dauerndem Ver-
bleiben in dem Grundstück bestimmt sind; auch diejenigen gehören
dahin, welche nur' zeitweise' in den gemietheten oder erpachteten Räumen
ihren regelmässigen Stand- und Auibewahrungsort haben Bollen, daher
auchWaaren, welche mit der Bestimmung inferirt sind, dort verkauft zu
werden, so lange sie sich in dem Aufbewahrungsraume befinden, dem
Pfandrechte verfallen (Seuffert, Arch. XXIV, 194, XXVTI, 101). -
Uebrigens erstreckt sich das Perklusionsrecht des Vermiethers nicht nur
auf die eigenen Sachen des Miethers und Pächters, sondern auch auf
fremde, welche dieser als die seinen inferirt hatte, wä}rrend dasselbe die-
jenigen Sachen nicht ergreift', welche der Miether vor oder bei der
Inferirung ausdrücklich als fremde deklarirt hatte (L. 1, §. 5, D. de
migrando 43, 3.2; Dernburg, Pfandr. I, S.304; Seuffert, Arch.
XXXII,116; XXXIII, 109). - Hinsichtlich der Früchte des Pfandgrund-
stücks ist entscheidend der Moment der Perception derselben durch den
Pächter.
2. Das Pfandrecht ist nicht bloss wegen Mieth- und Pachtzinses,
sondern auch wegen aller anderen aus dem Mieth- und Pachtverhältniss
e~tspringenden Forderungen, z. B. wegen Deteriorationen, begründet 2).
DIe im §. 41, Nr. 4 der R.-K.-O. ausgesprochene Beschränkung des
. 2) Folgeweise ist das Pfandrecht f'Ür aUe Anspmche begriiftdet, welche
SICh, abgesehen von dem Anspt'Uch auf den MiethziflS, auf Verietzunge~ derbez~glich der Rückgabe der Wohnung dem Miet1ler oblie~ Pflichten
bezuhen, also aus einer Verweigerwng oder VerzögerNng der Ruckgabe oder
aus der Rückgabe in einem durch Schuld des Miet1Iers tJeT8Chlechtert~n Zu-
stande entsprungen sind. Seuff. Arch. XLI, 18fJ.
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Absonderungsrechts des Vermiethers in Ansehung des laufenden und des
aus dem letzten Jahre vor der Eröffnung des Konkurses rückständigen
Miethzinses beruht auf besonderen für den Umfang des Pfandrechts nicht
zutreffenden Gründen. Andererseits ist durch die cit, Vorschrift der
R-K.-O. der nach der Unterger.-Ordn. vom 2. Februar 1764, Kap. XII,
§.8, ausnahmsweise für die Stadt Braunschweig bestehenden Bestimmung,
wonach sich der Vermiether seines Pfandrechts n zur Erhaltung seiner
respektive Miethe, Yorschuseee- und anderer rechtlichen Forderungen",
gleichgültig, ob sie aus dem Miethvertrage entsprungen sind oder nicht,
bedienen darf, derogirt worden, daher dieselbe auch in dem gegenwärtigen
Entwurf nicht aufrecht erhalten werden konnte.
3. Die Ausdehnung des Pfandrechts des Vermiethers oder Ver-
pächters auf die Sachen des Aftermiethers oder Afterpächters entspricht
den Grundsätzen des R R (Dernburg, Pfandr, I, S. 305 ff.)j aus der
accessorischen Natur des Pfandrechts folgt jedoch, dass der Vermiether
dieses Pfandrecht nur insoweit ausüben kann, als die Mobilien des After-
miethers oder Afterpächters auch dem ersten Miether oder Pächter für
dessen Forderungen haften.
4. Solche Sachen, welche nach der bestehenden Exekutionsordnung
nicht WÜrden gepfändet werden können, z. B. unentbehrliche Kleidungs-
stücke, Betten, Handwerkszeug u. s. w. (vergl. Braunschw. C.-P.-O. §.384,
R-C.-P.-O. §. 715), dürfen auch dem Pfandrecht des Vermiethers u. s, w.
nicht unterworfen sein; die dem Schuldrecht im öffentlichen Interesse
gezogenen Schranken müssen auch auf das Recht des Vermiethers oder
Verpächters gegenüber seinem Miether und Pächter ihren Einfluss üben,-
ein Grundsatz, welcher sowohl in der Praxis (vergl. Erk. des O.-A.-G. zn
Berlin bei Seuffert, Arch. XXVI, 111), wie in Specialgesetzen (s, B.
Anhalt. Ges. vom 13. April 1870, §. 3; Oldenb. Ges. Art. 18) Anerkennung
gefunden und in der R-K.-O. zur Einräumung des beneficium competentiae
für den Gemeinschuldner (§§. 118, 120) geführt hat 3).
§. 4.
. Das Faustpfand erlischt, sobald der Pfandgegenstand mit Zu-
stimmung des Gläubigers in den Gewahrsam des Verpfanders oder
der Rechtsnachfolger desselbenzurückgelangt ist.
3) r:e·rgl. auch Art. 1 des BaYl!rschen Ges. v.IB. Dec.1887, die der Pfän-
dung nzcht u~te1'lcor!enen Sachen und Forderunqen. betr., und dazu K(YfIIftIt1ll·
von Henle (Erl~ngen1889) S.60if. - UeberCollisionen zwischen demPfmtd-
recht des Vermuthers an den eingebrachten Sachen des Miethers wnd de'llP!ändu~gsp!.andrec~t Cp.K.-O.§.41,Nr.9; C.-P.-O. §.709) vgl. Seuff.~ie1t.
XXXf I, 21)1; X..<YX f II, 81 und bes. Urth. des R.-G. v. 9. Mai 1885 .,..Ift
Entsch. .H.-G. XIII, S. 253 if. (Seu!/. Arch. XLI, 91).
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Die Rückgabe des Pfandes an den Schuldner, wenn sie "mit Zu-
stimmung des Gläubigers" geschehen ist, enthält auch nach R.' R. einen
indirekt ausgesprochenen Verzicht auf das Pfandrecht; in der bIossen
freiwilligen Besitzaufgabe allein dagegen würde ein solcher Verzicht
nicht zu erblicken sein.
§. 5.
Gegen den redlichen Pfandnehmer oder Erwerber einer beweg-
lichen Sache kann ein früher begründetes Pfandrecht nur geltend
gemacht werden, wenn die verpfändete Sache entwendet oder ver-
loren war.
Ist eine zu Faustpfand gegebene Sache ohne Wissen des Pfandgläu-
bigers durch einen Inhaber derselben veräussert und übergeben, so bleibt
nach R.R. trotzdem das Pfandrecht gültig bestehen, und das Pfand kann
auch in dritter Hand ohne Beschränkung so Iange verfolgt werden, als
nicht die Pfandfreiheit ersessen oder die Pfandklage verjährt ist. Dagegen
hat das Germ. Recht nach dem Grundsatz "Hand muss Hand wahren"
dem Pfandgläubiger in derartigen Fällen jede dingliche Klage gegen den
dritten redlichen Erwerber versagt, ~nd dieser Grundsatz, wie er für
Wechsel und andere Ordrepapiere durch D.-W.-O., Art. 74 undH.-G.-B.,
Art. 305, für Inhaberpapiere durch H.-G.-B.: Art. 307, für Sachen, welche
nicht Werthpapiere sind, durch H.-G.-B., Art. 306 anerkannt und in
zahlreiche Partikularrechte, wenn auch vielfach modificirt, aufgenommen
ist, auch in der hiesigen Landesgesetzgebung durch den die Pfandklage
gegen den dritten Besitzer der verpfändeten Mobilie versagenden §. 3
der Verordn. Nr. 14 vom 26. März 1823 und in sonstigen vereinzelten
Bestimmungen Geltung erlangt hat (vergI. die Motive zu §. 1, Nr. 4 und
§. 9 des Entwurfs), musste auch für ein auf dem Princip allgemeiner
Erkennbarkeit basirendes Pfandsystem adoptirt werden. Nach d~r dem
§..6 des Anhalt. Gesetzes vom 13. April 1870 entlehnten Vorschrift des
Paragraphen erlangt somit der redliche Erwerber des Pfandgegenstandes
schlechthin freies Eigenthum, ungeachtet sein Vormann entweder über-
haupt nicht Eieenthümer oder wenigstens nicht freier Eigenthümer war;
jedes früher b~gründete Pfandrecht gilt fortan als erloschen. Dasselbe
findet auch dann statt wenn die mit dem Pfandrecht behaftete Sache
nicht etwa zu Eigenthu~ übergeben, sondern wenn dieselbe an~erweit
als Pfand bestellt ist; auch hier soll der jüngere, redliche Pfandinhaber
gegen den älteren Pfandgläubiger geschützt sein.
. Als redlicher Erwerber ist Derjenige anzusehen, welchem o~ne
eIgenes Verschulden die Kenntniss des an der fraglichen Sache be~un­
~eten Pfandrechts mangelt (vergl. D.-W.-O., Art. U und Goldschmldt,
tschr. f. H.-R. IX, S. 25 bis 43).
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Hat dagegen der Pfandgläubiger den Besitz des Pfandes unfreiwillig
verloren, so darf er das Pfand auch gegen den redlichen Erwerber des-
selben verfolgen, wie denn auch die entsprechenden Bestimmungen des
Handelsrechts auf "gestohlenes oder verlorenes" Gut keine Anwendung
finden (H.-G.-B., Art. 306, Abs.4 und Goldschmidt a, a, 0., S. 11
bis 13) 1). Hätte der Verpfänder oder ein Anderer für ihn die ver-
pfändete Sache dem Pfandgläubiger widerrechtlich entzogen,' so würde
er überdies nach §. 289 des R,-St.-G.-B. strafbar sein. Wenn das Sächs,
G.-B. §.479 dem Pfandgläubiger auch bei unfreiwilligem Verlust der
Detention die dingliche Klage gegen den dritten Besitzer abspricht und
ihn nur auf Besitz oder Deliktsklagen beschränkt, so empfahl sich dieses
Princip nicht zur Nachahmung, da hiernach das Mobiliarpfandrecht
geradezu den Charakter eines durch dingliche Klage geschützten Rechts
verlieren und sich einem verstärkten Retentionsrechte nähern würde.
§. 6.
Der Verkauf des Pfandgegenstandes 1) zum Zweck der. Befrie-
digung des Gläubigers darf geschehen, sobald die Pfandschuld fällig
geworden ist. Hat jedoch der Verpfänder oder ein Bevollmächtigter
desselben einen dem Gläubiger bekannten Aufenthaltsort im Gebiete
des Deutschen Reichs, so muss der Letztere, falls nichts, Anderes
ausgemacht ist, den Verpfänder zwei Wochen vor dem Verkaufe,
aber nach .der Fälligkeit der Schuld, benachrichtigen, dass zu dem
Verkaufe geschritten werden soll.
Diese Benachrichtigung kann in der Art bewirkt werden, dass
der Gläubiger das betreffendeSchriftstück, welches mit der Bezeich-
nung "Einschreiben" zu versehen ist, unter der Adresse des Ver-
pfänders nach dessen Wohnorte zur Post giebt. Die Benachrichti-
gung wird mittelst Aufgabe zur Post als bewirkt angesehen, selbst
wenn die Sendung als unbestellbar zurückkommt 2).
1) Es u.rnfasst dies sowohl den Fan des Diebstahls des Pfandes (St.-G.-B.
§. 242) une auch, bei eigenen Sachen, den des strafbaren Eigennut.zes
(St.-G.-B. §. 289), dagegen - wegen der Regel Hand wahre Band" ~ nICht
den Fall der als. U~terschl~guftg (St.-G.-B. §. 246) oder als strafbare UntrCllt
(St.-G.-B. §. 2.66, ~r. ~) szch darstellenden Veruntreuung. Urth. O.-L.-G. Br.
I. S. v .. U. Marz 1884 m S. Braunschweiger.c. Braunschweiger wegm BerlWl-
gabelezne~ Depotschdns in Zt~chr. /- R. XXXV, S. 149. _
. ) Die Vorsc~riften der §§. 6 bzs8 über den Verkauf verfallener Pfatliler
kommen auch bei dem von den Pfandleihern betriebenen Gewerbe zur A-elJ-
dung; R. - Gewerbe - O. de 1884, §.38 vgl. mit §.8 des Ges. v. 21. Deceznb. 1881(V.-O.-S. de 1882, Nr.2).
2) Der Abs.. 2 des §. 6 l?utete im Entwurf:
"Dz.ese B.enachrzc?tigung kann rnittelstAufgabe zur Post erfolgert.
und wzrd dieselbe mzt diesem Zeitpunkt als bewirkt angeselUm, stllJst
wenn die Sendung als unbestellbar zurückkommt."
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1. Dem Pfandgläubiger, welcher das Pfandobjekt inne hat, steht an
sich kein Recht zu, dasselbe während solcher Innehabung in eigenem
Interesse zu nutzen (vergI. auch Ldsh. Verordn. vom 4. August 1763,
N.7 bei Stein acker, Prompt. II, S.400); ist durch antichretischen
Yertrag, dessen Gültigkeit auch die hiesige Gesetzgebung nicht in Zweifel
zieht (Ablös.-Ordn. vom 20. December 1834, §§. 9, 129), das Gegentheil
ausgemacht, so müssen die Einkünfte zunächst auf die Zinsen, -dann auf
die Kapitalforderung abgerechnet werden (Windscheid, Pand. I, §.234
Anm. 3). Dagegen hat der Pfandgläubiger das Recht, bei Verfall der
Forderung die verpfändete Sache zum Verk~ufe zu bringen. Die schon
vor der Verfallzeit mit dem Verpfänder getroffene, den Letzteren gefiihr-
dende Verabredung, dass bei Nichtzahlung der Schuld das Pfand dem
Gläubiger verfallen sein solle (lex commissoria), ist, wie nach R.R.
L.3 O. de pad. pign. 8,35), so auch nach zahlreichen Partikulargesetzen,
speeiell für das hiesige Land durch die Ldsf. Verordn. vom 4. Juni 1772
(Steinacker, Promt. H, S. 101), verboten und dieses Verbot richtiger
Ansicht sufolge (Stob be, deutsch.Privatr., 2. Aufl., II, S. 705, 706; Seuf-
fert, Arch. XXIX, 114) auch durch die Bestimmung des die Aufhebung
der Wuchergesetze anordnenden Bundesgesetzes vom 14. Novbr. 1867,
§.1 (B.-G.-Bl., S.159) nicht beseitigt 3). Abweichend: Förster, Privatr.
m, S. 369; Bahlmann, Komment., 3. Aufl., S. 180, Anm. 4, u, A.
2. Dem Pfandverkauf muss eine Benachrichtigung des Pfandschuld-
ners vorhergehen, damit derselbe Gelegenheit erhält, wegen Einlösung
des Pfandes oder wegen Erzielung eines gehörigen Preises die erforder-
lichen Vorkehrungen zu treffen.
Diese Benachrichtigung ist jedoch keine Bedingung für die Gültig-
keit des Pfandverkaufs sondern sie ist eine aus den Grundsätzen über
bona fides folgende Pflicht des Pfandgläubigers, deren Versäumung ihn
zum Schadensersatz verpflichtet (s. zu §. 8 des Entwurfs). Aber diese
Verpflichtung kann vernünftiger Weise nur da eintreten, wo die Benach-
ric~tignng Seitens des Gläubigers ohne grosae Mühe erfolgen k~nnu:. bei
~er Entfernung des Schuldners oder bei Unbekanntschafi mit seinem
!Jie jetzige Fassung entspricht einemAntrage ~er Justizkommi~, welche
d~mlt bezweckte, dem Pfandgläubiger den Beoei« der Benachrichtigung zu
Slch,ern und ihn dadurch gegen Schade1lsersatzjOf'de'IV~ (§. 8 des Ges.) zu
schutzen. Das Einschreiben" ist hier übrigens nicht, Wie nach §. 161, Abs. 2
der R.• C._P. _O~, welchem der fr, Absatz nachgebildet worden,_tJ~ dem Ver-
langen und der Kostenübernahme Seitens des Verpjänder, abhanglg geniaCht,s~ern ohne Weiteres als eine Verpjlichtung des Gläubigen hingesteUt, was
bOi der Geringfügigkeit der durch das Einschreiben entste~ Kosten, ~~d
da der Gläubiger wegen derselben durch das Pfand gedeekt 1St, unbedenklich
f/tSChehen konnte
11 3) Ebenso: Windseheid,Pand.(6.,A.tf/l.)I,.§.238,A.nm.3. Mandry, eitJilr.~1uil~ der Reichsges. S.300,Note8. Entseh.R.-G.!I>S..333ff.!V,S.5.1jf.-
ebrlgens bezieht sich das Verbot der lex commissana beiVerpfandung~ a~ch
l1'!J die l"erpjändung von FOf'derungen und ist tJon Amtswegen zu berücksich»
tlgen. Ztschr. f. R. XXXIII, S. 153 ff.
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Aufenthalte würde jene Verpflichtung zu einer leeren Formalität sich
gestalten. Daher schreibt der Entwurf, wesentlich in Uebereinstimmung
mit neueren Gesetzen (Sächs. G.-B. §. 481, Hannov. Pfandgesetz §.46,
Oldenb. Ges. Art. 20), die Benachrichtigung des Pfandschuldners oder
seines Vertreters nur dann vor, wenn derselbe sich im Gebiete des Deut;
sehen Reichs aufhält, und wenn sein Aufenthaltsort dem Gläubiger
bekannt war. Für diesen Fall allein erwies sich eine kurze Frist bis
zur Vornahme des Verkaufs erforderlich; die im Justin. Recht bestimmte
zweijährige Wartefrist widerstreitet gesunden volkswirthschaftlichen
Grundsätzen und hat ohnehin in der Praxis niemals Beachtung gefunden
(Dernburg, Pfandr. II, S. 143; Entschdg. R.-O.-H.-G. V, S. 291). -
Die in Abs. 2 getroffene Anordnung über die Art der Zustellung der
Benachrichtigung entspricht den §§. 161 und 175 der R.-C.-P.-O. (vergl.
auch Hannov. Pfandges. von 1864, §. 46, Abs. 2).
3. Der Konkurs des Yerpfändera ändert an den Grundsätzen über
Pfandverkauf Nichts. Der Gläubiger muss jedoch, wie nach bisherigem
Recht (Deklaration vom 21. Mai 1750, bei Steinacker, Promt. Il,
S. 311), so auch nach der R.-K.-O. §§. 108 bis 110 von dem Besitz des
Pfandes dem Konkursverwalter, unter Haftung für allen aus Unterlassung
dieser Pflicht entstehenden Schaden, Anzeige machen, demselben auch
auf Verlangen die Sache vorzeigen und deren Abschätzung gestatten.
Ueber die Berechtigung des Pfandgläubigers, seine Forderungen im Kon-
kurse zu liquidiren und für seinen aus dem Pfandverkauf hervorgehenden
muthmasslichen Ausfall Befriedigung aus der Konkursmasse zu suchen,
vergl. R.-K.-O. §§. 57, 88, 141.
§. 7.
Der Verkauf des Pfandes muss in öffentlicher Versteigerung
geschehen. Hat jedoch der Pfandgegenstand einen Marktpreis oder
einen Börsenpreis, so darf der Verkauf, wenn nichts Anderes verab-
redet ist, auch nicht öffentlich durch einen Handelsmakler oder
durch einen zu Versteigerungen befugten Beamten zum laufenden
Preise bewirkt werden. Von dem Ergebnisse des Verkaufs hat der
Gläubiger den Verpfänder, soweit thunlich, zu benachrichtigen
und demselben den etwaigen Ueberschuss zu übersenden.
Die vorstehendenBestimmungen finden auch auflnhaberpapiere
Anwendung.
1. Behuf Realisirung des Pfandes abstrahirt der Entwurf von
gerichtlichem Exekutionsve.rfahren; überlässt vielmehr dem Gläubiger,
sich aussergerichtlich unter eigener Verantwortlichkeit aus dem PAwdlt
bezahlt zu machen, fordert aber in Anschluss an die Bestimmungen des
H.-?-.-B. ArL311, 343,354 unbedingt Verkauf im Wege öffentlicher Vet'"
steIgerung durch die dafür bestimmten Behörden oder Beamten ulld naCh
den für diese geltenden Rechtsgrundsätzen. Hatte jedoch der verpfändete
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GegeIlBtand einen Markt- oder Börsenpreis, so hat der Gläubiger die
Wahl, ob er ihn öffentlich versteigern oder nicht öffentlich durch einen
Handelsmakler,oder in Ermangelung eines solchen durch einen zu Ver-
steigerungen befugten Beamten zu laufendem Preise verkaufen lassen
will, vorausgesetzt, dass nicht anderweite Vereinbarungen über die .Art
der Pfandrealisirung (z. B. Annahme des Pfandobjekts an Zahlungsstatt
zu dem am VerfaIItage geltenden Kurse) unter den Parteien getroffen
sind. Ob der betr. Gegenstand einen Markt- oder Börsenpreis habe, ist
für jeden einzelnen Fall nach der Gesammtheit der Umstände zu beur-
theilen (Laband, Ztschr, f. H.-R. IX, S. 265 ff.; Goldscbmi dt, Handb. I,
S.586 ff.; v. Hahn, Komment. II [2. Ausg.], S. 166 ff.). Dass z. B. die
Braunschw. Landesschuldverschreibungen in der Stadt Braunschweig einen
Marktpreis haben, kann keinem Zweifel unterliegen. Eine Verpflichtung
des Pfandgläubigers, nachzuweisen, dass zum laufenden Marktpreise ver-
kauft sei, besteht wenigstens dann nicht, wenn solcher Verkauf durch
einen öffentlichen Beamten ausgeführt ist (Entschdgg. R-O.-H.-G. VII,
S. 66 ff.).
Die Benachrichtigung des Verpfanders von dem Ergebnisse des Ver-
kaufs ist vorgeschrieben, damit derselbe über das Schicksal des Pfandes
nicht in Ungewissheit bleibe. Indessen braucht hier die Benachrich-
tigung ebenso wie nach H.-G.-B. Art. 310, Abs.3; 311,343, Abs. 3 nur
,soweit thunlich", d. h. soweit es ohne Aufwendung aussergewöhnlicher
Mühe und grosser Kosten geschehen kann, zu erfolgen; es genügt daher
dieAbsendung eines Briefes an den bekannten Aufenthaltsort des Pfand-
schuldners 1). - Eine Unterlassung der Anzeige macht auch hier den
Schuldner schadensersatzpflichtig (§. 8). Den etwaigen beim Pfandver-
kaufe erzielten Ueberschuss hat der Pfandgläubiger an den Verpfänder
sofort herauszuzahlen, bei Unterlassung dieser Pflicht aber unter gewissen
Umständen (Dernbnrg, Pfandr.II, S. 219 ff.) zu verzinsen.
2. Verkäufer beim Pfandverkauf ist in jedem Falle der Gläubiger,
nicht das Gericht, auch wenn die Veräusserung durch gerichtliche Ver-
steigerung geschieht. Daher darf der Gläubiger ohne Zustimmung des
Verpf'anders weder selbst noch durch eine vorgeschobene Person kaufen
(L. 10 C. de distr. pign. 8, 28). Der Gläubiger, welcher sich als s~lche~
dem Käufer zu erkennen giebt, übernimmt die Verpflichtung, WIe bei
1) 1m Schoosse der Kommission war zwar dßT .Antrag gestellt, die ~orte
,SOWeit thunlich" zu 8treichen und die in §. 6, .Abs.2 angeordneten Vornchts-~egeln auch hier eintreten zu lassen. _Es wurde jedQC~ hinterher tJon
d~csem Antrage Abstand genommen, nachdem Seitens des RegtenmgStJertreters~_Gleichartigkeit der (in den Motiven citirten) Bestimmungen ae:uH.- G••~.
·tf:f'1JOf'gehoben und darauf hingewiesen war, dass der Pfands.ch ner 't:
1fIiissig nur ein Interesse an der rechtzeitigen Bentu;hri(jhttgUng von m
bc_vo.rstehenden Verkaufe habe, da derselbe in diesem Falle ~en Verka~f
tIlöglfcherweise abwenden oder grössere Vorlheile erzielen konnte, während nach
vollzt>-em TT kour. . T t a" ~"';t;g"" n~--"""ehti.nung nu-runte-r
"... • e-r auJe eJlI .Ln eresse "~~- -~• .DQ""""- -,,-
ganz beSonderen Umständen begründet sein werde.
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jedem Verkauf, die verkaufte Sache dem Käufer zu freier Verfügung
dauernd zu verschaffen, aber er braucht, vorausgesetzt, dass er bona jide
verfuhr und die Haftung für Entwährung nicht freiwillig übernahm, für
letztere nicht einzustehen, und ebensowenig für Fehler und Mängel der
Sache, welche ihm selbst verborgen geblieben sind, zu haften (Dern-
burg, Pfandr. II, §§. 106, 107; Windscheid, Pand. I, §. 237, Note 22).
An diesen Grundsätzen ist durch den Entwurf überall Nichts geändert,
sie kommen daher auch beim Verkauf des Faustpfandes nach wie vor
zur Anwendung..
3. Auf Inhaberpapiere konnten die Grundsätze über die Einziehung
verpfändeter Geldforderungen (§. 15) nicht angewendet werden, da sie
als körperliche Sachen mit einem bestimmten Vermögenswerth verpfändet
werden. Das Oldenb. Ges. Art. 23, im Anschluss an das Hannov. Pfsndges.
§. 48, gestattet dem Gläubiger, das Papier zu dem Kurse am Fälligkeits-
tage der Forderung selbst anzunehmen, und verpflichtet ihn nur, den
Verpfänder oder dessen Bevollmächtigten, falls deren Aufenthaltsort im
Herzogthume bekannt, zu benachrichtigen, in welchem Falle diese dann
innerhalb bestimmter Frist das Papier gegen Zahlung der Pfandschuld
einlösen können. Es schien jedoch bedenklich, dem Gläubiger eine so
weit gehende, die Rechte des Verpfänders allzu leicht gefährdende Befug-
niss ohne Zustimmung des Letzteren zu gewähren, vielmehr musste sich
für die regelmässigen Fälle der Verkauf durch einen Handelsmakler
oder einen Versteigernngsbeamten um so mehr empfehlen, als ein ähn-.
licher Modus auch in der Exekutionsordnung der R.-C.-P.-O (§. 722)
für Werthpapiere vorgeschrieben ist. Dass die Parteien auch hier
abweichende Bestimmungen beschliessen , namentlich also die Selbst-
annahme zum Tageskurse vorschreiben können, wurde bereits unter
Nr. 1 hervorgehoben.
§.8.
Ein den Vorschriften der §§. 6 und 7 zuwider vorgenommener
Verkauf kann nur gegen den bösgläubigen Käufer angefochten
werden, verpflichtet aber den Gläubiger zum Schadensersatz.
Ein mit Vernachlässigung der im Interesse des Verpfänders erlas-
senen Vorschriften vorgenommener Verkauf des Pfandobjekts giebt deJII
Verpfänder, welcher durch den illoyalen Pfandverkauf zu Schaden käm,
einen Entschädigungsansprnch nicht nur gegen den ihm aus dem Pfalld~
vertrage haftenden Pfandgläubiger (actio pignerat. contraria), sonde~
auch gegen den mit dem Letzteren kolludirenden Käufer der Sache (aetfIJ
d~l~). Eine solche Haftung des Pfandgläubigers tritt namentlich dann
em, wenn derselbe es unterliess, den Verpfänder von dem bevorstehendeIl
Verkauf und von dessen Ergebniss zu benachrichtigen (s, oben bei§./lr
Nr. 2, §. 7, Nr. 1 und Säehs, G.-ß. §. 487).
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Hat der Gläubiger dagegen die wesentlich im öffentlichen Interesse
gegebenen Vorschriften in Ansehung der gesetzlichen Form des Ver-
kaufs ausser Acht gelassen, so ist dieser Verkauf nichtig, und es würde
an sich nach römisch-rechtlichen Grundsätzen der Vindikation des Pfand-
objekts Nichts entgegenstehen (L. 5, 8 C. de distr. pign. 8,28). Gleich-
wohl will der Entwurf, in Uebereinstimmung mit dem Oldenburg. Ges.
Art. 22 und in Anschluss an die im Art. 306 H.-G.-B. zunächst zum
Schutz des Handelsverkehrs getroffene, in der That jedoch den allgemeinen
Verkehrsbedürfnissen entsprechende Bestimmung, die Vindikabilität nur
gegen den bösgläubigen Erwerber gestatten, den redlichen Käufer da-
gegen im Besitz der gekauften Sache belassen und auch für diesen Fall
den Verpfänder auf Entschädigungsansprüche gegen den Pfandgläubiger
beschränken.
§. 9.
Die den öffentlichen Pfandanstalten; Kreditinstituten oder Ban-
ken durch Gesetze, Verordnungen oder Statuten verliehenen, beson-
derenRechte in Betreff der Bestellung oder Veräusserung von Pfän-
dern bleiben bestehen.
Die Aufrechterhaltung des besonderen auf Privilegien beruhenden
Rechts der öffentlichen Pfandanstalten, Kreditinstitute oder Banken in
Betreff der Bestellung oder Veräusserung von Pfändern, wie sie für den
Handelsverkehr unter Kaufleuten durch H.-G.-B. Art. 312, Abs. 1 aus-
gesprochen ist, rechtfertigt sich auch ausserhalb desselben für das ge-
S8mmte Mobiliarpfandrecht.
Für das hiesige Land gehören hierher:
1. soviel die Pfandbestellung betrifft, die den Herzogt Leihhaus-
anstalten (Ges. Nr. 15 vom 28. Januar 1870, §. 4) und die der
Braunschweigischen Bank (Ges. Nr, 26 vom 23. Mai 1853, §. 1)
gegebene Befugniss, die ihnen von Nichteigenthümern versetzten
Pfänder nur gegen Berichtigung des Pfandschillings .nebst Zins~n
und Kosten herausgeben zu müssen, vorausgesetzt Jedoch, S.OVle1
die Braunschw. Bank betrifft, dass nicht ein gerichtliches, übngen8
nur auf sechs Monate wirksames Verbot wegen Annahme gewisser,
genau zu bezeichnender Sachen an sie erlassen ist; .
2. hinsichtlich des Pfandverkaufs das Vorrecht der Herzogl. Leih-
haus anstalten zur Versteigerun~ verfallener Pfänder in einer von
ihnen anzustellenden Auktion (Ges. Nr, 15 vom 28. Januar 1870,
§. 12) und zum Verkauf der im Lombardverkehr verpfändeten
Werthpapiere (Ges. Nr. 41 vom 8. Mai 1876,§. 19: Abs, 3); ~as
der Brannschw. Bank gewährte Recht, das Pfandobjekt ~ach em-
getretener Verfallzeit entweder meistbietend und öffentlich durch
das zuständige Stadt- oder Amtsgericht, oder einen Notar, oder
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aus der Hand durch einen öffentlichen Waaren -, resp. Geld- und
Wechselmakler verkaufen zu lassen (Ges. Nr. 26 vom 23. Mai
1853, §. 2); das Recht der Reichsbank, das im Lombardverkehr
bestellte Faustpfand ohne gerichtliche Ermächtigung oder Mit-
wirkung durch einen ihrer Beamten oder durch einen zu Ver-
steigerungen befugten Beamten öffentlich zu verkaufen, oder, wenn
der verpfändete Gegenstand einen Börsenpreis oder Marktpreis
hat, den Verkauf auch nicht öffentlich durch einen ihrer Beamten
nach Analogie des H.-G.-B. Art. 311 zu bewirken (Reichsbankges.
vom 14. März 1875, §. 20 [R.-G.-Bl. S. 177]).
§. 10.
Können auf verpfändete Inhaberpapiere oder auf dazu gehörige
Anweisungen andere Werthpapiere ,Zinsgewinnantheilsscheine und
dergleichen erhoben werden, so ist der Gläubiger berechtigt, die-
selben zu erheben und als Pfand zu behalten.
Wird ein verpfändetes Inhaberpapier zahlbar, so hat der Gläu-
biger den Betrag zu erheben und sich daraus, wenn die Schuld fällig
ist, bezahlt zu machen. Ist die Schuld nicht fällig , so kann er den
erhobenen Betrag zu seiner Sicherheit einbehalten.
Die Bestimmung des ersten Absatzes folgt aus dem Grundsatz, dass
das Pfandrecht an einer Mobilie sich auf das mitübergebene Zubehör
erstreckt. Sind Zinscoupons , Dividendenscheine u, dergi., oder die betr.
Talons dem Gläubiger bei der Pfandbestellung übergeben, so gilt als
Absicht der Parteien, dass auch diese Scheine mit verpfändet sein sollen.
Dasselbe ist der Fall hinsichtlich neuer Aktien, wenn sie dem Besitzer
der verpfändeten Aktien zufolge Beschlusses der Generalversammlung
oder nach den Statuten zu einem günstigeren, als dem derzeitigen Börsen-
kurse überlassen werden.
Der Absatz 2 bezeichnet gewisse Verwaltungshandlungen , welche
von dem Gläubiger, als Besitzer der verpfändeten Inhaberpapiere, zu'
folge der ihm obliegenden Diligenz in Behandlung des Pfandobjekts vor-
genommen werden müssen, und worüber der Gläubiger später Rechnung
zu legen hat.
§. 11.
Ein Faustpfandrecht an Geldforderungen , welche durch Urkun-
den verbrieft sind, abgesehen von den Inhaberpapieren, entsteht,
wenn
1. eine Verpfändungsurknnde, welche den Gläubiger, den pfand-
gegenstand, den Belmg der an sichernden Forderung, den ,;tl
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Tag und den Ort der Ausstellung, sowie die Unterschrift des
Verpfänders enthält, ausgestellt, und wenn
2. die verpfändete Schuldurkunde an den Pfandgläubiger oder
für diesen an einen Dritten übergeben ist.
Die Wirksamkeit der Verpfändung gegen den Drittschuldner ist
von der Benachrichtigung desselben durch den Gläubiger abhängig
nnd wird erst durch die unter Zustimmung des Letzteren erfolgte
entgegengesetzte Benachrichtignng desselben durch den Verpfänder
beseitigt.
Die Unterschrift unter der Verpfändungsurkunde muss auf
Verlangen des Gläubigers in beglaubigter Form ertheilt oder von
dem Verpfänder nachträglich 1) anerkannt werden.
Zu §§. 11 bis 14. Während einzelne Partikularrechte Pfandrechte
an Forderungen, mit Ausnahme der Werthpapiere auf den Inhaber,
überall nicht zulassen (z. B. Koburg. Pfandges. vom 14. Juli 1870, Art. 7),
andere die Möglichkeit der Verpfändung auf Geldforderungen, wenn sie
durch Urkunden verbrieft. sind, beschränken (Sächs. G.-B.§.502, Hannov.
Pfandges. §.50, Oldenburg. Ges. Art. 26), hat der Entwurf keinen Grund
gehabt, an der Regel des gemeinen Re'chts, wonach Forderungen jeder
Art Gegenstand des Pfandrechts sein können, Aenderungen eintreten zu
lassen. Dagegen mussten dieselben Gründe, welche es nöthig machten,
die Hypothek als Form der Verpfändung bewegli~her körperlicher Gegen-
~ände zu beseitigen, dafür sprechen, auch das Pfandrecht an unkörper-
hchen Sachen, insbesondere an Forderungen, fortan nur in der Gestalt
des Faustpfandes zu gestatten. Ist auch ein Besitz an Forderungen an
sich nicht möglich, so folgt daraus selbst vom Standpunkte des gemeinen
Rechts noch nicht, dass die Unterscheidung zwischen Hypothek und
Faustpfand beim .Forderungspfandrecht keinen Boden habe (Dernburg,
Pfandr. I, S. 462).
_ .Auch an einem Forderungsrechte kann wenigstens ein dem Bes.itze
a?-nliches Verhältniss dadurch hergestellt werden, dass dem PfandgläubIger
die unmittelbare Verfügungsgewalt über die Forderung verschafft, dem
Pfandschuldner dagegen die eigene Geltendmachung des verpfändeten
R;ehts unmöglich gemacht wird. Diese Herrschaft des Gläubigers ü?er
die verpfändete Forderung in einer auch für jeden Dritten äusserlich
erkennbaren Weise zur Erscheinnng Zu bringen, nmss die Aufgabe der
Gesetzgebung sein.
. Von diesem Grundsatz sind, wie alle neueren PartikuJargesetze, auch
dieReichsgesetze geleitet gewesen. Illsbesondere hat die R,-C.-P.-o. das
--------
1) Das W""'ht • l' h" .... M_ der Justi:ilw'tBmission der Deutlich-keit VH "nac rag ,·c f~••v" . .. ..J. • "b
. !'Jegen und behuf Herstellung der G1eiJ:hmüssigknt .flilt dem uungel1.Y 11 er-
tI1l8timmenaen §. 55, Abs. 4, des G.-E.-G eingeschaltet.
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durch die Pfändung einer Geldforderung entstehende Pfandrecht unter.
den Gesichtspunkt des Faustpfandes gestellt (§. 730), und nach §. 40
der R.-K.-O. kann nur das Faustpfandrecht an einer Forderung den
Separationsanspruch im Konkurse gewähren (vergl. die Motive dazu
S. 204 ff.).
Welche Formen für das Faustpfandrecht an Forderungen zuzulassen
seien, ist durch die §§. 15 und 16 des Einf.-Ges. zur R.-K.-O. endgültig
bestimmt, so zwar, dass es der Landesgesetzgebung überlassen ist, unter
den im §.15 angegebenen Formen entweder eine oder mehrere derselben
auszuwählen oder selbst zu den angegebenen Erfordernissen für die
Begründung eines Faustpfandrechts noch neue hinzuzusetzen. Die Rück-
sichten, welche in dieser Hinsicht massgebend sein müssen, sind ver-
. schieden, je nachdem es sich dabei um ein Pfandrecht an verbrieften
oder nicht verbrieften Geldforderungen oder an Papieren, welche durch
Indossament übertragen werden können, oder endlich um ein Pfandrecht
an solchen Forderungen handelt, die nicht auf Geld gerichtet sind 2).
Zu §. 11. Für die Begründung eines Faustpfandrechts an Geld-
forderungen, welche durch Urkunden verbrieft sind - wobei die im §. 1
behandelten, auf den Inhaber lautenden Werthpapiere ausscheiden -
müssen dieselben Grundsätze zur Anwendung kommen, welche bei der
Abtretung und Verpfändung -(on Hypothekforderungen entscheidend
waren (Ges. über den Eigenthumserwerb an Grundstücken etc. §§.55,56),
und es darf daher auf die Ausführungen in den Motiven zu den betref-
fenden Paragraphen (S. 116 ff.) verwiesen werden.
Die Vorschriften für die Verpfändung solcher Geldforderungen ent-
sprechen im Allgemeinen dlmen für die Verpfändung körperlicher Sachen.
Wie hier zur Entstehung des Faustpfandes vor Allem die Uebergabe des
verpfändeten Gegenstandes an den Pfandgläubiger erforderlich ist, so
bedarf es auch für die Begründung des Faustpfandes an einer verbrieften
Geldforderung der Uebergabe der Schuldurkunde an den Pfandgläubiger
oder für diesen an einen Dritten. Während aber bei körperlichen Sachen
aus der Innehabung des Pfandobjekts Seitens der Gläubiger in Verbin-
2) Die Verpfändung von auf Namen lautenden Aktien, wenn sie fli~
durch. Ind~ssament f!eschehen ist (in welchem Falle §. 12 des MOb.-Pf.-G.e$. ~
Betracht kommt), wzrd durch das MoMiarpfandgesetz nicht getroffen; Iw.die
Entste~ung des Pfandrechts an solchen Papieren kommen daher flach §.15
des Eznf.- Ges. s..D. K.- O. die angemeinen Bestimmungen zur Anweni!:lIfIU'
w.elc~e allerdzngs zm Effekte mit §. U, auch mit §. 1 des Mob.-Pf. -Ges. ~.
ez.nstzmmen. _Der §. 11 dieses Gesetzes handelt von Geldforderungen.~
sind z.war Urkunden über Vermögensrechte, nicht aber über ForderuJlfP!.' diI
~erdzngs durch das in der Aktie beurkundete Recht mittelbar entstehen~:Je~och u:eder einen: un~ittelbaren Ausdmck darin gefunden haben, noch 0kM
Hznzutntt aus~~r ihr lzegender MITmente (wie Rechenschaftsablage, Gesellscllaft$'"
beschluss, Aujlosung der Gesellschaft) zur Existenz gelangen.
Urth. O.-L.-G. Br, I.S. vom 19.NO'Vbr.1884 in S. Demmer e. Oelll.,..
(Ztschr. f. R. XXXII, S. 20 ff.).
1 Mobiliarpfandgesetz. ' 251
dung mit dessen Fordernng der Verpfändnngswille des Schnldners aus-
reichend zum Vorschein tritt, ist dies bei den Forderungen nicht der Fall,
da die auf den Namen des Verpfänders, nicht des Pfandgläubigers lau-
tende Schuldurkunde dem Letzteren auch zur Aufbewahrung übergeben,
zur Vorlegung kommodirt, zur Ausführung eines Auftrags zugestellt
sein kann, daher ihr blosser Besitz zur Geltehdmachung der verpfän-
deten Forderungen nicht berechtigen würde. Deshalb muss der Cessionar
hei Abtretung hypothekarischer Forderungen neben dem Besitz der
Schnldurkunde auch den Besitz des damit verbundenen, die Abtretungs-
erklärung des Cedenten enthaltenden Hypothekenbriefs erlangt haben,
um als legitimirter Gläubiger zu gelten, und aus demselben Grunde muss
ihm zum Zweck der Verpfändung einer verbrieften chirographarischen
Geldforderung eine mit der Unterschrift des Verpfänders versehene Ver-
pf3ndungsurkunde ausgestellt sein. Derselbe Grundsatz hat auch in
der bisherigen Gesetzgebung hinsichtlich der zu dem beweglichen Berg-
werkseigenthum gerechneten Kuxe bereits Anerkennung gefunden, deren
Verpfändung nach §. 111 des Bergges. Nr. 23 vom 15. April 1861
durch Uebergabe des Kuxscheinsauf Grund eines schriftlichen Vertrages
geschieht.
Genügen diese Formen zur Begründung des Faustpfandrechts an
der Forderung an sich, so bedarf es ferner, wie bei §. 55 des G.-E.-G.
ausgeführt wurde (S. 119, 120), zur Wirksamkeit der Verpfändung gegen
den Drittschnldner der Benachrichtigung desselben Seitens des Pfand-
gläubigers. Erst dadurch wird ein festes Verhältniss zwischen Beiden
hergestellt, vom Augenblick der Benachrichtigung an verliert der Dritt-
schuldner das Recht, an seinen früheren Gläubiger zu zahlen und ver-
meidet dafür andererseits die Gefahr doppelter Beitreibung der Schuld.
Der Entwurf steht durch diese, auch der bisherigen Praxis (Ztschr. I1,
S. 111) entsprechende Bestimmung mit dem Preuss. Recht in völliger
Uebereinstimmung *), während dem Hannov. Pfandges. §. 50 und d.em
Oldenb. Ges. Art. 26 das Erforderniss der Denunciation an den Dritt-
schuldner unbekannt ist 3).
*) Die Preuss, Verordn. vom 9. Decbr. 1809, §. 2, durch welche die Vor-
schriften des Landr. I. 20, §. 282 ff, abgeändert sind, bestimmt: die ~kannt­
mac~~g der Verpfändung an den Aussteller der Urkunde ~t zwar lllc~t zur
Begrnndung des dinglichen Rechts nothwendig, aber es bl.eI~e~ doch bei dem
Mangel einer solchen Bekanntmachung an den Schuldner dieJe~n Zahlu:,g~n
und rechtlichen Handlungen, soweit sie zu seinem Vortheil geremhen, gültig,
welche er redlicher Weise aus Mangel dieser Wissenschaft vorgenomnu:n hat.
. 3) Die in §. 749 C.-P.-O. bezeichneten Forderungen, welche der Pfandung
IIlcht unterworfen sind können nac1t Analogie der Bestimmung ries §. 3, Abs.,3
des Mob. -PI._Ges, au~h nicht Gegensta'llll des Pjand,!chts sein. Dasselbe IB~
der Fall hinsichtlich der'enigen Forderungen, bczüglzch rieren nach den betr.
Ikst· J _.1 'Ir rpfändung" aus-
• tm,mungen der Reichsgesetze die "TJebert,ru!JiIng u,... • e .
drückltch ausgeschlossen ist. Es gehören hIerher: _. .




Zur Verpfändung von Papieren, welche durch Indossament
übertragen werden können, genügt die Uebergabe des indossirten
Papiers.
Die Vorschrift des Paragraphen entspricht durchaus der Bestimmung
des Art. 309, Abs.2, Nr.2 des H.-G.-B. Zu den Papieren, welche durch
Indossament übertragen werden können, gehören Wechsel und die in
den Art. 301, 302 und 304 H.-G.-B. bezeichneten Papiere, ebenso auch
auf Namen lautende Aktien und Reichsbankantheilscheine (H.-G.-B.
Art. 182,223 ; Reichsbankstatut vom 21. Mai 1875, §§. 3 und 5 [R.-G.-BI.
S. 204]). Die Verpfändung dieser Papiere geschieht dadurch, dass die-
selben indossirt übergeben werden, durch das Indossament wird der
Indossatar, wie bei der fiducia des altrömischen Rechts, selbstständiges
Rechtssubjekt der Forderung mit der Verpflichtung der Rückindossirung
auf den Verpfänder nach Erlöschung eines Pfandrechts; er kann die
Forderung sowohl dem Schuldner als Dritten gegenüber geltend machen,
und der Drittschuldner ist nur an den durch das Papier legitimirten
Gläubiger zu zahlen verpflichtet (D.-W.-O. Art. 36, 39; H.-G.-B. Art.30a,
305; v. Hahn, Komment. II, 2. Ausg., S. 157, Anm. 5). Somit ist auch
hier, wie bei Inhaberpapieren, das Papier nicht bloases Beweisdokument
für die verpfändete Forderung, sondern gewissermassen Träger und
Repräsentant des Forderungsrechts selbst, und die Verpfändung dessel-
ben nur durch dessen Uebergabe zu bewerkstelligen.
In Betreff der Form des Indossaments entscheiden die gemeinrecht-
lichen Bestimmungen, also die Vorschriften der D.-W.-O. Art. 11 bis la,
36 und des H.-G.-B. Art. 305. War das Papier mit einem Blankogiro
versehen, so geschieht die Verpfändung durch die blosse Uebergabe des-
selben an den Gläubiger; der Entwurf fordert nicht Indossirung und
Waisen der Reichsbeamten der Civilverwaltung, §. 17 (R. - G. - BI. S. 88) und
V.- O. v. 8. Juni 1881, betr. die Fürsorge für die Wittwen und Waisen der
Reichsbankbeamten (R. - G. - BI. 8. 117); .
b) R.-Ges. v. 15. Juni 1883, betr. die Krankenversicherung der .kbeiW,
§§. 56, 65, Abs. 5; 72, Abs. 3; 73, Abs. 1 (R.-G.-Bl. 8. 73 ff.);
c) Unfallversiche:ungsges. vom 6-. Juli 1884, §. 68 (R.-G.-Bl. S. 96) _6
R.-C!es. vom 28. 1Itm 1885, betr. die Ausdehnung der Unfall- und Kra~
verswherung, §.1 .(R.-G.-m. 8.159); R. -Ges. v. 5. Mai 1886, betr. die U~tlll·
und l!ra.nkenverslcherung der in land- und fotstwirthschaftlichen Betriebe"b~schä!t~gten p'ersonen, §. 73 (!t.-G.-Bl. 8.158); R.-Ges. tJ.ll.Juli 18B7,~
dIe Vnfanverswherung der bei Bauten beschäftigten p'ersonen, §. 38, Abi-
(R.-G.-Bl. S.302); .~) R. -6es. v. 1!.. Juni 1887, betr. die Fürsorge für die Wi".'"'". fIlIIlWa~sen von AngehONgen des Reichsheeres und der Kaiserl. Ma'fJ1lt, §.19(R.- G.-Bl. 8. 241).
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Uebergabe, sondern Uebergabe des indossirten Papiers; war letzteres
bereits in blaneo girirt, so bedarf es nicht eines neuen Giro's des Ver-
pfänders (Laband, Ztschr. f. H.-R. IX, S. 249).
Wird, was nach der Praxis rechtlich zulässig ist (vergl. Seuffert,
Arch. XXX, 135; XXXII, 24 ibique eitt.) , das indossable Papier, z. B.
der Wechsel, ohne Indossament verpfändet , so bedarf es. ausser der
Uebergabe der Schuldurkunde einer Verpfändungsurkunde nach Mass-
gabe des §. 11, dessen Bestimmungen für diesen Fall zur Anwendung
kommen.
§. 13.
War die Geldforderung nicht durch eine Urkunde verbrieft,
so ist zur Entstehung des Pfandrechts neben der Ausstellung der
unter Ziffer 1 im §. 11 erwähnten, auf Verlangen des Gläubigers
mit Beglaubigung der Unterschrift des Pfandschuldners zu erthei-
lenden Verpiändungsurkundedie Benachrichtigung des Drittschuld-
ners von der Verpfändung erforderlich. Die Zustellung der Be-
nachrichtigung an den Drittschnldner ist nöthigenfalls durch den
Gläub~ger zu beweisen.
Ist die Geldforderung nicht durch Urkunde verbrieft, so bedarf es
zur Verpfändung derselben nach Vorschrift des §. 15, 1 des Einf.-Ges.
Zur R.-K.-O. der Benachrichtigung des Drittschuldners, nur dass der Ver-
pfandungswille auch hier, wie im Fall des §. 11, in schriftlicher Form
ausgedrückt werden muss. Dasselbe Princip kommt nach §. 730 der
R.-C.-P.-O. auch bei Pfändung von Geldforderungen zur Anwendung; wie
hier der entscheidende Akt. der Pfändung in der Zustellung des Verbots
an den Drittschuldner liegt, dem Schuldner zn zahlen, so ist es bei ver-
tragsmässiger Verpfandung einer nicht verbrieften Geldforderung die
Zustellung der Benachrichtigung an den Drittschuldner, mit welcher das
Pfandrecht entsteht, und welche jede Seitens des Letzteren nach gesche-
henerBenachrichtigung geleistete Zahlung an den ursprünglichen Schuld-
ner unwirksam macht. Die Benachrichtigung muss durch den Gläubiger
selbst geschehen und nöthigenfalls von ihm bewiesen ~erden; ist ~e
Zustellung an den Drittschuldnerim Auslande zu beWU'lren, so WU'd
hier, wie nach R-C.-P.-O. §. 730, die Zustellung durch Aufgabe zur Post
(L e, §§. 161, 175) genügen; vergI. Entsch. R.-G. IV, S. 115.
§. 14.
Faustpfandrechte an Forderungen, welche nicht auf Geld
gerichtet sind, werden unter den in §. 15 des Einführungsgesetzes
ZUrReichs-KonkursOrdnung angegebenen Voraussetzungen erworben.
17*
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Der Paragraph hat die Verpfändung solcher Forderungen zum Gegen-
stande, welche nicht auf Geld, sofern dies nicht etwa als species bean-
sprucht wird, sondern auf die Herausgabe oder Leistung körperlicher
Sachen gerichtet sind, mögen sie übrigens individuell oder generisch
bestimmt (z. B. Naturalprästationen), beweglich oder unbeweglich sein,
vorausgesetzt nur, dass es sich dabei um ein dare, iradere oder restituere,
nicht bloss um ein exMbere oder ederehandelt. Eine für alle Fälle durch-
greifende Bestimmung über die Art der Bestellung eines Faustpfand-
rechts an solchen Forderungen liess sich nicht geben, vielmehr muss der
einzelne Fall entscheiden, daher auch der §. 745 der R-C.-P.-O. bei
Zwangsvollstreckungen in Ansprüche, welche die Herausgabe oder Lei-
stung körperlicher Sachen zum Gegenstande haben, keine speciellen Vor-
schriften enthält. Jedenfalls können nur solche Formen anwendbar sein,
welche die Pfandbestellung äusserlich erkennbar machen, und da der"
§. 15 des Einf.-Ges. zur R-K.-O. in dieser Hinsicht eine bindende Regel
enthält, so empfahl es sich, hieranf im Allgemeinen zu verweisen; vergl
Ztschr. f. R. XXXV, S. 147.
§. 15.
Die Verpfändung einer Forderung berechtigt den Gläubiger,
soweit nichts Anderes verabredet ist, zur Erhebung und nöthigen-
falls zur Einklagung. Im Uebrigen finden die Bestimmungen des
§. 10, Abs. 2 entsprechende Anwendung.
Die Abtretung einer Forderung für den Fall der Nichtzahlung
einer Schuld kann nur in Form der Verpfändung gültig geschehen.
1. Während das Pfandrecht an einer nicht auf Geld gerichteten
Forderung (§. 14) wiederum zu einem Pfandrecht an dem Gegenstande
führt, dessen Herausgabe oder Leistung durch die Forderung erzielt
wurde (W indscheid, Pand, I, §.239, Note 12), gewährt das Pfandrecht
an einer Geldforderung, wie schon nach RR, dem Pfandgläubiger regel-
mässig das Recht der Beitreibung (jus exigendi), also das Recht, die von
dem Drittschuldner geschuldete Summe zu erheben, nöthigenfalls mitte1st
der dem Verpfänder, als ursprünglichen Gläubiger, zustehenden und von
demsel~en ~bgeleiteten persönlich~n Klage (actio utitis) einzuklagen und,
wenn die eigene Forderung fällig war, sich aus dem erhobenen Betrage
ohne Weiteres .bezahlt zu machen, andernfalls den letzteren zuseinet'
S~cherung inne zu behalten 1). Der Entwurf hat jedoch vermieden, wie in
einzelnen Gesetzen geschehen ist, die Verpfändung einer Forderung ge-
radezu als eine "bedingte Cession" (Hannov. Pfandges. §. 50) oder als
. 1) Diese K~q~ertz w~r im Entwurfe selbst nicht ausgesproCMn,w'!\lI;
glezch selbstvcrstandlzch. Du Justizkommission hat ihr im Gesetz durc1l ,11111
zufügung des 2. Satzes des ersten Absatzes beslmderen Ausdruck gegilJew.·
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.eine auf den Fall der Nichtzahlung des dadurch gesicherten Anspruchs
geschehene Cession" (Sächs. G.-B. §. 503, Oldenburg. Ges. Art. 27) hin-
zustellen, um damit nicht eine der Natur des Pfandverhältnisses nicht
entsprechende Anwendung der Konsequenzeu des Cessionsbegriffes zu
sanktioniren und ohne dringende Noth eine z. Z. noch nicht gelöste Kon-
troverse des R. R. (Windscheid, Pand. I, §. 239, Note 10·; FÖrster,
Theorie III, S. 397; Marcus, die Verpfändung ausstehender Forderun-
gen ete., 1876, S. 9 ff.; vergI. auch Ztschr. XXI, S. 126) zur Entschei-
dung zu bringen.
Der Entwurf verweist den Pfandgläubiger übrigens nicht ausschliess-
lich auf das Recht der Erhebung und Einklagung, er lässt auch andere
Arten der Befriedigung, namentlich das Recht des Verkaufs der Forde-
rung zu, dieses jedoch, in Abweichung von dem -in dieser Hinsicht
allerdings nicht unbestrittenen - gemeinen Recht (Windscheid, §.239,
Note 9), nur kraft besonderer, ausdrücklicher oder stillschweigender Ver-
abredung der Parteien, weil ohne solche das Interesse des Pfandschuld-
ners leicht geschädigt werdeIi könnte, wenn z. B. die verpfändete
Forderung unter ihrem Nennwerthe veräussert würde. So darf bei
indossablen Ordrepapieren der Pfandgläubiger mit Zustimmung des Ver-
pfänders den Verkauf des Papiers selbst vornehmen oder auch dasselbe
zu dem Kurse am Tage der Fälligkeit der Forderung in Anrechnung auf
letztere annehmen. Werden Werthpapiere auf Namen, welche durch
Indossament übertragen werden können, durch den Pfandgläubiger ver-
kauft, so muss derselbe die Umschreibung auf den Namen des Käufers
bewirken, bezw. seine Einwillignng zu solcher Umscbreibung ertheilen,
wozu er in Folge der geschehenen Verpfändung Namens des Verpfänders
berechtigt ist (vergl. :R.-C.-P.:-O. §. 723nnd Hannoversches Pfandgesetz
§.51).
2. Die Cession einer Forderung für den Fall der Nichtzahlung
einer Schuld ist im Grunde nur eine andere Form der Verpfändung. Da
die Cession gesetzlich an keine Formen gebunden ist, würde Derjenige,
der ein Interesse daran hat die Yorsehriften der Verprandung zu um-
gehen, sich hierzu der bedingten Cession als eines bequemen Mittels
bedienen können. Der Entwurf schreibt daher mit dem Oldenb. Ges.
Art. 27, ·Ahs. 2 vor, dass auch. die bedingte Cession in denselben For-
men, wie die Verpfändung einer Forderung (§§. 11 bis 14) zu geschehen
habe').
')Ueber die 8tatthaftigkeit einer'lkrartigen ~eiarischen_ CessiO'\J:f
den wesentlichen Uf'JUrschiea swisthen ihr ·und ~ner y~pf~ndu~g 9
Begelsbe . . A h'. Dei '''.' <J 177 IF· HelblHg 1111 CIV. Arch.rger ~m ~1J. 4'-C • ~. "",V.. . JI" h R U'
Bd.64 8 391' W 11 D Ji" - zeit.m ß . IV. 8.48; Entsc. .' .lI. ,. , a mann, -:» .-,. _." , s. . Unh O.L·U
b,8.170, Anm.1; Meklenb. Ztscnr. f. Rechtspfl· II, ·B·3X X X ·s 165'ff)'ur. 1.8.'11.11. Mai 1883 in 8. Harms e. Mager (Ztsc1lr. f·· ~ , . . . .
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§. 16.
Das Faustpfandrecht an der Forderung erlischt, sobald die
Schuldurkunde, beziehungsweise bei Forderungen, welche nicht
durch Urkunden verbrieft sind, die Verpfändungsurkunde mit
Zustimmung des Gläubigers in den Gewahrsam des Verpfänders
oder der Rechtsnachfolger desselben zurückgelangt ist.
§. 17.
Das Pfand haftet für die Hauptforderung und alle Nebenforde-
rungen, für rückständige Zinsen aber nur vier Jahre, vom Zeitpunkt
ihrer Fälligkeit an gerechnet.
Wßgen anderer Forderungen, als für welche die Verpfändung
geschah, findet ein Zurückbehaltungsrecht an dem Pfande nicht statt.
Die besonderen Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs werden
hierdurch nicht berührt.
1. Die Haftung des Faustpfandes für die Hauptforderung bezieht
sich, der Absicht der Kontrahenten entsprechend, auch auf alle Verände-
rungen und Erweiterungen der Pfandschuld durch Verwendungen, Aus-
lagen, Verzug, Verschulden u. s, w. und auf alle accessorischen Verpßich-
tungen, namentlich hinsichtlich der vertragsmässigen Zinsen; auch nach
§. 40 der R.-K.-O. ist das Absonderungsrecht im Konkurse auf derartige
Veränderungen und Zusätze der Schuld ausgedehnt (Motive zurR.-K.-O.
S. 207).
2. Das sog. Gordianische Privileg, die Pfandsache auch wegen
blosser chirographarischer Forderungen zurückbehalten zu dürfen, wegen
deren sie nicht verpfandet war (L. uno C. etiat» ob· chirogr. pec. 8, 27.
cfr, Ztschr. V,S.25), gemeinrechtlich hinsichtlich seines Umfangs älllsllrst
bestritten (Dern burg, Pfandr, II, S.99 W.), ist durch die neuere Gesetw-
gebung vielfach beseitigt (Preuss. Landr, I, 20, §. 171; Oesterr. G.-R
§. 471; Sächs. G.-R. §§. 459, 484; Hannov. Pfandges. §. 45; Oldenb.
Pfandges. Art. 30), im Franz. G.-R. (code civil, Mt. 2082) unter Annahme
einer stillschweigenden Pfandkonvention zwischen dem Pfandgläubiger.
welcher ohne ausdrückliche weitere Verpfändung dem Verpfander VOll
Neuem kreditirte, und Letzterem selbst auf die nach der Pfandbestellung
entstandenen und vor Tilgung der Pfandforderung fällig gewordenen
Forderungen beschränkt, und durch die R.-K.-O. für das Konkursver-
fahren abgeschafft (vergl.MotiveS.206). Nach diesen Vorgängen konnte
es nicht zweifelhaft sein, dass jenes Privileg in einer neuen, aufd~
System des Faustpfandes beruhenden Pfandgesetzgebung nicht längerBI
Kraft erhalten werden konnte, zumal ein unbeschränktes Retentionsrecht
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sich innerlich kaum begründen lässt, ein Retentionsrecht wegen konnexer
Forderungen aber durch die Bestimmung des ersten Absatzes gesichert ist.
3. Der Absatz 3 enthält den keiner weiteren Motivirung bedürfen-
den, auch im §. 41,Nr. 8 der R.-K.-O. für das Konkursverfahren aus-
gesprochenen Vorbehalt der Bestimmungen des H.-G.-B. über Retentions-
recht (Art. 313 ff.).
§. 18.
Der Vorbehalt des Eigenthums an beweglichen Sachen zur
Sicherung einer Forderung ist ungültig.
Der Vorbehalt des Eigenthums zur Sicherung einer Forderung führte
bei Grundstücken zur Annahme der stillschweigenden Bewilligung der
Eintragung einer Hypothek (G.-E.-G. §. 34). Derselbe Vorbehalt bei
Uebertragung beweglicher Sachen würde die Annahme eines Pfandrechts
zur Folge haben, das ohne Uebergabe des Pfandobjekts begründet wäre,
dem Princip des Faustpfandes also widerspräche. Schon deshalb war ein
Vorbehalt des Eigenthums mit dem System des Entwurfs unverträglich.
Es empfa:hl sich aber die Beseitigung eines derartigen Nebenvertrages
bei Mobilien im Interesse eines geregelten PersonaIkredits um so mehr,
als derselbe häufig zur Verschleierung betrüglicher Handlungen benutzt
wird, und als dadurch leicht eine Schädigung dritter Personen, nament-
~ch dann bewirkt werden kann, wenn der Inhaber der Sache, obwoW
ihm daran kein Eigenthumsrecht zusteht, dieselbe einem Anderen zu
Faustpfand überträgt, in welchem Falle Derjenige, welcher sich das
Eigenthum vorbehalten hatte die Sache von dem Pfandgläubiger, auch
~enn sich Letzterer in gute~ Glauben befand, zu vindiciren berechtigt
~. Auch das Säehs. G.-B. §. 292 will den Eigenthumsvorbehalt ~zur
SICherung einer Forderung" nur als Vorbehalt eines Pfandrechts gelten
lassen und erkennt damit für bewegliche Sachen, da es ein Pfandre~ht
an letzteren nur in Form des Faustpfandes zulässt (§§. 466, 467), m-
direkt dessen Wirkungslosigkeit an. Ebenso: Anhalt. ~~ndges._§..4;
Oldenburg. Ges. Art. 31, Abs.l; vgL Blätter f. Rechtspfl. m Thurlll-
gen, N. F., IX, S. 256, 259.
Ist das Eigenthum ausnahmsweise nicht zur Sicherung einer Ford~
rnng, sondern zu anderen Zwecken vorbehalten - ein Fall, welcher m
dem Sächs. G.-B. §. 292 ausdrücklich hervorgehoben wird __, so ist die
Bede1l.tung eines solchen Vorb.ehalts, und ob demselben ·suspensive oder
lesolutive Wirkung beizumessen, nach den Grundsätzen des gem. Rechts
zn entscheiden.
§. 19.
Die Veräussernng einer beweglichen Sache unter d.er Vereb-
redung, dass der Veräusserer sie fortan für den Erwerber mnehaben
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solle (constitutum possessorium), hat Dritten gegenüber keine Wirk·
samkeit.
Die kundgegebene Willensäusserung des bisherigen Besitzers, die zu
übertragende Sache fortan für einen Anderen besitzen zu wollenegenügt
nach §. 2 des Entwurfs nicht zur Begründung des Faustpfandes und soll
nach §. 19 auch beim Verkauf von Sachen Dritten gegenüber wirkungs-
los sein. Denn in der Regel hat die Zurückhaltung der Detention in
der Hand des Veräusserers eine nachtheilige Verdunkelung der Ver-
mögensrechte im Gefolge, und nur allzu häufig verdankt sie ihre Ent·
stehung dem Bestreben, namentlich bei drohendem Konkurse einzelne
Gläubiger auf Kosten Anderer in fraudulöser Weise dadurch zu begün-
stigen, dass zweifelhafte oder erdichtete Forderungen aufgestellt und
durch eine Schein -Veräusserung befriedigt werden. Dahin gehört be-
sonders der Fall, wenn der Schuldner sein gesammtes Mobiliar oder den
grössten oder einen grossen Theil desselben veräussert und sich zugleich
den fortdaueruden Gebrauch desselben vorbehalten hat. Häufig ist auch
in derartigen Verträgen ein Darlehn mit versteckter Pfandbestellung ent-
halten, und es pflegt dabei die Zahlung einer Miethe für den Gebrauch
der Sachen Seitens des Veräusserers verabredet zu sein, deren Betrag dem
Zinsbetrage der Forderung des Erwerbers gleichkommt. Wie aber durch
Zurückbehaltung der Detention in der Hand des Verpfändcrs in Zukunft
kein Faustpfand und damit kein Absonderungsrecht im Konkurse mehr
begründet werden kann, so soll auch ein einzelner Gläubiger einem
anderen Gläubiger das Recht auf Zwangsvollstreckung dadurch nicht
vereiteln dürfen, dass er gewisse Sachen zu seiner ausschliesslichen
Befriedigung reservirt 1). Das Oldenb. Ges. Art. 32 hat daher nach dem
Vorgange einer Bremer Verordnung (in Betreff des Ueberganges des
Eigenthums an beweglichen Sachen) vom 25. August ] 848, §. 4 b den
Eigenthumsübergang nur an die reelle Tradition geknüpft und zugleich
die Unwirksamkeit der Verabredung, dass der Veräusserer den veräusser"
1) Ueber derartige simul~'rte Kauf'/"erträge, welche dazu bestimmt sind,'eine
verbotene Verpfändung von Mobilien zu verschleiern, vergI. Entsch. R.-G.
II, S. 168,170,173,176; XIII, S. 200; Seuff. Arc.h. Bd. 36, Nr. 8, 99;
Bd.40, Nr.190; Bd.41, Nr.86, 87; Areh, [. prakt. Rechtswissenschaft,
N. F., XIII, S. 400; Wallmann's Juristenzeitung X, S. 138, 170; Bolze,
Praxis des R.-G. I, Nr.99, 104; II, Nr. 99; IV, Nr. 65; Eenner u. :Hecke,
Entscheid. X, S. 92; Unh. O.-L.-G. Br. L S. v. 24. Sept. 1880 in 8.1J/Je-
frau Braunschweiger e. Behrens, u. v. 25. März 1881 in S. Ehefratl~
c, Firma Ferner cf Frotscher, _
De: §. 19 des Mob.-Pj.- Ges. spricht aus Gründen des öffentlichen !nter-
esses nzc~t etwa ~er Nebenberedung, wonach die Tradition durch constit/llllfll
1?ossess~um beuiirkt werden soll, sondern dem Veräusserungsgeschäfte st~
Jede WIrksamkeit Dritten gegenüber ab. Unh. O.-L.-G. Br. L S. v.22.:HMZ
1889 in S. Schragenheim cf Sohn e, Weriheimer (Ztschr. f B. XXXVI,
S. 66 jf.).
Mobiliarpfandgesetz. 265
ten Gegenstand für den Erwerber innehaben solle, ausgesprochen, und
der Entwurf hat sich dieser Bestimmung um so mehr anschliessen zu
sollen geglaubt, als jenes Geschäft, wenn man demselben Wirkung gegen
Dritte einräumen wollte, gegen das Princip der äusserlichen Erkennbar-
keit wie der Pfandbestellung, so auch der Uebertragung des Eigen-
thums entschieden verstossen würde, während der benachtheiligte Dritte
zu seinem Schutze nur auf das immerhin bedenkliche Rechtsmittel der
actio Pauliana verwiesen werden könnte.
§. 20.
Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1878 in Kraft.
Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten.
Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzog-
lichen 'Geheime-Kanzlei-Siegels.
Braunschweig, den 8. M.ärz 1878.
(1. S.)
Auf Höchsten Specialbefehl.





Einführung des Gesetzes über den Eigenthums-
erwerb ete,
und des
Gesetzes über Verpfändung von beweglichen
Sachen und Forderungen
betreffend.
d. d. Braunschweig, den 8. :März 1878 (Nr. 14).
1Ein 1 e i tun g.
Um das Gesetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche
Belastung von Grundstücken etc., sowie das fernere Gesetz über die Ver-
pfändung von beweglichen Sachen und Forderungen ins Leben einzu-
führen, war es erforderlich, Uebergangsbestimmungen zu treffen, welche,
wie bereits zu den Motiven des erstgedachten Gesetzentwurfs angedeutet
ist, den Zweck haben, den Einfluss der neuen Gesetze auf die zur Zeit
ihres Inkrafttretens bereits begründeten Rechtsverhältnisse festzustellen.
Es wird zu den einzelnen Paragraphen näher ausgeführt werden, welcher
Art die neue Gesetzgebung auf die bestehenden ReehtsveI'hält~se
ändernd oder modificirend einwirkt, und welche Mittel zur Sicherfuig
der am 1. Oktober 1878 vorhandenen Rechte getroffen werden.
Schon hier dürften jedoch einige einleitende Bemerkungen über die
Systematik und die Tendenz des Gesetzentwurfs am Platze sein.
Derselbe enthält zunächst eine allgemeine Vorschrift, durch welche
das Verhältniss der bisherigen zu den auf dem neuen Grundsystem be-
ruhenden Eintragungen, mögen sie übrigens Eigenthum, dingliche Rechte
oder Hypotheken zum Gegenstande haben, festgestellt wird (§. 1). 80-
dann regelt der Entwurf die Rückwirkung der neuen Gesetze auf frühere
Rechtsverhältnisse nach dreifacher Richtung, theils hinsichtlich des Er-
werbs des Eigenthums an Grundstücken (§§. 2 bis 6), theils in Beziehung
auf dingliche Rechte an Grundstücken mit Ausschluss der Hypotheken
(§§. 7 und 8), theils endlich in Betreff der Hypotheken (§§. 9 bis 18),
woran sieh dann noch eine für das ganze Gesetz gültige Schlussbestim-
mnng (§. 19), sowie das Verzeichniss der durch die neuen Gesetze auf-
gehobenen Landesgesetze etc. (§. 20) anechliesst. .
. Der Entwurf geht im Allgemeinen davon aus, dass, so gerechtfertigt
eme~eits das Verlangen sein mag, derneuen Gesetzgebung, welche die
~eltigung gewisser als schädlich erkannter Rechtsinstitutionen bezweckt,
eine möglichst baldige Anwendung zu sichern, doch andererseits der
Schutz, welcher den bestehenden Verhiltnissen nach der zur Zeit gelten-
den Gesetzgebung zu Theil wird, so lange erhalten bleiben muss, als die
praktischenBedürfnisse dies erforderlich machen. DieseRücksicht musste
Von selbst zur Einrichtung einer tTebergangsperiode führen, während
Weklter· die unter der Herrschaftder msberigen'Gesetze begründeten
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Rechtsverhältnisse noch eine Zeitlang bestehen bleiben. Die Feststellung
derselben war namentlich mit Rücksicht auf das bisherige Hypotheken-
recht durchaus nothwendig, da die sofortige Einführung des neuen
Pfandrechtssystems leicht zu den empfindlichsten Nachtheilen für den
allgemeinen Kredit würde führen können.
Dies trifft insbesondere auch hinsichtlich der Generalhypothek zu.
Mag auch bei Verträgen, in welchen dem Gläubiger zugleich Special-
hypothek an Grundstücken bestellt wurde, die regelmässig vorkommende
Klausel der"Verpfändung des gesammten gegenwärtigen und zukünf-
tigen Vermögens" häufig nur eine leere Formel sein, deren demnächstige
gesetzliche Wirkungslosigkeit den Ersatz durch andere Sicherungsmittel
kaum erforderlich machen wird: in vielen Fällen ist jedenfalls der Kredit
nur im Vertrauen auf die eingeräumte Generalhypothek gewährt, und
ein bedingungsloser Fortfall derselben würde ebensowohl den Gläubiger,
welcher des bisherigen Sicherungsmittels beraubt worden, als den Schuld-
ner, welcher die sofortige Kündigung der kreditirten Summen zu be801'"
gen haben würde, schädigen können. Aus den angegebenen Gründen
will der Entwurf die einmal begründeten Rechtsverhältnisse noch ein
Jahr lang in bisheriger Kraft bestehen lassen, wobei nur, was die Hypo-
theken anbetrifft, je nach der Natur und Bedeutung derselben auchderea
Wirkung während dieses Jahres verschieden bestimmt ist. Die gewählte
Frist, welche sich an die im §. 3 der Verordnung Nr, 14 vom 26. März
1823 gegebene Verlassungsfrist und an ähnliche Vorgänge in der Gesetz-
gebung (vergl. Ges. Nr.22 vom 19. März 1850, §. 19), anschliesst, dürfte
ausreichend sein, um den Betheiligten, falls sie solches für erforderlich
erachten, die Gelegenheit zur Ergreifung derjenigen MllSsregeIxI ZI1
geben, welche zur Sicherung ihrer Rechte nothwendig sind. Sie gewährt
zugleich den Vortheil, dass sie die Anordnung der im Einführungsg~
zur Reichskonkursordnung vom 10. Februar 1877 vorbehaltenen Ueber-
gangsbestimmungen Z1U\l grösaten Theil überflüssig macht, vie1lDebr.~
Landesgesetzgebung hinsichtlich der Hypotheken am 1. Oktober 1819 m
einen Zustand versetzt, welcher den Grundsätzen der R.-K.-O.'über
Gewährung von Absonderungs- und Vorzugsrechten im Konkurse voR·
kommen entspricht und daher die sofortige Wirksamkeit der nlluCD
Konkursordnung garantirt.. .
. Es bleibt schliesslich noch die Frage zu erwägen über das Vet~
mss der neuen Gesetzgebung zu den auch 1m Herzogthume zahlreIch
vorkommenden, von öffentlichen Körperschaften, Aktiengesellschaftll~·etc­
ausgegebenen, sogenannten fundirten oder privilegirten Geld~PI~
(Hypothekenbriefen, Hypothekenschuldverschreibungen, partiale>bligatilr
n!ln u, s. w.), welche auf dem Gedanken beruhen, dass gewisse G~
stände, Hypothekforderangen, Vorräthe,' Reservefonds u, derg!.·' ~.
Deckung und zur abgesonderten Befriedigung der Gläubiger dienen,.~'
wie z, B. die Statuten des ritterschaftlichen Kreditvereins §§;48,49
(Verordnungssammlung de 1862, S. 62 und 63) besagen, dieGlä~
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die ihnen eventuell cedirten Hypothekforderungen des Vereins gegen die
einzelnen Vereinsgenossen nach ihrer Wahl, also unter Annahme einer
Gesammthypothek unmittelbar zur Geltung bringen sollen, oder dass den
Inhabern der Partialobligationen neben einer Specialhypothek an gewissen
Grundstücken auch das gesammte Vermögen der betreffenden Gesellschaft
generell zur Hypothek gesetzt wird. Die den Gläubigern in derartigen
Pfandbriefen und Partialobligationen gewährte Sicherheit steht allerdings
mit den Grundsätzen der neuen Gesetzgebung über Cession und Ver-
pfändung hypothekarischer Forderungen (Grunderwerbsgesetz §§. 55,56)
und hinsichtlich der Ungültigkeit der Generalhypothek nicht in Harmonie,
sie widerspricht auch den auf gleichen Grundsätzen beruhenden Vor-
schriften der R.- K. - O. über Absonderungs- und Vorzugsrechte.
Es hat jedoch der §. 17 des Einf.-Ges. zur R:'K.-O. der Landesgesetz-
gebung vorbehalten, Bestimmungen zu treffen, wonach insbesondere den
Inhabern der Pfandbriefe durch. formelle .In~esitznahme der Urkunden
über diejenigen Aktivforderungen der SChuldner, durch' welche die aus-
gegebenen Schuldverschreibungen fundirt sein sollen, ein Faustpfandrecht
imSinne des §. 40 der R.-K.-O., und den Inhabern der Partialobligationen
durch Eintragung der durch die ausgegebenen Schuldverschreibungen
verbrieften Anleihen in öffentliche Schuldenbücher ein Vorrecht vor nicht-
hevorrechtigten Konkursgläubigern eingeräumt wird 1), Ob ein diesen
Bestimmungen entsprechendes Gesetz - wofern dessen Emanation nicht
etwa, wie anscheinend beabsichtigt wird, von Reichswegen geschieht -
demnächst bei Gelegenheit der Einführung der R.-K.-O. zu erlassen sei,
wird der Erwägung der Herzoglichen Landesregierung vorbehalten blei-
ben. Für die Dauer des Uebergangsjahres, also bis zum Inkrafttre~en
der Konk.-Ord., besondere vorsorgende Bestimmungen zu treffen, schien
nicht erforderlich, da nach den Vorschriften der §§.12und 13 des gegen-
wärtigen Entwurfs das den gedachten Körperschaften und Aktiengesell-
schaften bisher zustehende Pfandrecht noch ein Jahr lang, vom 1. Oktober
1878 an gerechnet, mit seinen bisherigen Wirkungen bestehen bleiben
wird, und da auch innerhalb dieses Jahres Seitens der zur Ausgabe von
Schuldverschreibungen auf den Inhaber befugten Gesensebaft~ndie fern~re
Ausgabe solcher Schuldverschreibungen ungeachtet der WIrkungslosig-
keit des darin den Inhabern der Obligationen bestellten Pfandrechts um
80 l1IIbedenklicher geschehen kann, als der Kredit derartiger Papiere
weniger auf dieses Pfandrecht als vielmehr auf aas sonstige Vermögen
der mit anderweiten GeIdspekulationen nicht befassten. Gesellschaft sich
gründet.
1) Vergl. K 0 ch, über Inhaberpapiere mit Realsic1lerheit in_Behr~d und
Dahn's Ztschr. f. d: Guetzgefnmg VIII, S 325 $.; Stroell, Uber die kon-
kwrsrechtliche Redlsicherheit ftmtlirier Geldpapiere . (1819) ;Stegma nn, Kgl.
Sächs. Hypmhekewrecht (1875) S; 34 $ ...
Von Gottes Gnaden, Wir,
Wilhelm,
Herzog zu Brannschweig und Lüneburg p. p.
Da die Einführung der unter dem heutigen Tage erlassenen
Gesetze über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belastung
der Grundstücke, Bergwerke und selbstständigen Gerechtigkeiten,
und über die Verpfändung von beweglichen Sachen und Forderungen
verschiedene Uebergangsbestimmungen erforderlich macht, so erlas-
sen Wir mit Zustimmung der Landesversammlung das nachfolgende
Gesetz;
§. 1.
Die zur Zeit des Inkrafttretens der im Eingang genannten
Gesetze geschehenen Eintragungen im Hypothekenbuche bezüglich
im Beschwerungsscheinbuche 1) sollen dieselben Wirkungen haben,
als wären sie auf Grund des Gesetzes vom heutigen Tage über
den Eigenthumserwerb und die dingliche Belastung der Grund-
stücke erfolgt, insoweit nicht in den nachfolgenden Bestimmungen
Abweichungen enthalten sind.
Die Verschiedenheit des bisherigen und des mit dem 1. Okto~er
1878 zur Geltung gelangenden Grundbuchsystems zeigt sich namentlich
1) Die Worte nbezuglieh im Be&c1twerungsscheinbuche" fanden. sieh iil!
Entwurf nicht vor und sind erst auf VtranZassung der Justizk01ltmissiDtt -
Rücksicht auf die Bestimmung des §. 18 der G.-B. 0., welcher dieB~
rungsscheinbücher der Stadt Braunschweig den übrigen GrundbücherfJ fileiel-
stellt, eingeschaltet.
in der Versch.ied~nheit der Wirkungen, welche die Eintragung des Eigen-
thums,. der dinglichen Rechte und der Hypotheken hervorbringt, je nach-
dem SIe nach den Grundsätzen dieses oder jenes Systems beurtheilt
werden.
Diesel~e äussert sich, von geringfügigeren Abweichungen abgesehen,
besonders III folgenden Beziehungen: '.
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A. In Betreff des Erwerbs des Eigenthums an Immobilien.
1. Durch die Besitztitelberechtigung des früheren Rechts wird der
Eingetragene nur Bucheigenthümer, das Eigenthumsrecht des wahren
Eigenthümers bleibt ungeachtet der Eintragung gültig bestehen, der
nicht eingetragene titulirte Besitz gilt nicht nur als Thatseche, geschützt
durch possessorische Klagen, sondern. auch als Recht Init der Wirkung,
dass er in zahlreichen Fällen das Bucheigenthum zu überwinden .verml\g;
Dagegen wird der nach neuerem Recht Eingetragene ~olge der. kon-
stitutiven Kraft dieser Eintragung mit letzterer selbst wahrer Eigen-
thümer, der auf einem älteren Rechtsgeschäft beruhende Besitz verlangt
ihm gegenüber nicht, er gewährt nicht die Rechte des Usukapionsbesitzes,
insbesondere nicht das Recht der Pnblioianisehen Kllloge, der Eingetrllogenll
ist Eigenthümer, auch wenn. sein Recht .mit der materiellen Rechtslage
im Wid.erspruch steht, er bleibt es, bis sein Eigenthnm im Wege der
Anfechtung beseitigt ist (G.-E.-G. §. 5). .
2. Nach neuerem Recht ist der eingetragene Eigenthiimer ohne
weiteren Nachweis kraft der Eintragung vindikationsberechtigt und bei
allen auf das Grundstück bezüglichen Klagen passiv zur Sache legitimirt,
er kann also den Beweis seiner aktiven Sachlegitimation mit der Ein-
tragung im Grundbuch führen und muss, wenn er verklagt ist, sich
gefallen lassen, dass der Kläger zum Beweise der Passivlegitimation auf
die Eintragung im Grundbuch sich beruft (G.-E.-G. §. 8). Dagegen hat
die nach dem bisherigen Recht geschehene Eintregnng zur Folge, dass
der eingetragene Eigenthümer bei Anstellung der Vindikation die Grund-
lage seines Eigenthumserwerbs, bei derivativem Erwerb also auch ~as
Recht seines. Vorgängers zu beweisen. hat.
3. Wenn eine unter der Herrschaft des früheren Rechts geschehene
~intragung des Eigenthums für nichtig erklärt wird, so müssen auch
die auf dieselbe gestützten ferneren ~tragungen nach der Strenge.des
Re:hts wieder beseitigt werden, weil der nichtige Akt ohne rechtlic~e
WIrkungen bleibt und kein anderweites Recht erzeugen kann. AbweI-
chend Von diesem gemeinrechtlichen Grundsatze.~t der §. ~1 ~es
G.-E.-G., dass auch bei vorhandener Nichtigkeit der Eintragung Derjenige,
welcher im Vertrauen auf den' öffentlichen Glanben des Grundbuchs und
gegen Entgelt Rechte am Grundstück erworbe~ hat, geschützt bleiben soll.
lha1lll8chweigilKlhe Gmndbuchgesetle. . 18
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B. In Betreff diIiglicher ;Rechte am Grundstück mit
Ausschluss der Hypothek.
1. Auch bei eingetragenen dinglichen Rechten tritt der unter A. i
hervorgehobene Grundsatz zum Vorschein. Gegenüber dem nach Mass-
gabe des bisherigen Rechts eingetragenen dinglich Berechtigten siegt
Derjenige, welcher. sich in Ausübung des auf dem älteren Rechtsgeschäft
beruhenden widerstreitenden Rechts befindet, auch wenn dasselbe nicht"
eingetragen ist; während der §. 22, Abs. 1 des G.-E.-G. einem solchen
Rechte, vorausgesetzt, dass dasselbe nach diesem Gesetze der Einbagung
bedürfte, jede dingliche Wirksamkeit abspricht.
2. In Betreff der Anfechtung des dinglichen Rechts und der Legi-
timation des dinglich Berechtigten zur Klagerhebung besteht derselbe
Unterschied, wie sblcher beim Eigenthum oben A. 2 und 3 hervorgehoben
ist. (G.-E.-G. §. 22, Abs. 2.) .
3. Ueber die Erlöschung der nach dem ,Ges. Nr. 22 vom 19. Milr2
1850 eingetragenen dinglichen Rechte entscheiden die Grundsätze des
bürgerlichen Rechts; insbesondere erlischt die nach diesem Gesetze ein--
getragene Servitut ungeachtet der Eintragung ebensowohl durch Nicht-
gebrauch und usucapio Ubertatis, wie durch Konsolidation. Dagegen
kann nach §. 23 des G.-E.-G. ein eingetragenes dingliches Recht, von
unerheblichen Ausnahmefällen abgesehen, nur allein durch Löschung im
Grundbuch aufgehoben werden.
C. In Betreff des Rechts der Hypotheken.
1. Von besonderer Wichtigkeit sind die Verschiedenheiten der frü-
heren und jetzigen Gesetzgebung hinsichtlich des Umfangs des Hypo-
thekenrechts , und ist darauf bereits in den Motiven zu den §§. 35 bill
38 des G.-E.-G. hingewiesen 2).
2) Es wird h~er namentlich hervorgehoben, dass die Hypothek des neuere;-
Rech~s ohne We%teres nicht nur für eingetragene Zinsen, sondern auc? f iff
sonst%ge Jahre~zahlungen und für die Kosten der Eintragung, Künd.gtm9,
Klage und Be%treibung haftet, dass die auf dem Grundstück befindlichen oder
na.chträg!ich erri~.hteten Gebäude nicht unbedingt, sondern nur, sofern sif defi
E%.genthumer gehoren, von der Hypothek ergriffen werden, dass ferner d.e~
Piichter z:!wachsenden oder ihm gehörigen, auf dem Grundstück noch VOf'lIa,..
denen Fruchte von dem HyPothekgläubiger nicht beansprucht werden tJiirftf',
das.~ dageu.en ~ie bereits abgesonderten, auf dem Grundstück VOf'lIa~
Fruchte fit'! die Hyp.otllekenforderunu mithaften , gleichgültig, ob sie 1Jei iJIt
Trennung 'In das Ezgenthum des Verpfänders beziehungsweise seines .~.
oder. in das des Singularsuc~essors fielen (G.-E.-G. §. 35). In allen. tlit$8f!
Bez%ehungen bestehen wesentl.che Verschiedenheiten, je nachdem die et~
gene Hypothek nach früherem oder. neuem Rechte zu beurtheilen ist. " '
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2. Die Hypothek des früheren Rechts ist lediglich ein Accessorium
der persönlichen Schuld, daher von den rechtlichen Schicksalen derselben
abhängig; sie erlischt, sobald die Forderung, zu deren Sicherheit sie be-
stimmt war, getilgt ist, und es können alle Einreden aus dem persön-
lichen Schuldnexus , soweit sie nicht speeiell beseitigt sind, unbeschränkt
der hypothekarischen Klage' entgegengesetzt werden. Dagegen ist die
Hypothek des neueren Rechts. in gewissen Beziehungen unabhängig von
dem Schicksal des obligatorischen Rechts, mit welchem sie entstanden
ist, sie wird nur durch Lösehung im Grundbuch aufgehoben (G.-E.-G.
§.58), und es können bei einem nicht auf Universalsuccession beruhenden
Wechsel in der Person des Gläubigers oder Schuldners nur solche Ein-
reden entgegengesetzt werden; welche auf die eigene mala fides des Klä-
·gers sich gründen oder .aus der Person seines unmittelbaren VormanJ,ls
hergeleitet sind (G.-E.-G. §.44).
3. Nach §.65 des G.-E.-G. ist der Gläubiger, wenn der Eigenthümer
die Hypothek durch Zahlung oder auf andere Weise getilgt hat, ver-
pßichtet, auf Verlangen des Letzteren statt der Löschungsbewillignng
Cession ohne Gewährleistung zu ertheilen, während ein solches alter-
natives Recht des Eigenthümers in Betreff der vor dem 1. Oktober 1878
eingetragenen Hypotheken nicht besteht.
Es ist nun eine bei Einführung des neuen Grundbuchsy8tems nicht
zu umgehende Frage von weittragender. Bedeutung, ob die zur Zeit des
Inkrafttretens des Gesetzes über den Eigenthnmserwerb ete, bereits vor-
handenen Eintragungen hinsichtlich ihrer Wirkungen nach den Gesetzen,
unter deren Herrschaft die Eintragung erfolgte, oder ob sie unter Zu-
grnndelegung der Principien des neuen Rechts behandelt werden sollen?
Das Königliche Obertribunal zu Berlin hat diese Frage im. Sinne der
erstenAlternative beantwortet. Dasselbe hat sich bezüglich des Erwerbs
des Eigenthums an Immobilien zunächst in einer Entscheidung vom
15. December 1873 (Entschdg. des K. Obertribunals Bd. 71, Seite 243)
dahin ausgesprochen, "dass dem vor dem 1. Oktober 1872. (dem Tage
des Inkrafttretens des Preuss. Grunderwerbsges. vom 5. Mal 1872) ein-
g~tragenen Eigenthümer bei den das Grundstück betreffenden ~rocessen
die in §. 7 des Preuss. Gesetzes (hiesiger Entwurf §. 8) statnirte Sseh-
legitimation nicht zu. Statten komme, dass daher die Eintragung des
,Besit~titels allein nicht zur Vindikationsklageberechtige", und ebenso
hat der. genannte Gerichtshof in .einer Entscheidung vom 12. März
~8~5 (Entschdg. Bd. 75, S. 15) den Grundsatz aufgestellt, "das Der-
Je~Ig'e,. welchem der BucheigenthÜiller ein Grundstück a~elassen hat,
IlUt der Vindikationsklage gegen Denjenigen nicht durchdringt, welcher,
ohne eingetragener Besitzer zu sein, das Eigenthnm vor. dem 1. Oktober
18:2 erworben hatte". Die gleiche Ansicht verthei~FörsteJ''.Preuss.
Pnvatr. 3. Anß. III, S. 231;-Diese letztere EntscheIdung betriffi; zw~r
'Zunächst nur den Fall in welchem der anHassendeBucheigenthümer die
Eintragung vor dem!. Oktober 1812 erworben hatte; ihre Konsequenz
18*
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geht jedoch dahin, dass auch Derjenige, welcher die Auflassung VOn dem
Bucheigenthümer erlangt hat, durch weitere Auflassung an einen Dritten
nach dem Grundsatz nnemo plus juris iransferre pofest, quam ipse habet"
wiederum nur Bucheigenthum, nicht wahres Eigenthum übertragen kann,
dass letzteres vielmehr bei Demjenigen, welcher vor dem 1. Oktober 1872
wahrer Eigenthümer wurde, beziehungsweise bei dessen Rechtsnachfol-
geru verblieb, nur mit der Einschränkung, dass sie über das Grundstück
durch Auflassung und Belastung nicht verfügen konnten.
Es ist hier nicht der Ort, die Richtigkeit dieser Entscheidungen
vom Standpunkte der geltenden Grundsätze über die Rückanwendung
neuer Gesetze auf früher begründete Rechtsverhältnisse einer Prüfung zu
unterziehen (siehe darüber J ohow, Jahrb. Hl , S. 260 ff., 287 und beson-
ders die Schrift von Rintelen, über den Einfluss neuer Gesetze etc.
1877, besonders §§. 1, 22 bis 25). Soviel jedoch leuchtet ohne Weiteres
ein, dass beiZugrundelegung der angeführten Entscheidungen die.Dnpli-
cität des Eigenthums noch auf lange Zeit hin erhalten bleiben, und so-
mit derjenige Uebelstand , dessen Beseitigung bei Einführung eines auf
dem Princip der formalen Rechtskraft des Eintrags beruhenden Grund-
erwerbsystems wesentlich erstrebt wurde, geradezu verewigt werden
würde. Auch sonst müsste es zu bedenklichen Komplikationen bei der
demnächstigen Gesetzanwendung führen, wenn die mannigfachen Unter-
schiede in den Wirkungen der vor und nach dem Inkrafttreten der neuen
Gesetze erfolgten Eintragungen von Eigenthum, dinglichen Rechten und
Hypotheken für die Folge beibehalten werden sollten, und in der Recht-
sprechung selbst würden Zweifel darüber auftauchen, in wie weit dem
neuem Recht nach allgemeinen Grundsätzen eine aufhebende oder modi-
:6cirendeWii-kirng auf die früher erfolgten Eintragungen beizumessen sei.
Der Entwurf hat daher die vor dem 1. Oktober 1878 geschehenen
und die nach Massgabe des Gesetzes über den Eigenthumserwerb ete. in
Zukunft erfolgenden Eintraguugen in ihren Wirkungen principiell gleic~­
gestellt. Denn es liegt kein Grund vor, weshalb Derjenige, weleher bis-
her im Hypothekenbuche als Eigenthümer eingetragen stand, reehtlieh
anders '. und Derjenige, welcher nach dem Inkrafttreten des eitirten Ge-
setzes sein Recht von ihm ableitete und die Eintragung erlangt hat,
rechtlich schlechter gestellt sein .soll als der welcher auf Grund des
neuen Gesetzes die erste Eintragung :rhielt, b~ziehungsweiseDerjenige,
welcher von Letzterem sein Recht ableitete und die Neueintraguvg vl!t"
langte.
Der einmal eingetragene Eigenthfuner, dinglich BerechtigteWid
Hypothekgläubiger soll es auch im Sinne der neuen Gesetze sein, mögeB
auch die ihm dadurch eingeräumten Befugnisse ausgedehntere seiJl,1ÜS
.. nach demjenigen Recht, unter welchem er die Eintragung erlangt hat; es
soll das bisherige Hypothekenbuch in die neue GrundbuchverfassungvoD-
ständig eintreten und dadurch eine ununterbrochene Kontinnitätz~
jenem und dem Grundbuch des neueu Rechts hergestellt werden; .~
Abweichung von diesem an die Spitze des Entwurfs gestellten Grund-
satze tritt nur i~ wenige~ Fällen, wie namentlich nach den §§. 3 und 6
d~s Entwurfs, em , wo eme schonende Berücksichtigung früherer durch
die neue Gesetzgebung beseitigter Rechtsverhältnisse solches erforderlich
machte.
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1. In Betreff des Erwerbs des Eigenthums
an Grundstücken.
§. 2.
Wenn am 1. Oktober 1878 die Berichtigung des Besitztitels
auf Grund eines dem Grundbuchamt (Stadt- oder Amtsgericht) vor
diesem Tage überreichten, eine Veränderung in den Eigenthums-
verhältnissen herbeiführenden Vertrages nicht erfolgt ist, so hat
das Grundbuchamt den beantragten Eigenthumsübergang als Vor-
merkung einzutragen und die Betheiligten zur Erwirkung der
Eigenthumsübertragung in der den Vorschriften des Gesetzes über
den Eigenthumserwerb entsprechenden Form aufzufordern.
Die Eintragung der Vormerkung und die Aufforderung der
Betheiligten erfolgen kostenfrei 1).
. Der Paragraph betrifft den Fall, wenn ein auf den Erwerb des
Eigenthums an einem Grundstück abzielender, in den Formen des Gesetzes
NI'. 22 Vom 19. März 1850 geschlossener Vertrag nach §. 6 dieses Ge-
setzes dem Gericht der belegenen Sache vor dem 1. Oktober 1878 zur
~ntragung übersandt, letztere aber an diesem Tage noch nicht erfolgt
IS~••Da von diesem Tage an das Eigenthum an Immobilien im Fall frei-
williger Veräusserung nur durch eine auf vorgängige Auftassung gestützte
Eintragung erworben werden kann ,so muss es dabei auch hinsichtlich
~er noch zu erledigenden früheren :Verträge sein Bewenden haben. Um
Jedoch den künftigen Erwerber vor Schaden zu schützen, bringt es der
Wechsel der Gesetzgebung mit sich, dass der beabsichtigte Eigenth~s­
erwerb ausnahmsweise von Amtswegen unter Beobachtung der ein-
Schlagenden Vorschriften der Grundbuchordnung als VormerklIDg ein-
getragen wird, und die Betheiligten durch das Grundbuchamt zur
Vornahme der Auftassung aufgefordert werden. Sollte der frühere
. I) Der Absatz 2 ist auf Antrag der Justizkommission hinzugef~· Eine
gleI~he Bestimmung findet sich in §. 15, Abs. 4diese~ Gesetze.s. SIe recht-
fertIgt sich hier durch die Erwägung, dass die Betheiligten ket~ Vf!'sch~lden
~egen der nicht erfOlgten Eintragung trifft, und dass es unbIllig setn wurde,
thllen die durch die veränderte Gesetzgebung unmittelbar verursachten Kosten
""fZu/)ü;rden.
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EigenthÜlller die Auflassung verweigern, so würde dessen Verurtheilung
zur Vornahme derselben zu bewirken sein.
§. 3.
Wer vor dem 1. Oktober 1878 das Eigenthum an einem im
Grundbuch eingetragenen Grundstück ohne Eintragung erworben
zu haben glaubt, hat innerhalb eines Jahres, von dem gedachten
Tage an gerechnet, die Einwilligung des eingetragenen Eigenthümers
zur Umschreibung des Grundstücks zu bewirken und im Fall der
Weigerung desselben seinen Anspruch gerichtlich zu verfolgen,
widrigenfalls er die vom eingetragenen Eigenthümer vorgenommene
Auflassung und Belastung nicht weiter anfechten kann.
Die Erhebung der Klage innerhalb der angegebenen Frist ist.
dem Grundbuchamt durch den Kläger nachzuweisen, und wird auf
Grund dieses Nachweises eine Vormerkung zur Erhaltung des
Rechts des Klägers auf Umschreibung im Grundbuch eingetragen.
§.4.
Waren nach dem Tode des eingetragenen Eigenthümers dessen
Erben unbekannt, so kann der Besitzer des Grundstücks, wenn er
innerhalb Jahresfrist, vom 1. Oktober 1878 an gerechnet, dem Grund-
buchamt seinen Eigenthumserwerb glaubhaft macht, alle diejenigen,
welche ein Recht an dem Grundstück zu haben vermeinen, öffent-
lich unter Androhung des Rechtsnachtheils laden lassen,
dass nach Ablauf der Frist der Besitzer als Eigenthümer
im Grundbuch werde eingetragen werden, und dass, wer
die ihm obliegende Anmeldung unterlässt, sein Recht gegen
einen Dritten, welcher im redlichen Glauben an die Rich-
tigkeit des Grundbuchs das Grundstück erworben hat, nicht
mehr geltend machen könne.
Die Ladung erfolgt unter Beobachtung der für das Aufgebots-
verfahren geltenden Vorschriften. Nach Ablauf der Ladungsfrist
wird bei nicht erfolgender Anmeldung der Besitzer als Eigenthfuner
im Grundbuch eingetragen.
Zur Ueberleitung des bisherigen Rechtszustandes in den neueD
bedurfte es einer Bestimmung zum Schutze derjenigen Personen,welche
d~s Eigenthnm an einem im Grundbuch eingetragenen Grundstück ohlle
Eintragung, jedoch durch einen den Vorschriften des bisherigen. Rec~ts
entsprechenden Titel erworben zu haben glaubten (vergI. Preuss. Grund-
buchordnnng §. 49). Es bezieht sich dies namentlich auf denF.BJl d!lf
Ersitzung, also auf einen nach früherem Recht gültigen, durchden §. 7
des G.-E.-G. jedoch für unwirksam erklärten Erwerbstitel, ebenso aber
auch auf gewisse derivative Erwerbsarten, welche nach bisherigem Recht
den Erwerb des Eigenthums an einem Grundstück auch ohne Eintragung
bewirkten, namentlich auf Erwerb durch Erbgang, während es in Zukunft
mindestens zum Zwecke der Auflassung und Belastung der Eintragung
bedürfen wird. Für alle diese Fälle soll ausnahmsweise eine auf Auf-
lassung gegründete Eintragung nicht gefordert werden; es soll vielmehr
der Besitzer des Grundstücks noch ein Jahr lang, voml. Oktober 1878
an gerechnet, eine einfache Besitztitelberichtigung beanspruchen dürfen,
und zwar in der Weise, dass er entweder die Einwilligung deseingetra-
genen Eigenthümers zu dieser Umschreibung nachweist oder seinen An-
spruch im Processwege geltend maoht , in welchem letzteren Falle ihm
dann auf Grund des innerhalb der vorgeschriebenen Jahresfrist erbrach-
tenNachweises der geschehenen Klagerhebung 'der Grundbuchrichter
durch amtsseitige Eintragung einer Vormerkung behuf Sicherung seines
. Anspruchs vor nachtheiligen Dispositionen des eingetragenen Eigen-
thümers behülflieh sein soll. Versäumt der Besitzer die ihm gewährte
Frist, so kann er sein Recht gegen Dritte, welche auf Grund der von
dem eingetragenen Eigenthümer vorgenoPlmenen Auflassung das Eigen-
thum am Grundstück erworben haben, oder zu deren Gunston in der
Zwischenzeit dingliche Rechte und Hypotheken eingetragen sind, nicht
ferner geltend machen, und muss der gegen ihn erhobenen dinglichen
Khlge unterliegen.
Gerade in den hervorgehobenen Fällen wird es nun aber leicht ge-
schehen, dass der Besitzer des Grundstücks die Besitztitelberichtigung
nicht erlangen kann, weil der eingetragene Eigenthümer inzwischen
verstorben ist, und seine Erben unbekannt sind. Für diesen Fall bedarf
e8 nach allgemeinen Grundsätzen der Ediktalladung, das Ausschluss-
nrtheil ersetzt den Konsens des Eingetragenen. War dagegen der Aufen~­
halt des Letzteren nur unbekannt, so kann von keiner Ediktalladung die
Rede sein; vielmehr kommen alsdann die Grundsätze über öffentliche
Zustellung zur Anwendung (Braunschweigische Civilprocessordnung
§. 274, 3; Reichacivilprooesaordnung §§. 186, 187, 189).
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§. 5.
Der Besitzer eines im Grundbuch nicht eingetragenen Grund-
stücks, welcher dessen Eigenthum vor dem 1.0ktobet J878 erworb~n
ZU haben glaubt, kann die Eintragung des Eigenthumserwerbs bewir-
ken, wenn er innerhalb eines Jahres vom 1. Oktober 1878 an gerechnet,
dem Grundbuchamt durch Urkund;n, durch eidesstattlich ~bgege.hene
Versicherungen von Zeugen, oder durch Bescheinigun? offentlicher
Behördenglaubhaft macht, dass er allein oder unter Hlllzurechnung
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der Besitzzeitseiner Rechtsvorgänger das Grundstück seit mindestens
10 Jahren ununterbrochen im Eigenthumsbesitz gehabt hat.
Nach Ablauf dieses Jahres kann die Eintragung nur nach Mass.
gabe der in der Grundbuchordnung enthaltenen Bestimmungen er"
folgen.
Es giebt eine grosse Zahl von Grundstücken, welche zur Zeit des
Inkrafttretens des Gesetzes über den Eigenthumserwerb im Grundbuch
noch nicht eingetragen sind; namentlich sind dahin zu zählen Grund-
stücke, welche zum Staats - oder Kammergut gehören, ebenso Grund-
stücke der Kirchen, Schulen, Gemeinden und öffentlichen Genossenschaften,
sowie die Grundstücke der Eisenbahnen u. dergl. m, Für alle diese
Grundstücke müssen die Normen, nach welchen die Eintragung des Eigen"
thümers zu geschehen hat, festgestellt werden, um den Verkehr mit den"
selben zu ermöglichen. Es kommen dabei jedoch zwei verschiedene
Gesichtspunkte in Betracht:
1. Zunächst handelt es sich um eine transitorische Bestimmung für .
den Fall, wenn der Besitzer eines derartigen Grundstücks das Eigen-
thum desselben bereits am 1. Oktober 1878 erworben zu haben glaubt.
Der Entwurf hat davon Abstand genommen, den jetzt vorhandenen Eigen-
thümern, die ihr Grundstück nicht haben eintragen lassen, einen Zwang
aufzuerlegen, um die Eintragung ihres Eigenthums herbeizuführen, weil
die Erfahrung lehrt, dass dergleichen schwebende Zustände sich einer
neuen Gesetzgebung gegenüber meist durch das praktische Bedürfniss
des Eigenthümers, in der durch das neue Gesetz allein zugelassenen
Form, nämlich durch Auflassung und Belastung, über das Grundstück
verfügen zu können, von selbst regeln, ohne dass es dazu einer ohnehin
häufig nicht wirksamen Strafdrohung bedürfte. Um jedoch dem öffent..
lichen Interesse,. welches die ordnungsmässige Regulirung des Besit~­
standes fordert, möglichst zu entsprechen, will der Entwurf den BeweiS
des Eigenthumserwerbs erleichtern, er bestimmt deshalb, wesentlich in
Uebereinstimmung mit dem §. 20 des Circularrescripts Nr. 50 VODl
3. 1\<Iärz 1842, welcher für derartige Fälle gleichfalls den stringenten
Beweis des Eigenthums nicht verlangt, sondern mit dem Nachweishoher
Wahrscheinlichkeit des Eigenthumserwerbs sich begnügt, dass schon die
Bescheinigung eines zehnjährigen , durch den gegenwärtigen Besitzer
allein oder unter Hinzurechnung der Besitzzeit seines Vorgängers ans-
geübten Eigenthumsbesitzes·, wenn sie innerhalb des UebergangsjahreB,
vom 1. Oktober 1878 an gerechnet, beschafft wird, zur Eintragung des
Eig~mthums führen kann, auch wenn die sonstigen Erfordernisse .det
ErSItzung, namentlich also das Vorhandensein eines rechtsgültigen Tit~,
~icht vorliegen. Ja es braucht sogar, In Gemässheit der gemein.fedit-
liehen Regeln über accessio possessionis (Wind scheid, Pand. 1, §'; 181,
Note 9), bei einem auf Universalsuccession gegründeten Erirerb'.des
Grundstücks der Antragsteller selbst gar nicht im Besitze ge~;fI1
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sein, wenn nur bei seinem Rechtsvorgänger die Voraussetzungen, welche
der Entwurf fordert, zutreffen. Der letztere geht eben davon aus, dass
Derjenige, welcher während der angegebenen Zeit selbst oder durch die
Person seiner Rechtsvorgänger ein Grundstück wie ein Eigenthümer be-
sessen hat, auch die Vermuthung des Eigenthums für sich habe, und dass
man es einem etwa auftretenden Prätendenten überlassen kann, sein
besseres Recht gegenden Eingetragenen im Processwege geltend zu
machen. -
Unter den Bescheinignngsmitteln ist auch die Bescheinigung "öffent-
licher Behörden" hervorgehoben; insbesondere wird dahin auch das .Attest
des Gemeindevorstehers gezählt werden dürfen, zumal die Eigenthums-
verhältnisse innerhalb derselben Gemeinde regelmässig auf Notorietät
beruhen. Zu den "Urkunden" gehören auch die Steuer- und Brandver-
sicherungskataster. - Wie viel Gewicht auf ein einzelnes Bescheinigungs-
mittel zu legen, oder ob die Eintragung nur in Verbindung mit anderen
Nachweisen zu bewilligen sei, mussdeIiJ. Ermessen des Grundbuchamts
überlassen bleiben.
Aehnliche Bestimmungen enthalten auch die §§.135 sq.der Preuss.
Grnndbuchordn., §. 9 des Einführungsgesetzes für Sohleswig-Holstein
vom 27. Mai 1873, §. 29 des Einf.-Ges. für Hannover vom 28. Mai 1873
und Art. 8, Abs. 3 des Oldenburg. Einf.-Ges. vom 3. April 1876.
2. Anders ist es, wenn nicht eine Uebergangsbestimmilng in Frage
steht, sondern wenn es sich um die Bedingungen handelt, unter denen vom
l. Oktober 1878 an die Intabulation eines erst nach dieser Zeit erwor-
benen, bisher im Grundbuch nicht eingetragenen Grundstücks erfolgen
darf. Die Feststellung dieser Bedingungen kann jedochni.cht di~Au!­
gabe des Einführnngsgesetzes sein; es kommen vielmehr IDSOW61t die
zutreffenden Vorschriften der G.-B.-O. §§. 23 und 24 zur AnwendlIDg,
welche die Eintragung regelmässig erst nach vorgängiger Ediktalladung
der Berechtigten gestatten und nur in besonderen Ausnahmefällen Ab-
weichungen von dieser Regel zulassen.
§.6.
Wer vor dem 1. Oktober 18'18 auf Grund eines mit dem einge-
tragenen Eigenthümer oder dessen Rechtsnachfolger geschlossen:n,
den EigenthumserWerb bezweckenden Rechtsgeschäfts den Besitz
eines Grundstücks erlangt hat, und dadurch einen das Recht des
eingetragenen Eigenthümers aussch1iessenden~ruch auf da~
Grundstück erworben zu haben vermeint, hat solchen Anspruch bei
Verlust desselben innerhalb einesJahres, rom 1.0ktober1878 an ge-
rechnet, gerichtlich geltend zu inachen,undkann dweh Ve~ttelung
des Processrichters die Eintragung einer Vormerkung zur SIcherung
sei_es Anspruchs bewirken.
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Nach gemeinem Recht, an welchem durch das Gesetz Nr. 22 vom
19.März 1850 Nichts geändert ist, konnte Derjenige, welcher auf Grund
eines älteren, den Eigenthumserwerb bezweckenden. Rechtsgeschäfts den
Besitz eines Grundstücks erlangt hat, selbst gegenüber dem eingetragenen
Eigenthümer mit der auch gegenden Singularsuccessor zulässigen /!Xc.
rei send, et trad. sich schützen und, wenn er auf Grund jenes Rechts-
geschäfts. den. Besitz nicht erhalten hatte, seinen besitzenden Verkäufer
ungeachtet des im Grundbuch eingetragenen Eigenthums desselben durch
Anstellung der Publicianischen Klage besiegen. Nach §. 5 des G.-E.-G.
dagegen ist solcher Besitz eines Grundstücks zur Begründung der Publi-
cianisehen Klage nicht mehr geeignet. Um die hierdurch entstehende
Einwirkung auf schon begründete Rechtsverhältnisse zu mildern, will der
Entwurf Demjenigen, welcher als bonae fidei possessor des Grundstücks
einen das Recht des eingetragenen Eigenthümersausschliessenden An-
spruch erworben zu haben glaubt, die Möglichkeit der Geltendmaohung
dieses Anspruchs im Wege der Klage noch ein Jahr lang, vom 1. Okto·
ber 1878 an gerechnet, gewähren, während nach Ablauf dieses Jahres die
Regel des §. 5 cit. zur Anwendung kommt. Es bedarf kaum der Bemer-
kung, dass hierbei nur an die Erhebung der dinglichen Klage gegen den
eingetragenen Eigenthümer des Grundstücks gedacht ist; die Zulässigkeit
der Geltendmachung des aus dem Vertrage abgeleiteten obligatorischen
Rechts im W~ge der Klage oder Einrede gegenüber dem Tradenten des
Grundstücks und dessen Universalsuccessor ist durch das Gesetz über den
Eigenthumserwerb etc. (§. 9) nicht beseitigt.
Dass dem Kläger, falls er innerhalb des Uebergangsjahres seinen
Anspruch gegen den eingetragenen Eigenthümer verfolgt, das Recht vor-
behalten ist, sich gegen nachtheilige, im Laufe des Processes vorgenom-
mene Dispositionen über das Grundstück durch die von dem Processrichter
zu vermittelnde Eintragung einer Vormerkung zu sichern, entspricht den
allgemeinen Grundsätzen des neuen Rechts. .
H. In Betreff der dinglichen Rechte an Grundlltücken
mit Ausschluss der Hypothek.
§; 7.
Sowohl Beschränkungen des Verfiigungsrechts desEigenth~
(~. 13 des Gesetzes über den Eigenthumserwerb), als auch die j\uf
ememprivatrechtlichen Titel beruhenden dinglichen Rechte.an GruntJ...,
stücken, insofern dieselben nach dem bisherigen 'Recht der ~ttll­
gung nicht. bedurften, auf Grund der Bestimmungen' des Gese~
über den Eigenthumserwerb aber durch Eintragung entweder~"[
det werden oder volle dinglicheWirksamkeit erlangen,:roüssenJllIl~r
halb eines Jahres, vom 1. Oktober 1878.a.D gerechnet, einge~
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werden, widrigenfalls sie als solche erlöschen und jede fernere ding-
liche Wirksamkeit bei einem nicht lediglich auf Universalsuccession
beruhenden Wechsel des Eigenthunis an dem belasteten Grundstück
verlieren.
Der Berechtigte hat zudem Ende die Einwilligung des Eigen-
thümers in einer Urkunde mit beglaubigter Unterschrift dem Grund-
buchamt vorzulegen. Fehlt die' Einwilligung des Eigenthümers, sei
es"weil derselbe die Entstehung des beanspruchten Rechts bestreitet,
oder dessen Erlöschung behauptet, so kann die Eintragung aufGrund
eines, den Eigenthümer zur Erwirkung der Eintragung verurtheilen-
den rechtskräftigen Erkenntnisses erfolgen; es muss in diesem Falle
der Berechtigte die Erhebung der Klage innerhalb der angegebenen
Frist dem Grundbuchamt nachweisen und wird auf Grund dieses
Nachweises das beanspruchte Recht als Vormerkuug im Grundbuch
eingetragen.
Eine fünfjährige Eintragungsfrist, vom 1. Oktober 1878,an ge-
rechnet1), wird für die bereits bestehenden, an Kirchen, Pfarren,
Opfereien und Schulen oder an Kirchen-, Pfsrr-, Opferei- und Schul-
diener zu entrichtenden Abgaben und Leistungen nachgelassen,
Soweit dieselben der Eintragung bedürfen (cfr. §.18 des Gesetzes über
den Eigenthumserwerb eto. 2) .
Der Paragraph hat die Bestimmung, das VerhiUtniss der §§. 13 bis
15 des G.-E.-G. zu denjenigen vor dem 1. Oktober 1878 bereits begrün-
deten Eigenthumsbeschränkungen und dinglichen Rechten zu regeln,
we1e,he nach bisherigem Recht zu ihrer Entstehung oder ihrer dinglichen
Wirksamkeit der Eintragung in das Hypothekenb~ch. nicht bedurften.
~hufBewirkung der Eintragung dieser Rechte und Beschrä~gen
Wlrd eine einjährige Uebergangsfrist unter Wiederholung des in §. ~6
des G.-E.-G. angedrohten Präjudizes gewährt; die Eintragung selbst ist
naeh Massgabe der §§. 20 und 21 des eit. Gesetzes auf Grund des.An-
trags des Eigenthümers, event, auf Grund rechtskräftigen Erkenntnisses
ZU bewerkstelligen, und hat letzteren Falls bei .Anstt:llungdes Processes
das Grundbuchamt von Amtswegen für vorläufige Sicherung der Rechte
des Klägers durch Eintragung einer Vormerkung ?lU sorgen, ohne dass
es dazu einer weiteren Bescheinigung bedarf, da entweder diese Rechte
-------
1) Diese Frist hat. zur Beschaj'ung der. fr·Eifdra!JU<ll?en. nic1htOu:~gt
lind ist daher durch das -Ges. Nr. 8 vom 6. Febr. 1883 bis zum. 0, e~
1888, und durch das Ges. Nr. 15 vom 26. März 1888 bis zum 1. Oktober 1893
terlängert. ' . ' .
2) Der auf Antrag der JtJStizkommissioa hi~fügt6.A~ 3 J~t ""~mittelbarem Zusammenhang mit §. 18, Ab$, 2 des G.-Ji}.-G. 11 BJin ~ .~eme
~Chtfertigung in den ([art unter Anm. 2(8.53, 54) elf.t1Ia1teflen emerUllgen,
her auf letztere verwiesen wird.' . . .
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dem Grundbuchamt schon amtlich bekannt sind, oder deren Begründung
aus der Klage selbst ersehen werden kann.
Von praktischer Bedeutung sind die Vorschriften des Paragraphen
namentlich auch in Betreff des gesetzlichen Niessbrauchs des Vaters am
Muttergut seiner Kinder, hinsichtlich dessen es bisher keiner Eintragung
bedurfte. Indessen kommt gerade hier in Betracht, dass auch in Zukunft
nach §. 16 G.-E.-G. das Niessbrauchsrecht des Vaters den Kindern gegen-
über unabhängig von der Eintragung bestehen bleibt, und dass es nur,
um auch gegen einen etwaigen Singularsuccessor des Grundstücks geltend
gemacht werden zu können, der Eintragung bedarf, daher die letztere
mit ihren Umständen und Kosten ohne Zweifel in zahlreichen Fällen er-
spart werden darf, ohne dass dadurch die Rechte des Niessbrauchers
gefährdet werden.
§.8.
Entstehen über die Rangordnung der nach den Bestimmungen
des §. 7 zur Eintragung gelangenden dinglichen Rechte Zweifel, so
hat das Grundbuchamt die Betheiligten zu vernehmen und, falls sich
diese über die Rangordnung ihrer Rechte nicht vereinigen, letztere
nach der Zeit, zu welcher der Antrag auf Eintragung dem Grund-
buchamt vorgelegt worden, im Grundbuch mit der Bemerkung, dass
der Vorrang streitig sei, einzutragen, die Betheiligten aber auf
Beschreitung des Rechtsweges zu verweisen.
Für den ohnehin nur seltenen Fall des Streites über die Rang-
ordnung der während der Uebergangsfrist zur Eintragung gelangenden
dinglichen Rechte ist davon abgesehen, dem Grundbuchamt eine provi-
sorische Regulirung des Streites durch Abgabe einer vorläufigen Ent-
scheidung, vorbehältlieh der Beschreitung des Rechtsweges, wie sie in
dem Oldenburg. Einf.-Ges., Art.lS, angeordnet ist, zu übertragen, da eine
solche Entscheidung weitläufige, der Bedeutung der Sache häufig nicht
entsprechende Untersuchungen erforderlich machen würde. Es empfllhl
sich daher, das dem §. 25 des G.-E.-G. zu Grunde liegende sogenannte
Lokusprincip auch hier zur Anwendung zu bringen und übrigens die.
Betheiligten auf den Weg des Processes zu verweisen, zugleich auch
zur Wahrung der Oeffentlichkeit des Grundbuchs die Eintragung eines auf
den Streit über die Rangordnung bezüglichen Vermerks vorzuschreiben.
III. In Betreff des Rechts der Hypothek.
§. 9.
Die Bestellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, so'Wiedie
Bestellung einer Hypothek an beweglichen Sachen, einschli~




Mit demselben Tage treten die bisherigen Bestimmungen in
Betreff der gesetzlichen Hypotheken ausser Kraft; die abweichenden
Vorschriften der Reichsgesetze und der Gesetze vom heutigen Tage
über den Eigenthumserwerb etc. und über die Verpfändung von
beweglichen Sachen und Forderungen bleiben unberührt.
Der §. 9 verfolgt den Zweck, aus den Specialgesetzen die bereits in
den Motiven zu letzteren angegebenen Konsequenzen für die bisherige
Geset:l;gebung zu ziehen, wie solches auch in den Preuss. Einführungs-
gesetzen de 1873 (für Neuvorpommern und Rügen §. 19, für Schleswig-
Holstein §. 36, für Hessen-Nassau §. 12) geschehen ist. Diese Konse-
quenzen äussern sich in folgender Weise:
I. Es darf vom 1. Oktober 1878 an eine Generalhypothek, sowie
eine Hypothek an Mobilien und Forderungen weder durch Vertrag noch
durch letztwillige Verfügung bestellt werden; es giebt von jenem Zeit-
punkt. an. nur Specialpfänder, und zwar eingetragene Hypotheken an
Grundstücken und selbstständigen Gerechtigkeiten ete., Faustpfänder an
beweglichen Sachen und Forderungen 1).
I!. Vom 1. Oktober 1878 an treten die bisherigen Bestimmungen
in Betreff der gesetzlichl)n Hypotheken ausser Kraft. Hierin liegt ein
'Doppeltes:
A. Da fortan die Hypothek an Grundstücken nur durch Eintra~g
.ÜI! Grundbuch (G.-E.-G. §. 26), das Pfandrecht an Mobilien nur durch
Uebergabe zu Faustpfand entsteht (Mobiliarpfandgesetz §§.1 und 2), so
verlieren vom 1. Oktober 1878 an diejenigen ~setze ihre Wirksamkeit,
auf Grund deren eine Hypothek an Grundstücken ohne Eintragung, .ein
.Pfandrecht an Mobilien .ohne Bestellung eines Faustpfandes erworben
wurde. Hierher gehören:.
. 1) Der §. 1 der Verordnung Nr. 14 vom 26. März 1823 in Betreff
der daselbst unter den Nummern. 1 bis 8 anfgeführte~, von der Ingros-
sation ausgenommenen Hypotheken;
2) die im gemeinen Recht begründeten gesetzlichen Specialpfand-
rechte, soweit sie sich auf Mobilien'beziehen, nämlich
a. das Pfandrecht des Pupillen an den mit seinen Geldern von dem
Vormund erworbenen Sachen (L. 6 a. de servo pign. dato 7,9. L. 3 pr.
D. de reb. eor. 27,9. L. 7 pr. D, qui pot. 20,4), .. .
b. das Pfandrecht des Legatars .an den Erbstücken des Qnerirten
(L. 12 C. comm. de leg. 6,43). .. . .
B. .Da ferner nach dem im G.-E.-G. §.27 zur Anerkennung gelangten
Konsensprincip nur der Ant11lg del!Eigenthüiners und, dasjenige, was ihn
111>ie. vor dem 1. Oktober 1878 f1or~ VerpfiitultAng eines ganzen
.r~gens kann an den nach diesem Tagl! ertD()r~ Sachen Pfandrechte
'hellt zur Entstehung bringen; flergl. MO'll,oym'" Meileftb. Ztscllr. f· R.
I (1&11), S. 260 jJ. .
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'ersetzt, nämlich richterliches Erkenntniss oder Ersuchen einer zuständigen
Behörde, den Titel für die Eintragung der Hypothek begründet, so kann
von demselben Zeitpunkt an das Gllsetz als solches nicht mehr als selbst-
ständiger Titel, welcher für sich allein,.ohneZustimmung des Eigenthümers
die Eintragung im Grundbuch bewirken könnte, gelten. Es trifft dies
mit Berücksichtigung der unter IH. zu erwähnenden Ausnahmefälle, hin-
sichtlich' derjenigen im gemeinen Recht und in den Landesgesetzen
gegebenen Bestimmungen zu, auf Grund deren ein Pfandrecht an Grund-
stücken durch, das,Gesetz selbst begründet wurde, wenngleich dasselbe
zu seiner Entstehung ,nach Massgabe der Verordnung Nr, 14 vom
15. Januar 1814, §.11 und der Verfügung der Fürstlichen Regierungs-
kommission N~. 27 vom 3. Februar 1814, §.55 der Eintragung im Hypo-
thekenbuche bedurfte. Hierher gehören insbesondere:
1) Das Pfandrecht Desjenigen, welcher Geld zur Wiederherstellung
eines Gebäudes geliehen hat, an dem wiederhergestellten Gebäude (L. 1
D. in quib. caus.pign.20,2);
2) die oben unter A. 2 erwähnten Pfandrechte, soweit sie sich auf
Grundstücke beziehen;
3) das Pfandrecht der Kirchen und milden Stiftungen an dem Ver-
mögen ihrer Schuldner zur Sicherheit der ;von ihren Administratof!ln
ausgeliehenen Gelder (Kirchenord. vom 1. Mai 1709, Kap. XX, §. li);
4) die den Gläubigern von Ablösungs- oder Allodifikationskapitalien
oder von Kapitalien, mit welchen Allodifikationszinsen abgelöst worden,
oder von solchen Zinsen selbst zustehende Hypothek an den durch Ab-
lösung befreiten Gütern, Grundstücken oder Realrechten (Ablösungs-
ordnung vom 20. Deeember 1834, §§. 112 ff., 115, Gesetz Nr. 51 vom
13. December 1849, §. 13);
5) die Hypothek wegen der bei Gemeinheitstheilungen zu zahlenden
Kapitalentschädigungen {Gemeinheitstheilungsordn. vom 20. Deebr, 1834,
§§. 198, 199);
6) die den Lehnsnachfolgern bei der Allodifikation des Lehns zu-
stehende Hypothek an dem allodificirten Lehne wegen der ihnenevent.
gebührenden Entschädigung (Gesetz Nr. 18 vom 28. März 1837, §.20
und Gesetz Nr. 51 vom 13. December 1849, §. 12); ,
7) die der Landesbrandver~icherungs-Anstalt wegen der zurVer-
gütung von Brandschäden ,bezahlten Summen an dem betreffendpn
Grundstück für den Fall eine; durch den Eigenthümer des Grundstücks
v~rsätzlich veranlassten oder durch seine Theilnahme geförderten B~~­
stiftung eingeräumte, Hypothek (Gesetz Nr, 35 vom 24. Juli 1837, §.24).
.: In allen diesen ~ällen,' soweit nicht G.-E.-G. §. 27, Nr.4 iJi Frage
kommt, verwandelt sich der bis dahin vorhandene Titel auf Eintragung
.ei~er Hypothek in Zukunft in einen Anspruch.des Berechtigten- von,dem
.Eigenthfuner des Grundstücks die Beantragung der Eintragung zn for-
.~ern,even~. ,dessen rechtskräftige Vex:urtheilung zur Bestellung'der Il'ypo-
thek herbeIzuführen (G.-E.-G. §. 27, Nr. Ibis 3).
r EinfUhtu1lgsgeseiz:
TII. Der 3. Absatz des Paragraphen konserrirt die Ausnahmen
von dem unter 11. aufgestellten Grundsatz. Solche Ausnahmen werden
begründet
1. durch das G.-E.-G. §§. 18 und 42, wonach Grundsteuern und
andere auf Grundstücken ruhenden gemeinen Lasten von der Eintragang
im Grundbuch ausgenommen sind, zugleich unter Wahrung der ihnen
nach den bestehenden Gesetzen zukommenden Vorzugsrechte;
2. durch das Mobiliarpfandgesetz §.3in Betreff des dem Vermiether
oder Verpächter eines Grundstücks zustehenden Pfandrechts an den ein-
gebrachten Sachen des Miethers odes Pächters und den von Letzterem
g~ogenen Früchten;
3. durch die Reiehsgcsetse , insbesondere durch die im Handels-
gesetzbuch gegebenen gesetzlichen Pfandreehta des Kommissionairs sm
Kemmissionegut (Art. 374), des Spediteurs und Ftachtführers am Fracht-
gnt (Art. 382, 409, 410), von zahlreichen anderen für seerechtliche For-
derungen begründeten Pfandrechten zu geschweigen.
WaB die Gründe zur Beseitigung sowohl der stillschweigenden Pfand-
rechte der VerordnungNr. 14 vom 26. März 1823, als der Römischen
Hypothek an beweglichen körperlichen ßachen und Forderungen, im-
~Ieichen der Generalhypothek betrifft, 110 sind solehe hereits in den 1r!{)-
tiven zu den Specialgesetzen hervorgehoben, und ist dort bereits auf die
Gefahr, welche dem Realkredit und der Sicherheit der Gläubiger aus
Beibehaltung dieser Rechtsinstitute erWä~h~, 'hingewiesen. Uebrigens
thut der Entwurf, indem er insbesondere die Abschaffung der General-
hypothek ausspricht, nur den letzten Schritt auf dem bereits von der
Reichs - und Landesgesetzgebung betretenen Wege. Denn die vertrags-
II1ässige Generalbypothek soll schon nach §.2 der Verordnung Nr. 14
VOm 26. März 1823 als solche (d. h. insofern sie nicht auf Grundstücke
als SpeciaIhypothek eingetragen worden), gegen Dritte nur noch im Kon-
kurse durch Gewährung e~es Vorzugs.rechtsvor einfachen Gläubige~,
und ausserdem gegen den Schuldner selbst wirken. Das Letztere 1St
ohne Bedeutung, da der Gläubiger einer durch Generalpfan~ gesc~ü~en
Forderung dem Schuldner gegenüber nicht anders gestellt Ist, WIe Jeder
andere Gläubiger; jenes Vorzngsrechtaber ist ihr vom 1. .Qktober 1879
ab. durch den §. 40 der R-K.-O. genommen. Der.Entwurf durfte daher
kemen Anstand nehmen die BestellUng einer Generalhypothek, und zwar
SOWohl der vertrag.smäfl~gen, als. der "ur letztwilligeVe~ ge~ün­
~eten, da auch diese durch den §AO cit. mit betro~n~, .sch~n Jetzt
Jeder Rechtswirkung zu entkleiden. Denn eil trifft hinSIChtlich der
Generalhypotheken dasjenige zu, was .die'~otive. zurR-K.-? S. 2~2 von
dell Generalprivilegien überhaupt sagen: ,,,Weil »&eh der eme~ ~te der~uIdner nicht in der VerfüguDg..über sein ~tes de~eI~es Ver-
lIIogen gelähmt, und nach der anderen Seite 'fom' Gläubiger mcht der
Einführungsgesetz.
Nachweis verlangt werden darf, dass und. welche Vermögensstücke der
Schuldner schon zur Zeit der Einräumung besessen habe, muss d~
generelle Recht den Inbegriff der Gegenstände ergreifen, aus welchem
das .' Vermögen zur Zeit der Zwangsvollstreckung oder Rechtsverfolgung
sich zusammensetzt. Das aber entzieht dem bevorzugten Gläubiger jede
Vorstellung von dem Umfang seines Rechts und gestattet dem Schuldner
jede Willkür in der Verfügung über sein Vermögen und in künftigem
Erwerb. Vollends der Willkür des Schuldners sind die übrigen Gläubiger
preisgegeben, nicht bloss des unredlichen, sondern auch des bedrängten
Schuldnersj und dagegen schützen keine Kautelen durch Gebot öffent-
licher Urkunden oder Eintragungen. Während bei der speciellen Sieher-
heitsgewähr "dieWillkür des Schuldners eine Grenze darin findet, dass er
in dem Besitz oder der Verfügung über das einzelne Vermögensstück
beschränkt wird, in der Gewährung allgemeinen Vorrechts ist die Will-
kür ohne Schranken."
Auch die Nothwendigkeit der gänzlichen Beseitigung der dureh-die
Verordnung vom 26. März 1823, Nr. 14 eingeführten stillschweigenden
Hypothekeu t) ist bereits in den Motiven zu dem G.-E.-G. (S. 67, 68)
dargelegt, Es erübrigt nur noch, zu prüfen, ob die dingliche Sicherheit,
welche dem bisherigen Recht durch die Einräumung einer stillschweigen-
den Hypothek gewährt wurde, für die Folge entbehrt, beziehungsweise
durch andere 'Schutzmittel ersetzt werden kann.
Was insbesondere
,1. die Hypothek des Fiskus wegen der rückständigen Steuern (die
Hypothek"wegen sonstiger Forderungen" ist bereits durch die N, Land-
schafta-O, §.199 beseitigt), die der städtischen und übrigen Gemeinden
:wegen der Gemeindeauilagen, die der Brandversicherungs -Anstalt. wegen
der rückstä.ndigeuBeit.r~~·betrifft (Verordn. cit. §. 1, Nr, 1 bis 3), ..~
werden die betreffenden auf dem öffentlichen Recht beruhenden 4:bga1>CI/
nach dem oben unter In. Angegebenen auch für die Folge ihren ding-
lichen Schutz behalten und im Konkurse nach der R.-K.-O. §. 4,1, Nr. t
und §.54, Nr, 2 und 3 mit Absonderungs- und Vorzugsrechten versehen
2) IJurch die §§. 12 bis 15. des Ges. NT. 51 vom 13. Deeember 1849 111M
auch dem Leh'fl!!hez7'n. und den Lehnsnachfolgern eine stzllschweigende lItIlO'
th~k fln. dem al.lodijici*'fI Lehne für ihre Entschädigungsansprüche ue.~.
Dzese stznschw,ezgende .Hypo.thek sonte jedoch von Rechtswegen bezüglteh tleJi
Lehnsherrn bznnen4.1ähriger, von Zeit des Inkraftireten» jenes Gesetzes ZlI
berechnender, durch spätere Gesetze (NT. 39 oom 5. Juli 1853, Nr.38 fOJII
12. Juli 1855, Nr. 51 'IIum 1. Decbr. 1857, s». 46 vom 22. No'll. 1859, Nr.63
1/on: 22. Nov. 1861) mehrfflch, zuletzt bis Ende des Jahres 1863 f)erlän~
Frzst, bezüglich der Lehnsnachfolger gleichfaUs na.chAblauf von 4 JahrBflsesf
dem Tode ~es flllodijici1'ende1t, ohne lehnsfähige Deseendens f)erst..er~
Vasallen erlo,schen und nach reeessmässiger Feststellung der E1ttschädi~
BIImme durch Herzogl. Lflndesöko1Wmiekommission in das H'!Ipot~
,r;en~. "als K~ution, eingetmgen werden,..
sein, wie SIe auch beim Zwangsverkauf von Immobilien an bevorzugter
Stelle Berücksichtigung finden.
2. "Die Rechte der Meier- und Erbenzinsherren, sowie auch der
übrigen Grundzinsberechtigten in den Gütern der Pflichtigen in Hinsicht
des zu entrichtenden Zinses" (Verordn. cit, §.1, Nr.4) sind in Folge der
Ablösungen nur noch von geringer Bedeutung; ohnehin ist der Betrag
dieses Zinses meist unerheblich, dessen Rückstand bei Erbenzinsgütern
schon mit dem Verlust des Erbenzinsrechts bedroht (Verordnung vom
15. December 1704), und nöthigeufalls eine Eintragung im Grundbuch
leicht zu erlangen.
Ednführungsgeset~ 289
3. Was die Hypothek der "Gemeinden, Kirchen, öffentlichen from-
men Stiftungen und öffentlichen Anstalten an den Gütern ihrer Admini-
stratoren, wenn Letztere von einer öffentlichen Behörde angestellt sind",
anbetrifft (Verordn.cit. §. 1, Nr.5) - die auch hier erwähnte Hypothek
des Staats war gleichfalls bereits durch die N. Ldseh-O, §. 199 beseitigt
(vergI. Ztschr. IV, S. 4) -, so bietet wegen etwaiger Defekte aus der
VOn dem Administrator geführten Kostenverwaltung das Erforderniss
einer Amtskaution , wie es z. B. für Stadtgemeinden (Revidirte Städte-
ordnung §. 130) obligatorisch, für Landgemeinden (Landgemeindeordn.
§. 76)fakultativ eingeführt ist, ein zureichendes Schutzmittel; glaubt aber
die vorgesetzte Behörde, bei etwaigem Grundbesitz des Beamten die Ein-
tragung einer Hypothek nicht entbehren zu können, so 'wird auch solche
unschwer zu erlangen sein. Vor Allem wird durch eine ordnungsmässige
ununterbrochene Kontrole der Kassenverwaltung und durch Verfügungs-
beschränkungen, soweit es sich um Dispositionen über Kapitalien handelt,
eine grössere Sicherung der allgemeinen Interessen geschaffen werden,
als sie die stillschweigende Hypothek zu bieten vermochte. Aus ähn-
lichen Gründen ist auch in derR.-K.-O. von Gewährung eines Vorzugs-
rechts für "die Forderungen der Reichskasse, der Staatskassen und der
Gemeinden, sowie der Amts -, Kreis - und Provinzialverbände wegen der
dem Gemeinschuldner zur Last fallenden Defekte aus einer von dem-
selben geführten Kassenverwaltung oder sonstigen Vermögensve'rwaltun~"
Abstand genommen, obwohl der Entwurf der R.-K.-O. §. 54,Nr. 5 em
solches Vorzugsrecht beantragt hatte.
4. "Die Hypothek der Ehefrau an dem Vermögen ihres Mannes
wegen des Eingebrachten und des Paraphemalgutes" (Verordn.. c~t. §. 1,
Nr. 6) entspricht dem späteren Röm. Recht, Dach welche~ ~ustiDl.an. den
Ehefrauen aus Rücksichten der Humanität und des MitleIds mit Ihrer
~günstigen Lage wegen ihrer Dotalfordemngen eine privilegirte ges~tz­
liehe Generalhypothek (L. 12 C. quipot. in pign. 8, 18. L.30 C. de Jure
~ot. 5, 12. Nov. 91 c. L Nov. 97), zudem ein persönliches Vorzugsrecht
Im Konkurse und wegen ihrer Paraphemalforderungen (L. 11 C. de pact.
conc. 5, 14) eine gesetzliche, nicht privilegirte Generalliypothek ver-
IlrannBchweigische Grnndhuchgeoetze. 19
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liehen hat 3). Keine Hypothek hat zu solchen Klagen Veranlassung gegeben
als gerade diese, und mit Recht urtheilt Dern burg, Pfandr. II, S. 444:
nEs war ein anerkennungswerthes Bemühen, das Schicksal armer Frauen
zu mildern, aber die Bedürfnisse des gesammten Verkehrs wurden durch
diese Begünstigungen Einzelner verletzt, die Sicherung des Realkredits
aufs Tiefste erschüttert, und die Zwecke, welche dem Institut des Pfand-
rechts zu Grunde liegen, durch diese eine Bestimmung zum grossen
Theil vereitelt." Die neuere Gesetzgebung ist diesen Privilegien ungün-
stig gewesen. Abgesehen von dem in der Stadt Braunschweig nach dem
Edikt vom 5. Februar 1579 bestehenden Ausnahmerechte für die Frauen
derjenigen Männer, welche Handel, Wandel und bürgerliche Nahrung
treiben, hat die neuere Bankerottgesetzgebung (Ges. Nr. 120 vom 22. De-
cember 1870, §§. 2 und 3) - wie für einen einzelnen Fall, hinsichtlich
der Ehefrauen unredlicher Prediger und Administratoren, schon die Ver-
ordnung vom 28. Mai 1746 (Stein acker, Promt, II, S.28) - die
gesetzlichen Pfand- und Vorzugsrechte der Ehefrau im .Fall eigenen
schuldvollen Verhaltens in Betreff des Vermögensverfalls des Mannes ein-
geschränkt, und die R - K. - O. hat jedes Vorzugsrecht der Frau im Kon-
kurse ihres Ehemannes geradezu beseitigt. Hiernach liegt kein Bodürf-
niss vor, das gesetzliche Generalpfandrecht der Ehefrau ferner aufrecht
zu halten. Denn ist der Ehemann mit Grundbesitz angesessen, so steht
Nichts entgegen, die Eintragung einer Hypothek wegen des Eingebrach-
ten oder des der Verwaltung des Ehemannes überlassenen Paraphernal-
guts zu bewirken. Fehlt es aber an solchem Grundbesitz, so würde das
Generalpfandrecht der Frau schon nach jetzigem Recht gegen dritte
Besitzer der davon ergriffenen Objekte unwirksam sein und nur in ein
im Konkurse geltend zu machendes Vorzugsrecht sich auflösen, das jedoch
nach der R-K.-O. vom 1. Oktober 1879 an nicht ferner zugelassen werden
soll, daher ohne Gelährdung der Rechte der Frau schon jetzt beseitigt
werden kann. Dagegen verbleibt der Letzteren das Recht, die dem
Manne zugebrachten Dotal- und Paraphernalsachen, sofern sie noch in
Natur vorhanden sind, zu vindiciren und solches Vindikationsrecht auch
hinsichtlich der mit Dotalgeldern angeschafften Gegenstände auszuüben.
(L. 54 IJ. de jure dot. 23,3. L.22, §.13 IJ. sol. matr. 24,3. L. 12 C. oe
jure dot. 5, 12; Sarwey, D. Konkursordnung S. 220.) Ueberhaupt soll
die Ehefrau nach Massgabe der R-K.-O. jedem anderen Gläubiger gleich
behandelt, ihre Rechte sollen durch den Konkurs nicht erweitert, aber
ebensowenig auch eingeschränkt werden. Dies hat zur Folge, dass vom
1. Oktober 1879 an das Stat. Brunsvicense, nach welchem die Frauen
der Handel- und Gewer:betreibenden ihre Befriedigung wegen der dem
E~emanne zugebrachten und in seine Verwahrung, Nahrung oder ~d.
thlerung gegebenen Dotalgüter erst nach Befriedigung sämmtlicher,
8) l?ie ~e8lfrvMe Kaufgeldshypothek geht nach bestehender Praxis dem
Dotalpnv.1ef/tum der Ehefrau vor; vergl. Seuff. Arch, XVI, 199; XXI, 108.
Entsch. B.-G. 1lI, S. 174 jf.
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auch der einfachen chirographarischen Gläubiger erlangen konnten nach800jährige~ Bestehen erlöschen wird 4). Bis zu diesem Tage verbleibt
dasselbe in Kraft; die darin gegenüber 'der schon jetzt eintretenden
Beseitigung des Generalpfandrechts der Ehefrau enthaltene scheinbare
Härte wird, insofern die Ehe schon vor 'dem 1. Oktober 1878 .bestand,
durch die Ausnahmebestimmung der- §§. 12 und 14 des Entwurfs aus-
geglichen, insofern sie aber innerhalb des Jahres, vom 1. Oktober 1878 an
gerechnet, geschlossen wurde, durch die Erwägung gemildert, dass das
der Ehefrau gemeinrechtlich zustehende einfache Vorzugsrecht' im Kon-
kurse bis zum Inkrafttreten der R.-K.-O. bestehen bleibt, daher es sich
rechtfertigt, so lange dieses Vorzugsrecht zu Recht besteht, auch das
privilegium odiosum der Ehefrauen in Geltung zu belassen.
5. Was endlich die Hypothek der Kinder wegen ihres Mutterguts
und des sonstigen in der Verwaltung des Vaters befindlichen Vermögens,
sowie die der Pflegebefohlenen am Vermögen ihrer Vormünder und
Kuratoren, imgleichen des Stiefvaters, wenn die Mutter Vormüuderin
war und ohne Rechnung abzulegen sich wieder verheirathete, anbelangt
(Verordn. cit. §. 1, Nr. 7 und 8), so hat dieses Pfandrecht, das nach rich-
tiger Ansicht (Windscheid, Pand. I, §.244) bereits von dem Tage der
übernommenen Verwaltung datirt, wesentlich den Charakter einer Kau-
tionshypothek, insofern es sich dabei um den Schutz eventueller, nach
Existenz und Umfang noch ungewisser Forderungen handelt: Da das
Vermögen der Kinder und Pflegebefohlenen ohne jedes Zuthun derselben
von Rechtswegen in die Hände des Vaters, bezw. des Vormundes oder
Kurators gelangt, so ist ein besonderer Schutz derselben allerdings nicht
zu entbehren. Solchen Schutz verleiht die R.-K.-O. §. 54, Nr. 5, indem
sie die Forderungen der Kinder und der Pflegebefohlenen des Gemein-
sllhuldners in Ansehung ihres gesetzlich der Verwaltung desselbe? unter-
worfenen Vermögens mit einem Vorzugsrecht vor denen der einfachen
Konkursgläubiger versieht, also diejenigen Wirkungen statuirt, welche
die Generalhypothek bei nicht vorhandenem Grundbesitz des Vaters, Vor-
munds oder Kurators nach bisherigem hiesigen Recht im Verhältniss zu
Dritten würde äussern können. Abgesehen von diesem Vorzugsrechte
den Kindern und Pflegebefohlenen für den Fall, wenn der .vater, Vo:
mund oder Stiefvater selbst Eigenthümer von Grundstücken ist, n~h ern
Recht auf Eintragung eines Pfandrechts zu verleihen, würde, sonel. den
Va~er betrifft, einen Eingriff in das Recht desselben auf den kautions-
freIen Niessbrauch an dem Vermögen seiner Kinder enthalten, vom
Standpunkte des Vormunds aber unbillig erscheinen, weil die Vormund-
Schaft ohnehin schon andere schwere Opfer erfordert und zum eigenen
Besten der Mündel nicht ohne Noth erschwert werden darf, da sonst
~ leicht taugliche Vormünder sich werden finden lassen. Der richtige
4) Nach den Ausführungen von Wolf in Ztschr. f. B. XXXI, S. 1 f1.
besteht das Stat. Brunsvicense auch nach Erlass der B.-K.-O. floch zu Recht;
8. dagegen Hahn Mat. zur K.- O. S. 39, 245, Note 3, 459.
, 19*
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Weg staatlicher Fürsorge für Pflegebefohlene liegt vielmehr in der ge-
hörigen Beaufsichtigung der Vormünder und Kuratoren durch die Ober-
vormundschaft, in der unmittelbaren Sicherstellung wichtiger Vermögens-
objekte, namentlich durch Ausserkurserklärung und Deponirung, und in
dem regelmässigen und rechtzeitigen Verlangen des Nachweises der vor-
mundschaftlichen Belegung der Ueberschüsse. Eine solche Aufsichtspflicht
der Behörden besteht zwar nicht gegenüber dem das Vermögen seiner
Kinder verwaltenden, zum Niessbrauch berechtigten Vater. Auch muss
anerkannt werden, dass die durch die Verordnung NI'. 13 vom 6. Mai
1828, §. 1 angeordnete Verpflichtung des Letzteren, beim Anfang seiner
Verwaltung ein Inventar über das zu verwaltende Vermögen aufzunehmen
und dem Gerichte zu überreichen, den dabei ausgesprochenen Zweck,
dasselbe zur Beaufsichtigung und zum Einschreiten gegen widerrecht-
liche Veräusserungen in den Stand zu setzen, um so weniger erfüllt, als
die Gerichte unter Umständen selbst von dieser Verpflichtung .dispensiren
dürfen; dass ferner die Vorschrift der cit. Verordnung §. 3, wonach der
Vater bei ungetreuer Verwaltung oder bei konstatirter Insufficienz seines
Vermögens die Verwaltung des Vermögens seiner Kinder verlieren soll,
eine illusorische ist, da sie regelmässig zu spät wirken wird. Gleichwohl
reicht für die gewöhnlichen Fälle das den Kindern verliehene Vorzugs-
recht im Konkurse zu deren Schutze aus und muss es. der Vorsicht Der-
"jenigen, welche den Kindern Vermögen zuwenden wollen, überlassen
bleiben, den Vater, dessen Untreue sie befürchten, von der Verwaltung
dieses Vermögens auszuschliessen. Jedenfalls war der Nachtheil, welchen
eine Fortdauer des stillschweigenden Pfandrechts für den allgemeinen
Kredit hervorbringen würde, ein so schwerer, dass schon deshalb von
dessen Beibehaltung abgesehen werden musste, die weitere Ordnung
dieses Verhältnisses aber der demnächstigen Reichsgesetzgebung über-
lassen bleiben darf.
§. 10.
Hypotheken an beweglichen und nicht eingetragene Hypotheken
an unbeweglichen Sachen, welche vor dem 1. Oktober 1878 aULGrund
eines Vertrages, einer letztwilligen Anordnung oder auf Grund der
bisherigen Gesetze erworben sind, verbleiben auch nach diesemTage
in Wirksamkeit. Die Wirkung des Rechts dieser Hypotheken ist
jedoch vom 1. Oktober 1878 ab verschieden, je nachdem vor diesem
Tage entweder
1. eine durch die Hypothek gesicherte Schuldforderung bereits
entstanden war, oder
2. die Hypothek ganz oder theilweise nur zur Sicherung eines
nach seinem Bestand noch ungewissen Anspruchs dienen
sollte (Kautionshypothek).
Während im §. 9 das Verhältniss der neuen zu der bisherigen Pfand-
gesetzgebung festgestellt wurde, handelt es sich in den §§. 10 bis 17
um die Ueberleitung des alten in das neue Pfandrechtssystem. Hierbei
musste im Allgemeinen davon ausgegangen werden, dass das z.Z. des
Inkrafttretens der neuen Gesetze bereits begründete Pfandrecht unter der
Herrschaft de'll derzeit geltenden Rechts stand, daher, was seine Existenz
und die Bedingungen seiner Fortexistenz betrifft, lediglich nach dem bis-
herigenRecht beurtheilt werden kann. Der Paragraph erkennt daher das
Moment der rechtserzeugenden Kraft derjenigen Thatsachen, welche
zur Bestellung von Pfandrechten auf Grund ßer bisherigen Gesetzgebung
geführt haben, unbedingt an, indem er diese Pfandrechte auch nach dem
1. Oktober 1878 in Wirksamkeit belässt. Und zwar gilt dies von allen
Hypotheken, welche vor dem angegebenen Tage zufolge Vertrags, letzt-
williger Anordnung oder Gesetzes erworben sind, mögen sie bei Mobilien
durch Faustpfand oder Vertragspfand bestellt, bei Immobilien in das
Hypothekenbuch eingetragen sein oder nicht, eine einzelne Sache oder
das ganze Vermögen zum Gegenstande gehabt haben. Was dagegen das
Moment der rechtswirkenden Kraft jener Thatsachen betrifft, so
musste die rechtliche Bedeutung der aus der Bestellung des 1fandrechts
hervorgehenden Befugnisse ermittelt werden, um danach die Frage, in-
wieweit das unter der Herrschaft der früheren Gesetzgebung begründete
Pfandrecht auch nach dem neuen Pfandrechtssystem zu schützen sei,
ermessenzu können. In dieser Hinsicht kommt es darauf an, ob das vor
dem 1. Oktober 1878 bestellte Pfandrecht für eine an diesem Tage be-
reits existent gewordene, oder ob dasselbe für eine zukünftige Forderung
gegeben, ob das Schuldverhältniss, zu dessen Sicherung das Pfandrecht
dienen sollte, schon fest gebildet oder erst in der Bildung begriffen war
und vorläufig nur als mögliche Eventualität, ungewis~ nach Bestand und
Grösse, in Betracht kam, mit anderen yvorten, ob es sich um eine feste
oder um eine Kautionshypothek handelte. Das Princip de~ En~wurfs
geht nun dahin, dass die feste Hypothek des früheren Rechts die WIrkung
noch ein Jahr lang, vom 1. Oktober 1878 an gerechnet, nach Massgabe
der bisherigen Gesetzgebung ausüben (§. 12), unter Umst~nden während
dieses Zeitraumes selbst zur Eintragung einer Hypothek nn G:rundb~che
führen (§§. 14 bis 17), beim Vorhandensein eines rechtlichen Hmd~rmsses
der sofortigen Geltendmachung der betr. Schuldforderung aber ein Vor-
zugsrecht im Konkurse bis zum 1. Oktober 1881 gewähren (§. 13), dass
dagegen die Kautionshypothek nur während der Dauer des vom Tage
d Inkr " beai d Jahres ein Vorzugs-es afttretens der neuen Gesetze egmnen en
reeht im Konkurse geben soll (§. 11).
r Einführungsgesetz. 293
§. 11.
Im Fall des §. 10, Nr. 2 gewähren die vordem 1. Ok~ber 1878
erworbenen nicht eingetragenen Hypotheken in einem mnerhalb
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eines Jahres, von dem gedachten Tage an gerechnet, eröffneten
Konkursverfahren ein Vorrecht vor den Forderungen der einfachen
Konkursgläubiger.
Ist die Hypothek auf einzelne bewegliche Gegenstände des
Schuldners beschränkt, so besteht das Vorrecht nur in der Höhe des
Erlöses derselben.
Die nach den vorstehenden Bestimmungen mit einem Vorrechte
.versehenen Forderungen stehen unter sich ohne Rücksicht auf die
Zeit der Entstehung des Vorrechts zu gleichem Recht.
Die §§. 12 und 13 des Einf.-Ges. zur R-K.-O. haben im Interesse
der Kreditverhältnisse der Landesgesetzgebung gestattet, Pfand- und
Vorzugsrechte , welche vor dem Inkrafttreten der R -K.- O. sufolge Ver-
trages oder letztwilliger Verfügung und in gewissen Fällen durch Gesetz
erworben waren, eine Zeitlang dadurch zu konserviren, dass denselben
innerhalb bestimmter Grenzen und unter Beobachtung gewisser Form-
vorschriften ein Vorrecht vor allen oder einzelnen der in §. 54 der R.-K.-O.
bezeichneten Forderungen gewährt wird. In gleicher Weise und aUS
gleichen Gründen will der Entwurf das bisherige Recht noch eine Zeit-
lang dadurch aufrecht halten, dass er in den Fällen, wo die vor dem
1. Oktober 1878 begründete Hypothek den Charakter einer Kautions-
hypothek hatte, den betr. Forderungen in einem bis zum 1. Oktober 1879
eröffneten Konkurse ein Vorzugsrecht vor einfachen Konkursgläubigern
einräumt. Es gehören hierher nicht nur die Fälle der bei §. 9 unter 3
und 5 besprochenen gesetzlichen Generalhypothek der Gemeinden, Kirchen,
frommen Stiftungen etc, am Vermögen ihrer Administratoren, der Kinder
am Vermögen des das Muttergut verwaltenden Vaters, der Pflegebefohlenen
am Vermögen des Vormunds, Kurators und Stiefvaters, sondern vor Allem
auch die Generalhypothek, welche zur Sicherung der von Privaten mit
Banken und Bankiers geschlossenen Kredit- und der damit verbundenen
Kontokurrent- Verträge, wie sie namentlich in den letzten Jahren unter
dem Druck der wirthschaftlichen Nothlage vielfach vorgekommen sind,
bestellt zu werden pflegt, deren Wirksamkeit nach der richtigeren auch
in hiesiger Praxis zur Anerkennung gelangten Ansicht (Ztschr. XV,
S. 56 ff. [Seuffert, Arch. XXII, 66]; XVIII, S. 88 [Seuffert, Arch·
XXV, 261]) sofort mit der Pfandbestellung beginnt,während ein festes
Obligationsverhältniss erst beim völligen Abschlusse des Kontokurrents
und der Ermittelung des Definitivsaldo eintritt.
Die Höhe des im Konkurse eventuell in Anspruch zu nehmenden
Vorzugsrechts bestimmt sich nach dem Betrage der zur Zeit des KonkurS-
v~rfahrens erwachsenen Forderung, bei den vorgedachten Kreditverträgen
IDIt laufender Rechnung also nach dem Betrage des zur Zeit der Konkurs-
eröffnung gezogenen Saldo. Handelt es sich aber um eine Hypothek auf
einzelne bewegliche Gegenstände des Schuldners, aus deren Erlöse der
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_Pfandgläubiger seine Befriedigung würde beanspruchen können, so darf
sein Vorzugsrecht auch nur in der Höhe des Erlöses dieser Forderungen
geltend gemacht werden.
Die erwähnten Kautionshypotheken sollen ein Vorzugsrecht in einem
bis zum 1. Oktober 1879 eröffneten Konkurse vor den Forderungen ein-
facher chirographarischer Gläubiger gewähren. Sie stehen also den ab-
solut privilegirten Forderungen, welchen aus Rücksichten des öffentlichen
Wohls, der Sitte oder wegen nützlicher Verwendung der Vorrang vor
allen übrigen Konkursforderungen zukommt, ebenso aber auch allen
hypothekarischen Forderungen nach, mag es sich dabei um eine dem
Grunderwerbsgesetze und dem Mobiliarpfandgesetze entsprechende ein-
getragene Hypothek, bezw. um ein Faustpfandrecht handeln, oder mag
ein nach Massgabe der bisherigen Gesetzgebung begründetes, nach §. 12
des Entwurfs noch ein Jahr lang vorübergehend beibehaltenes Pfandrecht
in Frage stehen; das Letztere deshalb, weil hier ein festes Schuldver-
MItniss am 1. Oktober 1878 bereits bestand, während dasselbe bei den
Forderungen, welche der §. 11 im Auge hat, .erst im Laufe des mit jenem
Tage beginnenden Jahres zur Entstehung gelangte. Was das Rangver-
hältniss der nach Massgabe des gegenwärtigen Paragraphen mit Vorzugs-
recht versehenen Forderungen unter einander betrifR, so liess sich ein
besonderer Vorrang der einen vor der anderen nicht anerkennen, auch
war die Feststellung eines solchen um so weniger erwünscht, als dadurch
die Uebersichtlichkeit der Schuldverhältnisse des Kridars ohne Noth
erschwert und dem Kredit geschadet sein würde. Es ist daher den betr.
Forderungen ein gleicher Rang beigelegt, so dass sie nach Verhältniss
ihrer Beträge im Konkurse zur Deckung gelangen.
§. 12.
War dagegen die Schuldforderung, für welche die Hypothek
erworhen war, vor dem 1. Oktober 1878 bereits entstanden, so
behält der Gläubiger das Recht, sein Pfandrecht in ei~em vor. dem
1. Oktober 1879 eröffneten Konkursverfahren und bIS zu diesem
Tage ausserhalb desselben nach Massgabe der bisherigen gesetz-
lichllll Bestimmungen geltend zu machen.
§. 13.
Kann eine solche Schuldforderung (§. 12) aus rechtlichen
Gründen bis zum 1. Oktober 1879 nicht geltend gemacht werden,
SO verbleibt derselben für ein innerhalb zweier Jahre nach dem
l~tztgedachten Tage eröffnetes Konkursverfahren ein den in §. 54,
Ziffer 6 der Reichskon.kursordnung erwähnten Konkursfordernngen
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vorgehendes, jedoch den daselbst unter den Ziffern 1 bis 5 auf-
geführten Konkursforderungen nachstehendes Vorrecht.
Der Entwurf bestimmt, dass das Pfandrecht, welches für eine bei
dem Iiliafttreten der neuen Gesetzgebung bereits bestehende Schuld-
forderung durch Vertrag, letztwillige Verfügung oder kraft unmittelbaren
Rechtssatzes gegründet war, noch ein Jahr lang seine bisherige Wirk-
samkeit im Konkurse und ausserhalb desselben ausüben soll, mag es sich
dabei um General- oder Special-, um eingetragene oder von der Ein-
tragung gesetzlich ausgenommene Hypotheken, um Faustpfänder oder
um die gemeinrechtliche Hypothek ohne Besitz handeln. Der Unterschied
in den Wirkungen, je nachdem am 1. Oktober 1878 eine blosse Kautions-
hypothek (§. 11) oder eine Hypothek für ein festbegründetes Schuldver-
hältniss bestand (§. 12), liegt auf der Hand. Dort erhält der Gläubiger
noch ein Jahr lang ein blosses Vorzugsrecht im Konkurse vor einfachen
chirographarischen Gläubigern, er rangirt also in der 4. Klasse der
gemeinrechtlichen Rangordnung aller Konkursgläubiger hinter allen ein-
getragenen und nicht eingetragenen Hypothekgläubigern ; hier dagegen
darf derselbe während der Uebergangszeit im Konkurse den Rang bezw.
das Absonderungsrecht beanspruchen, wie es ihm ohne die neueGesets-
gebung zu Theil geworden sein würde, und ausserhalb des Konkurses
sein Pfandrecht geltend machen, auch wenn dasselbe nach Massgabe der
neuen Gesetze nicht mehr als solches anerkannt werden könnte. Ent-
scheidend für die Fortdauer des bisherigen Pfandrechts ist nur die Frage,
ob die Schuld, für welche das Pfand bestellt worden, am 1. Oktober 1878
existirte, ob deren Umfang und Grösse derzeit bereits feststand, ob mit
anderen Worten die Verbindlichkeit des Beklagten so begründet war,
dass die Anstellung der Klage gegen denselben am 1. Oktober 1878
rechtlich möglich erscheint.
Dagegen kommt die Ausnahmebestimmung des §. 13 zur Anwen-
dung, wenn arn 1. Oktober 1.878 zwar ein festes durch Pfandbestellung
gesichertes Schuldverhältniss bestand, aber die Klage bis zum 1. Oktober
1879 aus rechtlichen Gründen nicht angestellt werden konnte. Diese
Voraussetzung tritt namentlich dann ein, wenn der Tag der Fälligkeit
der Forderung hinausgeschoben war, z. B. es war für ein am 1. April
1~7.8 kontr~hirtes Darlehn zu 1000 Mark Generalhypothek bestellt, gleich-
zeitig aber nn Vertrage verabredet, dass die Schuld erst am 1. April 1880
zurückgezahlt werden solle oder nicht vor diesem Tage gekündigt werden
dürfe; hier war der Obligationsnexus zwischen Gläubiger und Schuldner
ohne Zweifel bereits am 1. Oktober 1878 fest begründet, aber die Dar-
l~hnsklage des Gläubigers vor dem 1. April 1880, bezw. vor der nach
diesem Tage erfolgten Kündigung nicht erwachsen, daher die Geltend-
machung der Generalhypothek in der Zeit bis zum 1. Oktober 1879
nicht ausführbar. Für solche Fälle giebt· der Entwurf dem Gläubiger
noch zwei Jahre lang über die sonst eingeräumte Uehergangsfrist hinaUS,
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nämlich bis zum L Oktober 1881, ein Vorzugsrecht im Konkurse vor
den einfachen chirographarischen Gläubigern; also zwischen den in §.54,
Nr, 5 und 6 der R.-K.-O. aufgeführten Konkursforderungen. Der Ent-
wurf befindet sich dabei in Uebereinstimmung mit §.12, Absatz 3 des
Einf.-Ges. zur R.-K.-O.; über die angegebene Zeit hinaus ein Vorrecht
unter den in dem citirten Gesetze getroffenen Voraussetzungen zu ge-
währen, war kein Bedürfniss vorhanden, da die eingeräumte Frist reich-
lich genug bemessen ist, um nöthigenfalls den Parteien Gelegenheit zu
geben, die betreffenden vertragsmässigen Verabredungen einer der nenen
Gesetzgebung entsprechenden Abänderung zu unterziehen und dem Gläu-
biger Sicherheit, sei es durch Eintragung einer Specialhypothek, sei es
durch Bestellung eines Faustpfandrechts , zu verschaffen.
§. 14.
Die Ehefrau ist befugt, bis' zum 1. Oktober 1879 zur Sicherung
ihrer Ansprüche wegen des eingebrachten Vermögens mit Bewilli-
gung ihres Ehetnanns .die Eintragung einer Hypothek auf die
Grundstücke desselben zum Belauf einer bestimmten, dem Betrage
des eingebrachten Vermögens entsprechenden Summe unter Bei-
behaltung der bisherigen Rangordnung zu beantragen.
Eine Eintragung zur Gesammthaft auf die in verschiedenen
Grundbuchblättern befassten Grundstücke des Ehemanns ist nicht
statthaft.
Es hängt von dem Antrage der Ehefrau ab, auf welches Grund-
stück oder in welcher Vertheilung auf verschiedene Grundstücke
die Eintragung geschehen soll.
Hinsichtlich der Bescheinigung der Klageerhebung und in Be-
treff der Vormerkung bei mangelnder Bewilligung des Ehemanns
gilt das in §. 7 Gesagte. Bei entstehendenl Zweifel über die von
der Ehefrau beanspruchte Rangordnung kommen die Bestimmungen
des §. 8 zur Anwendung. . .
Die vorgedachte Befugniss findet nicht statt, soweIt das em-
gebrachte Vermögenin Grundbesitz· besteht.
Der Entwurf giebt .der Ehefrau,wofElrn dere~ Ehemann mit Grun!-
besitz angesessen ist zur Sicherung ihrer vor dem 1. Oktober 18/ 8
begründet gewesenen' Ansprüche wegen des eingebra~hten Vermögens,
n?ch ein Jahr lang, von letzterem Tage an gerechnet,.e~enAnspruch a.uf
Eintragung einer Hypothek, unter Beibehaltung des IJno nach der bIS-
herigen Gesetzgebung zuko~mendenRanges, wie solches auch na?h ~­
lass der die Dotalprivilegien der Ehefrau des Gemeinschuldners theilweise
aUfhebenden Preuss. Konkurs-ordnung vom 8. Mai 1855 bei Einführung
298 Einführungsgesetz.
derselben in das nicht landrechtliche Gebiet durch die Einführungsgesetze
vom 8. Mai 1855, Art. XII. (G.-S. S. 317), vom 31. Mai 1860, Art. XIII.
(G.-S. S. 214ff.), Und vom 3. Februar 1864 (G.-S. S. 40) geschehen war.
Dieser Anspruch ist der Ehefrau jedoch nur wegen ihrer Illaten gewährt,
weil sie gerade in Beziehung auf das zugebrachte Vermögen am meisten
des Schutzes bedarf, während kein Grund vorhanden ist, sie hinsichtlich
ihres Paraphemalvermögens vor anderen persönlichen Gläubigern zu be-
vorzugen, zumal ihr regelmässig eine genaue Kenntniss des Vermögens
ihres Mannes und eine besondere Willfährigkeit desselben zu Gebote
stehen,zufolge deren sie sich wegen ihrer Vermögensansprüche zeitig
sichern kann. Auch fallt jener Anspruch dann hinweg, wenn das ein-
gebrachte Vermögen der Frau in Grundbesitz besteht, da für diesen
Fall das ihr gesetzlich zustehende Vindikationsrecht ausreichenden Schutz
gewährt.
Die Geltendmachung des Anspruchs auf Eintragung der Hypothek
ist dem neuen Systeme des G.-E.-G. angepasst; um solche Eintragung zu
bewirken, bedarf es daher zunächst der Einwilligung des eingetragenen
Eigenthümers, bei Verweigerung derselben würde der mangelnde Konsens
durch rechtskräftiges Erkenntniss zu ersetzen sein (G.-E.-G. §. 27). In
letzterem Falle sind die Rechte der Ehefrau durch eine von Amtswegen
einzutragende Vormerkung zu sichern.
Das Verbot der Eintragung der Hypothek der Ehefrau als Gesammt-
hypothek auf sämmtliche von ihr ergriffene selbstständige Grundstücke
des Ehemanns findet darin seinen Grund, weil sonst die Kreditfähigkeit
jedes einzelnen selbstständigen Grundstücks zu sehr beeinträchtigt werden
würde, und eine Belastung sämmtlicher Grundstücke mit der Gesammt-
schuld zur Sicherung der Ehefrau nicht erforderlich ist. Dagegen mUSS
der Letzteren allerdings freistehen, das Grundstück, auf welches sie die
Hypothek eingetragen wünscht, auszuwählen oder auch die einzutragende
Summe auf die mehreren Grundstücke des Mannes zu gleichen oder un-
gleichen Posten zu verlheilen.
§. 15.
Sind Vormünder und Kuratoren mit Grundstücken angesessen,
so kann das obervormundschaftliche'Gericht bis zum 1. Oktober 1879
die Eintragung einer Hypothek auf die im Grundbuch eingetragenen
Grundstücke derselben wegen einer aus der Verwaltung des Ver-
mögens der Pflegebefohlenen sich ergebenden, vor dem 1. Okto~r
187.8 entstandenen Schuldforderung .unter Beibehaltung ihrer bIS-
hengen Rangordnung bei dem Grundbuchamt nachsuchen.
Eine Eintragung zur Gesammthaft auf.die in verschiedenen
Grundbuchblätteru befassten Grundstücke ist nicht statthaft.
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Wird die durch die Hypothek zu sichernde Forderung oder
deren Umfang von dem Vormund oder Kurator bestritten, so hat
das obervormundschaftliche Gericht für deren gerichtliche Geltend-
machung Sorge zu tragen, zur vorläufigen Sicherung der Forderung
aber die Eintragung einer Vormerkung bei dem Grundbuchamt zu
erwirken.
, Die Eintragung der Hypothek und der Vormerkung erfolgt
kostenfrei.
§. 16.
Auf minderjährige' Kinder finden die im §. 15, auf volljährige
die im §. 14 enthaltenen Bestimmungen in Ansehung ihres Mutter-
guts und des sonstigen in der Verwaltung des Vaters befindlichen
Vermögens entsprechende Anwendung 1).
') Der Entwurf hatte die Vorschriften des §. 15 in Betreff der Pflege-
befohlenen auf nKinder ~'n Ansehung ihres Mutterguts und des sonstigen in.
de: Verwaltung des Vaters befindlichen Vermögens" ausgedehnt. Indem er
dIe Sorge für dieselben zu einer Pflicht des obervormundsckaftlicken Gerichts
~c~, hatte er, ohne es bestimmt hervorzuheben, ausschliesslich die minder-
JO!'n.uen. Kinder im Auge gehabt. Dagegen ist aufMttrag der Justizkommissiot:'
dIe JetzIge Fassung angenommen, weil man der Meinung war, dass es für d,e
Uebergangsperiode unangemessen sei, die bis dahin durch stillschweigendes Pfand-
recht geschützten 'VoUjährigenK~'nder nunmehr ledIglich auf die durch §. 3 der
Y.-O. vom 6. Mai 1828, Nr. 13 gegebene Möglichkeit des Einschreitens b,ei
u~euer Verwaltung oder kundbarer Vermögensinsufficienz des Vaters, mit·
hIli auf ein - wie bereits S. 292 hervorgehoben wurde - völlig ullfDirl:sames
Schutzmittel zu verweisen. Die volljährigen Kinder sollten vielmehr bis ZUIII
1. Oktober 1879 ebenso gestellt werden wie die Ehefrau gegenüber dem Ehe-
manne, sie soRten mithin berechtigt sein, von lhrem mit Grundstücken angeses-
SImen Vater die BesteUung einer Hypothek zu fordern, ohne dass dadMch
dessen Niessbrauchsrecht aUerirt würde.
, Die Fassung des gegenwärtigen §. 16 ist übrigens flicht ~ig ~ekt.S~ltdem nach §. 2 des Ges. Nr. 46 vom 19. Mai 1876 die viilerll~he G~alt
Illlt erreichter Volljährigkeit beendigt wird, bleibt der lebenslängll~he N.,ess-
brauch des Vaters, wie §.3 1.c. ausdrücklich bestimmt,nur an dem eiuent!,cken~uttergute der Kinder, d. h. den Erbtheilen derselben a" dem ",utter-
/zch,en Nachlasse _ abgesehen von deIII Kindestheile, welcher ihm als
pOrt,O statutaria eigenthümlich zufällt _ bestehen (Landtsf, V.- o. vom
30. Decbr. 1754 [Steinacker, Promt.L; 8.283); V.-O. v~ ~.J[ai 18~8, §.2).fas dagegen das sonstige zum adiJenticischen Gut geMriDt! VC1'lllO:~
dInder betrifft, so ist die Verwaltung desselben und der Niessbrauc, . f-"
urch die li'ortd d "•...J 'ch- GewaU bediM M ' beide jiJlltn mith." ur~n1l; auer er V"'~T6'~.. . '":I', . bis 111
Eivährige Kinder ohne Weiteres hinweg und sind nM übergIJ"JIllIlC'SCder :,.
I' :tritt eines dem früheren Recht entsprechendenEndi~es 1I~ d .
W, en Ge'waU konserr;irt (Ges. cit. de 1876, §. 2, .Abs.2). H,ernachh . das
.ort ,und" im Gesetze richtiger mit nbeziehungftWeise" fIerlausc t wer en
Illiissen.
300 Einführungsgesetz.
Stand dem Pflegebefohlenen am 1. Oktober 1878 eine klagbare
Forderung gegen den Vormund oder Kurator aus der von diesem ge-
führten Vermögensverwaltung zu, so behält derselbe nach §.12 noch ein
Jahr lang dieselben Rechte, welche er nach der bisherigen Gesetzgebung
besessen hatte; der Entwurf giebt ihm aber ausserdem noch das Recht,
seine Forderung auch über das fr. Jahr hinaus durch Eintragung einer
Hypothek auf den etwaigen Grundbesitz des Vormunds oder Kurators zu
sicheru. Behuf Bewirkung dieser Eintragung könnte das obervormund-
schaftliche Gericht entweder den Vormund zur Bewilligung einer Hypo-
thek anhalten und im Fall der Weigerung dessen gerichtliche Yerurtheilung
zur Bewilligung herbeiführen, oder es könnte die Eintragung einer Hypo-
thek unmittelbar bei dem Grundbuchamt nachsuchen. Der erstere Weg
passt jedoch nicht zu der Stellung des Vormunds dem Vormundschafts-
gericht gegenüber; der Entwurf hat daher vorgezogen, den letzteren dem
Gesetzentwurf über den Eigenthumserwerb etc, §. 27, Nr. 4 gleichfalls
entsprechenden Weg zu beschreiten. In jedem Falle muss jedoch die
Requisition an das Grundbuchamt bis zum 1. Oktober 1879 erfolgen;
über diesen Zeitpunkt hinaus kann den Pflegebefohlenen kein anderer
Schlitz, als welchen der §. 12 gewährt, zu Theil werden.
Wird die Forderung, welche durch die Hypothek gesichert werden
soll, oder deren Umfang bestritten, so ist es Aufgabe der obervormund-
schaftlichen Behörde, für deren gerichtliche Geltendmachung Sorge zu
tragen und bis dahin die Sicherung des Pflegebefohlenen durch Eintra-
gung einer Vormerkung herbeizuführen.
Dieselben Grundsätze, wie hinsichtlich der Forderungen der Pflege-
befohlenen, müssen auch Anwendung finden, wenn es darauf ankommt,
eine schon vor dem I.Üktober 1878 begründet gewesene Schuldforderung
der Kinder gegen. ihren Vater wegen pflichtwidriger Verwaltung des
Mutterguts oder des sonstigen in seiner Verwaltung befindlichen Ver-
mögens der Kinder geltend zu machen. Auch hier gewährt der Entwurf
noch ein Jahr lang das Recht der Eintragung der Hypothek auf den
Grundbesitz des Vaters und macht die Sorge für die Kinder zu einer
Pflicht des obervormundschaftlichen Gerichts, welchem ohnehin nach der
Verordnung Nr. 13 vom 6. Mai 1828 die amtliche Beaufsichtigung des
Vaters bei der Verwaltung des Mutterguts seiner Kinder obliegt.
Für die Rangordnung der einzutragenden Hypothek kann bei der
Natur der in Frage kommenden, auf Wahrung wohlerworbener Rechte
berechneten transitorischen Bestimmung nicht das allgemeine Princip der
Datirung nach. der Reihenfolge der Eintragungen (G.-E.-G. §§. 25, 3.9)
massgebendsem, es muss vielmehr jener Hypothek der ihr nach der bIS-
herigen Gesetzgebung gebührende Rang zu Theil werden, und demgemäsS





Auch die übrigen in den vorhergehenden Paragraphen nicht
erwähnten, nach der bisherigen Gesetzgebung von der Eintragung
ausgenommenen Hypotheken können bis zum 1. Oktober 1879 ein-
getragen werden, wenn vor dem 1. Oktober 1878 die durch die
Hypothek geschützte Schuldforderung entstanden war.
Hinsiehtlieh der Einwilligung des eingetragenen Eigenthiitners,
der Bescheinigung der Klageerhebung, der Eintragung der Vor-
merkung und der Gesammthaft mehrerer Grundstücke kommen die
Bestimmungen des §. 14 zur Anwendung.
Die hiernach zur Eintragung gelangenden Hypotheken behal-
ten ihren bisherigen Rang.
Dieselben Erwägungen, welche dazu geführt haben, für die nach der
früheren Gesetzgebung durch stillschweigendes Pfandrecht gesicherten
Forderungen der Ehefrau, der Kinder und Pflegebefohlenen noch ein Jahr
lang einen Anspruch auf Eintragung einer Hypothek zu gewähren, sichern
ein gleiches Recht auch. den übrigen nach der Verordnung Nr. 14 vom
26. März 1823 von der Eintragung ausgenommenen Hypothekforderungen.
Von praktischer Bedeutung kann dies jedoch nur in Betreff der Hypothek
der Gemeinden, Kirchen, frommen Stiftungen und öffentlichen Anstalten
an den Gütern ihrer von einer öffentlichen Behörde angestellten Admini-
stratoren sein; ist gegen letztere am 1. Oktober 1878 eine Schuld-
forderung begründet, so soll auch hier noch ein Jahr lang dieEintragung
einer - gleichfalls vom Tage der Entstehung ,der.Forderung datirenden-
Hypothek mit Einwilligung des Eigenthümers event. auf Grund rechts-
kräftigen Erkenntnisses beantragt werden dürfen.
• §. 18.
In Betreff der Entstehung und Wirkung des richterlichen Pfan-
des bewendet es bis zum 1. Oktober 1879 bei dem bisherigen Recht.
Deher die Entstehung und Wirkung des richterlichen Pfandes ent-
scheiden vom 1. Oktober 1879 an die betreffenden Bestimmullge? der
R:-C.-p.-O. §. 709 sq. Bis zu diesem Zeitpunkte bewendet e.s bei dem
bisherigen Recht. Danach entsteht das richterliche Pfand nicht schon
~it der gerichtlichen Auflage zur Pfandung oder der Mit~heilung des
nchterlichen Dekrets an den Schuldner, sondern mit der faktischen Weg-
n,ahme des zu pfändenden Gegenstandes und der Uebertragung des B?-
SIt~es desselben auf den Gläubiger (Ztschr. XXI, S. 106 und 125); die
WIrkung desselben aber geht dahin, dass dasselbe vor anderen Pfand-
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rechten im Konkurse keinen Vorzug gewährt, vielmehr mit solchen nur
nach dem Alter rangirt (Braunschw. C.-P.-O. §. 33 und Ztschr. VI,
S. 135; XV, S. 187).
§. 19.
Eine Wiedereinsetzung gegen den Ablauf der in diesem Gesetz
bestimmten Fristen ist unstatthaft.
Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der
in diesem Gesetzentwurf bestimmten Fristen musste mit Rücksicht auf
den nothwendig zu wahrenden öffentlichen Glauben des Grundbuchs aus-
geschlossen werden. Ein Gleiches ist auch in dem Preuss. Eiuf.-Ges. für
Hessen-Nasaau vom 29. Mai 1873, §.40 (G.-S. S.283) und in dem Olden-
burgischen Einf.-Ges. vom 5. April 1876, Art. 32 geschehen.
§. 20.
Alle den Gesetzen über den Eigenthumserwerb etc, und über
die Verpfändung von beweglichen Sachen und Forderungen ent-
gegenstehenden gesetzlichen Vorschriften, namentlich die verbes-
serte Untergerichtsordnung vom 2. Februar 1764, der §. 11 der
Verordnung NI'. 14 vom 15. Januar 1814, der §. 55 der Regierungs-
instruktion NI'. 27 vom 3. Februar 1814, die Verordnung NI'. 14 vom
26. März 1823, das Gesetz Nr. 22 vom 19. März 1850, die §§. 4
und 5 des Gesetzes vom 4. Juli 1851, Nr, 28 und das Cirkular-
rescript NI'. 50 vom 3. März 1842 werden hierdurch aufgehoben.
Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten.
Urkundlich Unserer Unterschrift und ibeiaedruckten Herzog-
lichen Geheime-Kanzlei-Siegels. e
Braunschweig, den 8. März 1878.
(L. S.)
Auf Höchsten Special-Befehl.








d. d, Braunschweig, den 8. März 1878 (Nr. 15).
Ein 1 e i tun g.
. ~. Nach dem Gesetzentwurf über den Eigenthumserwerb und die
~gliche Belastnng der Grundstücke u. s. w. §§. 1, 6 und 71 werden
Eigenthum und erbliche Nutzungsrechte an Grundstücken im Fall einer
freiwilligen Veräusserung nur durch die auf Grund einer Auflassung
erfolgte Eintragung des Eigenthumsüberganges im Grundbuche, ausser-
halb der Fälle einer freiwilligen Veräusserung nach dem bisher geltenden
Rechte erworben, so jedoch, dass der Erwerber das Recht der Auflassung
und Belastung gleichfalls erst durch seine Eintragung im Grundbuche
erlangt.
Zu den nicht in Form freiwilliger Veräu~serung vorkommenden
Grundeigenthumsveränderungen gehören auch diejenigen, welche bei
Gemeinheitstheilungen eintreten.
Fragt man' nun aber, was in dieser Beziehung bisher Rechtens
gewesen, so stösst man auf eine Lücke der Gesetzgebung. Während
nämlich bis zum Jahre 1850 die in der Ausführung, der Ueberweisung
d~r Abfindungen, liegende gegenseitige Tradition den vertragsmässigen
Eigenthumserwerb auf "Grund des bestätigten Recesses (Gemeinheits-
Theilungs-Ordnung §. 170) rechtsbeständig machte; hat das Gesetz Nr.22
vom 19. März 1850 indem es an Stelle der Tradition als Requisit des
Eigenthumserwerbes' die gerichtliche Verlassung setzte, es unterlassen,
den bei Gemeinheitstheilungen sich ergebenden Verhältnissen Rechnung
~u tragen, obwohl es im Auseinandersetwngsverfahren einen der gericht-
lichen Verlassung entsprechenden Ak~ nicht giebt. Und wenn sch~n
nach den §§. 174, 175 der G.- Th.- O.die Abfindungsgrundstücke m
Ansehung der Privatrechtsverhältnisse voll Rechtswegen die Eigenschaft
der. dagegen abgetretenen Grundstücke und aufgegebe~en .Gerechtsa~e
erhielten und an deren Stelle traten, und die Praxis hiernach kein
B~denken getragen hat, die durch bestätigte Becesse nachgewiesenen
Eigenthumsverhältnisse .eo ipso als zn Recht. bestehende a~~ehmen,
So mangelt es doch an dem Rechtsakte selbst, welcher den Eigenthums-
übergang hätte bewirken können. Es giebt also in dieser Beziehung ein
llraunschweigische Grundbucbgesetze. 20
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bisheriges Recht nicht, auf das die obige generelle gesetzliche Bestimmung
sich beziehen könnte.
Unzweckmässig würde es offenbar sein, wollte man für die Eigen-
thumserwerbungen bei Gemeinheitstheilungen wie bei freiwilligen Ver-
äusserungen eine gegenseitige gerichtliche Auflassubg vorschreiben; es
empfiehlt sich vielmehr als einfachste Massregel, für die solchergestalt
eintretenden Aenderungen in den Eigenthumsverhältnissen einen Ueber-
gang von Rechtswegen (transitus legalis) eintreten zu lassen, indem man
der Theilungsbehörde gewissermassen das Recht der Adjudikation, der
Bestätigung des Auseinandersetzungsvertrages in dieser Beziehung die
Wirkung eines rechtskräftigen Judikates beilegt 1).
Soll aber der Eigenthumsübergang von Rechtswegen nicht auf
mannigfache Schwierigkeiten und Weiterungen stossen, so ist es noth-
wendig, dass die Gesammtheit der Interessenten, welche Grundstücke
einwerfen, mit der der Empfänger von Abfindungen indentisch bleibt,
was nur zu erreichen steht, wenn kein Interessent im Theilungsverfahren
als legitimirt angesehen wird, sei es als Eigenthümer oder erblicher
Nutzungsberechtigter, der nicht als solcher im Grundbuch eingetragen ist,
und andererseits jede Eigenthumsveränderung im Grundbuche während
des Theilungsverfahrens im letzteren Berücksichtigung findet. Auch.wo
andere Personen gleich dem Eigenthümer und erblichen Nutzungsberech-
tigten als rechtmässige Inhaber von Besitzungen und Berechtigungen zu
betrachten und darüber behuf der Separation zu disponiren befugt sind,
nämlich solche, welche dieselben auf Wiederkauf, vermöge antichretischen
Pfandrechts, vermöge des aus der väterlichen Gewalt oder aus dem ehe-
lichen Verhältnisse herrührenden Dispositionsrechts, oder endlich als
!nterimswirthe benutzen (G.-Th.-O. §. 36) - alles Verhältnisse, welche.
rm Wesentlichen auf eine gesetzliche Vertretung des Eigenthümers hin·
auslaufen -, muss sich die Legitimation auf die des eingetragenen
Eigenthümers stützen.
. .Die Voraussetzungen der oben als nothwendig bezeichneten UebeI'"
emstImmung gesetzlich vorzuschreiben erscheint indessen nicht erforder-
lich, da sich beide im Grunde von selbst verstehen und namentlich auch
die ~weite, wi.e bisher, unschwer durch Verständigung der betreffenden
Behorden erreicht werden wird.
H. Am Einfachsten ist es, den transitus legalis mit dem Zeitpunkt
a~zunehmen, wo der bestätigte Recess dem zuständigen Grundbuchamt
~It dem Ersu~h~n um .Eintragung im Grundbuch zugestellt wird. Denn
dIe Recess~est~h~ng, Indem sie dem Auseinandersetzungsverfahren erst
R'echtsbestandigkelt verleiht (G.-Th.-O. §. 170), bildet den fOl"lllen~
Abschluss desselben und vertritt den richterlichen AdjndikationsbesCheid
(Z t I)hV9lj's-« O.-!".-G. Br. II. S. 'V. 8. Nov.1879 in s. Wedemeyer c.l1enJ;elB sc r. . R. XXIX, S.116ff.} u. I. S. 'IJ. 13. Okt. 1880 in S. KMflJi!1I'II Co
eese (Ztschr. f. R. ibid. S. 119).
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(~gL Rescr. H. Oberlandesger. v. 4. Dec. 1843 bei Bege, Rep. VI, S.77}j
die Zustellung des bestätigten Recesses an das Grundbuchamt aber (und
zwar nicht die aus zufälligen Gründen, sondern in bewusster Weise zum
Zweck der Eintragung ins Grundbuch erfolgende) dient dazu, den nach
processrechtlichen Grundsätzen erforderlichen Akt der Publikation des
Adjudikationsbescheides zu ersetzen. Alles dies passt jedoch nur für die
Fälle, wo die Recessbestätigungvor oder zugleich mit der gegenseitigen
Besitznahme der den Interessenten zugetheilten Abfindungsgrundstücke,
also mit der Ausführung der Separation, erfolgt. Erfahrungsmässig ist
aber der Lauf der meisten Auseinandersetzungen ein anderer, indem
nicht nur die Ausführung nach. Massgabe des Gesetzes Nr. 5 vom
. 18. Februar 1850, §. 2 der Recessbestätigung voranzugehen, sondern
auch zwischen der Ausführung und letzterer ein längerer Zeitraum zu
liegen pflegt.
Während dieser Zeit würde der faktische Zustand nicht mit dem
rechtlichen übereinstimmen; denn die Interessenten bleiben nach wie vor
Eigenthümer der eingeworfenen Gru~dstücke und Berechtigungen , wäh-
rend sie in der That statt dieser die als Abfindung empfangenen
besitzen; jede Veräusserung und Belastung der letzteren aber, soweit
sie nicht zufällig eigenen Grundbesitz mit umfassen, würde unmöglich
sein, und so könnte es kommen, dass sich die ganze Feldmark jahrelang
gewissermassen extra commercium befindet.
Ein solcher Zustand hat zwar schon immer bestanden und ist
stellenweise fast zu einem Nothstande geworden, namentlich in Folge
des nach Erlass des Gesetzes Nr.11 vom 28.März1874, den bäuerlichen
Grundbesitz betreffend, häufiger eintretenden Besitzwechsels und freieren
Verkehrs mit den bei' Gemeinheitatheilungen als Abfindung zugetheilten
Grundstü~ken, obwohl die Praxis mit mehr oder weniger glücklichen
Nothbehelfen die schroffsten Konsequenzen zu umgehen geW)lsst hat
(s. oben S.25). Die Vorschriften des Gesetzentwurfes über die Erwerbung
VOll Grundstücken u. s. w. würden aber auch die bisher in Anwendung
gebrachten Auskunftsmittel ausschliessen, und es würden Zustände ein-
treten, deren Unerträglichkeit für die Betheiligten nicht weiter nach-
gewiesen zu werden braucht.
Mit Rücksicht hierauf empfiehlt es sich, in denjenigen Theilungs-
sachen, in denen die Ausführung der Recessbestätigung l'?rausgeht, den
transitus legalis mit der Ausführung in Verbindung z.u bnngen. _ An d~n
Akt der Ausführung, die Planüberweisung, selpst ihn zu knupf~~, Ist
nicht thunlich weil dieselbe auf das einstinlmige Drängen der Bethelligten
regel _.' . d fi gt dass die formelle Fest-
maSSIg so beschleumgt zu wer en pe, . d
stll· An 1. tni s der Interessenten ° ere ung des Theilungsplans durch er...enn ms .
l'IlehtsL...'fti Ent heid d Beh-rden, ferner durch Ausschluss unbe-
...ra ge sc Cl ung er °.' M I k
kanlltgebliebener Theilnahmerechte und dergleichen erst nsc o.gen ann.
Statt an die Ausführung selbst ist deshalb der Zeitpunkt; mit welch~m
Ton Rechtswegen die zugetheilten Abfindungen in das Eigenthum er
20*
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Planempfänger übergehen, an die der Recessbestätigung analoge Geneh-
migung des Theilungsplans durch die Theilungsbehörde angeknüpft, aber
auch hier, wie bei der Recessbestätigung, nicht auf den Akt der Geneh-
migung selbst, welcher sich, lediglich als interner Beschluss der die
Bestätigung aussprechenden Behörde vollzieht, sondern auf den Tag der
Zustellung an das betreffende Grundbuchamt mit dem Ersuchen um Vor-
nahme der Eintragung verlegt. Der Entwurf stimmt insoweit mit dem
Preuss, Gesetz vom 26. Juni 1875 n betreffend. die Berichtigung des
Grundsteuerkatasters und der Grundbücher bei Auseinandersetzungen
vor Bestätigung des Recesses" (G.-S. S. 325), überein, welches in §. 1
gleichfalls dem genehmigten Auseinandersetzungsplan, als der materiellen
Grundlage des Recesses, durch welchen das Verfahren seinen formellen
Abschluss erhält, die Wirkung des unmittelbaren Eigenthumsüberganges
beilegt.
III. Die Genehmigung des Theilungsplans kann ausgesprochen
werden, wenn derselbe nach Massgabe der §§. 59 bis 62 des Organisations-
gesetzes vom 20. December 1834 (Nr. 2 de 1835) unter den Betheiligten
festgestellt und ausserdem durch Anwendung der §§. 202 ff. der G.-Th.-O.
gegen Ansprüche und Einwendungen Dritter gesichert ist.
Bei diesen Voraussetzungen ist es unbedenklich, den neuen Zustand
rechtsbeständig werden zu lassen, rechtsbeständig wenigstens unter den
Betheiligten selbst und Dritten gegenüber, nur mit dem, im Interesse
einer nach allen Seiten hin nachhaltig zweckmässigen Ausführung noth-
wendigen, Vorbehalte, dass die Interessenten und deren Rechtsnachfolger
bis zur Recessbestätigung sich diejenigen Aenderungen gefallen lassen
müssen, welche die Theilungsbehörde noch für erforderlich erachtet.
Es ist nicht zu vermeiden, dass die Wirkungen mancher Einrichtungen
erst längere Zeit nach der Ausführung erkannt werden, oder sonst Ver-
hältnisse, wie z, B. der Bau einer Eisenbahn auf der Feldmark, welche
Modifikationen der Wege- und Entwässerungsanlagen bedingen, eintreten,
denen gegenüber die Behörde die Befugniss weiterer RegUJ.irung behalten
muss, so lange das Verfahren noch nicht abgeschlossen ist.
Bezüglich der etwa in dieser Weise vorkommenden Aenderungen
der dur~h Genehmigung des Theilungsplans festgestellten Eigenthmns.-
verhältmsse hat die nachfolgende Recessbestätigung den t"ansitus legaliS
zu bewirken (vergi. Preuss, Ges. cit. §. 5).
IV. Nach den kiiIlftig zur Geltung kommenden Grundsätzen erlangt
der Erwerber von Abfindungen bei Gemeinheitstheilungen, wie Jeder,
welcher Grundeigenthum anders als durch freiwillige VeräusserJ,1Jig
~rwirbt, das Recht der Aufl.assung und Belastung erst durch Ein~
lID Grundbuche. Man hat 'hier die Wahl, ob man die Bewirkung dieSer
Massregel ~n einzelnen Interessenten nach Bedürfniss überlassen, oder
die betreffenden Behörden ex ojficio für Berichtigung der Gl"1lndbich~r









GIeichmässigkeit der Behandlung eine grössere Rechtssicherheit garantirt
und es sich auch rechtfertigt, Eigenthumsveränderungen, die sich die
Betreffenden zwangsweise gefallen lassen müssen, ohne deren weitere
Belästigung formell zu ordnen.
Es erscheint zweckmässig, die Theilungsbehörde, welcher ohnehin
schon für andere Fälle die gesetzliche Befugniss, Eintragungen im
Hypothekenbuche zu veranlassen, zusteht (Ablösnngsordn. §. 104, Gem.-
Thl-Ordn. §. 199, Organis.-Ges. §. 87, Ges. Nr. 22 vom 19. März 1850,
§. 12), zu beauftragen, die Amtsgerichte wegen der erforderlichen Ein-
tragungen zu requiriren, beziehungsweise letztere zur Befolgung solcher
Requisitionen zu verpflichten.
V. Nach den vorstehenden Grundsätzen werden die Verhältnisse
für die Zukunft zweckmässig geordnet und insbesondere die Debelstände
beseitigt, welche aus dein Umstande entsprangen, dass die Recessbestäti-
gung regelmässig erst nach geraumer Zeit der Ausführung nachfolgen
konnte. Der Zeitraum, in welchem der alte und neue Zustand mit ein-
ander kollidiren, zwischen vorläufiger Besitznahme der Abfindungen und
Genehmigung Seitens der Behörde, ist möglichst und in solcher Weise
abgekürzt, dass Unzuträglichkeiten von Erheblichkeit nicht .mehr zu
befürchten sind.
Es erübrigt aber noch, den bisherigen Zuständen Rechnung zu
tragen, zumal notorisch die Amtsgerichte, sowohl wo ihnen bereits
bestätigte Recesse zugegangen sirid(Organis.-Ges. §.16), als auch in den
noch nicht bestätigten, aber ausgeführten Separationen ein ungleiches
Verfahren beobachtet haben.
In dieser Beziehung genügt es, anzuordnen, dass die Amtsgerichte,
wo sie die Eigenthumsveränderungen auf Grund mitgetheilter Recesse
noch nicht eingetragen haben, solches überall von Amtswegen nae~olen,
und dass die Bestimmungen, welche für die vor der. Jtecess.bestätlgu~g
ausgeführten Separationen getroffen sind, auch auf die bereits vor Ein-
tritt des gegenwärtigen Gesetzes- zur AuSführung gelangten Anwendung
~nden, woraus sich die Verpflichtung .für die Herzogliche J:andes-
.okotlOrniekommission ergiebt, in derartigen Fällen das Erforderliche zu
veranlassen.
Von Gottes Gnaden, Wir,
Wilhelm,
Herzog zu Braunschweig und Liineburg p, p,
Wir erlassen in Bezug auf die Gemeinheitstheilungen und den
durch dieselben bewirkten Erwerb von Grundeigenthum und Grund-
dienstbarkeiten mit Zustimmung der Landesversammlung die nach-
folgenden gesetzlichen Bestimmungen:
§. 1.
Bei Gemeinheitstheilungen gehen die in Grund und Boden zu-
getheilten Abfindungen in das Eigenthum oder erbliche Nut~un~'
recht der Empfanger, soweit sie den Letzteren nicht schon vor Ei~­
leitung des Separationsverfahrens gehörten, von Rechtswegen mIt
dem Tage über, an welchem der bestätigte Recess von der Hef!0gl.
Landesökonomiekommission mit dem Ersuchen um Vornahme der
Eintragung (§. 4) dem betreffenden Grundbuchamte zugestellt wird,
§. 2.
Erfolgt die AusfUhrung einer Gemeinheitstheilung vor der
Recessbestätigung, so tritt der im §. 1 erwähnte Ueberg~~,·
nachdem den Vorschriften der §§. 201 bis 205 der Gemeinheitsthel-
lungsordnung Genüge geschehen ist,' und die Herzogl. Landes-
ökonomiekommission die Genehmigung des Auseinandersetzung&'
plans ausgesprochen hat, schon mit dem Tage ein, an we~ch~
der genehmigte Plan von der Herzogl.LandesökonomiekoIIIßllSll1on
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mit dem Ersuchen um Vornahme der Eintragung (§. 4) dem betref-
fenden Grundbuchamte zugestellt wird. .
Die Betheiligten und deren Rechtsnachfolger sind jedoch . _
ß.i ht b
· ver
p c et, 1S zur Recessbestätigung sich diejenigen Abänderungen
derPlanlage gefallen zu lassen, welche in dem ferneren Auseinander-






In Beziehung auf die im Gemeinheitstheilungsverfahren fest-
gesetzten Grunddienstbarkeiten 1) entsteht das dingliche Recht mit
dem Tage, an welchem der bestätigte Recess, beziehungsweise der
genehmigte Auseinandersetzungsplan, mit dem Ersuchen um Vor-
nahme der Eintragung dem betreffenden Grundbuchamte zu-
gestellt wird.
Wa1' die Grunddienstbarkeit in einem genehmigtenAuseinander-
setzungsplan festgesetzt, so findet der im §. 2, Absatz 2 bestimmte
Vorbehalt entsprechende Anwendung :I). .
1) Das Gesetz hat dabei nur an wirkliche Realse.rvituten, nicht an die
aus dem. Nachbarrecht hervorgehenden oder auf gesetzlichen Bestimmungen
beruhenden Verhältnisse benachbarter Grundbes#zer (s. oben 8. 41, Note 1,
§. 14, Note 1) und ebensowenig an fortdauernde obligatorische Verpflichtungen
gedacht; es muss daher in jedem dnzelnen Falle geprüft werden, ob eine den
Bedingungen des gemeinen Rechts entf!JJ'fechende Realservitut begründet ist;
cgl. Ztschr. f. R. XXVII, 8. 147 ff.
. 2) Der §. 3 ist erst auf Antrag der Justiz1wmmission eingefügt· Der Be-
ncht derselben vom 13. Februar 1878 (Landt.- Verh.. ,Anl. 38) enthält in dieser
Beziehung Folgendes:
,Bei Gemeinheitsthei7ungen kommt häufig der Fall vor, .dass in ~nwen­
dung der Bestimmung des §. 189 der G. - Th•. - O. Grunddienstbarkeiten als
unentbehrlich beibehalten oder neu eingeführt werden. Dieselben betreffen tlor-
zug.sweise Wege- und Wasserleitungsgerechtigkeiten, und wenn dieselben auch
mClstens einer Uebereinkunfi der bethet1igten Grundbesitzer ihre Entstehung
verdanken, so bilden sie doch durch Aufnahme in den Avseinandersetzungs-
plan einen Theü deeselben und müssen daher ebensO wie de1' Eigtmthumsüber-
gang .bei Gemeinheitsthel11~ngen behandelt werden. W~ beispi~eise zur
VermIttelung der Heuabfuhr von einem Wiesenkomplex dIe~ lMCS bes~­
deren Wegs erforderlich sein würde, welche durchllesertrlrtm9 des Terrat1tS
lind wegen der Kosten der Instandsetzung und Unter1lalttmg der Interessent-
SChaft erhebliche Opfer auferlegen würde, so werden dieEmpf~ der
betheiligten Wieseiiabfindltngen kein Bedenken tragen, statt ~ge lMCS We~s
ZlIr Heuabfllhr sich eine Fahrgerechtigkez"t iiber ihre~e, welche. du
BC?lutzung des Ztvr Fahrt bestimmten Te'f'IJ1,ins als W_ ..w.t ausschliesst,
gegensejtig einzuräumen; namentlich ~n ein iihnl~ r~iss auf dem
!/CdrJckten Wiesenkomplea: vor ..Ausführungder8~($~en hat. Ebenso~mt es nicht selten vor, dass zur Vermeidtmge.-EntwMSCTUngsgrabens
4ie bethel1igten Grundbesitzer die ..Ableitung des.W~ von den Nachbar-
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§.4.
Die Herzogl. Landesökonomiekommission hat, nachdem sie den
Recess bestätigt, beziehungsweise die Genehmigung des Auseinander-
setzungsplans ausgesprochen hat, das zuständige Grundbuchamt
unter Mittheilung einer Ausfertigung des Recesses, beziehungsweise
Auseinandersetzungsplans, und unter Bezeichnung. der dadurch
bewirkten Veränderungen oder Belastungen des Eigenthums 1), um
Vornahme der erforderlichen Eintragungen im Grundbuche zu
ersuchen.
grundstücken durch ihre Abfindungen als Grunddienstbarkeit übernehmen,
namentlich wenn die Durchführung des Grabens in der nach dem Gefälle
erforderlichen Lage eine Erschwerung der Bewirthschaftung ihres Grundstücks
zur Folge haben würde.
"Derartige vorbehaltene Berechtigungen werden nun .ewar in'den Sepa-
rationsrecessen verlautbart, eine Eintragung dieser Grunddienstbarkeiten' hat
jedoch regelmässig nicht stattgefunden, da nach dem bisherigen Recht der
Landeeokonomiekommieeion; welche nach §. 16 des Organisationsgesetzes vom
20. December 1834 nu'1' die Verpflichtung hatte, die bestätigten Recesse der
Hypothekenbehö-rde mitzutheilen, eine Befugniss nicht zustand, die Eintragung
solcherGrunddienstbarkeiten anzuordnen. Da es bedenklich erschien, derartige
Grunddienstbarkeiten von der Verpflichtung zur Eintragung ganz zu befreien,
wett dadurch das ganze der neuen Gesetzgebung zu Grunde liegende Prineip
durchbrochen werden würde, und ~oir es für rathsam hielten, die Bestimmungen
der §§. 14 bis 16 des G.· E • • G., wonach die dingliche Wirksamkeit sole"!'
Grunddienstbarkeiten (abgesehen vom Fan der Ersitzung) durch deren Etn-
tragung im Grundbuche bedingt wird, in dieser Beziehung unberührt zu lassen,
so haben wir für erforderlich erachtet, eine Vervollständigung des Gesetz'
entwurfs in der Richtung vorzuschlagen, dass einestheil« die Entstehung des
dinglichen Rechts der Grunddienstbarkeiten, welche durch bestätigte Recesse
oder genehmigte Auseinandersetzungspläne bei Gemeinhez'tsthez1ungen festgestellt
werden, mit demselben Zeitpunkt, zu welchem das Eigenthum bei Gemeinkeits-
thez1ungen auf den neuen Erioerber übergeht, normirt wird, andernthez1s aber
der Landesökmzomiekommission als der zuständigen Behörde gleiche Befug·
nisse, deren Eintragung bei dem Grundbuchamte zu bewirken, wie rücksicht-
lich des Eigenthumsüberganges beigelegt werden."
Mit dieser Ergänzung des Gesetzentwurfs, beno, mit Aufnahtne des §. 3,
hat sich die Landesregierung einverstanden erklärt. Demqemiis« ist Titel utad J
Eingang des Gesetzes, welches nach dem Entwurf nur "den Erwerb von Gnmi/..,
eigenthum bei Gemeinheitstheilunge'n" ZU;l1l Gegenstande hatte, abgeändert, .des- >
gleichen sind in §. 5 (jetzt §. 6) die auf den Vorbehalt bei den in .ettIClil ~'
genehmigten Auseinandersetzungsplan festgesetzten Grunddtenstbarkeiten(§. S, ..·.t..I.~
Abs. 2) bezüglichen Modifikationen eingeschaltet. J
1) Die Worte nunter Bezeichnung des Eigenthuml1~:gjtld I
auf Antrag der Justizkommission hinzugefügt, um dem in den Motit1Cfl.(jfI$-
gesprochenen Gedanken, dass eine allgemeine Verweisung der~
auf den Inhalt des Beeesses nicht ausreichen solle, im Gesetze sel1J#."
sprechenden AusMuck zu geben.
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. Die ~orm,. in wel~her der Auseinandersetzungsplanden Amtsgerichten
mitsutheilen ist, bleibt der Herzoglichen Landesökonomiekommission
fI.berlassen; es versteht sich von selbst, dass den Amtsgerichten, damit
SIe beurlheilen können, ob die von ihnen verlangten Eintragnngen auf
legalem Grunde beruhen, nachgewiesen und beschrieben werden muss
~as .die leg~timirlen Berech~igten an Grundstücken undBerechtignnge~
m die Ausemandersetzung emgeworfen und welcheAbfindungen sie nach





Das demgemäss ersuchte Grundbuchamt hat die Eintragungen
thunlichst bald und jedenfalls dann vorzunehmen, wenn eine mit
Eintragung oder Löschung verbnndene Verfügung über das betref-
fende Grundstück in Frage steht. Nach Eingang des Ersuchungs-
schreibens dürfen bezüglich der als bisheriges Eigenthum der
Betheiligten eingetragenen Grundstücke, soweit solche nicht in dem-
selben Eigenthumsverhältnisse verbleiben, Auflassungen und Be-
lastungen nicht weiter stattfinden.
Die Eintragnngen sollen zwar ungesäumt vorgenommen werden, es
leuchtet jedoch ein, dass namentlich in der ersten Zeit nach Eintritt des
Gesetzes solches nicht in so unmittelbarer Weise ausführbar ist, dass
nicht in einer kürzeren oder längeren Zwischenzeit Veräusserungen, Ver-
pfändungen und dergleichen vorkommen. Diese dürfen aber, falls das
Grundbuch noch nicht nach dem neuen Zustande berichtigt werden
konnte, doch in keinem Falle mehr bei den in Folge der Separation zum
Austausch gekommenen alten Grundstücken u. s. w. eingetragen werden,
das Grundbuch ist vielmehr, wenn die allgemeine Berichtigung noch
nicht stattgefunden hat, nach Bedürfniss des einzelnen Falles zu berich-
tigen, wenn nicht Verwirrungen riskirt werden sollen. .
Im Interesse der Rechtssicherheit der Grundbücher ist es wichtig,
in dieser Beziehung ein ausdrückliches Verbot auszusprechen.
§.6.
. Geschehen die Eintragungen auf Grund des genehmi~n Aus-
emandersetzungsplans, 80 ist gleichzeitig zurWahrnng des im §: 2,
Absatz 2, beziehungsweise §. 3, Absatz 2 gedachten Vorbehalts eme
entsprechende Bemerkung als G.en~ralklausel in das.Grun.dbuch auf-
zunehmen. Hierdurch erhält derYorbebalt für sämmtliche in dem
betreffenden Grundbuche verzeichnete.Grundstücke rechtliche Wir-
kung gegen Jedermann.Nachdem der Beeess bestätigt und dem
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Grundbuchamt mitgetheilt ist, hat dasselbe die vorerwähnte General-
klausel zu löschen.
Haben Aenderungen des Auseinandersetzungsplans stattgefunden,
so sind solche von der Herzogl. Landesökonomiekommissioq bei Mit-
theilung des Recesses dem Grundbuchamt zu bezeichnen, und von
diesem vor Tilgung der Klausel von Amtswegen in das Grundbuch
einzutragen.
Der gesetzliche Vorbehalt im §. 2 soll nicht nur den Erwerbern
von Abfindungsgrundstücken und deren Rechtsnachfolgern, sondern auch
Dritten, zum Beispiel den Hypothekgläubigern, gegenüber Geltung behal-
ten. Es ist also dessen Eintragung im Grundbuche nothwendig , für
welche indessen aus Zweckmässigkeitsgründen die Form einer für das
ganze betreffende Grundbuch gültigen Generalklausel gewählt werden
kann(s. unten Instruktion, die Geschäftsführung bei den Grundbuch-
ämtern betreffend, §. 14 und das dazu gehörige Formular, Anlage C).
§. 7.
Die Bestimmungen der §§. 2 bis 6 finden auch auf diejenigen
Gemeinheitstheilungen Anwendung, in welchen vor Eintritt dieses
Gesetzes die Ausführung stattgefunden hat.
Wo den Amtsgerichten bereits bestätigte Recesse von der Her-
zoglichen Landesökonomiekommission mitgetheilt sind, haben diesel-
ben etwa noch nicht geschehene Eintragungen im Grundbuche von
Amtswegen vorzunehmen, ohne dass es deshalb eines weiteren Er-
suchens der genannten Behörde bedarL
§. 8.
Die vor dem Eintritt der Wirksamkeit dieses Gesetzes bei Ge-
meinheitstheilungen in bestätigten Recessen festgesetzten Grund-
dienstbarkeiten erlöschen als solche und verlieren jede fernere ding-
liche Wirksamkeit bei einem nicht lediglich auf Universalsuceession
beruhenden Wechsel des Eigenthums an dem belasteten Grundstücke,
wenn sie nicht binnen fünf Jahren, vom Tage des Inkrafttretens
dieses Gesetzes an gerechnet, eingetragen sind 1).
I) Da die festgesetzte Frist bei der in unerwartetem Maasse zu Tage getre-
tenen Umfänglichkeit und Umstänillickkeit der den Grundbuchiimtern ge~
Aufgabe hinsichtlich eines fI'l'ossen The~1s der v()Tzunehmenden Eintra!JWlgtfl
sich nicht hatte innehalten lassen, so ist dieselbe durch Ges. Nr. 47.~
12. Decbr. 1882 bis zum 5. Apn11886, durch Gee. Nr. 16 vom 29.MÜ/fJ1 "''''''''
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F~r die Eintragung derjenigen GJ"U;nddienstbarkeiten, welche in
der Zelt von dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bis zum 1. Oktober
1878 .bei Gemei~heitstheilungen in bestätigten-Recesllen oder in ge-
nehmigten Ausemandersetzungsplänen festgesetzt sind, gilt die im
§. 7, Absatz 1 des Gesetzes, die Einführung der Gesetze über den
Eigenthumserwerb p. p. betreffend, bestimmte Eintragungsfrist 2).
bis zum Ablaufe des 5. Apn11889, und durch Ges. Nr. 14 vom 26. März
1889 fernerweit bis zU'ln Ablaufe des 5. Apn1 1892 verlängert.
. 2) De1' im Entwurf fehlende §. 8 ist eine Konsequenz der auf Grund-dlenst.bark~iten bezüglichen Bestimmungen "des Gesetzes (§.3); seine Aufnahme
erschien mit Rücksicht auf die in §.7 enthaltenen transitorischen Vorschrijt-en
lind zugleich um desswl1len nothwendig, wCl1 nach §. 7 des Einführungs-
gesetzes der Berechtiote selbst innerhalb eines Jahres die Anmeldung und Ein-
tragung seines dinglichen Rechts bei Verlust desselben gegooüber demSingular-
II!ICCessor zu betreiben hat, eine Vorschrift, deroo Befolgung von den auf
Grund der Separationsrecesse BerechtigtCII regelmässig arzsser Acht gelasstn
werden würde, zumal dieselben den Reeess selbst nicht in Händen habCII und
sich dem Glauben ergeben, dass die erforderliche Eintragung auch ohne ,nr
Zuthun durch die Separationsbehörde selbst werde beschafft werden.
Der Kommissionsbericht äussert sich in Betreff des §. 8 folgendermassen:
.Da das vorliegende Gesetz nicht erst mit dem 1. Oktober 1878, wie d«s
Gtunderwerbsgesdz, sondern der allgClneinen Vorschrift der Verordnung Nr.2
vom 5. Januar 1814 entsprechend acht Tage nach der öffClltlichoo Bekannt-
~achung Gesetzeskraft erlangCII wird,' so sind hierbei verschiedClle Zeiträume
I~ Auge zu fassen, }e nachdem es sich um Eintraf/lmg von GrunddiCl1Stbar-
kelten handelt welche
a) durch 11ie vor Erlass des Gesetzes bestätigtCII und den' Amtsgerichten
mitgetheilten Recesse festgestellt sind, oder
b) nach dem Inkrafttreten des Gesetzes, jedoch vor dCln 1. Oktober 1878
auf Grund bestätigter Recesse oder genehmigter Auseinandersetzungs-
pläne dingliche Wirksamkeit erlangen, oder
e) nach dem 1. Oktober1878 auf Grund der bestätigtCII Beeesse oder geneh-
migten Auseinandersdzungspläne auf ErsuchCII der Herzoglichen Landes-
ökonomiekl>mmission einzutragen sind.
•Für die letzteren muss es bei den Vorschriften des §. 4 der Vorlage
(jetzt §. 5), welche wir für zweckmässig anerkennen, lediglich sein.Bewendet:
"behalten; und für die geringe Zahl der in dem zu b) bemerkten ZCltraum mit
dem Ersuchen um Eintragung dem Grundbuchamte zugehenden !lecesse und
UCI1e~migten Auseinandersdzungspliine liegt kein Gru.nd vor, ~ne von de.n
Bestimmungen in §. 7 des Einführungsgesetzes abwClchende, länger als em
Jahr dauernde Frist zur Eintragung zu bestimmCII.
•Anders verhält es sich aber mit den in bestätigten Recessen festgestellten
Grunddienstbarkeiten welche unter die Kategorie zu a) fallen. Die d~ Amts-
fJe!ichten in §. 6 de; Vorlage (Jetzt §. 7) auferlegt~ Verpflichtung, die _tl~ch
nICht geschehenen Eintragungen auf Grund bestäti'gter.Re~ nachtraglIch
von Amtswegen vorzunehmen, wird denselben u7l!S(}!n(Jhr et~ mckt unerheblIche
Geschäftslast aufbürden, als bis jdzt in Betreff der; C!rt(J 300 bestätigten
Recesse nur etioa toegen des dritten Thet1s durch Elnnehtung neuer Hypo-
thekenbücher eine vollständige Eintragung der durch die G~'nheitstheI1ung
bewirkten Eigentllumsveränderungen stattgefum/en hat, auch übe;haIlP~~:~­
trauungen der festgestellten GrunddienstbarkeitefJ fIut' itJ den wCIIlgsten ..,,'11
316 Eigenthumserwerb bei Separationen.
Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten.
Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzog-
lichen Geheime-Kanzlei-Siegels.
Braunschweig, den 8. März 1878.
(L. S.)
Auf Höchsten Specialbefehl.
W. Schulz. Trieps. Graf Görtz-Wrisberg.
vorgenommen sein uierden. Da nun ohnehin in der Zeit vom 1. Oktober 1878
bis dahin 1879 die Grundbuchämter durch Ausfiihmng der in den neuen
Gesetzen, insbesondere z'n der Grundbuchordnung , enthaltenen Bestimmungen
sehr beschäftigt sein toerden , so würde es denselben kaum möglich sein, den
Vorschriften des §.6 der Vorlage (jetzt §. 7) innerhalb einer einjährigen Frist
nachzukommen. Wir haben daher für diese Eintragungen eine fünfjährige





Hypotheken für die auf den Inhaber
lautenden Schuldverschreibungen und Ver-
pflichtungsscheine betreffend.
d. d. Braunschweig, den 30. März 1881 (Nr. 22).
Ein 1 e i t un g.
. Bei grösseren Anleihen, welche namentlich von Besitzern umfsng-
reIcher gewerblicher Etablissements kontrahirt worden ist nicht selten
ja regelmässig von vornherein die Absicht d.araufgeri~htet, dem Publi~
Imm die Betheiligung an dem für eine längere Zeitdauer bestimmten
Geschäfte möglich zu machen. Die Personen, welche zunächst die An-
schaffung des Geldes übernehmen, wünschen nicht Gläubiger zu bleiben,
sOndern die Forderung in einzelnen Antheilen in Umlauf zu setzen.
Es wird zu dem Ende in der ursprünglichen Uebereinkunft oder
Gen~ral-Ohligation verabredet, dass der· Schuldner eine Anzahl von
~artIal-Ohligationen über bestimmte Beträge ausstellen solle, welche in
ihrer Gesammtheit den Betrag der Anleihe decken.
. Es leuchtet ein, dass der Zweck wesentlich erleichtert wird, wenn
diese den Mitkontrahenten vom Schuldner ausgeMndigten Partial-Obli-
gationen auf den In hab er lauten. Das Gesetz gestattet ein solches
~erfahren, macht aber zur Verhütung des leicht möglichen Missbrauchs
die Ausstellung der Inhaberpapiere von der vorgängigen Genehmigung
der Landesregierung abhängig (Ges.lItr. 27 vom 30. April 1867, die
Ausstellung von Inhaberpapieren betreffend). Damit erledigt sich als-
dann die Sache in ziemlich einfacher Weise. Eigenthümliche Schwierig-
~eiten 'entstehen jedoch, wenn den Gläubigern ,zu ihrer Sicherheit zugle.ich
.~.Jpe Hypothek bestellt werden soll, an w-elcher die Inhaber der Partial-
Obligationen gleichmässig Theil. zu nehmen haben.
Diese Schwierigkeiten, welche sich bei der Konstituirung, be~ der
Uebertragung, Geltendmachung und Löschung der Hypothek zergen,
hahen darin ihren Grund, dass .der Schuldner durch die Ausstellung von
Inhaberpapieren sich nicht einer bestimmten Person, .sondern dem recht-
lllässigen Besitzer des Papiers verpßichtet, wälireilddie Hypothek nur
auf den Namen eines bestimmten Gläubigers eingetragen, nur auf eine
hestimI!lte Person unter Beobachtung gewisser Vorschriften übertragen,
eJ.l.dIich nur von dem Gläubiger oder Cessioll$1'gllltend gemacht oder
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gelöscht werden kann (Ges. Nr, 10 über den Eigenthumserwerb und die
dingliche Belastung der Grundstücke p. p. vom 8. März 1878, §§. 31, 43,
55, 59 und 63).
Vor Erlass des eben erwähnten Gesetzes hat man sich dadurch zu
helfen gesucht, dass die Partial-Obligationen nicht auf den Inhaber, son-
dern auf den Namen der ersten Geber des Geldes, für welche auch die
Hypothek eingetragen war, ausgestellt und von diesen mit einer In
Blanco-Cession versehen wurden. Dabei pflegte bestimmt zu sein, dass
die Hypothek trotz der Cession nicht von den Cessionaren, sondern nach
wie vor nur von den ersten Gläubigern und Cedenten geltend gemacht·
werden solle. Es mag dahin gestellt bleiben, ob nicht derartige Proee-
duren schon nach dem früheren Rechte erheblichen Bedenken unter-
liegen, gewiss ist, dass sie nach dem neuen Hypothekenrechte wirkungs-
los sind und, sollten sie vorgenommen werden, lediglich zu bedauerlichen
Illusionen und Verwirrungen führen würden.
Auch lässt sich in dieser Richtung durch eine Aenderung der Gesetz-
gebung keine Abhülfe schaffen, da alsdann, wenn man z. B. auch nur
Cessionen in Blanco allgemein gestattete, das gesammte aber eingeführte
Hypothekenrecht eine gänzliche Umarbeitung und Umgestaltung noth-
wendig machen dürfte. Die Landesregierung ist nicht in der Lage, auf
derartige, von verschiedenen Seiten geäusserte Wünsche einzugehen, da es
ihr unstatthaft erscheint, exceptionelle Einzel- Interessen zu berücksich-
tigen, insofern dies nur mit ernster Gefahrdung des allgemeinen Inter-
esses geschehen könnte.
Dagegen dürfte die Landesregierung sich den mehrfach geäusserten
Wünschen und gestellten Anträgen gegenüber der Pflicht nicht ent-
riehen, dffi Fragen:
"ob ein Bedürfniss für neue legislative Massregeln vorhanden,
in welchen Fällen dies Bedürfniss anzuerkennen, und auf welchem
Wege dasselbe ohne erhebliche Bedenken zu befriedigen sei"
in genauere Erwägung zu ziehen.
Was die Bedürfnissfrage im.Allgemeinen betrifft, so liesse sich gegen
die Bejahung folgender Einwand erheben.
Da die in Rede stehenden Werthpapiere für den Verkehr bestimmt
sind und deshalb mit Leichtigkeit aus einer Hand in die andere über-
gehen sollen, so werde der Käufer regelmässig darauf sehen,ob ~.
schuldnerische Geschäft, für welches die Anleihe contrshirt wurde, ißt
schwunghaften Betriebe sei, während die Verpfändung der Immobilien,
deren Werth bei gestörtem Betriebe, also z. B. im Konkurse, in kaum
berechenbarer Weise zu sinken pflege, regelmässig nur eine sehr unter"
geordnete Berücksichtigung finden dürfte.
Man kann die Richtigkeit dieser Bemerkung im Allgemeinen ein-
räumen, darf aber nicht übersehen, dass die reale Sicherheit gerade fiit
die Fälle ungenügender Solvenz des Schuldners Bedeutung hat, 1lJ1~
dass die Gläubiger an dem Erlöse der ihnen verhypothecirten Immo-
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bilien, mag derselbe höher oder niedriger sein, immer ein Vorzugsrecht
vor den Buchgläubigern haben. Würde auf diesen Vortheil bei dem
Verkehre mit den bezeichneten Papieren keine nennenswerthe Rücksicht
genommen, so würde bei der Kontrahirung derartiger Kreditgeschäfte
auf die Bestellung einer Hypothek nicht ein solches Gewicht gelegt, wie
dies nach der bisherigen Erfahrung der Fall ist.
Das Bedürfniss einer Aushülfe, insofern die bestehende Gesetzgebung
hierfür nicht ausreicht, lässt sich daher nicht füglieh verkennen.
Bei der weiteren Frage, für welche Fälle das Bedürfniss einer
besonderen legislativen Massregel anerkannt werden müsse, geht schon
aus dem vorhin Gesagten hervor, dass es die Natur der Inhaberpapiere
ist,welche die Bestellung einer Hypothek nach der gegenwärtigen Gesetz-
gebung unthunlich macht. Diese Fälle sind es also, welche man in's
Auge zu fassen, und für welche man Sorge zu tragen hat.
Die Hauptfrage bleibt dann freilich immer, auf welchem Wege die
Befriedigung des Bedürfnisses erreicht werden könne.
Zunächst wird es darauf ankommen, die exceptionelle Einrichtung
gensu zu umgrenzen, damit jede Vermischung mit dem regelmässigen
Hypothekenverkehr vermieden werde. Dies lässt sich leicht erreichen.
Die Emission von Inhaberpapieren hängt nicht, wie dies bei sonstigen
Geschäften des privatrechtlichen Verkehrs regelmässig der Fall ist, von
dem freien Belieben der Privaten ab, sondern es bedarf dazu einer
besonderen Genehmigung der Landesregierung. Es ist daher völlig
motivirt, in gleicher Weise auch die Bestellung einer Hypothek für In-
haberpapiere von einer speciellen Ermächtigung abhängig zu machen,
und man erlangt dadurch ein sicheres und genügendes Kennzeichen,
welches diese Hypothek von der gewöhnlichen einem bestimmten Gläu-
biger bestellten Hypothek stets mit Leichtigkeit unterscheiden lässt.
Sodan"n kommt es auf die Zweckmässigkeit und rechtliche Haltbarkeit
der Einrichtung an. Der Entwurf beruht auf folgenden" im Grunde ein-
fachen Gedanken.
Die persönliche Forderung steht den einzelnen Besitzern der In-
haberpapiere zu; diese sind also die freilich stets wechselnden und .dem
Namen nach unbekannten oder doch nur zufällig bekannten GläubIger.
Zu Gunsten dieser sämmtlichen Gläubiger soll die Hypothek und zwar
su gleichem Rechte bestellt werden. Fragt man also, wer sind die Hypo-
thekengläubiger, so muss die Antwort nothwendig lauten: ~e Gesam~t­
heit der Gläubiger. Man darf nun zwar diese Gesammtheit mcht als eme
,oll' h il sonst zu demo Ig gesonderte juristische Person anse en, we man
rechtlich unstatthaften Resultate gelangen würde, dass di~ persönlichen
Gläubiger mit den Hypothekgläubigern nicht identisch seien. Dagegen
steht kein Bedenken entgegen, die einheitliche Ausübung der hypothe-
karischen Rechte vorzuschreiben, also insoweit die GesalllmtheIt der
Gbb' . h-"'- h n und zu behandeln.lllU iger nach Art einer Genossensc a'" anznse e .Da.... " . di F 1 dass die (Iesammtheit
•...ns ergiebs SICh dann eiafach e 0 ge,
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nach Aussen durch Syndiken vertreten wird, deren Handlungen als von
sämmtlichen Gläubigern vorgenommen gelten. Die einzelnen Gläubiger
werden hierbei nur als Glieder der Gesammtheit durch ihre Stimmberech-
tigung bti; den Beschlüssen der Generalversammlung thätig.
Was dagegen die innere Seite, also die gegenseitigen Verhältnisse
der Gläubiger zu einander und zu den Syndiken betrifft, so kommen
hierbei ihre Einzelrechte zur vollen Geltung, und dieselben haben daher
ein gleichmässiges Theilnahmerecht an dem aus der Hypothek erfolgen-
den Erlöse.
Trotz des steten Wechsels der Glieder bleibt die Gesammtheit stetig
und unverändert, und bis zur gänzlichen Löschung der Hypothek kann
das Hypothekenrecht nur von den Vertretern der Gesammtheit geltend
gemacht werden. Die einzelnen Gläubiger sind jedoch nicht behindert,
ihre Inhaberpapiere zu veräussern, zu verpfänden, oder in jeder sonsti-
gen an sich zulässigen Weise darüber zu verfügen, nur ist es selbst-
verständlich, dass auf den neuen Erwerber des' Inhaberpapieres anch
das Theilnahmerecht an den Vortheilen aus der Hypothek übergeht.
Die Landesregierung glaubt, dass der bezeichnete, von ihr für un-
bedenklich erachtete Weg zu einer .Befriedigung des Bedürfnisses und
überhaupt zu einem den in Rede stehenden Verhältnissen völlig ent-
sprechenden Ergebnisse führen wird 1).
1) Der betr. Gesetzentwurf ist von der Lanllesversammlung mit geringen
zu §. 3 sub b. und c. vorgeschlagenen Abänderungen atloptirt (vgl. Verh. des
ausserordentlichen Landtags de 1881, Anl.8 u. 12, Prot. 5 sub II ~t. 7 sub V).
- Der Entw. des D. Bürg. Geseteb. hat die Inhaberhypothek in das System
des HYT!0theke~ree~ts nicht eingefügt, vielmehr det'en Regelung, soweit für die·
silbe. ein Bedurfmss anzuerkennen sei, der 8peeialgesetzgebung vorbehalten
(1lfotlve Bä. III, 8. 635 bi.~ 637); vgl. übrigens St obb e, D. Prioatr. 2. Auj/.,
II, §. 111, Note 24a; '/'. Roth, Syst. d. D. Privatr, IlI, S. 563.
Von Gottes Gnaden, Wir,
Wllh e l m ,
Herzog zu Brannschweig und LÜDeburg p. p.
erlassen mit Zustimmung der Landes- Versammlung das
nachfolgende Gesetz.
§.l.
Sollen in Bezug auf ein bestimmtes Kreditgeschäft nach Mass-
gabe des Gesetzes VOm 30. April 1867§. 1 (V.-S. Nr. 27) Schuld-
verschreibungen oder Verpflichtungsscheine (Partial-Obligationen)
und die zu diesen Papieren gehörigen Coupons und Talons auf den
Inhaber ausgestellt werden, so kann die Landesregierung auf An-
~ag die Ermächtigung ertheilen, dass der Gesammtheit der Gläu-
blger · eine Hypothek Mstellt und auf den. Namen von Syndiken
als Vertretern dieser Gesammtheit eingetragen werde.
Die Ermächtigung wird zugleich mit der bezüglich der Aus-
stellung der Inhaberpapiere ertheilten Genehmigung durch clie·
Landesregierung bekannt gemacht .1). .
----------=-
& I) Derartige Ermächtigungen zur Ausstellung auf den.I~ UJuterm.er
bishuldverschreibungen und zur Bestellung einer Hypothek fvr. iJi~ snul
Zucher e1theilt durch Bekanntmachung Nr. 25 vom 1f. Ju~i 1883 der.~Atien­
der kerfalw?1c Gandershei11l, durch Bekannt11laehung Nr: U VQm 0. Mar", 1886
der Zu.ckerfab·rik Üestrum , durch Bekanntmachung Nr. 2 vqm 5. .Tan. 1~9
d FlTma "Balhorn's Bierbrauerei Aktien· Gesellschaft. Z1!l BJoaJmSChw/I'Ig ,
z:::h !kka,nntmachung Nr. 23 vom '24. Aprzl 1889 der F.ir:w "Bierlw~/erei
llIac Peld8~hlö.~schen, Aliien - GesellSChaft zu Brau.nschw/I'Ig , durch Bekan~t­~ hung Nr, 26 '/10111 14. Mai 1889 der KQmfllandit-GeseUschaft auf Al;tzen
onnohler Portland • Cement- J!'alwz'/i; Planck ti ll0fi4P."HfJlzmim!en.
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Die Ermächtigung zur Bestellung der Hypothek ist nur zugelassen,
wenn der Antrag sofort gestellt, also mit dem Gesuche, die Ausstellung
von Inhaberpapieren zu genehmigen, verbunden wird.
Diese Vorschrift hat darin ihren Grund, weil nur die Unternehmer
und ersten Empfänger der Inhaberpapiere die für alle Nachfolger bin-
denden Bestimmungen treffen können.
Allerdings lässt es sich denken, dass die Emission von Inhaber-
papieren erfolgt ist und erst wegen später eingetretener Verhältnisse
nachträglich die Bestellung einer Hypothek für wünschenswerth erachtet
wird. Allein es wird kaum gelingen, den Konsens sämmtlicher Inhaber
der emittirten Papiere zu beschaffen und darüber eine sichere Nach-
weisung zu liefern. Ohne solchen allseitigen Konsens würde aber dem
zu errichtenden Syndikat die genügende Grundlage fehlen. Es scheint
daher den Vorzug zu verdienen, derartige doch immer sehr seltene Er-
scheinungen unberücksichtigt zu lassen, zumal wenn erwogen wird, dass
andere unbedenkliche Auskunftsmittel zu Gebote stehen. Die Bethei-
ligten, welche konsentiren wollen; können z. B. die Genehmigung erbitten,
die früher emittirten Papiere .gegen neue umtauschen und für dieses
neue. Kreditgeschäft eine Hypothek bestellen zu dürfen.
§. 2.
Für die auf Grund solcher Ermächtigung bestellte Hypothek
kommen die gesetzlichen Normen über die Hypotheken in Anwen-
dung, insoweit nicht die nachfolgenden Vorschriften abweichende
Bestimmungen enthalten.
§.3.
Der Vertrag, welchen der Schuldner'mit' dem Unternehmer
und ersten Empfanger der Inhaberpapiere über das Kreditgeschäft
abschliesst (General- Obligation), muss enthalten:
a, d~e Angabe des Gesammtbetrages der Schuld, für welche
die Hypothek bestellt wird, sowie die wegen der Verzinsung
und Hückzahlung getroffenen Verabredungen;
b. den Wortlaut und die Zahl der Inhaberpapiere sowie die
Beträge, über welche die einzelnen Papiere ausgestellt
werden;
c. die Bestimmungen über die Art und Weise, wie die Zu-
gehörigkeit der einzelnen Partial-Obligationen zu der Ge-
s~mmtanleihe zu beglaubigen ist;
d. die Zahl der Syndiken;
r Hypotheken fiir Inhaberpapiere. 325
e, die .Ernennung der Syndiken oder die Bestimmung darüber
i~ welcher Weise die Ernennung erfolgen soll; ,
f, die Bestimmung über die Art und Weise, in welcher die
anderweite Ernennung oder Ergänzung vorzunehmen ist,
wenn die bisherigen Syndiken oder einzelne derselben weg-
fallen;
g. die Bestimmung darüber, in welcher Weise nöthigenfalls
die Gläubiger zu General-Versammlungen berufen werden
sollen.
§.4.
Bei dem vom Eigenthümer oder von den Syndiken gestellten
Antrage auf Eintragung der Hypothek ist die General- Obligation
und die Ermächtigung der Landesregierung in beglaubigter Form
zu überreichen.
Die Eintragung geschieht auf den Namen der ernannten Syn-
diken als Vertreter der Gesammtheit der Gläubiger.
In gleicher Weise wird der Hypothekenbrief ausgefertigt und
mit den in Absatz 1 erwähnten Urkunden verbunden.
§.' 5.
Kommen die Syndiken, auf deren Namen die Eintragung .er-
folgt ist (§. 4), später in Wegfall, so treten die nach den Bestim-
mungen der General-Obligation oder dieses Gesetzes anderweitig
ernan,nten Syndiken ohne Weiteres an die Stelle ihrer Vorgänger.
Dasselbe gilt bei jedem ferneren Wechsel der Syndik~n. .
Eine Eintragung der neuen Syndiken im Grundbuche ist mc~t
erforderlich, jedoch haben dieselben ihre Ernennung unter BeI-
fügung einer beglaubigten Abschrift der darüber aufge~ommenen
Urkunde (§. 13) ungesäumt dem Grundbuchamte anzuzeigen.
. Die Bestimmung, dass die Hypothek auf den Namen der Syndik~n
eInzutragen ist hat keine materielle Bedeutung, sondern soll nur die
Form regeln. Dass dadurch keine eigenen Rechte der Syndiken an der
HyPothek begründet werden, geht zur Evidenz aus der ferneren Vo:"
8ehrift hervor, dass die Syndiken dabei als Vertreter der Gesammtheit
der Gläubiger zu bezeichnen sind. . S
Bei dem Eintreten neuer Syndiken ist daher nie von einer ueces-
sio . '. . wie bei Vormündern,n nn Hypothekenrechte, sondern Immer nur,~nrat()ren u. 8. w., von einer Nachfolge in der Vertretung des Berech-
tigten die Rede.
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Die in §.5 enthaltenen Bestimmungen haben wesentlich den Zweck,
in dieser Beziehung jeder etwaigen Missdeutung vorzubeugen.
§. 6.
In Bezug auf die Hypothek wird die Gesammtheit der Gläu-
biger durch die Syndiken gerichtlich und aussergerichtlich ver-
treten.
Die Syndiken bedürfen zu gerichtlichen und aussergericht-
liehen Handlungen einer speciellen Ermächtigung nur in den Fäl-
len, in denen dies in der General- Obligation oder in diesem Ge-
setze bestimmt ist.
§. 7.
Die Rechte aus der Hypothek können Dritten gegenüber nicht
von den einzelnen Gläubigern, sondern nur durch die Syndiken
für die von denselben vertretene Gesammtheit der Gläubiger gel-
tend gemacht werden.
Dasselbe gilt von sonstigen an sich zulässigen Verfügungen
über die Hypothek.
Die einzelnen Gläubiger haben jedoch gleiche Theilnahme-
rechte an dem Erlöse aus der Hypothek, namentlich aus der von
den Syndiken bewirkten Zwangsversteigerung oder Zwangsver-
waltung.
§.8.
Eine Abtretung oder Verpfändung der für die Gesammtheit
der Gläubiger bestellten Hypothek ist unstatthaft.
Die Hypothek soll zur Sicherheit der den sämmtlichen Gläubigern
aus den. emittirten Papieren zustehenden Forderungen dienen. Die e~­
zeInen Gläubiger können nun zwar "ihre Papiere veräussern, allein die
neuen Erwerber, auf welche mit der Forderung auch das Theilnahme-
recht an dem Erlöse aus der Hypothek übergeht (cfr. §. 16), treten an
die Stelle der Vorgänger und bilden, wie diese, Glieder der konstanten
Gesammtheit, . für welche die einheitliche Geltendmachung des Hypothe-
kenrechts durch die Syndiken erfolgt. Das Ganze erleidet trotz des
Wechsels der l\Iitglieder keine Aenderung.
Hält man diesen Gegensatz fest, so darf die im §. 8 getroffene
Bestimmung im Grunde als selbstverständlich bezeichnet werden.
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§ 9.
Willenserklärungen der Syndiken, wodurch das Recht der
Hypothek beseitigt oder geschmälert wird, z. B. Verzichte Ein-
räumung d~s Vorranges, haben unbeschadet der im §. 10 ~etrof­
fenen. Bestimmungen nur dann rechtliche Gültigkeit, wenn die
Syndiken dazu durch die General-Obligation oder durch Beschluss-
nahnie der General-Versammlung ermächtigt sind.
Ist jedoch in den auf den Inhaber lautenden Partial-Obli-
gationen bemerkt, dass für die Gesammtschuld eine bestimmte
Hypothek bestellt sei, so hat eine Willenserklärung der vorgedach-
ten Art immer nur in dem Falle Gültigkeit, wenn in dem Inhaber-
papiere zugleich angeführt ist, dass die Ermächtigung zu solchen
Willenserklärungen ertheilt sei oder ertheilt werden könne.
Der Vertreter kann zwar die rechtliche Lage des Geschäftsherrn
verbessern, darf sie aber ohne specielle Ermächtigung nicht verschlim-
mern. Auf diesem einleuchtenden Grundsatze beruht die Vorschrift im
Absatz l.
Für die Bestimmung im Absatz 2 ist folgender Gedanke leitend
gewesen. Wenn die auf den Inhaber lautenden Partial-Obligationen die
bestellte Hypothek erwähnen, so geschieht dies mit in der Absicht, das
Papier dadurch zu empfehlen. Der Käufer, welcher vielleicht in der
Ferne wohnt, muss um ihn vor Selbsttäuschungen zu schützen, daran
erinnert werden, d~ss Willenserklärungen der· Syndiken, wodurch die
HyPothek geschmälert, ja ganz beseitigt werden kann, in der bezeich-
neten Weise statthaft sind.
§. 10.
Einer besonderen Ermächtigung der Syndiken zur Ertheilung
der Loschungabewilligueg bedarf es nicht, wenn
a) entweder die eingelösten Inhaberpapiere nebst den zu den-
selben gehörigen, bereits faUig gewordenen, aber noch nicht
verjährten oder in Zukunft raUig werdenden Ooupons dem
Grundbuchamte zur Vernichtung überreicht werden;
b) oder die bereits vor einem Gerichte oder vor einem Notar
erfolgte Vernichtung der eingelösten Inhaberpapiere sammt
Ooupons durch eine beglaubigte Abschrift des über den Ver-
nichtungsakt aufgenommenen Protokolls nachgewiesen ?"ird;
c) oder endlich der Schuldner die zur Deckung der verbneften
Beträge erforderliche Summe gerichtlich·deponirt.
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Die vorstehenden Bestimmungen sind entsprechend anzuwen-
den, wenn die Schuld nur theilweise getilgt ist, oder nur ein Theil
der Schuldsumme deponirt wird und demgemäss eine theilweise
Löschung der Hypothek beantragt wird.
Die überreichten Papiere hat das Grundbuchamt durch Ver-
brennung vernichten zu lassen. Ueber den Vernichtungsakt ist
ein Protokoll aufzunehmen.
§. 11.
Ausserdem ist bei jedem Antrage auf Löschung der Hypo-
thekenbrief vorzulegen (§. 50 der Grundbuch-Ordnung vom 8. März
1878) und mit demselben nach Massgabe der §§. 51 und 52 leg.
cit. zu verfahren.
§. 12.
Insoweit die General-Obligation nicht etwas Anderes bestimmt,
sind die Beschlüsse und Willenserklärungen der Syndiken nur
rechtsgültig, wenn die Letzteren einstimmig sind.
§. 13.
Die Legitimation der Syndiken wird durch einen beglaubigten
Extrakt aus der General-Obligation; falls in dieser die Ernennung
enthalten ist, sonst durch eine in beglaubigter Form über die
Ernennung aufzunehmende gerichtliche oder notarielle Urkunde
erbracht.
§. 14.
Sind sämmtliche Syndiken in Wegfall gekommen, so hat behuf
einstweiliger Vertretung der Gesammtheit der Gläubiger das Amts-
gericht, in dessen Grundbücher die Hypothek eingetragen ist, auf
Antrag eines Gläubigers oder des Schuldners provisorische Syndiken
in der bestimmten Zahl zu ernennen.
Zugleich ist von dem Amtsgerichte eine General-Versammlung
der Gläubiger behuf Ernennung neuer Syndiken zu berufen.
Das Amtsgericht hat dabei die in der General-Obligation über
die Berufung getroffenen Bestimmungen (§. 3 lit. g.) zu beachten.
Bis zu dieser Ernennung vertreten die provisorischen Syn'
diken die Gesammtheit der Gläubiger mit denselben Rechten und
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Pflichten, welche den von den Gläubigern ernannten Syndiken zu-
stehen beziehungsweise obliegen 1).
. Der Antragsteller hat dem Amtsgerichte glaubhaft zu machen
dass die sämmtlichen Syndiken in Wegfall gekommen sind. '
Die aus der Bestellung provisorischer Syndiken entstehenden
Kosten hat der Antragsteller zu tragen beziehungsweise zu er-
statten, vorbehältlich des ihm etwa gegen sonstige Betheiligte zu-
stehenden Regresses.
. Die Bestimmungen des §. 14 sind für erforderlich erachtet, damit
III Fällen, in denen eine provisorische Vertretung der Gesammtheit un-
vermeidlich wird, die Berechtigung und Verpflichtung der Gerichte, hier- -
bei hülfreich mitzuwirkeu, jedem Zweifel entzogen werde.
§.15.
Die Beschlüsse der General-Versammlungen sind, falls nicht
die General-Obligation etwas Anderes bestimmt, für die Gesammt-
heit der Gläubiger bindend, wenn sie von der Mehrheit. der auf
die Ladung erschienenen Gläubiger gefasst werden.
Bei der Abstimmung ist nicht die Zahl der Personen, sondern
die Höhe der denselben zustehenden Forderungen massgebend.
§. 16.
Die gesetzlichen Bestimmungen über die von den einzelnen
Gläubigern vorgenommen Veräusserungen, Verpfändungen etc, der
Inhaberpapiere erleiden keine Aenderung.
Von Rechtswegen gilt mit der Veräusserung, Verpfändung etc.
des Papiers auch das dem Gläubiger zustehende Theilnahmerecht
an dem Erlöse aus der Hypothek ohne Weiteres als mit veräussert
und verpfändet.
1) Uebriqens versteht es sich von selbst, dass durch die Ernellnung. Ton8~ndiken auch persönliche Rechtlfl.'erhältm'sse zwischen d,esen_ u~ den Glau-
b'gern entstehen. Diese Verhältnisse sind jedoch nach den gewoh~lChen Grund-
sätzen zu beurtheilen und es kommen daher, insofern nicht du getroffenen
Verabredungen ausreichen, die 'Über das .lIandat und die F~ru~/g f:: tIldcr
Geschäfte geltenden Regeln zur Anwendung. In gleicher We~ sf1ldjur das
gegenseitige Verhältniss der Gläubiger, s. B. in B.ezug auf du Theilnalnne-
rechte am Erlöse, die allgemeinen Normen über die Gemeinschaft der Rechte
massgebend.
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Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten.
Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzog-
lichen Geheime-Kanzlei -Siegels.
Braunschweig, den 30. März 188l.
(L. S.)
Auf Höchsten Special-Befehl.





(A btheilung der Justiz),
die
Geschäftsführung bei den Grundbuchämtern
betreffend.
d. (1. Braunschweig, den 26. April 1878 (NI'. 20).
Zur Ausflihrung der Vorschrift des §.54 der Grundbuobordnnne
vom 8. März 1878 Nr. 11 erlassen" Wir nachstehende Instruktio:'
welche vom 1. Oktober d. J. an in Kraft tritt.
I. Ueber den Geschäftsbetrieb und die Registerfiihrnng
der Grundbuchämter im Allgemeinen.
§. 1.
Die Grundbuchämter haben die Dienststunden, während welcher
die auf das Grundbuchwesen bezüglichen Anträge zu überreichen
sind,durch Anschlag an der Gerichtsstelle bekannt zu machen. Auch
haben dieselben die nach dem Geschäftsbedürfniss erforderlichen
Wochentage, mindestens zwei, festzusetzen und zur öffentlichen
Kenntniss zu bringen, an welchen, von eiligen Fällen abgesehen,
mündliche Anträge in Grundbuchsachen zu Protokoll gegeben wer-
den können.
§. 2.
Die bei den Herzoglichen Amtsgerichten eingehenden, auf das
Grundbuchwesen bezüglichen Anträge und Urkunden sind dem
Grundbuchrichter oder dem Buchführer vorzulegen, von diesem
durch einen entsprechenden Vermerk nebst Unterschrift mit dem
Tage des Eingangs zu versehen (Grundbuchordnung §. 13) und
hiernächst dem mit Führung des allgemeinenProduktenbuchs beauf-
" tragten Beamten zu behändigen, welcher dieselben in ein besonderes
Journal (§. 3) einträgt 1). .
-----I) Für das Amtsgericht Bruunsckweig kommen gegenwärtig die nach-ste~en Bestimmungen in §. 17, Abs. fJ u. 3 der GeschäJ.!sor1lnung für die.




Dieses Journal, in welches auch die bei dem Grundbuchamt
aufgenommenen Protokolle einzutragen sind, soll zunächst für die
Zeit vom 1. Oktober bis 31. December 1878 eingerichtet, von da an
aber nach Jahrgängen geführt werden und folgende Rubriken ent-
halten:
1. Laufende Nummer;
2. Tag des Eingangs der schriftlichen Anträge, hezw. Datum der
Protokolle;
3. Namen des Antragstellers;
4. Bezeichnung des Grundstücks;
5. kurze Angabe des Inhalts des Antrags (z. B. Eintragung, Ab-
tretung, Löschung einer Hypothek etc.);
6. Tag der geschehenen Einschreibung;
7; Tag der Erledigung durch Ausfertigung (oder Zueüokweisung
des Antrags).
§.4.
Nach Eintragung des eingegangenen Schriftstücks -bezw. des
aufgenommenen Protokolls in das Journal ist dasselbe, versehen mit
einem Vermerk über die Zahl der Anlagen und die Nummer des
Journals, dem Grundbuchrichter , sofern dieser nicht bereits sofort
darauf verfügt hat, zur Verfügung vorzulegen.
§. 5.
Bei der bisherigen Bestimmung, dass für jeden Gemeinde-
bezirk, auf Erfordern auch für jede Gemarkung ein besonderes
Grundbuch zu führen ist, behält es sein Bewenden.
"Das Tagebuch, toelches in der Abthet7ung für Grundbuchsachen geführt
wird, tritt an die Stelle des Journals, über welches die §§. 2 und 3 der In"
struktion vorn 26. Apn7 1878, die Geschiiftsführung bei den Grundbuchä111tern
betr., nähere Bestimmunqen. enthalten.
Dieses Taqebueh. ist daher nach den Vorschriften im §.3 Z. c. einzurichten.
I~ dasselbe sind auch die bei dem Grundbuc1lamte aufgenommenen Protokolle-
emeutraqen. Eine Behiindigung an den mit Pührung des allgemeinen. Tage-




II. Ueber Führung der Grundakten.
§.6.
335
Innerhalb desselben Gemeindebezirks bezw. derselben Gemar-
kung sind über jedes auf ein besonderes Blatt im Grundbuch ein-
get~~gene selbstständige Grundstück, vorbehältlieh der in §. 16
erwahnten Ausnahmefälle, Grundakten zu führen und mit fort-
laufenden Nummern zu versehen. Denselben soll eine bei vorkom-
menden Veränderungen stets zu berichtigende Abschrift des Titels
des Grundbuchs (§. 8) vorgeheftet werden, um den gegenwärtigen
Bestand des Grundeigenthums daraus erkennen zu können.
• Von den bei dem Grundbuchamt Überreichten Urkunden, welche
die Grundlage für Anträge auf Eintragung oder Löschung im Grund-
buch bilden, sind, sofern die Urschriften den Betheiligten zurück-
gegeben werden, beglaubigte. Abschriften anzufertigen und nebst
allen sonstigen .auf das betreffende Grundstück bezüglichen Ein-
gaben, sowie nebst den von ·dem Grundbuchamt aufgenommenen
Protokollen über Auflassungserklärungen, Eintragungs- und Lö-
schungsanträge, imgleichen den Vermessungsbeschreibungen und
Uebersichtskarten (§. 20) zu den Grundakten zu nehmen. Befinden
sich die beglaubigten Abschriften oder die Urschriften schon bei
anderen Grundakten desselben Grundbuchamts, so genügt. die
Bezugnahme darauf mit Bezeichnung der Akten I).
.
I) 1. Nach dem bisherigen Verfahren sind die Koncepte derjenigen Verham1-
lungen, welche die Begründung, Uebertragung Ufld Erlöschung dinglieher Rechte
an Grundstücken zum Gegenstande haben,. zu den Grundakten genommen
(Girc. Reser. vom 3. Mürz 1842, Nr. 50, §. 2), während in dem für jede einzelne
Ortschaft des Gerühtsbezirks besOflders gef~rten Amtshandelsbuehe (in der
Stadt Brawtschweig itn Gerio/J,tsflandelsbuche) Abschriften der auf S.217, 218 be-
zeichneten Vet'handlungen,'Verträge und einseitagenErkl~rung~ gesam~elt ~iml.
111 Folge dieser Einrichtung fehlte es bisher an einer leicht. zugallglwhell
und übersichtlichen Sammlung aller bei dem beWeJ!e1!it.en Gericht aufgenom'".!e-
1Ie1l. Urkunden, une Sal! für die NotariatsaL-te durch dae Not.-O. vom 19. Mar..
1850,§§.19 bis 21 bestimmt ist. Auch mangelte es dem bisherigen.Verfa~r~ an
der nötMgen prineipiellen Sonderung easchen den VOfl den GericJiten l~ 0rer
Eigenschaft als Grundbuchämter aujgC1lr»llmerten Verhandlungen und den;emge!,
Akten, bei welchen sie, mit den Notaren konkurn"rend, als Träger der [rei-
wiUigen Gerichtsbarkeit fungirt hatten. _ .
Um diese und andere damit verbundt:ne Uebelstimde zu tlermetaen uml
ZU9lea'ch mit Rücks'icht auf den wegfall der A~nde~üchcr Il~d des
Gerichtshanclelsbuchs (G.-B.- O. §. 56) hat H. - Obergertcht mltte1.st Clrl~ulur­
r~er. VOm 27. ..Juni 1878 (Ges. u_ lT.-O. S.de 1878, Nr. 32) den Gerichten
dte AnWeisung ertheilt; in die Grundakten ausser den KOflcepten der elgent-
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Bei Anlegung eines gemeinschaftlichen Grundbuchblatts fiir
mehrere selbstständige Grundstücke (§. 17) sind die bis dahin ge-
trennt geführten Grundakten zu ein er Grundakte zu vereinigen.
§. 7.
Da bei der Hypothekenabtheilung des Herzoglichen Stadtgerichts
Braunschweig bisher Grundakten nicht geführt sind, so sollen solche
vom Tage des Inkrafttretens der Grundbuchordnung an gebildet
lichen Grundbuchsachen nur beglaubigte Abschriften der auf das Grundstück
bezüglichen freiw~7ligen Rechtsakte aufzunehmen, dagegen Koncepte aus Ver-
.handlungen der freiwiUigen Gericlüsbarkeit, - soweit daraus nicht besondere
Akten qebildet werden müssen, wie z; B. bei Arroqationen ; Erbbescheinigun-
gen , publicirten Testamenten u. dergi., und mit Ausnahme der nachwievor im
gerichtlichen Depositenkasten aufeubeicahrenden. Protokolle über Errichtung
und Deponirunq von Testamenten oder sonstigen letztw17ligen Verfügungen -
in chronologischer Ordnung jahrgangsweise nach Art der Notariatsakte zu
sammeln, auch jedem Bande der Sammlung die nöthigen Register, zugleich
mit Angabe der erhobenen Stempel und Gebühren, oorzuheften, Indem wegen
des Näheren auf das betreffende Circularrescript verwiesen wird (vergi. auch
Ztschr. f. R. XXVII, S. 147 ff.), bleibt hier zu bemerken, dass einen inte-
grirenden Bestandtheil der Grundakten zu bilden. haben:
a. die Protokolle des Grundbuchamts über Aujlassungserklärungen und
Anträge auf Eintragung oder Löschung, sowie die Vermessungsbesch1"eibungen
und Uebersichtskarten (§. 6 der Instr.);
b. die bei dem Grundbuchamt überreichten, von Notaren oder anderen
Gerichten der freiwl1ligen Gerichtsbarkeit aufgenommenen oder beglaubigtm
Urkunden, welche die Grundlage für Anträgl! auf Eintragung oder Löschung
im Grundbuch b~1den (G.-B.- O. §. 8), in der Urschrift (Ausfertigung) od;er in
beglaubigter Abschrift (§. 6 der Instr.);
e. beglaubigte Abschriften der bei dem Grundbuchamt selbst als Träger der
freiwilligen GerichtsbarkeitaufgenommenenUrkunden der unter b.gedachtenArt;
d.: das Koncept des Hypothekenbriefs (s.S.2(7) und im Fall der Erneue-
rung des letzteren das ursprüngliche Eaemplar desselben (G.-B.- O.§. 40), ebensO
die Urkunde über die Löschungsbewllligungdes Berechtiqte» und das dieselbe er-
setzendeErkenntniss etc.,imgleichen der nach Loschllng der Hypothek eerscbnit-
tene Hypothekenbrief, falls nicht dessen Rückgabe an den Gläubiger beantragtwird
(s. S: 215), ferner Festsetzungen von Altentheilen und Abfindungen (S.196, 198),
soune Cessionsurkunden. und Urkunden zum Nachweise des transitus legtilis
(S.204).
2. Statt des Ext'rakts aus den rektijicirten Vermessungsbeschreibungen,
welcher nach §. 2 des Girc. Rescr. de 1842, und des Extrakts aus dem Sepa-
rationsrecesse, welcher nach dem (ungedruckten) Girc. Rescr. des Oberger. 1J()m
24. Juni 1867 unter Nr, 2 den Grundakten beizufügen war, ist denselben
gegenwärtig eine Abschrift des Titels des Grundbuchs, welcher die einzelnen
Bestandtheüe und ZubehÖTUngen des Grundstücks genau unter Angabe d~
Plannummern und Grössenbezeichnungen enthält, oorzuheften; diese Abschrift
auch bei eintretenden Veränderungen in rektijicirtem Zustande zu erhaltm,
wez1 darau.~ am besten die Grösse des Grundstücks, von 1vclchem die Gnmd·
akten handeln, ersehen werden kann.
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wer~en. In dies~lben sind ausser den Protokollen über Auflassungs-
erklar~~ge~, Emtragungs-, Veränderungs- und Löschungsanträge
alle diejenigen Urkunden aufzunehmen, welche bisher zu dem s. g.
Anlagenbuch und den s, g. Löschungsurkunden abschriftlich oder
im Original gesammelt wurden.
Mit Anlegung dieser Grundakten, welche gleichfalls mit lau-
fenden Nummern zu versehen sind, ist zu verfahren, sobald eine
Verlassung des betreffenden Grundstücks vorgenommen wird. Mit
dem Zeitpunkte, wo über sämmtliche im Stadtgerichtsbezirke
belegene Grundstücke Grundakten angelegt sein werden, fallen
das Anlagenbuch und die Löschungsurkunden weg 1).
1) Specialgrundakten, wie sie in dem übrigen Lande bestehen, sind bisher
bei dem Stadtgerichte Braunschweig nicht geführt. Als alleinige Grundakte
dient daselbst das n Generalprotokoll",welches die vor dem offenen Gerichte
vorkommenden Verhandlungen über Begründung, Veränderung und Löschung
dinglicher Rechte an Grundstücken in chronologischer Ordnung, seit dem
Jahre 1700 jahrgangsweise gebunden, enthält. Die von den Betheiligten zu
dem Generalprotokolle überreichten Leqitiauüions- und sonstigen Dokumente
werden, neben Retradition der Originalien, in beglaubigten Abschriften zurück-
behaltenund in chl'Onologischer Reihenfolge unter fortlaufenden Nummern
mit gleichzeitiger Bezeichnung derselben am Rande des Generalprotokolls im
".Anl agen bu ehe" gesammelt. Ebenso werden die zur Löschung dinglicher
Rechte dienenden, zum Generalprotokoll produC'trten nLöschungsurkunden«,
Soweit dieselben im Original zU'l'Ückbehaltenwerden, mit der Nummer des
Protokolls bezeichnet und jahrgangsweise in Mappen gesammelt, uobei bemerkt
wird, dass eine wirkliche Löschung nicht stattfindet, solche vielmehr durch den
Vortrag zum GenerallJrotokoll ipso jUI'e bewirkt wird, während im Beschsae-
rungssc.heinbuche die betreffende Eintragung ohne weitere Bemerf,;ung durch-
strichen zu werden. pflegt. . .
Da das Generalprotokoll als solches wegfällt (§. 2~, Ab~. 2), S? Wird mit
~er schon früher in Anregung gebrachten Anlegung Clgent!u:her Grundakten,
In .welche dann auch die bisher im Anlagenbuche und In den sogenannten
LihJchungsurkunden gesmnmelten Dokumente aufzunehmen sind, nunmehr ver-
fah'ren werden dürfen: In Berücksichtigung der Zlt~ Verfilgung. ~tehenden,
Arbeitskräfte konnte es sich jedoch nur empfehlen, nICht schon.bei .Ie,der. auf
ein Grundstück bezüglichen Eintragung, sondern 'Il'urfiir den Fall unrklicher
Verlassung die Anlegung von Grundakten anzuordnen. Vorläufig werden ~aher
AnlagenlntCh und Löschungsurkunden noch immer fortgefÜhrt werden mUS8en.
IHe neuen Grund(tkten sind mit fortlaufenden Nummern zu oersehen, u~l




ill. Ueber die Grundbücher bei den Grundbuchämtern
des Herzogthums, mit Ausnahme desjenigen des Stadt-
gerichts Braunschweig.
1. Vorschriften über Einrichtung der Grundbücher.
§. 8.
Neue Grundbücher sollen, abgesehen von dem Fall, wenn das
bisherige Buch nicht genügenden Raum mehr für Eintragungen
bietet, jedenfalls nach Eingang der von Herzoglicher Landes-
ökonomiekommission zu übersehenden Ausfertigung- des bestätigten
Separationsrecesses oder des genehmigten Auseinandersetzungsplans
angelegt werden 1). Zu dem Ende hat das Grundbuchamt sofort
nach Empfang der betreffenden Ausfertigung für jedes selbststän-
dige städtische oder ländliche Grundstück unter Beibehaltung der
im Separationsrecesse beziehungsweise Auseinandersetzungsplane
beobachteten Reihenfolge die Ueberschrift des Titels (§. 9 im Ein-
gange) in das neue Grundbuch einzutragen, mit der weiteren Um-
schreibung aber thunlichst bald und spätestens dann zu verfahren,
wenn eine mit Eintragung oder Löschung verbundene Verfügung
über das' betreffende Grundstück in Frage steht (Gesetz über den
Eigenthumserwerb bei Gemeinheitstheilungen §.5). Diese Vorschrift
bezieht sich auch auf diejenigen Grundbuchämter, welche bereits
im Besitz der bestätigten Separationsrecesse sind, ohne bisher auf
Grund derselben neue Hypothekenbücher angelegt zu haben.
Die neuen Grundbücher werden nach den dieser Instruktion
beigefügten Formularen 1. oder H. eingerichtet (Anlage A. B.). Das
Grundbuchamt hat unter Berücksichtigung der Bestimmungen des
§. 13 zu ermessen, welches der beiden Formulare anzuwenden ist.
1) Diese Vorschrift, welche sich um dessw~71en rechtfertigt, w~1, mit der
Ausführung der Separation regelmässig eine wesentliche Umgestaltungder Grund-
besitzverhältnisse verbunden ist, war bereits in den Circ.-Rescripten 0.-6. vom
23. Dec. 1869 und 9. März 1875 ausgesprochen, bisher jedoch nur inungenü·
gendem Masse befolgt, da bis eum 1. Jan. 1878 trote des Vorhandenseins v01l
296 bestätigten Separationsrecessen nur 83 neue Hypothekenbücher anud:ut
waren. - Wo die im §. 8, Abs. 1 angegebenen beiden Voraussetzungen meht
zutreffen, soll zur Ersparung überflüssiger Arbeit das alte Hypothekenbuch,
welches, abgesehen von dem Titel" des Grundstücks mit d~ neucn Formular
(Anl. A.) im Wesentlichen übereinstimmt, unter Benlcksichtigung derVorschrif-
ten der Grundbucho/"dnung ~iber die Form der Eintragungen und Löschungen
weitergeführt werden.
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Jedes in diesen Formularen ftirein selbstständiges Grundstück
(Bergwerk, selbstständige Gerechtigkeit) bestimmte eigene Grund-
buchblatt besteht in einem Titel und drei Abtheilungen.
§: 9.
Der Titel enthält in der Ueberschrift neben Angabe des Bandes
und Blattes des Grundbuchs, sowie der Nummer der Grundakten
di~Bezeichnung des Grundbuchamts und der Gemeinde, beziehungs~
weise der Gemarkung, die Angabe der Seite des Separationsrecesses
und der Bände und Blätter des alten Hypothekenbuchs, auf welchen
das betreffende Grundstück eingetragen war, sowie die Bezeichnung
des Grundstücks, insbesondere bei städtischen Grundstücken die
Brandversicherungsnummer 1), Strasse oder sonstige ortsübliche Be-
zeichnung, bei ländlichen die Brandversicherungsnummer und son-
stige Kennzeichen (z. B. Ackerhof, Halbspännerhof, Kothhof, An-
bauerstelle etc.), Derselbe zerfallt in zwei Hanptspalten:
Die erste Hauptspalte enthält:
1. die unter fortlaufenden Nummern aufgeführten Bestand-
theile des Grundstücks und dessen unbewegliche Zubehör-
stücke nach ihrer Lage und Plannummer nebst etwaigen
Zuschreibungen 2),
2. den Flächeninhalt nach neuen Flächenmaassen 3)-
Die zweite Hauptspalte enthält die Abschreibungen mit den
Unterabtheilungen : Bezeichnung des Theilstücks und Flächeninhalt
nach neuen Flächenmaassen.
Der besonderen Uebersicht wegen ist das in der ersten Haupt-
spalte verzeichnete Grundstück, wenn dasselbe nur theilweise ab-
geschrieben ist mit rother Dinte zu unterstreichen, bei gänzlicher,
Abschreibung aber zu durchstreichen.
1) Die Bezeichnung der Gebäude mit Brandversi~herung~tnmern 1"St
zuerst durch die Ldsf. V.-O vom 18. Juli 1753, tlie Emcht~g ;,ner Landes-
brandversicherungsanstalt betreffend, unter Nr. 7 (Schnejdef" s Repert. 1,
8.119) angeordnet. Die Aufführung dieser Gebäude im Gru.~he fHIC~ d;,n
Assekurationsnummern entspricht den §§. 9 und 16 des CU'~'-lfesc:. lir. ;)0
"0m 3. März 1842. Wo derartige Nummern den betreffe~ Gebauden aUH-
nahmsweise fehlen muss eine anderweitegenügende Bezeu:hnung derselben an
die 8telle treten. '
2) 8. Beispiele in Form. I, Am. A. (tleTgl.§. 22). . .
3} Bei Umrechnung der alten in die neuen Flächenma(lS$l! ist tion einzelnen
Ge-richten unter Büligung des Obergerichts die in der Hofbu::Ju1ruck~re1
IIOIJ Jul. Krllmpe in Braunschweig 1870 erschienene, tion dem Finanzreciuw'




In die erste Spalte der ersten Abtheilung ist mit Angabe
der Ordnungsnummer einzutragen:
der Eigenthümer nach Vor- und Zunamen, nach Stand, Ge-
werbe oder anderen unterscheidenden Merkmalen, Wohnort
oder Aufenthaltsort 1); eine juristische Person nach ihrer
gesetzlichen oder in der Verleihungsurkunde enthaltenen
Benennung 2); eine Handelsgesellschaft, Aktiengesellschaft
1) "Wohnort" ist im Sinne von" Wohnsitz" zu verstehen, also derjenige
Ort entscheidend, an welchem Jemand seinen wirklichen Aufenthalt in der
Absicht genommen hat, ihn zum dauernden Mittelpunkt seiner Wirksamkeit
zu machen. Fehlt es an solchem Ort, so ist der Aufenthaltsort massgebend.
Vergi. R.-G.-P.-O., §§. 13, 18.
2) Bezüglich der Art der Eintragung der der Kammerverwaltung unter-
stehenden Immobilien in die Grundbücher vgl. Rescr. des H. Staatsministeriums
vom 31. Mai 1889, Nr. .2878 (Ztschr. f. R. XXXVI, S. 107):
"Als Eigenthümer derjenigen Immobilien, welche einer politischen
Gemeinde gehören, ist diese Gemeinde, nicht der Vorstand derselben, ein-
eutraqen; also: Stadt Braunschweig, Gemeinde Greene, nicht: Magistrat
der Stadt Braunschweig, Gemeindevorsteher in Greene.
Die Immobilien eines Kreiskommunal- Verbandes sind auf den
Namen des letzteren einzutragen, e. B. Kreiskommunal- Verband Helm-
stedt, ebenso die Immobttien des vereinigten Kloster- un d Studien-
fonds auf den Namen des letzteren..
Die Immobilien, an welchen das H.Leihhaus Eigenthum erwfJrben
hat, sind auf den Namen "Herzog!.Leihhaus", nicht "Herzog!. Leihhaus
Holzminden" etc. einzutragen.
Das Kammer-Immobilian'ermögen ist, da es nicht im Eigenthum
der Behörde, welche den gesetzlichen Namen Hersoql. Kammer" führt,
noch weniger im Eigenthum einer der drei Direktionen derselben steht,
nicht auf den Namen jener oder dieser, sondern in der Rubrik "Eigen-
thümer" als "Kammergut" einzutragen, wobei die Entscheidu,!g dar-
über, u:e!' ~er Eigenthümer des Kammergutes sei, vorbehalten bleibt.
Diejeniqen. Immobilien,derenunzweifelhafterEigenthümer derHerzogl.
BraunschweigischeStaat - Fiskus - ,'st,sind auf den Namen "Herzogl.
Braunsc~weigischer Landesfiskus" einzutragen, nicht auf den
Namen emer Staatsbehörde und nicht auf den einer Abthe21ung des
Londesfiskus , also nicht auf den Namen des Justiz- oder des Bau-
Fiskus etc."
Die durch dieses Rescript getroffenen Anordnungen entsprechen im Allge-
meinen den über diese Frage im Berichte des Plenums des O.-L.-G. Br. 170m
31. März 1889 (Ztschr. f, R. XXXVI, S. 97 ff.) entwickelten GrundsätZen.
Danach soll im Allgemeinen in die erste Spalte der ersten AbthC'21ung .des
Grun~b,~ch~ nur der Eigenthümer eingetragen werden, mag er eine natürlIche
od.er J1m~,sche Person oder ein vermögensfähiges Verkehrswesen anderer Art
sem. D1e wechselnden oder selbst die ständigen Vertreter des einzutragenden
Rechtssubjekts kenntlich zu machen, gehört nicht zu den Aufgaben des Growl-
buch«:
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und Genossenschaft unter ihrer Firma -und Bezeichnung
des Orts, wo sie ihren Sitz hat 3).
A~sser~~m gehöre~ in die erste Spalte etwaige Beschränkungen
der Dispcsitionsbefugniss des Eigenthümers, sofern sich dieselben
auf einen besonderen privatrechtlichen Titel gründen (z, B. gericht-
liche Arreste und dergl.s], und Vormerkungen zur Erhaltung des
Rechts auf Auflassung oder auf Eintragung des Eigenthumsüber-
ganges. Um Beides, Dispositionsbeschränkungen und Vormerkungen,
sofort deutlich hervorzuheben, sind dieselben mit rother Dinte zu
schreiben. .
In die zweite Spalte ist einzutragen:
das Datum der Auflassung und der Eintragung, auf Antrag
des Eigenthümers auch der Erwerbsgrund 5), und in den
Fällen des §. 6 des Grunderwerbsgesetzes der Tag der Um-
schreibung und der gesetzliche Erwerbsgrund.
In denjenigen Fällen, wo auf Grund des §. 17 ein auf ein be-
sonderes Blatt eingetragenes selbstständiges Grundstück auf ein
gemeinschaftliches Blatt desselben Eigenthümers übertragen wird,
genügt eine Verweisung auf dasjenige Blatt des Grundbuchs, auf
welchem das betreffende Grundstück bis dahin eingetragen war.
§. 11.
In die erste Hauptspalte der zweiten Abtheilung werden
unter fortlaufenden Nummern eingetragen:
1. dingliche Rechte an Grundstücken, welche auf einem privat-
rechtlichen Titel beruhen, sofern sie zu ihrer Begründung
oder dinglichen Wirksamkeit der Eintragung bedürfen (Grund-
erwerbsgesetz §. 14 sq.), unter ziffermässiger Beifügung des
Kapital- oder Zinsbetrages. soweit er in einer bestimmten
Geldsumme- besteht (Grundbuchordnung §. 32).
2. Beschränkungen des Eigenthumsrechts am Grundstück
(Grunderwerbsgesetz §. 13).
Die Eintragung einer Vormerkung zur Erhaltung des Roechts
auf Eintragung eines dinglichen Rechts (Grunderwerbsgesetz ~. 24)
und etwaiger Abweichungen von der Rangordnung nach der Reihen-
3) Vergl. H. G.-B. Art. 111 (verglichen mit §. 29, Abs.1 des. Ges. Nr. 31
vom 14. Sept. 1863), 164, 213; Genossenschajtsgesetz vom 4. JUl. 1868, §. 11
(B. G.-Bl. S. 415); s. oben S. 82. "
4) S. ein Beispiel in Form. 1, unter "Erste Abthe-l.7u~g.. ,
5) In Form. I; "Erste Abtheflung" bei NT.2 ist beispielslcelse der Erlcerbs-
grund weggelassen.
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folge (Grunderwerbsgesetz §. 25, Abs. 2), sowie die Eintragung von
Veränderungen 1), welche die in der ersten Hanptspalte vermerkten
Rechte und Beschränkungen erleiden (s. §. 12, Abs. 2), erfolgen in
der ersten Hauptspalte und sind mit rother Dinte zu schreiben.
Hinter jeder Vormerkung ist zum Zweck der späteren endgültigen
Eintragung des dinglichen Rechts an der Stelle der Vormerkung,
beziehungsweise zur Löschung der letzteren ein ausreichender Raum
offen zu lassen.
Ist ein in der ersten Hauptspalte eingetragenes Recht auf-
gehoben, so erfolgt die Löschung in der zweiten Hauptspalte
"Löschungen", und ist dabei, falls Kapitalsummen eingetragen sind,
wie bei Hypotheken zu verfahren (§. 12).
§. 12.
In die erste Hauptspalte der dritten Abtheilung werden
unter fortlaufenden Nummern und ziffermässiger Beifügung des
Kapitalbetrages die Hypotheken eingetragen, desgleichen die Vor-
merkungen, durch welche das Recht auf eine Hypothek gesichert
werden soll (Grunderwerbsgesetz §. 30), letztere mit rother Dinte
geschrieben 1). Die in §. 11, Abs. 2 enthaltene Vorschrift in Betreff
der Vormerkungen findet auch hier Anwendung.
In die zweite Hauptspalte sind alle Veränderungen der in der
ersten Hauptspalte eingetragenen Posten unter Bezugnahme auf die
betreffende Nummer zu vermerken. Dahin gehören Abtretungen,
Verpfändungen, Vererbungen, Vorrechtseinräumungen, Erhöhung
des Zinssatzes (Grunderwerbsges. §. 33) u. s, w.
Die Nebenspalte "Löschungen" in der zweiten Hauptspalte ist
für die Löschung der Veränderungen, die dritte Hauptspalte
" Löschungen" zur Löschung der in der ersten Hauptspalte einge-
tragenen Posten bestimmt. Bei Löschung eines Theils der Hypothek
wird der zu löschende Theil von dem ausgeworfenen Geldbetrage
abgeschrieben, bei Löschung der ganzen Hypothek der Eintragungs-
vermerk der ersten bezw, zweiten Hauptspalte nebst der ausgewor-
fenen Summe mit rother Dinte durchstrichen.
1) Beispiele für die et"ngetragene Veränderung einer tlinglz"chen Last un,d
für Abureichunqen. von der Rangordnung nach der Reihenfolge finden sich .n
Form. I, .Zweite Abtheilung" bei Nr. 1 und 2.




Für jedes Grundstück, welches ein gesondertes Blatt in dem
neu anzulegenden Grundbuche erhält, sind in der Regel vier Folio-
seiten nach Formular I. (Anlage A.) zu bestimmen. Am Ende eines
je.den Bandes ist die erforderliche Anzahl von Ergänzungsblättern
hinzuzufügen, theils solcher, welche nur für Eintragungen in die
dritte Abtheilung bestimmt sind, theils solcher, welche dem For-
mular entsprechen und beispielsweise für künftig etwa entstehende
Gehöfte (z. B. neue Anbauerhäuser), oder für einzelne unbebaute
Grundstücke dienen können. Jeder Band des Grundbuches ist mit
fortlaufenden Seitenzahlen zu versehen.
Bei grösseren Grundstücken, für welche der zur Bezeichnung
des Titels bestimmte Raum des Formulars I. nicht ausreicht, oder
wenn wegen des zu erwartenden lebhaften Hypothekenverkehrs an-
zunehmen ist, dass auch dieserhalb das Formular I. nicht genügen
möchte, ist das Formular H. (Anlage R) in Anwendung zu bringen.
.§. 14.
Zur Erleichterung des Auffindens ist auch den neu anzulegen-
den Grundbüchern jeder einzelnen Gemeinde ein alphabetisches
Register der Eigenthümer unter Angabe von Vor- und Zunamen,
Stand und Wohnort, sowie unter Bezeichnung von Band und Seite,
Wo die Grundstücke eingetragen sind, beizufügen.
Dieses Register ist in einem nach Massgabe der vorkommenden
Eigenthumsveränderungen stets zu berichtigenden Zustande zu er-
halten 1). Auch ist die erste Seite des Grundbuchs offen zu lassen,
damit darin eintretenden Falls die vor Bestätigung des Separations-
recesses bei Genehmigung des Auseinandersetzungsplans vorgeschrie-
bene, dem Formular III. (Anlage C.) entsprechende Gen~ralklausel
eingetragen bezw. gelöscht werden kann (Ges, über den Eigenthums-
erwerb bei Gemeinheitstheilungen §. 6).
1) Ebenso: §. 7 des eire._Reser. Nr. 50 vom 3. Marz 1842 und Bescr,
O.- G. vom 2. Dec. 1857 unter Nr, 2 CZtseh1'. V, S. 189).
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2. Vorschriften über Eintragungen In die Grundbücher.
§. 15.
Bei Anlegung neuer Grundbücher dienen die Separationsrecesse
beziehungsweise AuseinandersetzungspHine zur Ausmittelung der auf
dasselbe Grundbuchblatt zu übertragenden Güterkomplexe, und zwar
sind diese nicht etwa allgemein und nach deren Gesammtsumme an
Morgen und Ruthen (Hektare und Are), wie sie im Separations-
recesse rekapitulirt zu werden pflegen, sondern unter genauer Auf-
führung der einzelnen Stücke und Zubehörungen nach Lage und
Grösse, wie sie in dem Recesse beziehungsweise Auseinandersetzungs-
plane fürjeden einzelnen Separations-Interessenten zusammengestellt
sind, unter fortlaufenden Nummern in das neue Grundbuch einzu-
schreiben 1).
1) Ueber die Frage, ob bei einer mit dem Inhalt der Recesse nicht über·
einstimmenden Vermessungsberechnung von Amtswegen eine N achmestrung an·
qeordnet, und deren Resultat in das Grundbuch eingetragen werden darf, hat
sich H. Staatsministerium im Rescr. vom 25. Juni 1881, NI'. 775 (Ztschr, f·
R, XXVIII, S. 113, 114) in folgender Weise ausqesprochen : ,
.Die für die Grundbücher entscheidende Identität der Grundstücke WIrd
wesentlich durch deren Grenzen bestimmt. .Vorzugsweise kommen alsodie Risse,
welcheein qetreues AbMld der betr. Fliicheund deren Umgrenzung ,qewähren sollen,
hierbei in Betracht. Die Angabe der Grösse hat selbstverständlich eine ganz
vvschiedene rechtliche'Bedeutunq, je nachdem dieselbe dazu benutzt werden
soll, um die Grenzen für ein neu zu bildendes, künftig selbstständiges Gru~d·
s~iick festzustellen, ungewisse Grenzen zu fixiren, unrichti,qe Gl'enzen Zlt bench-
tiqen , oder ob von diesem Allen nicht die Rede ist vielmehr die Angabe der
Grösse nur dazu dient, ein Grundstück, bei welchen: die Richtigkeit der beste-
1/CI.tden Grenzen. von Niemand angezweifelt wird, naher zu bezeichnen. Dass
bei der erstenKlasse vonFällen von einem Einschreiten von AmtswegC11 überall
nicht die Rede sein kann, uiinl keiner weiteren Erörterung bedürfen. .~s
Gn/1l~bucham~ kann in diesem Falle nur thätig werden, wenn die rechtlIch
Bethciliqten Sich geeinigt oder eine richterliehe Entschei:dung erwirkt habC11 und
auf Grund dieser Einigun,q beste, Entscheidung unter Vorlegung der entspre-
chenden neuen Risse ihre Anträge bei dem Grundbuchamte stellen. Stehen
hingegen die Grenzen fest, und ist danach die Identität des Grnndstücks
keinem Z~l:eifel unterworfen, so lässt sich nicht verkennen, dass die zur nähe-
'r~n Bereiclmunq des Grund.,iiicks beigefügte Angabe der Grbsse seltC11 oder
nie Anspruch auf absolute Richtigkeit machen kann. Aeusserst seltC11 wertlen
die Grundstücke eine so ebene Fläche bilden und die Greneen in so gerader
Linie la~fen, d({s.~ verschiedene 2\ilessungen völlig dassclbe Result~t -r:
sollten, Vielmehr uiirti man auf Abweichungen regelmässig gefasst sein mUSSen,
Es kann nun zwar sehr wohl sein, dass die rechtlich Bethe11igten davon uber-
z~ugt sind, die frühere 3Iessung sei um'ichtig, und eine neuere Mes~ng h?be
~m der Wahrheit näher kommendes Resultat ergeben. Aucl« lässt SIch mc~t




Wenn Grundstücke, 'welche als Zubehörungen eines Bauerhofs
~elten u~d mit Einschluss des bebauten Gehöftes dessen einheit-
~lChen wlrthschaftlichen Bestand bilden, in fremden Feldmarken,
J~doch im Bezirke desselben Grundbuchamts belegen sind, . so sind
dieselbsn zwar in dem Grundbuch derjenigen Gemeinde zu deren
Bezir~ die betr. Feldmark gehört, besonders aufzuführen,i~Uebrigen
aber ist auf Band und Blatt des für das Hauptgut bestimmtenGrund.
buchs zu verweisen und von besonders erfolgenden Eintragungen
abzusehen 1).
In Betreff der auf fremden Feldmarken belegenen untrennbaren
Zubehörstücke, welche zu einem von dem Eigenthümer zu einem
Grundbuche bemerken zu lassen, ein durchaus berechtigter, und dessen Gewäh-
~un? völlig unbedenklich. sein kann. ' Indess wird man stets an dem formellen,
~n §: 5 .G.-B,· O. (tUsgesprochenen Grundsatze festhalten müssen, dass derartige
Benchtzgungen früherer angeblich unrichtiger Einträge nie oon Amtswegen,
sondern immer nur auf Antrag und unter Zustimmung sämnztlicher
rechtlich Betheiligten vorgenommen werden dwrfen, einem Grundsatze,
der, wenngleich im Uebriqen der öffentliche Charakter des Grundbuchs die
RiChtigstellung der darin enthaltenen Angaben wünschenswerth erscheinen las-
sen möchte, stets zur Anwendung zu bringen ist."
Bezüglich der in Gemässheit des Ges. Nr. 20 vom 15. Mai 1871, die
Vermessung und Kartz:rung der Peldmarken der Stadt Braunschweig betr.,
angefertigten Feldrisse. insbesondere hinsichtlich der Grundstücksgrenzen, Tgl.
wegen der oben angeregten Frage das Urth. des O.-L. - G. Br. 1. Se«. vom
10. Novbr. 1882 in S, Vorlop c. Nehring wegen Eigenthums (Ztschr. f. R.
XXX, S. 182 ff,), .
1) VergI. Reser. des vorm. O.-L.- G. vom 12. Febr. 1846 in Bege, Rep.
VI, S. 91 'und des O.-G. vom 5. Juni 1857 in Ztschr. V, S. 189. - An die
Stelle des durch Ges. 'vom 28, März 1874 beseitigten gesetzlichen Pertinenz-
verbondes ist dt'e nwirthschaftliche" ZubehÖTUng der bet'reffenden Grundstücke
get'reten.
Die Vorschrift des ersten Absatzes bezieht sich nur auf den Fall, wenn
die als ZuuehiYrungen des Bauernhofs. geltenden Grundstücke zwar in Feld-
marken verschiedener Gemeinden oder Gemarkungen, aber innerhalb des Bezirks
desselben Grundbuchamts belegen sind. Befinden sich die betreffenden Zube-
hörungen im Bezirke einee anderen Grundbuchamts, so kann eine blosse Ver-
weisung auf die im Gnzndbuch des fremden Grundbuchamts vorge~mn:enen
Eintragungen nicht Platz greifen, vielmehr musll in solcMm Falle die Einire-
gung in gewöhnlicher Weise erfolgen. JiJine - in Abs. .2 erwähnte - Aus-
nahme findet nur bei den zu einem untlieilbaren Pertinenzt;erbande vereinigten.
Ritter· Schrift _Freisassen _ und ähnlichen Güter" (Ges. Nr. 28 tlO~ 20. jlIaz
1858, §. 2, Abs. l und 5), smmebei FamilienstAmmgiitern (Ges. lVr.•~O rOlli
20, Maz' 1858, §. 1, Abs. 10 bis 12) statt,llJo iA gleicher Weise wie nach Ab-
satz 1 zu verfahren ist.
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untheilbaren Pertinenzverbande vereinigten Gutskomplexe oder zu
einem Familienstammgute gehören, findet §. 2 der Grundbuchord-
nung Anwendung.
§. 17.
Für mehrere in demselben Gemeindebezirke liegende selbst-
ständige Grundstücke desselben Eigenthümers, welche weder zu Be-
standtheilen, noch zu Zubehörungen eines wirthschaftlichen Ganzen
bestimmt sind (Grunderwerbsges. §§. 35, 37), kann auf dessen An-
trag ein gemeinschaftliches Blatt angelegt werden, wenn daraus
nach dem Ermessen des Grundbuchamts keine Verwirrung zu be-
sorgen ist 1).
Sind daher z, B. auf mehreren Grundstücken verschiedenartige
dingliche Lasten oder Hypotheken eingetragen, oder kommen dabei
sonst besondere Rechte Dritter in Betracht, so ist dem Antrage
auf Anlegung eines gemeinschaftlichen Blattes regelmässig nicht
stattzugeben.
Soll eine besondere Belastung der mehreren auf demselben Blatt
verzeichneten Grundstücke eintreten, so ist für das nachträglich auf
dieses Blatt eingetragene Grundstück regelmässig ein besonderes
Grundbuchblatt anzulegen. In gleicher Weise ist zu verfahren, wo
bereits zur Zeit des Inkrafttretens dieser Instruktion mehrere Grund-
stücke auf demselben Blatt des Hypothekenbuchs unter verschie-
dener Belastung eingetragen waren.
§. 18.
Wo Separationsrecesse nicht bestehen, oder wo auf Grund der-
selben die Grundstücke schon früher in das Hypothekenbuch ein-
1) Ebenso: Preuss, G.-B.-O. §,13; vergi. oben S. 93 und 94. - So wUI',de
s. B. die Anlegung eines gemeinsamen Personalfoliums im Beschwerungsschezn-
buche der Stadt, Braunschweig für 2 daselbat beleqene, weder mit Hypotheken,
noch mit sonstIgen Lasten beschwerte Häuser des Fabrikanten G. auf dessen
Antrag dUI'ch Plenarbesehi, O.-G. !10m 24. Nov.1864 (Ztschr. XII, S.283jJ.)
zugelassen...4..Aehnlicll~ Bestimmungen, wie sie der §. 17 enthält, fanden sich bere.its in fi
den §§, 10 bIS 14 des eil·c.-BeseT. NI'. 50 vom 3. .März 1842. Die AbwelChun- J.I
gen bestehen im Wesentlichen darin, dass die mehreren selbstständigen Grund-
stücke, um auf ein Blatt des Grundbuchs eingetragen zu werden, deInseiben
Gemeindebezirke angehijren müssen, was in §. 10 cit, nicht bestiInmt war, und
dass an Stelle der in §. 13 des Reser. der Hypothekenbehörde gegebenen Be-
fugniss, bei verschiedenartiger Verpfändung der auf dasselbe Blatt em-
getragenen Grundstücke eine Trennung derselben ooreunehmen, nach §. 17 der






g~trag.en sind, werden dieselben so, wie sie auf dem betr. Blatt des
bisherigen Hypothekenbuchs verzeichnet waren jedoch unter Beob-
achtung der in den §§. 9 und 15 enthalte~en Vorschriften, in
das neue Grundbuch umgeschrieben 1).
§. 19.
B~i Anlegung eines neuen Grundbuchs ist der auf das betref-
fende Grundstück bezügliche Inhalt des alten Buchs, soweit derselbe
noch Gültigkeit hat, in das neue einzuschreiben und die Richtiukeit
d E· ' '''er mschreibung von dem Grundbnchriehter und dem Buchführer
zu beglaubigen 1). Dabei ist eine bündigere Fassung der früheren
1) Wo Separationsrecesse nicht bestehen, sind die Grundstücke bisher nach
den Vermessungs beechreibunqen, Flur- und Lagerbüehern und, wo auch diese
fe~lten.' nach Massgabe der Kont'f'ibutionskataster, sofern dieselben ein Ver-
zewhmss der Grundstücke nach ihrer Lage und Grösse unter bestimmten 'In-
ve.fänderlichen Bezeichnungen oder Nummern enthieltlffl, in dIffI Hypotheken-
buchern aUfgeführt. Gewährten die vorhandlffllffl Kontributionskataster keinen
Anhalt, um daraus die topographische Lage und Grösse der Grundbesitzunglffl
ersehen zu können, so sind auch wohl besondere VlfTzdchnisse dIfT zu dem be-
treffenden Gemeindebezirk gehörigen Grundstücke mit Angabe der Lage, Grösse,
Üreneen u. s. ur. amtsseit~'g untlfT Zuziehung der Gemeindebehörden aufgestellt,
und sind dann diese Verzeichnisse bei Anlegung des Hypotheklfflbuchs zu Grunde
gelegt; so s. B. hinsichtlich der Ortschaften Wieda 'und Zorge durch Bescr.
des vorm. O.-L.-G. vom 21. Apn11845 (Bege, Rep. VI, S. 85 jf.).
. Für Fälle dieser Art soll nun die bisherige Grundstücksbeschf'eibung auch
be~ Anlegung des neuen Grundbuchs normgebend bl~:blffl, nur dass hier, bezm,
b~i Grundstücken, welche auf Grund eines schon früh1fT bestätigten Recesses
e~ngetragen waren, die in Betreff des Titels des Grundbuchs gegebenen Vor-
schriften (§§. 9 und 15) zu beachten sind, damit die bisher vielfach 'lJorgekom-
menen allgemeinen Grundstücksbezdchnunglffl vermieden wlfTdiffl.
1) Die Frage, ob die nach Massgabedes Cirklilarrescr. Nr.50 vom 3.lIIärz
1842, §. 27 von Amts'wegen bezügh'ch der Le~ozuchten und Abfindungen ein-
getragenen Bemerkunqen. ohne Weitlfres gelöscht und ~'mbesQnde!'e bei Anlegn.ng
nlfUer Grundbücher als nicht vorhanden betrachtet. werden ktmne», hat eine
vlfTschiedene Beantwortung gefunden. In ein1fT Verfügung des vorm. H. Ober-
gerichts an H. Amtsgericht Blankenburg VQm 22. Aug. 1879, Nr. 130 ist diese
Frage bejaht während sie in e~'ner Entscheidung der I. Civt1k. des H. Land-
glfT. Br. vom'19. Febr. 1881 (Ztschr.j.R. XXVIII, 8. 44ff.) f'erneint worden.
Dieser letzteren Ansicht hat sich auch das Minist.-Rescr. VQm 25. Jlmi 1881,
Nr. 6421 (Ztschr. f. R. I. e, S.101ff.) angeschloSSlffl, ind~ dasselb,e ausführt:
.Zunächst bedarf es keiner Erörterung, dass die im §. 27 des C.rkularrescr.
de 1842 gleichfalls erwähnten \ auf Antrag der Betheiligten erfolgten
Eintragungen von Abfindungen und Leibzuchten hierbei völlig unberührt blei-
ben, da diese selbstverständlich wie alle sonstigffl auf ÄntTag oorgenommenen
Eintragungen zu behandelusind, mithin auch die Bestimmung in §.1 de~ Ges,
Nr. 14 vom 8. März 18'78 auf sie Anwendung finden muss. - Wa.s die Be-
merkungen betrifft, dere» Eintragung von Amtswegen der. §. 27 l~ e. bezil9,'ich
der Abfindungen und Le.oZ'llChttm vor.Jchrieb. so kaM hier unerQrterl bletblffl,
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Eintragungen nicht ausgeschlossen; auch sind den betreffenden Um-
schreibungen diejenigen Rubriken des neuen Grundbuchs anzuweisen,
welche den früheren Eintragungen entsprechen. Ungültig gewordene
Grundstücksbeschreibungen, die Namen früherer Eigenthümer, ge-
löschte Einträge etc. fallen weg. Nach erfolgter Umschreibung ist
das betreffende Blatt des alten Buchs zu schliessen und mit einem
Hinweise auf das bezügliche Blatt des neuen Grundbuchs zu ver-
sehen 2).
ob und welche Rechte die Abfindlingeund Leibeachter Dritten, insbesondere
dem Eigenthümer und anderen dinglich Berechtigten gegenüber aus solchen
Eintragungen in Anspruch nehmen dürfen, da die Entscheidung im Falle
eines Streites im processuolischen Wege durch die Gerichte erfolgen müsste.
- Für das von den Grundbuchämtern zu beobachtende Verfahren sind fol-
gende Momente als massgebend anzusehen:
Die fr. von Amtswegen eingetragenen Bemerkungen lassen sich schon des-
halb nicht als bedeutungslose Notizen betrachten, weil sievorschriftsmässig in
die auszufertigenden Hypothekenscheine mit aufzunehmen waren und auf-
genommen sind. Ebensowenig kann von einer Anwendung des §.19 der Instr.
vom 26. April 1878 die Rede sein. Wenn hier bestimmt wird, dass gelöschte
Einträge in die neuen Grundbücher nicht mit übertragen werden sollen, so ist
dabei begreiflich nur an die ordnungsmässig vorgenommenen Löschungen ge-
dacht. Die Bestimmung bietet daher für die Entscheidung der hier in Rede
stehenden, völlig heterogenen Frage, ob eine Löschung von A'mtswegen statt-
finden dürfe, überall keinen Anhaltspunkt. Diese Frage kann daher nur auf
Grund des §. 5 G.-B.-O. beantwortet werden, welcher vorschreibt:
"Die Grundbuchämter verfahren mit Ausnahme der im Gesetz bestimmten
Fälle nur auf Antrag." Da das Gesetz für den vorliegenden Fall eine Aus-
nahme nicht gemacht hat, so folgt, dass eine Lösclmng der gedachten ein-
getragenen Bemerkungen lediglich auf Antrag und nach Massgabe der §§.46 jf.
G.-B.-O. geschehen kann. Wie die Grundbuchämter hiernach nicht für befu.gt
zu halten sind, jene eingetragenen Bemerkungen in den Grundbüchern von
Amtswegen zu löschen, so können sie auch nicht als ermächtigt gelten, bei An-
legung neuer Grundbücher diese Einträge als nicht vorhanden zu behandeln,
sondern müssen dieselben mit übertragen."
Zweifel bezüglich des Verhaltens des Grundbuchrichters könnten in solchen
Fällen entstehen, wo die Namen des Alteniheils- oder Abfindungsberechtigten
im Hypothekenbuche gar nicht vermerkt, sondern nur die Existenz von Ab-
findungen und Altenthez7en im Allgemeinen angedeutet war da wenngleich
diese Namen aus anderen Urkunden bezui. aus den Grur/aakt;n möglicher
Weise würden ermittelt werden können, doch dem Grundbuchrichter die ver...•.
pflichtung zu e~'ner derartigen Nachforschung nicht zugemuthet werden darf. I
I,!dess:n hat SlC~ H. Staatsministerium zufolge ReseT. vom 28. Januar 1888, "
.ll r. liJ7 der Ansicht zugeneigt, dass ein Unterschied zwischen solchen Bemer'
kunqen, in denen die Berechtigten benannt seien und solchen in denen es an
dieser Benennung fehle, nicht anerkannt werden 'könne. '
2). Die Vorschriften dieses Paragraphen entsprechen den Bestimmungen
des Clrc.-Rescr. O.-G.v01n 24. Juni 1867 unter Nr. 5.
Die Schliessung des betreffenden Blattes des alten Hypotheken- resp, Grund-
buchs erfolgt zweckmässig dadurch, dass am Ende jeder Abtheilung (bei Grund-





Wenn ein Grundstück, welches von einem eingetragenen, unter
derselben Plannummer verzeichneten Grundstück abgezweigt werden
soll, auf ein anderes Blatt zu übertragen ist, so muss das zu über-
tragende Grundstück in der Auflassungserklärung bei solchen
Feldmarken, für welche Vermessungskarten bestehen, genau nach
Plannummer, Grösse und Grenzen, unter Beifügung einer Vermes-
sungsbescheinigung, aus welcher die Grösse des abgezweigtenGrund-
stücks und dessen Grenzen hervorgehen, bei denjenigen Feldmarken
aber, für welche Vermessungskarten bis jetzt nicht bestehen, unter
Beifügung einer Uebersichtskarte des ganzen eingetragenen Grund-
stücks und der beabsichtigten Abzweigung desselben bezeichnet
und dem entsprechend im Grundbuch eingetragen werden.
Wird die Vermessungsbescheinigung oder Uebersichtskarte von
den Betheiligten nicht vorgelegt, so ist dieselbe auf deren Kosten
Von dem Grundbuchrichter zu besorgen.
Die im Vorstehenden gedachten Vermessungsbescheinigungen
und Uebersichtskarten sind von einem angestellten oder von einem
VOm Herzoglichen Staatsministerium bei Herzoglicher Landes-
Oekonomie - Kommission hieselbst zugelassenen beeidigten Feld-
messer anzufertigen 1).
§. 21-
Wird von einem Grundstück ein Theil oder ein Zubehörstück
getrennt so wird dasselbe auf dem Titel abgeschrieben und daselbst, .
zugleich vermerkt, auf welches Grundbuchblatt es übertragen 1St.
"Dieses Blatt ist geschlossen. VergI. Grundbuch ~Ofi • • •• BI . . • . .
. Eingetragen am" ....
ClngetragC1l wird.
1) Die Ergänzung des §. 20 durch Abs. 3 beruht auf der Bekan'fltfll. des
R. Staatsministeriums Deparlement aer Justiz, 110m 27. ou». 1886, Nr. 38;
v91. dazu Minist.-Resdr. 110m 4. April 1887, Nr.2003 (Ztschr. f· R. X;XX!V,
8. 50 jJ'.). Die betr, Feldmesser. deren Thätigkeit sich auf. tkn Bezwk eines.
oder mehrer GrundbucMmter erstreckt, stehen unter Auf~ und Kontrole
der H. LanaesökOfiomie-Kommission, ~Ofi welcher eine Instruktwn ~om 17. Sept.
1887 erlassen ist. _ Nur für die Stadt Braunschweig bl~t fUlch Massgabe
des §. 6 des Ges. Nr. 20 ~om 15. Mai 1871 - welches. fUlch §. 10 des_Ges.
!fr. 34 vom 5. 01.;t. 1886, die Vermessung. und K,attirIm{J t'~ Gf"llndstucken
Im Herzogthume betr., in Kraft geblieben Ist - ale V~schrift bestehen, das«
dem Grundbuchamt ein La'lUlcsökOfiomie-Kondukteur 1Jejgegeben, werde, welcher
die betr. VeränderungC1l der Lage, Grössc und Grenzen der Clnzelnen Grund-
stücke auf den einzelnen Feldmarks- Katten zu ...,.ien 1HIt
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Auch ist auf dem für das Trennstück gebildeten neuen Blatt auf
das frühere Blatt, wo dasselbe abgeschrieben ist, zurückzuverweisen.
§. 22.
Soll das abgeschriebene Stück einem anderen Grundstück als
Zubehör zugeschrieben (Grunderwerbsgesetz §. 37) oder als selbst-
ständiges Grundstück auf das Blatt eines anderen Grundstücks
übertragen werden' (s. oben §. 17), so wird die Zuschreibung oder
Uebertragung im ersteren Falle mit dem Zusatz: "Als Zubehör
zugeschrieben", im letzteren Falle mit dem Zusatz: "Als Nicht-
Zubehör übertragen" auf dem Titel vermerkt.
§. 23.
Wenn eine Hypothek ungetheilt auf mehreren Grundstücken
haftet, von denen jedes ein besonderes Blatt im Grundbuch erhalten
hat, so ist bei jeder Eintragung zu bemerken, in welchem Bande
und auf welcher Seitenzahl des Grundbuchs der andere betreffende
Eintrag sich befindet.
§.24.
Wenn bei Abschreibung eines Trennstücks vom Hauptgute das
erstere aus der Mithaft mit dem Hauptgute nicht ausscheidet
(Grundbuchordnung §. 31), so ist zu unterscheiden, ob die auf dem
Hauptgut ruhenden Lasten und Schulden auf das Trennstück un-
getheilt oder allein oder antheilsweise übergehen sollen.
1. Gehen die Lasten und Schulden ungetheilt auf das Trenn-
stück über, so sind sie auf das neue Blatt in die entsprechen-
den Abtheilungen einzutragen, und ist die geschehene Ein-
tragung auf dem alten Blatte in der ersten Hauptspalteder
zweiten oder dritten Abtheilung mit rother Dinte zu vermerken.
2. Gehen die Lasten und Schulden antheilsweise über, so wird
der auf das Trennstück fallende Antheil auf das Blatt des
letzteren übertragen und auf dem des Hauptgutes gelöscht.
3. Uebernimmt der Erwerber des Trennstücks die Lasten und
Schulden allein, so werden dieselben auf dem Blatt des
Hauptgutes gelöscht und auf das Blatt des Trennstücks voll-
ständig übertragen 1).
1) In den Fällen unter 2 und 3, soune bei der Entlassung des Tren.n-
stücks aus der Mithaft ist der erforderliche Vermerk in den Hypothekenbrief
aufzunehmen (G.-B.- O. §. 31, Abs. 3).
§. 25.
. Berichtigungen vonFehlern durch Ausstreichungen und Rasuren
m den Grundbüchern sind gänzlich zu vermeiden und die etwa
er~orderlic~en Ergänzungen oder Berichtigungen am 'gehörigen Orte
beIzuschreIben. Die in der zweiten und dritten Abtheilung des





,IV. Besondere Vorschriften über Führung der Grund-
bücher bei dem Grundbuchamt des Amtsgerichts
Braunschweig.
§. 26.·
Bei dem Grundbuchamt des Amtsgerichts Braunschweig ist das
B.eschwerungsscheillbuch, welches nach §. 18 der Grundbuchordnullg
die Stelle des Grundbuchs vertritt, in der bisher üblichen Weise
fOrtzuflihren 1). Bei dem jedesmaligen Eintritt des Wechsels des
1) Das »Beschwerungsscheinbuch" (auch .Buch der Beschwerungsscheine"
genannt) vertritt bei dem Amtsgerichte BraunschuJe~"g, une bereits S. 177 be-
~erkt wurde, die Stelle der Hypothekenbücher 'in den übrigen Landesthe17m
t"!80!ern, als dasselbe über AUesKunde giebt, was mit dem Grundstück in ding-
heher Verbindung steht. Dasselbe bildet .eine vollständige, in chronologischer
Ordnung fortlaufende Sammlung von Nachweisungen iiber den zeitigen Bestand
derBesitzverhältnisse und wird dabei immer mit dem letzten Besitzer der An-
fang gemflcht. Daher keine Beal-, sondern Personal!olien. Die Nac~weisun­
gen tragen die Form von Berichten oder Attesten, sie geben über den Jüngsten
Besitzer, den Besitetitel, das Grundstück und dessen Zubehör, sowie die dem-~elben anklebenden Rechte und Lasten nicht in getrennten Rubriken, sondern
tn fortlaufender Rede Auskunft und b~1den etwa die Mitte zwischen den kur-
zenNotizen ~'n den Hypothekenregistern und den Vo-rträgen in den Grundakten
der übrigen Gerichte des Landes" (Beschl. O.-G. f)om 24. Nov.l864 in Ztschr.?Ur, s. 240). - Ein Haupworzug dieser Buchführung besteht darin, ~ass
Jedes Folium bei vorkommender Veränderung derEt'genth_erkältriisse etner
~ollst.ändigenRevision unterzogen, das nicht mehr Relevante~~~ t/;~
damit, in Verbindung mit den Realrepertorim, eine leichtere Ueb4rsichtltchkett
~ewährt wird, wobei fretlieh voratl8{Iesetzt ist, dass die Ei.-- und Nachträf[C
In das Beschwerungsscheinbuch unge8äUmt erfolgen, da dieselben _t ketn
treues Bild über den aktueUen rechtlichen Bestand. deI bdreffenden Grttnd-
atticks liefern würden.
Während das BeschwenmgJJsc1leinbuch bisher nur die s:eue eines doeumeni;
rejerens vertrat daher bei vorkom11lßnden ..4ntino_ieen mit dem Generalproto-
koll gegen letzteres als das doc. relatum zurücktreten musste, wirll dasselbe
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Eigenthümers ist ein neues Blatt anzulegen, welches die Beschrei-
bung des Grundstücks, den Namen des Vorbesitzers, des neuen Er-
werbers und den Erwerbsgrund (bei Verlassungen auf Antrag des
Eigenthümers) enthält, und auf welches sämmtliche Eigenthums-
beschränkungen, dingliche Lasten und Hypotheken, soweit sie nicht
bereits gelöscht sind, übertragen werden. Die Nummer der Grund-
akten (§. 6) ist im Beschwerungsscheinbuche und in den Realreper-
torien (§. 27) zu vermerken.
Die Bestimmungen des §. 25 finden auch bei den Eintragungen
m das Beschwerungsscheinbuch entsprechende Anwendung.
§. 27.
Von den Hülfsbüchern des Beschwerungsscheinbuchs sind
1. das Stadtbuch (s. g. Schlüssel), enthaltend das Verzeichniss
der sämmtlichen Reihehäuser in der Reihenfolge der Brand-
versicherungsnummern ,
2. die Walltafel, enthaltend das Verzeichniss der zwischen den
inneren und äusseren Umfluthgräben belegenen Grundstücke,
3. die Gartentafel , enthaltend das Verzeichniss der im Stadt.
gebiet belegenen, nicht zu den Reihehäusern gehörigen Grund-
stücke, soweit solche zur gerichtlichen Verlassung gekommen
sind,
beizubehalten und in der bisherigen Weise weiter zu führen, die
Gartentafel Jedoch nur bis zu dem Zeitpunkte, dass die auf Grund
des Gesetzes Nr. 20 vom 15. Mai 1871 für jede der 6 städtischen
Feldmarken gesondert angelegten Realrepertorien vollendet sein
werden J).
nach §.18 der G.-B.-O. die rechtliche Bedeutung eines wirklichen Grundbuchs
erhalten, übrigens im Wesentlichen in der bisher üblichen Weise fortgeführt
werden können.
1) Von den in §. 27 erwähnten Repertorien 1'st
1. das Stadtbuch ("Schlüssel") in Folge der Revision des Jahres 1855
auf Grund des alten auf die einzelnen Bauerschaften sich stützenden Stallte
buch» neu angelegt. Es sind darin säl1lmtUche städtische Grundstücke fl(Jch
ih~e,,! Haus,~ummern mit der Reihe der 'suecessiven Eigenthümer aufgeführt;
bel JedemElgenthumsweehsel wird das Datum desselben der neue Eigenthümef'.
sowie Band und Seite des Beschwerungsseheinbuchs ~ohin das Gf'undstiiit
übertragen ist, eingezeichnet.· '
2. Die "Wa tu afel" besteht überhaupt erst auf Grund der im Jaltre
1867. angeordneten. und im folgenden Jahre ausgeführten Vermessung und




Das Generalprotokoll und die s, g. Restetafel kommen vom
L Oktober 1878 ab in Wegfall 2) .
v. Von der Bildung der Urkunden über Eintragungen
im Grundbuch.
§. 28.
Wenn über die Eintragung des Eigenthums von dem neuen
Erwerber eine Bescheinigung verlangt wird oder dem bisherigen
Eigenthümer von Amtswegen zu ertheilen ist (Grundbuehordnung
§. 30)1), so hat das Grundbuchamt spätestens innerhalb 8 Tagen
nach erfolgter Eintragung einen dem anliegenden Formulare IV.
(Anlage D.) entsprechenden Verlassschein dem Betheiligten zuzu-
stellen. Binnen gleicher Frist sind auch bei Eintragung und
Löschung von Vormerkungen 2), bei Eintragung und Löschung ding-
licher Rechte, sowie bei Löschung von Hypotheken den Betheiligten
Beides. Stadtbuch und Walltafel. entsprechen dU1'chaus den an ein Real-
repertorium zu stellenden Anforderungen, und werden dieselben daher unver-
ändert beibehalten werden können. Was dagegen
3. die" Gartentafel" betrifft, so enthält dieselbe neben Verweisung auf
Band und Seite des Besehsoerunqsscheinbuchs nur in alphabetischer Folge die
Namen der Eigenthümer der nicht zu den Reihehäusern gehikigen, im Stadt-
gebiet beleqenen Grundstücke an Gebäuden, Gärten, Aecker» und Wiesen, so-
weit dieselben zur Verlassung gekommen sind, 1licht aber eine Beschreibung
dieser Grundstücke nach Lage und Grösse. Letztere wird erst durch die auf
Grund des Ges. Nr. 20 vom 15. Mai 1871 in Angriff genommenen Realreper-
torien herbeigeführt werden, nach deren Fertigstellung daher die Üartentafel
entbehrlich wird. - Von den erwähnten Realrepertorien sind gegetlwärtig
(1889) erst 5 beendigt worden.
2) Nachdem seit dem 1. Oktober1878 dasJ011rnal oderProduktenbuch (§.3)
auch bei dem Amtsgerichte Braunschweig in Kraft getreten, ist 1'011 diesem
Zeitpunkte ab das Generalprotokoll ,in Wegfall gekommen. Dasselbe war der
Fall mit der" Restetafel" (auch alphabet-ische Kladde oder Tafel genannt),
welche im offenen Gerichte neben de1JI Generalprotokolle über alle an einem
G.erichts.tage vorgekommenen Geschäfte gefü~rt ist, ausser den Interessenten
eine kurze Bezeichnung des Geschäfts enthzeU und zur. Ue~achu.'lg. der
stattgefandwen Vor.träge bis zu deren weiteren Verarbeitull!!. l,m &erlChts-
und Besckwerungsscheinbuche diente. Da dieser Zweck. gegenwartlg durch das
JOUT1!etl erreicht wird, bedarf es auch der Restetafel mcht ·mehr.
_ 1) Die von Amtswegen erfolgende Benachrichtigu~ o.e.s bi,sherigen Eigen-th~mers unterliegt nach §.6, Nt'. 2 des Gebühren-Tarifs fur Unlndbu(;hsachen
kernem besonderen Gebührensatze.
2) In Betreff der Benachrichtigung über Eintragung ~md Lös~hung r?fJ




und den Behörden, welche die Eintragung nachgesucht haben, auf
Antrag Benachrichtigungsscheine zu ertheilen, welche die Ein-
tragungsformel wörtlich enthalten (s, Formular V., Anlage E.).
§. 29.
Der über eine eingetragene Hypothek auszufertigende und
dem Berechtigten (Grunderwerbsges. §. 27) binnen 8 Tagen nach
geschehener Eintragung auszuhändigende Hypothekenbrief; welchem
auf Verlangen auch ein Grundbuchs-Auszug über die verpfändeten
Grundstücke (§. 30) beizufügen ist, besteht aus der Ueberschrift,
dem vollständigen Eintragungsvermerk derjenigen Hypothek, für
welche er ausgefertigt wird, der Angabe der nach dem Grundbuch
für die Hypothek verhafteten Grundstücke und deren Eigenthümer,
und der Unterschrift des Grundbuchamts mit Datum und Siegel 1).
Die Ueberschrift lautet:
"Braunschweigischer Hypothekenbrief'!
und enthält eine Angabe des Grundbuchs nach Ort und Band der.
Nummer des Grundbuchblatts, die allgemeine Bezeichnung des
Grundstücks und der Hypothek, für welche die Urkunde ausgefer-
tigt wird (s. Formular VI., Anlage F.).
§. 30.
Grundbuchs-Auszüge (Beschwerungsscheine) werden in der bis-
her üblichen Weise ausgestellt 1).
1) Die Farm desBraunsduc. Hypothekenbriefs weicht von der des Preussi»
sehen (P~·euss. U,.-B.-O. §§.124 bis 126) und Oldenburgischen (Oldenb. U.-B.-O.
§§.103 bis 105) Insofern ab, als in letztere auch die für die pj'üfung der Sicher-
heit der Hypothek erheblichen Nachrichten m/s dem betreffenden Blatt des
Ui'Ilndbuche_~, namentlich also die Eigentl/umsbeschränkungen ltnd sämmtliche
vor- und gle!Chst~hende dingl-iche Lasten und Hupotheken, aufgenammen wer-
den. ,Der Preussische und Oldenbu'rgische Hypothekenbrief soll ein tre.ues B,ild
des Grundbuchblatts geben, auf ioelche« er sich beeieht : er erhält damIt gle!lffi-
zeitig die Bedeutung eines Grundbuchsauszugs (Besch:Werungsscheins). Diesef'
Zweck liegt dem hiesigen Hypothekenbriefe fern. Der letztere ist eben nur ei1I
auf den Erwerb der betreffenden Hypothek bezügliches Dokument, welches, ab-
gesehe~ I'on [~er einget'ragenen Hypothek selbst, nur den Namen des Schuldners
und die Beeeichnunq des Grundiftücks enthält, an welchem die Hypothek haftet.
Kommt es darauf an, zur Wü'rdigung der Bonität der Hypothek dienliche
auszügliche Nachrichten aus dem Grundbuch zu erlangen so kann dies 1I!W
mittelst Beantragung des Grundbuchsauszugs (§. 30) geschehen.
1) Bei dem früheren Stadt.lJer~·chte Braunsehweig hatten die Interesstrtten
nach Anmeldung eines Rechtsaktes zum Vortrage im offcmn Gericht einen Be-
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Die erledigten Eintragungen werden in den neuen Grundbuchs-
Auszug nicht aufgenommen 2).
Braunschweig, den 26. April 1878.




sclucerllng88chein zu extrahiren und solchen am Tage vor der beabsichtigten
Verlassuni] des Grundstücks vorzulegen. Eine derartiqe Verpflichtung ist in
die Grundbllchol'dnllng nicht aufgenommen, fällt daher als gesetzliche Vorbe-
dingullg für Uebeltragung des Eigenthums etc. an Grundstucken gegenwärtig
hinuieq. uiennqleich. nicht zu nerkennen ist, dass durch die Ueberreichung des
neuesten Beechuerunqsscheins die nach §. 21 der G.·B.-O. vor der Al~flö8ungs­
erklärung vorzunehmende Sachpriifung erheblich erleichtert werden wÜl·de.
2) Nacb ~. 20 der Subhast.-Ordn. Nr. 37 vom 10. Juli 1879 bedarf es für
den Fall, dass Vol/streckungsgel'icht und Grundbuchamt nicht identisch sind,
der Ueberreichunq eines Gl·undbuchsauszugs. Nach §. 24, Ab», 2, §. 25 I. c.
soll ein vollständiger beglaubigte-r Grundbuchsauszug den Vollstreckungsakten
beigefügt werden, und kann derselbe nach §. 45, Nr. 7 I. c. innerhalb der
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1 Hinter dem Thiergarten und 9014
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im Kleinmorgen . . . . . . . 33 8 nummer 122) ... 3 37 3
2 Die lange Wiese und Gallen-
ein Stück, angren-
zend im Norden an
kamp ............. 64 8 82 9 die Pläne Nr. 121
3 Im Sickter Morgen, Köther- u. 120, im Osten an
kamp und das Grabgehege 73 10 43 8 Plannummer 124-,
4 B\ d~ We~enb~he..•. ~ \ \\ im Westen an dieFeldmark Ober-
5 In den krummen Stücken . . 115 - 36 5 Sickte, übertragen
6 Heiligen Breite. . . . . . • . . 121 2 10 6
auf Bd. I. B!. 42
desGrundbuchsvon
7 Hinterm Haidberze ...... 122 6 U 6 Kl. 8chöppenstMt
8 Rischbeek und im Kaubusch-
am 27. November
1877.
felde .•••....... ., . 155 2 61 2 N.X.
9 In den schieren Morgen . . . 156 8 73 9
A.!sZubehÖr zugeschrieben: I
0 Die zum Kothhofe Nr. ass. 17 50 1 1 9 Nr.4(Plannummer91) i 2 4 5
zu KI. Schöppenstedt (Bd. I. übertragen aufBd.I.
BI. 16 des Grundbuchs) ge- BI. 58 des Grund-
hörige Kötherwiese , auf-
buchs von Kl.Schöp-
gelassen und eingetragen
penstedt am 1. De-





1 Der auf Kl, Schöppenstedter
Feldmark belegene Anger
(Bd. I. BI. 65 des Grund- 3 26 5buchs] •.•.........• 96
EiHt""swd fÜII/hlllldeYl
I }[ark abgetreten an den
Kaufmann L"dwig Fricke
in Braunschweig.
Eingetragen am 30. März
1878.
I I. ., A fi I [Ei3000 ,-, Dreitausend Mark b n- 1 ntau-
(Ka- I ! dung flir den am 1. März send
pital), i 1sse geborenen Heinrich Jii.1\!
1,,00 I-I Ghristoph Salle zu Klo huntkrl15Oö!= Schöppenstedt, wovon Mark
die Hälfte am 1. l\'Iärz ge-
1tl77, die andere Hälfte löscht
am 1. März 1881 zu 3m2.
zahlen ist, eingetragen März





ci Eigenthümer Grund des ci... ...Z Z
Erwerbes
1 Joban» Jürgen Auf Grund 1
August Salle zu der Erbbe-
KI. Schöppen- scheinigung








2 Ohristoph Meyer Aufgelassen




























- Ein Altentheil für die 2
Wittwe des Ackermanns
Ghristian Solle, Henriette
geb. Bergmann zu Kl.
Schöppenstedt , dessen
nähere Festsetzung in
dem in den Grundakten
befindlichenVertrage vom
24. April 1875 enthalten
ist, eingetragen am 26.
April 1875.
N. X.
DitO Posten Nr. 1 und 2
stehen zu gleichem
Recht.
Vermerkt am 26. April
1875.
Y. X.
15 - Fünfzehn Mark jährlicher
(Zins) Zins für die Kirche zu
Mascherode.
































Veränd e ru n ge n
1.
Hypotheken
2 5000 - Fünftausend Mark
Darlehn mit 4!j2
Proc.Zinsen jährlich
vom 1. Oktbr, 1858
ab, gegen sechs'
monatliche Kündi·




Meyer zu Weddel auf
Grund der Schuld-




3 10000 _ Zehntausend Mark 3 8\00 -
Darlehn mit 5 Proc.
Zinsen jährlich vom
















ei Betrag Veränderungen Löschnngen
.. HypothekenZ I~ ~I I~ IEintra- lelLÖschun- ~IA.I~IA. A. gungen Z J gen
10000 1-1Abgetre- I I4 10000 - etc. etc, 4
I
ten an den
5 8000 - Vorgemerkt zur Er- I Eigen- Ihaltung des Vor- thümer
rechts einer Hypo- Christoph
thek zum Betrage Meyer zu
von achttausend Kl.Schöp-
"'[ark für Johann penstedt.
Jürgen A.ugust ssu« Eingetra-
zu Kl. Schöppen- gen am 1.









lieh mit 5 Procent
I
vorn 1. Oktbr. 1877



























Rittergut .Jl2. Grundakten ..ll.
Separationsrecess S.
Bezeichnung des Grundstücks bei Errichtung Abschreibungen
des Blatts nebst Zuschreibungen
I ... Flächen- Flächen-Q)
inhalt Bezeichnung inhaltS
ci S ... des ..












Bezeichnung des Grundstücks bei Errichtung Abschreibungen·des Blatts nebst Zuschreibungen
... Flächen- Flächen-
'"S inhalt TIez e i c hn ung inhalt
ci Bestand theile Ei Jj des o.... :l ... ... sZ :l oe 01'" :;;; Theilstücks .., "01 .!<
... ::ilp:; I '"
.,





Bezeichnung des Grundstücks bei Errichtung Abschreibungendes Blatts nebst Zuschreibungen
... Flächen- Flächen-
'"S inhalt Bezeichnung inhalt
ci Be stand theile S ... des Is... " ... .& ...Z ">= Ol Q) ol
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Veränderungen

















































Formular IU. (Anlage C.)
(Auf dem ersten Blatte des Grundbuchs von Oelper einzutragen.)
Die Einschreibung der Grundstücke ist auf Grund des von Herzog!. Landes-
Oekonomie-Kommission genehmigten Auseinaudersetzungsplana für die Gemeinde
Oelper vom 1. Juli Ill78 erfolgt (Gesetz Nro. 15 vom 8. März 1878, §. 6).






Gelöscht auf Grund des bestätigten Separationsrecesses für die Gemeinde
Oelper vom 1. Oktober 1880.







Formular IV. (Anlage D.)
1) Für den Einwohner Franz Schmidt
hieselbst.
2) Für den früheren Eigenthümer Kauf-
mann earl Me II i n hiesolbst (im Fall
des §. 30, Abs, 2 der G.-B.-O.).
Verlassschein.
Nachdem auf Grund der Auflassungserklärung vom- 4. d. Mts. _ auf Grund der
Erbbescheinigung vom 16. December 1877 - auf Grund nachgewiesenen Erb-
r~chts - der Einwohner Franz Sc hm i d t hieselbst am 5. Januar d. J. als
Eigenthümer des in hiesiger Stadt an der Breitenstrasse unter der Versicherungs-
~ummer belegenen Wohnhau~es im Beschwerungsscheinbuche Bd. S.
e~nget.l'agen ist, wird demselben auf sein Ansuchlln gegenwärtiger Verlassschein
hIermIt ansgefertigt.




Verlasssohein über ein Trennstüok.
Nachdem der Ackermann Johann Heinrich Meyer zu Fümmelse von
seinem daselbst unter der Versicherungsnummer 5 belegenen Ackerhofe das zu
demselben gehörige, im Buchenhagen unter der Plannummer 67 belegene Acker-
stück, 6 Ar 20M. gross, mittelst AufiassllDgserklärung vom 16. d. Mts_ dem
Halbspänner Christian Müller zu Fümmelse aufgelassen, dieser aber die Zu-
schreibung desselben als Zubehör zu seinem zu Fümmelse unter der Versicherungs-
nummer 12 belegenen Halbspänuerhof beantt'agt hat, so ist .das bezeichnete
Ackerstück am 16. d. Mts. im Grundbuch von Fümmelse auf dem Blatt des
Ackerhofs Nro. 5 (vol. I. foI. 16) ab- und auf dem Blatt des Halbspännerhofs
24*
872
Nro. 12 (vol. H. fol. 35) als Zubehör zugeschrieben, worüber dem Halbspänner
Christian Müller auf dessen Ansuchen der gegenwärtige Verlassschein bier-
mit ausgefertigt wird.





Formular V. (Anlage E.)
Benachrichtigung über Eintragung einer Vormerkung.
Der Kaufmann Julius Müller hieselbst wird bierdurch benachricbtigt,
dass auf Grund des Antrags vom 24./25. d. Mts. im Beschwerungsscheinbucbe
hiesiger Stadt, Bd. S. bei dem, dem Banquier Jacob Meyer bieselbst
gehörigen, am Hohlwege hieselbst unter der Versicberungsnummer 2360 be-
legenen Wohnhause, zu Nummer 7 uachfolgendeVormerkung :
"Vorgemerkt zur Erhaltung des Vorrechts einer Hypothek
zum Betrage von zehntausend Mark für den Kaufmann Julius
Müller hieselbst, auf Grund rechtskräftigen Erkenntnisses des








Benachrichtigung über Eintragung eines dinglichen
Rechts.
Der Banquier Friedrich Bchmidt hieselbst wird hierdurch benach-
richtigt, dass im Grundbuche hiesiger Stadt, Vol. fol. auf das 3111
Harzthore hieselbst unter der Yerslcberungsnummer 360 belegene WohnbaUS
nebst Gartengrundstück des Fabrikanten G u s t a v Wo I ff in der Abtheill.lug
"dingliche Lasten" nachstehende flinglicbe Last unter der Ordnungsnummer t:
373
,Das zu dem Wohnhause Nro. 360 gehörige Gartengrundstück
darf zu Gunsten des Wohnhauses des Banquiers Friedrich
Sc h m i d t hieselbst., Nro. ass, 361, mit keinem Wohngebäude be-
baut werden,
Eingetragen ~fOlge Antrag~ des Eigenthümers vom 26./27.
Januar d. J. arn 27. Januar 1878."
N. N.
eingetragen ist.




Formular VI. (Anlage F.)
Braunscliweigischer Hypothekenbrief.
über
die im Beschwerungsscheinbuche des Grundbuchamts des Herzoglichen Amts-
gerichts Braunschweig Littr.A.Bd. 61>, S. 153 unter Nro. 1 eingetragene
Hypothek von 3000 Jl,.
Nro. 1. 3000 A.
Noch gültig auf 1500 JI,.
Braunschweig, den 2. Januar
1877.
B. N.
Kaufgeld mit 5 Proc. Zinsen seit dem
1. Januar 1876, gegen 3monatliche Kündi-
gung, eingetragen für den Bentier Ca r I
Schein zu Hannover, auf Grund des Kauf·
vertrages vom 1. März 1876 am 2. März
1876.
Für die Hypothek haften folgende Grundstücke:
1) das am Steinwege hieselbst unter der Versichernngsnummer 968 be·
legene Wohnhaus nebst Stallnng,
2) der vor dem Steinthore unter der Nro. belegene Garten, 6 Ar
58 0 Mtr. gross.
EigenthÜIner: Kaufmann Louis Henze hieselbst und dessen Ehefra\!, Anna
Dorothee geb. Kraut.







Von vorstehenden 3000 .Ho. sind 1500 J{,. mit dem Vorzugsrechte vor dem
Reste und den Zinsen seit dem 1. Januar 1877 an den Kaufmann Carl Hirsch
in Braunschweig abgetreten, und ist demselben eine beglaubigte Abschrift dieses
Hypothekenbriefs ertheilt worden.
Die Abtretung ist im Beschwerungsscheinbuche vermerkt.





Das Vorzugsrecht der an den Kaufmann Carl Hirsch zu Braunschweig'
abg-tretenen 1500 J{,. vor dem Rest ist im Beschwerungsscheinbuch gelöscht.





Anmerknng: Mit dem Hypothekenbriefe wird der Kaufvertrag vom 1. März 1876




Gebühren-I'arif für Grundbuchsaehen und für
Ausstellung von Erbbescheinignngen
betreffend.
d. d, Braunschweig, den 25. Juni 1878 (Nr. 26).
Von Gottes Gnaden, Wir,
Wilhelm,
Herzog zu Braunschweig und Lüneburg p. p,
Da die bestehenden Vorschriften über die Gebührensätze in
Sachen des ßypothekenwesens den von Uns erlassenen neuen Ge-
setzen über das Grundbuchwesen nicht entsprechen, so erlassen
Wir, unter Zustimmung des von der Landesversammlung hierzu be-
vollmächtigten Ausschusses der Letzteren, das nachfolgende Gesetz1).
1) Nachdem in der Sitzung der Landesrel'sammlung VOlll 28. Febr. 1878
der Ausschuss derS'elben ermächtigt worden, mit Herzogl. Landesregierung ein
Gesetz zu vereinbaren, welches die in Folge desErlasses der Grundbuchgesetze
nothwendig werdende Aenderung des bisherigen Sportelgesetzes "om 4. Juli 1851,
Nr, 28 ZUm Gegenstand habe, ist, der bezii.qlicheEntwurf dem Ausschu~sevar­
gelegt und hat in dessen Sitzung vom 15. Jtlfti 1878 dl'e erforderliche Ge-
nehmi,gung erhalten. Das hiernach publiet"rte Gesetz hatte nur den Charakter
einer die Bestimmungen des früheren Sportelgesetzes unter den Nu,nmern 33
bis 36, welche sich auf die Eintragung des Eigenthums, der Hypotheken und
dinglichen Rechte in das Hypothekenbuch beziehen, abändernden Novelle.
Während dann die gesammte Sportel- und Gebührentaxe in Sachen der frei-
willigen Gerichtsbarkeit unter Aufhebung des Spartelgesetzes Nr. 28 vom
4. JUlI' 18rn durch das Ausführungsgesetz Nr.. 40 vam 11. Juli 1879 und den
demselben in Anl.B. beigegeltenen,G~bührentarif für ,Akte der, freiwilligen
Gerichtsbarkeit, illlgleicken durch das die Ergänzung des fr. Ausfiihrungs-
gesetzes enthaltende Ges. Nr.,23 "om 17. Mai 1882 einer durchgreifenden
Aenderung unterworfe'fl ist, hat ma,.' es doch fü-r zweckmässig befunden, den
Gebührentarif für Grundbuchsachenbesteken zu lassen, wie dies besonders
bezüglich der die Werthsberechnung betreffendenBestimmungendes[r. Gebühren-
tarifs, namentlich in §. 2, Bem. 1 und 2, §.3, Bem. 1,3 ~is 5, durc~ ,die
VorSChrift des §. 17, Abs.2 des Ges. Nr. 40 de 1879 und du dazu g~horlgen
MtJti"e zum Ausdruck geZangtist: Soweit, dieser Gebührentarif mcht be-
sondere Bestimmungen enthält,kammi!lI die in Sachen der freiwilligen Gerichts-
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§. 1.
Die Gebühren für die Bearbeitung der Grundbuchsachen bei den
Grundbuchämtern und für die Ausstellung von Erbbescheinigungen








I. Für die Entgegennahme der Aufiassungserklärullg und für
die auf Grund derselben bewirkte Eintragung des Eigenthümers und
die gleichzeitig beantragte Eintragung des Erwerbsgrundes , ein-
schliesslich der dabei vorkommenden Nebengeschäfte 1):
a. bis 300 M. einschliesslich 3 M.
b. über 300 M." 750 " 4 " 50 »
c." 750" ." 1500" 6 "
d. " 1500" " 3000" 9 "
e. " 3000" " 7500" 12 "
f. " 7500" "30000,, 18 "
g. " 30000" 30 "
barkeit jetzt geltenden Sportelsatee zur Anwendung, wie denn e, B. die Gebühr
für einen Grundbuchsauszug (Instl'. vom 26. April 1878, NI'. 20, §. 30), ein-
schliesslich der SchreibgebUhr , durch die Anl. B. des Ges. NI'. 40 v. 11. Juli
1879 sub XI, Abs. 1 auf 1 A. festgesetzt ist.
Der Charakter des gegenwärtigen Gesetzes als einer Novelle brachte es mit
sich, dass die nach dem Sportelqe«: für die Gebührenberechnung massgebenden
Werthabstufungen beibehalten sind, dass dagegen die dem Preuss. Kosten-Tarif
für Grundbuchsachen (vergi. §. 141 der Preuss. G.•B.-O.) zu Grunde liegende,
geringere Werthsätze als das hiesige Gesetz berücksichNgende und zugleich
über den Werthbetrag von 30000 M. hinausgehende Skala keine Aufnahme
gefunden hat. Im Uebrigen enthalten die angenommenen Gebührensätze eine
theilweise Erhöhung im Verhältniss ZU den dem früheren Sportelgesetze zu
Grunde liegenden Positionen, eine Erhöhung, die in Folge der durch die""euen
Grundbuchgesetze herbeigeführten Veränderung in dem Wesen und der Bedeu-
tung der einzelnen Rechtsverhältnisse, namentlich der Auflassung, und bei der
grossen Verantwortlichkeit, welche in Zukunft die schon für die geringst~
Versehen haftenden Grundbuch beamten , event. den Staat trifft, nothwendlg
wurde, wegen der dadurch erhöhten Sicherheit des Realkredits aber auch hin-
länglich gerechtfertigt erscheint.
1) Vergi. im Allgemeinen G.-E.-G. §. 2, G.-B.-O. §. 21, Abs. 2. Zu den. hier
erwähnten Nebengeschäften, welche keinem besonderen Gebührensatze unterltegen,
gehören insbesondere die in G.-B.- O. §. 30, Abs. 2 und §. 31, Abs. 2 hervor-
gehobenen, von Amtswegen zu besorgenden Geschäfte (s. auch die Bemerk." zu
§.2 und §. 6, NI'. 2 dieses Gesetzes), imgleichen dl'e nach Massgabe des §. 2 des
Einführungsges. während der Uebergangsperiode von AmtS'wegen vorzunehmende
Eintragung einer Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf AujlasSU1lfJ;. -
Ob übrigens eine oder mehrere Personen als Eigenthümer desselben Grundstucks
eingetragen werden, roraueqesetet, dass die Einschreibung der Miteigenthümer







. . ur ie Aufnahme von mündlichen Anträgen auf Um-sc~reIbung. des Eigenthums und für die Eintragung des Eigen-
thumers ..nicht auf Grund der Auflassung, sondern aus anderen~echts?run.den (§. 6 des Gesetzes über den Eigenthumserwerb etc.),
emschhesshch de~ da?~i vo.rkommenden Nebengeschäfte 2), ins-
besondere .der gleIChzeItig mit der Eintragung des Anerben erfol-
genden Emtragung von Abfindungen und Altentheilen . (§. 32,
Absatz 2 der Grundbuchordnung):
die Hälfte der Sätze unter 1.
111. Für die Eintragung des Eigenthümers eines im Grund-
buch bisher nicht eingetragenen Grundstücks 3):
zwei Drittel der Sätze unter I.
~V. Fü~ die ohne Wechsel des Eigenthümers erfolgende Ab.
und Zuschrelbung der Grundstücke von einem Grundbuchblatt auf
das andere 4) :
ein Viertel der Sätze unter 1.
Bemerkungen:
1. Die Gebühren werden nach dem Werthe eines jeden
Grundstücks (Bergwerk, selbstständige Gerechtigkeit) berechnet.
Die Ermittelung des Werthes geschieht da, wo eine den Preis oder
2) Ausser dem Faüe des §.32, Abs. 2 der G.-B.- O. gehören hierher auch
die nach §. 29, Abs. 3 l. c. behuf Erzwingung der Eintragung des Berquerks-
eigenthums anzuordnenden Massregeln; ver,ql. ferner Einf_-Ges. §. 3 hill$icht-
Uch der von Amtswegen einzutragenden Vormerkung zur Erhaltung des Rechts
auf Umschreibunq. - Nach dem Wasserges. Nr. 64 !10m 20. Juni 1876, §. 11,
Abs. 1 geniessen die zum Zweck der Wasserregulirungen f!orkommenden Ver-
handlungen VOT den Verwaltungsbehörden, sowie "die durch Abtretungen 11. s. w.
erforderlichen Eintragungen ~'n die Hypothekenbücher" dieSportel- und Stempel-
freiheit.
3) VergI. G.·B.-O. §§. 23, 24. Einf.-Ges. §.5. Das nach §.23 der G.-B.-O.
der E~'ntragung vorhergehende Aufgebotsverfahren ist nach Massgabe des §.18,
s-. 1 des Ges. s« 40 vom u. Juli 1879 und des §. 44 D. G.-K.-G. best?"-
ders zu berechnen.
4) Es gehören hierher sowohl die Fane der §§. 37 und 38 des G.-E. - G.,
als der in den §§. 17 und 22 der Instr. für die Gt'Undbuchiimter eru:iÜlnte
Pali der Uebertragung als Nicht-Zubehör. Wat; die Ab- und Zuschreibuny
der Grund.~tücke durch Aujlassung neranlasst, also mit einem Wechsel des
Eigenthülners verlmnden, so ist dieselbe als eilt gebührenfreies Kebengeschiift
der Aujla.~sung zu .behandeln. Dasselbe ist der Fan in Betreff der Ueber-
tragung der auf den ab" und zugeschriebenen Grundstücken haftenden Lasten
und Schulden (G.cB.-O~§. 31, Abs. JJ, Inst». ~. 24), ohm Unterschied, ob die
Ab- und Zuschreibungbei Gelegenheit der Aujlassung oder ohne Wechsel des
Eigenthiimers erfolgte; s. Bemerk. 4.
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wahren Werth genügend erkennbar machende Urkunde über das
Rechtsgeschäft, welches der Auffassung zu Grunde gelegen hat,
errichtet und dem Grundbuchamt überreicht ist (§. 21 der Grund-
buchordnung), nach dieser, sonst nach den glaubhaft zu machen-
den Angaben der Betheiligten, nöthigenfalls nach den amtlichen
Ermittelungen des Grundbuchamtes 5).
2. Bei gleichzeitiger Eintragung des Eigenthümers auf mehrere
durch denselben Rechtsakt erworbene Grundstücke kommt es dar-
auf an, ob die letzteren auf dasselbe Blatt oder auf verschiedene
Blätter des Grundbuchs eingetragen sind oder eingetragen werden
sollen. Im ersteren Falle wird nur eine Eintragung nach Mass-
gabe des Gesammtwerthes der Grundstücke, im letzteren werden
so viele Eintragungen, als Grundbuchblätter dafür in Anspruch
genommen sind, unter Zugrundelegung des Werthbetrages des auf
jedes einzelne Grundbuchblatt eingetragenen Grundstücks ver-
gütet 6).
3. Für die Berichtigung der Karten bei Veränderungen in
der Lage, der Grösse und den Grenzen der Grundstücke, und,
soviel das Grundbuchamt des Herzogl. Amtsgerichts Braunschweig
betrifft, für die Vermessung der Grundstücke und die Anfertigung
eines Brouillons Seitens des dem genannten Grundbuchamt bei-
gegebenen Kondukteurs werden besondere Gebühren nicht berech-
net 7). Würde nach vorgenommener Vermessung und nach erfolgter
5) Für die Berechnung des Werlhes des Grundstücks ist bei Kaufverträgen
der in dem Vertrage bestimmte Kaufpreis, bei Tauschverträgen der von den
Kontrahenten angegebene oder sonst ermittelte höchste Wel·th des einen oder
anderen Grundstücks massgebend. Wo eine Vertrnqsurkunde überall nicht
errichtet oder dem Grundbucliamt nicht überreicht ist sind die Betheiligten
z'erpjlichtet, bei der Aujlassung den Werth des Grundstücks anzugeben (s. ein
Beispiel auf S. 16) und ihre Angaben in genügender We~'se (2'.B. durch Nach-
weis früherer Verkaufspreise oder Schätzungen oder des Grundsteuer-Rein-
ertrags) zu bescheinigen. Hegt das Grundbuchamt an der Richtigkeit der in
den betr, Vertragsurkunden enthaltenen oder sonst ron den Parteien an-
gegebenen Werthanoaben gegründete Zweifel, so hat dasselbe von Amtswegen
die nöthigen Schritte zur Feststellung des wahren Werthes des Grundstücks
zu ergreifen ~tnd beispielsweise durch Zuziehung "von Sachverständigen, durch
Requisition der Steuerbehörde oder in anderer Weise eine BC"richtigung dC"r
Werthangaben der Parteien herbeizuführen.
6) Die in der Bem. 2' enthaltene Vorschrift entspricht dem. Inhalt des
Circ.v Rescr. Oberqer. v. 28. Sept. 1865 (Bege, Rep. IX, S. 158 ff.; Ztschr.
XII, 13.174 ff.).
7) Die Vorschrift bezog sich, so lange für das übrige Land eine Berichti-
gung der Separationskarten ete. nicht vorgeschrieben war, wesentlich nur auf
das Grundbuchamt des Amtsqerichts Braunscluoeiq, findet jedoch gegenWärtig,
nach Erlass des Gesetzes Nr, 34 e, 5. Oktob. 1886, auf das ganze Gebiet des
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Vorlegung des Brouillons die' .beabsichtigte Anflassungserklärung
unterbleiben, so haben diejenigen, auf deren Antrag die Vermes-
sung geschehen und der Brouillon angefertigt ist, die, Hälfte der
Sätze unter 1. zu entrichten.
4. Die bei Ab- und Zuschreibung der Gr'undstücke von einem
Grundbuchblatt auf das andere nothwendig werdende Uebertragung
der auf den ab- und zugeschriebenen Grundstücken haftenden
Lasten und Schulden unterliegt keinem besonderen Kostenansatze 8).
5. Die von einem Stadt- oder Amtsgerichte aufgenommenen,
als Grundlage für Eintragungen oder Löschungen im Grundbuche
dienenden Urkunden (§. 8 der Grundbuchordnung) sind nicht als
Nebengeschäfte im Sinne des §.2, 1. anzusehen, sondern unterliegen
den für Rechtsgeschäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit im All-
































1. Für jede endgültige Eintragung von Hypotheken und son-




Hereoqthum« Anwendung (s. ooen S. 349).. Der in §. 7 des Ge». Nr,_20 v,
15. Mai 1871 vorgeschriebene Gebührensatz Ist durch. §. 8 de~ gegenwllrtlfen
Gesetzes beseitigt; die Berichtigung der Karten, die Anfertigung u~ J 01'-
legung eines Brouillons Seitens des Kondukte",.s-vo1'aus~esetzt, dass die b.eab-
sichtigte Grundstücks- Veränderung zu Stande kommt - Ist demnach zu elMm
gebührenfreien Nebengeschäfte geworden.
8) S. obc» Amn. 1 zu §. 2, 1. _
9) Da die Gerichte bei Aufnahme der in der Bem. 5 erwähnten Vertra~
nicht in ihrer Eigenschaft als Grundbuchämter, sondem als Tr.dfJer der frei-
'11' G' ht • ' ,1..it '~h~- so kommen die für freiwillIge RechtsakteIVI 'gen ertc soarse. verJa '~'"
bestehenden GebührellSätzesilbstständig zur Berechnung.
1) Zu den hier erwähnten "Nebengesehä/ten" gehÖ'1'en ~ispielsu:eise di~
ur' d 't CI,_ M' ~T~Dhen des Grundbuchamts geloschten oder bel
"Ie ereln ragung u.eT a~ • ~,~ B 0 § 53) ~
Ab- lmd Umschrel"bungen mcht übertragenell Posten (G::.. '-.. :, ~_' Jcrn.ehr
. f- h t 'geordneten F ....e, In w",c,,,,n es SICdiejenigm d'wrch das Ein u rungsgese e h d E'
"011 ,um eiM von Amtswegen vorzum: men e 111-
Während der Uebergangspen e . ' n din lichen Rechten und Hypo-
tragung von VormerJ","ngen ZU" ErhaUulIg vo 9
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H. "Für jede Eintragung von ~eränderungen 2) der Hypotheken
und sonstigen dinglichen Rechte:
die Hälfte der Sätze unter I.
III. Für die Löschung von Hypotheken und sonstigen ding-
lichen Rechten, sowie der Veränderungen derselben, einschliesslich
der dabei vorkommenden Nebengeschäfte 3):
die Hälfte der für die Eintragungen unter I. und II. bestimm-
ten Sätze.
Bemerkungen:
1. Bei Berechnung der Gebühren für die in §. 3 bestimmten
Sätze ist der Nennwerth der Hypothek, ohne Berücksichtigung der
Zinsen, sowie der Betrag des dinglichen Rechts, dessen Werth
nöthigenfalls von Amtswegen zu ermitteln ist, massgebend.
2. Für die bei dem Grundbuchamt erfolgende Aufnahme von
mündlichen Anträgen, welche den Eintragungen oder Löschungen
von Hypotheken und sonstigen dinglichen Rechten zur Grundlage
dienen (§. 7 der Grundbuchordnung), werden besondere Gebühren
nicht berechnet. Im Uebrigen findet die Bemerkung 5 zu §. 2
auch hier Anwendung.
3. Wenn. dieselbe dingliche Last oder Hypothek auf mehrere
in verschiedenen Grundbuchblättern verzeichnete Grundstücke zur
Gesammthaft gleichzeitig oder nachträglich, oder bei mehreren auf
demselben Grundbuchblatt verzeichneten Grundstücken nachträg-
lich einzutragen ist, so erfolgt nur für eine Eintragung die volle
Gebühr, für jede folgende Eintragung dagegen nur eine Gebühr
von 50 Pf. Dasselbe gilt auch bei Veränderungen der Hypotheken,
sowie bei Löschungen und bei der Entlassung einzelner Grund-
stücke aus der Mithaft. Wird bei mehreren auf einem Grundbuch-
blatt verzeichneten Grundstücken die Eintragung derselben ding-
theken handelt (Ein/.- Ges. §§. 7, 8, 14, 17). - Uebrigens ist es auch bei de~
in §..'1 bestimmten Sätzen ohne Einfluss auf die Höhe der Gebühren, ob d*e
Eintragung auf den Namen eines oder mehrerer Berechtigten lautet; es wird
der Gebührensatz eben nur für jede Eintragung erhoben.'
2) Als "Veränderungen" im Sinne dieses Gesetzes haben namentlich zu
gelten: Abtretunqen , Verpfändungen, Vorrechtseinräumungen, Erhöhung des
Zinssatzes (G.-E.- G. §§. 33, 40, 54, 56). Der bei Eintragung der Vorrechts-
einräumung erforderliche Vermerk im Hypothekenbriefe (G.-B.-O. §.45,Abs..l!)
gilt als ein nicht zu besonderer Berechnung kommendes Nebengeschäft.
3) z, B. die nach den §§.49, 51,52 ilf'r G.-B.-O. vorzunehmenden Geschäfte.
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lichen Last oder Hypothek gleichzeitig beantragt, so sind die Ein-
tragungsgebühren dafür nur einmal zu fordern.
4. Bei Eintragung einer nachträglich vorgekommenen Erhö-
~un? oder Herabsetzung des Zinsfusses erfolgt die Berechnung der
Gebuhren nach dem Fünffachen der dadurch eintretenden Erhöhung
o~er Herabsetzung des vom Schuldner zu entrichtenden jährlichen
Zmsbetrages.
5. Bei der Eintragung einer Vorrechtseinräumung richtet sich
der Gebührensatz nach dem Betrage der Hypothek, in Ansehung
deren das Vorzugsrecht aufgegeben, oder nach dem Betrage der
Hypothek, welcher das Vorzugsrecht bewilligt wird, je nachdem
der eme oder andere Betrag geringer ist 4).
§.4.
I. Für Vormerkungen und Verfiigungsbeschränlrungen aller Art:
a, bis 300 M. einschliesslich - M. 50 Pt:
b. über 300 M." 750" 1 " 50 "
c." 750"" 1500" 2""
d, " 1500"" 3000" 3""
e. " 3000" n 7500" 4""
f.·" 7500"" 30000 " 6""
g. " 30000" 9""
11. Für die Löschung von Vormerkungen und Verfiigungs-
beschränkungen: .
die Hälfte der Sätze unter 11).
Bemerkung:
Bei Vormerkungen zur Erhaltung des Rechts auf Auflassung
oder auf Eintragung des Eigenthumsüberganges ist der für die
Eintragung oder Löschung derselben zu erhebende Gebührensatz
nach den Vorschriften der Bemerkung 1 zu §. 2 zu berechnen.
4) Für die zum Zweck der Beitreibung von Untersuehungs1cosUn auf Er-
suchen der Behörde eines anderen Bundesstaats erfolgende hypothekarische
Eintragung auf das Gf'Ufldstü.ck des Schuldners sind flon der trlJUchenden
Behörde Kosten nicht zu erheben; vgl. PräS. - Rescr. e. 27. Dee. 1880
(Ztschr. f.B. XXVI1I, {3. 13, 14).
1) Die Bestimmu,,!!en. des §. 4 finden auch Anwendu,,!! bei dem Antrage
auf Vollziehu"!! eines Arrestes in das unbewegliche Vermögen, 'Corbehältlieh
der für Anordnung eines Arrestes im §.26, Nr.9 und §. 35, Nr. 4 des G.~K..G.
getroff.enen Bestimmungen; vgl. §. 10, Abs. 2 des Ge«. NT. 401'. 11. Juli 1879.
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§. 5.
1. Für die Ertheilung des Hypothekenbriefs 1):
die in §. 4, I. bestimmten Sätze, jedoch nicht über 6 M.
II. Für die Erneuerung 2) des Hypothekenbriefs und die dabei
vorkommenden Nebengeschäfte :
die Hälfte der in §, 4, I. bestimmten Sätze, jedoch nicht
unter 50 Pf.
Bem erkung:
Wenn bei Gesammthypotheken mehrere Hypothekenbriefe aus-
zufertigen sind (Grundbuchordnung §. 34, Abs. 3), so ist nur für
einen Hypothekenbrief die volle Gebühr, für jeden folgenden nur
eine Gebühr von 25 Pf. zu entrichten.
§. 6.
1. Für die Benachrichtigung des neuen Erwerbers von der
Eintragung des Eigenthums, sowie für jede einzelne Benachrich-
tigung eines ßetheiligten oder einer ersuchenden Behörde von der
stattgehabten Eintragung oder Löschung eines dinglichen Rechts,
einer Vormerkung oder Dispositionsbeschränkung oder der Löschung
einer Hypothek wird ein Gebührensatz von 50 Pf. erhoben.
2. Die bei der Umschreibung des Grundstücks auf den Namen
eines neuen Eigenthümers erfolgende öffentliche Bekanntmachung,
imgleichen die Benachrichtigung des bisherigen Eigenthümers von
der geschehenen Umschreibung des Eigenthums (§. 30, Abs. 2 der
Grundbuchordnung) unterliegen keinem besonderen Gebührensatze.
1) Für die bei Ausfertigung des Hypothekenbriefs (G.-B.-O. §.34, su:»,
Inet». §. 29) und bei dem auf demselben erfolgenden Vermerk der Eintragung
der Abtretung (G. -B. - O. §. 38) erforderlich werdenden Besiegelungen ist eine
Gebühr auf Grund des §. 8 des Ges. NI'. 40 vom 11. Juli 1879, vgl. mit §§. 79
u. 80 des Gerichtskostengesetzes, wonach derartige Gebühren unter den Auslage-
Posten keine Erwähnung gefunden haben, nich; ferner in Ansatz zu bringen.
Bezüglich der den Ausfertigungen der Hypothekenbriefe und den in dieselben
eineutraqenden Vermerken zukommenden Stempel'freiheit vgl. oben S. 204,
Anm.1.
2) Die Erneuerung des Hypothekenbriefs kann sowohl durch dessen Be-
schädigung (G.-B.-O. §. 40), als durch dessen Verlust beur. durch das im Auf-
gebotsverfahren erfolgende Ausschlussuriheil (G.-B.-O. §. 41) erfolgen. .Im letz-




1. Für die Ausstellung einer Erbbescheinigung 1), einschliesslieh
d.er stattgehabten Sac.huntersuchung und des Protokolls über di
eidesstattliche Versicherung der Erben von dem Betrag d N heI bezi ,eesac-
asses ez~ehungsweise desjenigen Theiles der NachlassmasSe auf
welchen die Erbbescheinigung sich bezieht: '
a, bis 1500' M. einschliesslieh 3 M.
b. über 1500 M." 9000" .' 6
"c." 9000"" 18000" 12
d, " 18000" " 30000 » 18 "
"e. " 30000" 30
. "
. H. Für ~ie. Ausstellung einer ergänzenden Bescheinigung (§. 8
des Erbbeschmmgungsgesetzes): '
ein Drittel der Sätze unter 1.
1) Die im §. 7 erwähnten Gebührensätze sind dem ou-a. Ges. v. 3. Apn1
1876, betreffend die Gebühren der Amts,qerichte für Erthe!1ung von Erb-
bescheinigungen, nachge"b~1det. Geht man davon aus, dass der der Erthel1ung
von Erbbeschein1'gungen unterliegende Zweck, Jemandem. die LegitimatÜJn als
Intestaterbe zu ve·rschaffen, in dem Falle, wo es sich um einen auf Grund
eines gen'chtlichen oder notariellen Testaments oder Erbvertrages berufenen
Erben handelt, durch Ueberreichung einer AusfertiflUng oder beglaub1'gten
Absch1'ift der N1'ederlegungs- und Verkündigungsverhandlung und durch die
Bescheinigung des Richters, dass der Erblass"., soviel ihm bekannt, eine
anderweite letctwiUige VerfüflUng nicht hmterlassen habe, erreicht wird
(G. -B. - O. §. 12, Nr. 2), so erscheinen allerdings die Gebührensätze für Erb-
besche~'nigungen erheblich höher, als die 1'n dem letzterwähnten Falle zur
Berechnung kommenden Sätze (vergl. Ges. Nr. 40 v. 11. Juli 1879, Anl. B.
sub X und XI). Indessen rechtfertigt sich die höhere Gebühr durch den
grösseren Umfang der von dem RÜJliter behuf Ausstellung der Erbbescke1'ni-
{JUng vorzunehmenden, unte·r Umständen mit erheblicher Mühewaltung verbun-
denen Sachuntersuchung. Findet dabei ei1lC protokollarische Vernehmung von
Zeugen statt, so kommt übrigensdervmer Nr. 5 bestimmte Sat» des früheren
Sp01'telgesetzesnicht weiter zur Berechoong.
Der geringere Geb#hrematz für die ergänzende Bescheinigung (§. 8 des
Erblegitimationsges.) recktjertigtsieh dadurch, dass die volle Gebühr für d1"e
Publikation der letztw11ligen Verfügung, welche mitrelst jener Bescheinigung
nur verdeutlicht wird, in ikr Regel bereits bezahlt ist.
Ist der Antragsteller, 'WC11 dessenErbrecht gen'chtsseitig ftiekt, fir genüuen.d
nachgewiesen erachtet wurde" -f das Aufgeoouf1Crfalwen ~tesen (G~s. fit.
§. 5), so kommt nicht der Ge~ des §. 7, sondern du Vorsclinft des
§. 18 des Ges. N«, 40 e. 11. Juli 1879, vgl. mit den beir. Motiren, ttW An-




Der Betrag des Nachlasses beziehungsweise desjenigen Theiles
Nachlassmasse, aufweIchen die Erbhescheinigung sich bezieht,
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richtet sich nach den glaubhaft zu machenden Angaben des Antrag-
stellers, nöthigenfalls nach den Ermittelungen des Gerichts.
§. 7 a 1). .
Für jeden schriftlichen Bescheid bezüglich der durch die
Gebührensätze des vorstehenden Tarifs betroffenen gerichtlichen
Handlungen, insofern der Bescheid sich nicht auf eine einfache
Benachrichtigung oder Mittheilung einer Schrift beschränkt, die
Hälfte der in den §§. 2 bis -7 bestimmten Sätze, jedoch nicht unter
25 Pfennigen.
In der Beschwerde-Instanz (Ges. Nr, 11 v, 1. April 1879, §. 34)
werden, soweit die Beschwerde als unzulässig verworfen oder
zurückgewiesen wird, drei Viertheile der in den §§.2 bis 7 bestimm-
ten Gebühren erhoben, jedoch nicht unter 50 Pfennigen.
Insoweit dies nicht' der Fall ist, erfolgt die Entscheidung
gebührenfrei.
§. 8.
Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1878 in
Kraft.
Von diesem Tage an kommen die unter den Nummern 33 bis
36 des Gesetzes, die Sportel- und Gebührentaxe für Sachen der
freiwilligen Gerichtsbarkeit betreffend, vom 4. Juli 1851 enthaltenen
Bestimmungen, sowie der §. 7 des Gesetzes Nr. 20 vom 15. Mai 1871
nicht ferner zur Anwendung.
Die nach dem erstgedachten Gesetze zu erhebenden Neben-
gebühren für Zufertigungen, Kopialien und dergleichen werden
durch das gegenwärtige Gesetz nicht berührt 1).
1) Der §. 7a ist auf Grund des Ges. Nr. 24 vom 18. ]JIai 1885 hinzu-
gefügt; vgl. dazu die Anlagen 21,83 und93 der Verhandlungen des 18. ordentl.
Landtags. .
1) Wie bereits auf S. 377 in Anm. 1 erwähnt wurde, kommt das Sportel-
gesetz Nr. 28 vom 4. Juli 1851 seit dem 1. Oct. 1879 auf Grund der Be-
stimmung des §. 36, Abs. 1, des Ges. Nr. 40 vom 11. Juli 1879 überhaupt
nicht mehr zur Anwendung. Seit dieser Zeit wird die Schreibgebühr in
Grundouchsachen , entsprechend der Vorschrift des §. 8 des letztcitirten Ge-
setzes, nach §§. 79 u. 80 des D. Gerichtskostengesetzes berechnet. - Was die
Gebühren für Zustellungen in Grundbuchsachen anlangt, so vgl. §. 26, Abs. 1,
des Ges. Nr. 40 vom 11. Juli 1879, §. 67, Abs. 2, des Ges. NI'. 11 vom 1. April
1879, Bekanntm. der Landesju.Ytizverwaltung Hr. 62 vom 12. Sept. 1879, betr.
einfachere Formen für den Nachweis der Zustellungen in Strafsachen und in
den der nichtstreitigen ReChtspflege angehörigen Angelegenheiten, und das
Circularrescrcrom 24. Febr. 1882. (Ztschr. f. R. XXIX, S. 33 u. 34.)
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Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten.
Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzog-
lichen Geheime -Kanzlei -Siegels.
ßraunschweig, den 25. Juni 1878.
(L. S.)
Auf Höchsten Special-Befehl.
W. Schuh. Trieps. Graf Görtz-Wrisberg.
25*
S A 0 H R E GIS T E R.
A.
Abdeckereirechte 139*).
Abfindung, deren Erlöschen bei nicht
erfolgter Eintragung 47. deren Ein-
tragung als dingliche Last 195 ff, als
Hypothek 197.
Abfindung 197.
A blösun gskapitaJien 98. 286.
Abschreibungen einzelner Grund-
stücke vom Hauptgut 94. 339. 349. 350.
Abschriften, beglaubigte 335.
Abtretung von Hypotheken 114. deren
Erfordernisse 116 ff. - von persön-
lichen Rechten 115. mehrmalige -
120. - deren Eintragung 204.
einer Forderung 260. 261.
Abtretungserklärung 115.116.204.
Abtretungsurkunde 116. 201. 203.
Accessionen 87.
Accessio possessionis 280.
Actio aeu 35. 36. 61. 146. 147. 245.
252. - confessoria 26. 61. - nega-
toria 26. 44. 61. auf Löschung der
Hypothek 127. auf Löschung von
Vormerkungen 128. - Pauliana 22.
37. 61. 265. - pigneratitia contraria
252. - utilis des Pfandgläubigers
260.
Actiones in rem scriptae 27.
Adjullikation 45. 183. 306.
Aftermiether 244. 246.
Af't e r p ä c h t e r 244.246.
Aktien 254. Verpfändung der auf
Namen lautenden - 256.
Aktiengesellschaft, deren .Eintra-
gung im Grundbuch 340.
Allodifikationskapitalien 98.286.
Altentheilsrechte, deren Erlöschen
bei nicht erfolgter Eintragung 47.
deren Eintragung 195. 197. 198.
Amortisationsquoten 85.
Amtshandelsbuch 217. 218. 335.
An er be, Umschreibung des Eigen-
thums desselben 47. 188 ff.
*) Die Zahlen bezeichnen die Seite.
Anerkennung, Klage auf - des
hypothekarischen Rechts 99.
Anfechtung der Eigenthumseintra-
gung 34 ff. 273. - der Eintragung
eines dinglichen Rechts 60.61. - der
Eintragung einer Hypothek 112. 113.




Antrag des Eigenthümers auf Ein-
tragung eines dinglichen Rechts 57 ff.
auf Löschurig desselben 62 ff. - des
Berechtigten auf Eintragung eines
dinglichen Rechts 57. 58. auf Ver-
pflichtung des Eigenthümers zur Ein-
tragung seines Eigenthums 191 ff, -
auf Eintragung einer Hypothek 74 ff.
Erfordernisse dieses Antrages 80. auf
Löschung derselben 124. Erfordernisse
dieses Antrages 124. 12;). - auf Mit·
theilnng von Auszügen aus den Grund-
büchorn 177. 178.
Anträge, mündliche und sehriftüche
159. Ort ihrer Anbringung 160. man-
gelhafte - 174. Gebührenfreiheit
mündlicher - auf Eintragung oder
Löschung von Hypotheken 382.
Antragsprincip 158.
Antretnng der Erbschaft 224.
An- und Zuwüchse 87.
Anwartschaften, dingliche, deren
Eintragung in das Grundbuch 38.
Apot he kengerech t s a m e 138. 139.
Arrest, dessen Unterschied von Vor-
merkungen 32. - dessen Eintragnng
39. 207. 208. 341.
Anfforderung der Betheiligten zur
Vornahme der Anflassnng 277.
Aufgebotsverfahren 184. 207.227.
228. 278.
Auflassung 14 ff. - deren Anfech-
tung wegen mangelnder Form des
vorangegangenen Rechtsgeschäfts 35.
143. - Auschluss derselben an die
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Bel:gbehörde, gehört zu den zustän-
dIgen Be.hörden· 60. deren "Mitwir-
kung bei UmschreibuDg des Eigen-
thums 137.
Bergwerkseigenthum 136 ff 191
192. . .
Berichtigung Von Fehlern 351
Bescheinigung des Erbrechts s.·Erb.
bescheinigung.
Bescheinigungen aus dem Grund
buch 177. 178. 193. - öffentlicher
Behörden 279. 281.
Beschränkungen des EigenthuDlS-
rechts 38. 210 .. Form ihrer Eintragung
~41. - des..elDget~genen Gläubigers
In derVerfngnng uber die Hypothek
111.
Besch werungs schein 354.
Beschwerungsscheinbullh 176.272.
351.
Besitz auf Grund eines älteren Rechts-
gesch~!ts .ohne Einftnss auf Eigen-
thumsube,!b'llgung 20. - ungeeignet
zur Begrundung der PubIicianischen
Klage 20. 22. -- dessen Erwerb 'an
beweglichen Sachen 239. abgeleite-
ter - 240.
Besitztitelberichtigung 277. 279.
Bestandtheile des Grundstücks 339.
Be t rug , Einrede daraus 103.
Bevollmächtigte 16. 160. 165. 19-i.
deren Vollmachten 165 lf.
Beweis des Todes und der Verwandt-
schaft 224. 225.
Bewillignng des Berechtigten zur
Lösehang des dinglichen Rechts 62 ff.
164. zur Eintragung des Rechts an
Stelle der Vormerkung 178. - des
eingetragenen Eigenthümers zur Um-
schreibung des Eigenthnms 278.
,...- des Hypothekgläubigers zur Ein-
tragung von Beschränkungen im Ver-
fügungsrecht 112. zur Abtretnng der




Bona fides s. Gutglänbigkeit.






Vorrecht bei der Pfandbestellung und
beim Pt3ndverkauf 253.
Buchführer 153. 17l ff. 207. 33;;.
B.
Sachregister.
Ei~tragung 14. 179. 181. 182. _
bei Erbschaftskauf 15. bei Erbthei-
lung .15. bedingte und betagte - 18.
- emes vom Hauptgute abzuschrei-
benden Trennstücks 179. - deren
Genehmi.gung in der Genehmigung
der Verausserung enthalten 181 _
de~ in .. die Separation gege~nen
GI undstucke 313. - Eintragung des
Datums derselben 341.
A uf~assungserklärung 15.179. Bei-
spIele 16. Bedingungen für die Ent-
gegennahme der - 17. 179 ff.










Bed~ngte Cession einer Forderung 261.
BedlDgungen der Außassung 18. bei
Emtragung eines dinglichen Rechts
44. - der Rückzahlung 80. 81. 171.
Befriedi.gung vor der Verfallzeit,
wann SIe gefordert werden darf 112.
113.
Beglaubigung der Unterschrift 58.
74. 124. 160 ff. 283.
Behörde, zuständige 59. - deren
A?fsicht bei Verwendung der dem
E'genthümer zufallenden Kapitalien
114. - deren Recht, die Eintragung
des Eigenthümers zu fordern 191 ff.,
s. auch Ersuchen.
Bekann tmachungder Umschreibung
des Eigenthums 193. deren Gebühren-
freiheit 385.
Belastung des Grundstücks, Recht
dazu 23. 182. - mehrerer auf dem-
selben Blatt verzeichneter Grund-
stücke 346.
Benachrichtigung des bisherigen
Eigenthümers von dee Umsehreibung
193.371. deren Gebührenfreiheit 384.
- des Verpfänders vom bevorstehen-
den Pfandverkauf 248. 249. vom Er-
gebniss des Pfandverkaufs 250. 251-
- des Drittschuldners von der Ver-
pfändung der Forderung 255. 257.
258.
Benachrichtigungsscheine 3&3.
Formular derselben. über Eintragung





Causa der Aullassung s. Rechts-
geschäft.
Ca u tio legatorum senvandorum 236.
Cession s. Abtretung.
Condictio sine causa :,5. 62.
Conjux binubus 45.
Co n s t i t.u t u m possessorium 242.
243. 264.
D.
Da tu 111 der Eintragung, bestimmend
für d ie Rangordnung zwischen Hypo-
theken und anderen dinglichen Rech-
ten' 97. - dessen Eintragnng im
Grundbuch 34l.
Deichpflicht, Leistungen zur Erfül-
fung derselben bedürfen nicht der
Eintragung 53. 55.
De nu n c i a t i o n an den Pfandschuldner




Dinglic"he Klage des Hypothekgläu-
bigers gegen den Eigenthümer (19.
- gegen den Pfandnehmer einer be-
weglichen Sache 247.
Dinglicbe Rechte im Allgemeinen
41 ff. 282. -, deren Eintragung 43.
44. 341. '- deren Erlöschung bei nicht
erfolgender Eintragung 47. 283.
- deren Nicbteintragung im Fall
vorübergehender Begründung bei
Anlegung von Torfstichen und bei
Expropriationen 49. 51. - deren Gül-
tigkeit trotz eines älteren Anspruchs
auf ein widerstreitendes dingliches
Recbt 60.
Dingliche Last, deren Eintragung




kungen 38. 39. deren Eintragung im
Grundbuch 341. Gebührensatz da-
für 341.
Dispositionsfähigkeit des Antrag-
stellers 17. 175. - deren Prüfung






Ehe fr a u , Recht derselben auf Ein-
tragung einer Hypothek gegen den
Ehemann 297.
Ehe ga t t 1', aufgeheiratheter, dessen
Rechte am Grundstück 195. 196.
Eid e ss t a ttlich e Versich e r u n g 224.
226. 279.
Eigen th um, dessen Duplicität 20.276.
Eigenthümer, dessenKlagrechte und
Passivlegitimation 26 ff. 273. dessen
Antrag oder Einwilligung zur Ein-
tragung eines dinglichen Rechts 57 ff.,
einer Hypothek 74 ff', - dessen Na-





14 ff. ohne freiwillige Veräusserung
23. 278. bei nicht eingetragenen
Grundstücken 184 ff, 279. 280. bei







Eingebrachte Sachen s. Illaten.
Ein reden gegen die Klage aus der
Hypothek im Allgemeinen 102 ff.
- der Aufrechnung gegenüber dem
Cessionar 103. 106. der Kompansation
1{l5. der Simulation 106. der Tilgung
rückständiger Zinsen 107. des Zwanges,
wesentlichen Irrthums oder Betrugs
104. aus der lex Anastasiana 103. aus
dem Sc. Macedonianum 103. aus dem
Sc. Vellejanum 103. aus der Person
des Vorbesitzers der Hypothek 105.
gegen das VeriUgungsrecht des ein-
getragenen Klägers aus der Person
des Auctor 103. 106. - der Verjäh-
rung s, Verjährung:
Einschreibungen in das Grundbuch
172. 173.
Eintragungen von Amtswegen 158.
159. 191. 194. 213.215.277.278.283.
297. 299. 301. 313. 314. - bei Ab-
tretung von Hypotheken 115. - kein
Erforderniss für den Erwerb der
Hypothek durch Abtr~ung 116 ff.
Zeit der Vornahme der - 173. 174.
deren Form 304 ff. - zn gleichem
Recht 65. 173. - des Eigenthiimers
179 ff. Gebührensatz dafür 378.
- bei Gemeinheitstheilungen 183.
313. 314. - bei AdjudikationeI! 183.
- der Miterben 187 ff. - im Hypo-
thekenbuche, deren Verhältnisszu
den Eintragungen im Grundbuche
272 ff.
Eintragungsformel, deren Entwer-










Gebäude, dem Hypotbekennexus unter-
worfen 84. 86.
Gebraucbsrecbte bei Bergwerken,
welcbe der Jilintr3gtj.ng nicht bedür-
fen 49. 52.
Gebühren für Eintr3gtj.ng oder Um-
scbreibung des Eigenthums 378. für
Sachregister.
En teign nng von Grundstücken 23.
Entgelt 34. 105.273.
Entlassung aus der Mithaft s, Mit-
haft.
Erb e n , deren EintragtJ.Dg. bei Auflas-
sung oder Belastung des Grundstücks
23. - deren Legitimation behuf Er~
langung von ErbbescheinigtJ.ngen Familienstammgut 93. 154. 346.
223ft'. behuf Eiutragung in das Grund- Familienstammgutseigenschaft
buch 167. 168. als Beschränkung des Eigenthums-
Erbbescheinigung 130. 167.168.169. rechts 38.
·221 ff. deren Voraussetzungen 223 ff. Faustpfand 235 ft'. 285. _ dessen
deren Wirkung 228. ergänzende - Begründung 238 ff. dessen Erlöschen
230. 231. Gebührensatz für - 385. 246. dessen Haftung 262.
}lrblegiti mationsattest s, Erb- Fel1beschreibung 86.
bescheinigung. Feldestheilung eines Bergwerks 137.
Erbpachtgelder 88. Feldmesser, beeidigter 349.
Erbliche Nutzungsrechte 138.310. Festsetzung VOn Altentheilen und
Erbschaftskauf 15. Abfindungen 196.197.198.336.
Erhtheilung 15. Feuerversicherung, deren Mangel
Erbvertrag 167 ff. als Grund des Rechts auf Befriedi-
Erbzinsrecht 139. 289. gung vor der Verfallzeit 114. s, fer-
Erkenn t n i ss als Titel zur Aufl311sung ner Versicherungsgelder.
19. auf Eintragung eines dinglichen Fideikommiss,· bedingtes 19.
Rechts 59. 283. auf Löschung dessel- Fideikommi88ari8che Substitu.
ben 62 ff. 210. auf Eintragung einer tion 38.
Hypothek 74. 711. 298. auf Lösehang Firma der Kaufleute, deren Eintragung
derselben 124. 125. auf Ertheilung im Grundbuch 81. 341.
der Einwilligung der Erben zur Ein- Flächeninhalt, dessen Angabe im
tragung 190.209. Bescheinigung der Grundbuch 339.
Rechtskraft desselben 140. Flurbücher 347.
Ersitzung, ordentliche, auf Grund Flussbett, verlassenes 87.
Publiciauischen Besitzes unzulässig Forderungspfandrecht 8. Pfand-
20. 22. ausserordentliche zulässig 22. recht.
- an eingetragenen Grundstücken Form der schriftlichen Anträge 160.
25.279. - von Grunddienstbarkelten Formlosigkeit des Pfandvertrages
45 ff. bei bewegliehen Sachen 241.
Er suc h e n der zuständigen Behörde Formulare znm Grundbuch 357 ff.
bei Eintragung eines dinglichen 361 ff. zu Verla8ll- nnd Bensehrich-
Rechts 59. bei Löschung desselben tigungsscheinen 371. 372. zum Hypo-
62. 64. bei Eintragung und Löschung thekeubrief 373.
einer Vormerkung 64. 79. bei Ein- Forum rei sitae bei Erbbescheini-
trag.ung von Hypotheken 75. 77. bei gungen 230.
Löschung derselben 124. 125. bei Forstnutzungen 46.
Eintragung von Beschränkungen des Freigebige Verfügung 228.
Verfügungsrechts des Hypothekgläu- Früchte, stehende und hängende 85.
bigers 112. bei Abtretung einer Hy- 87. abgesonderte 88. - beim Pfand-
pothek 115.201. 204. bei Eintragung recht des Verpächters 245.
des Rechts an Stelle der Vormerkung Fundirte Geldpapiere 270. 271.
178. 179. bei- Gemeinheitstheilungen Fundus dotalis 195.
und Adjudikationen 183. bei Löschung .
von Eigenthumsbeschränlrnngen 210.
Erwerbsgrund bei Aa.flassungen 182.
341. .
Exceptio excussionis 100. 103. ~ non
numeratae peeuniae 77. 103; - rei
venditae et traditae gegen den ein-
getragenen Eigenthümer 22. 282.







Eintragung von Hypotheken und
dinglichen Rechten 381. für Lö-
schung derselben 382. für Eintragung
von Vormerkungen und Dispositions-
beschränkungen 383. für Löschnng
derselben 383. für Eintragung von
Veränderungen der Hypotheken
und dinglichen Rechte 381. für
Löschung derselben 382. bei Ge-
sammthypotheken 382. für Eintra-
gung einer Erhöhung oder Herab-
setzung des Zinsfusses 382. für
Eintragung von Vorrechtseinräumun-
gen 382. für Benachrichtigungen bei
Eintragung des Eigenthums, eines
dinglichen Rechts p. p. 384. für
Hypothekenbriefe 383. bei Erneue-
rung derselben. 383. für Erbbeschei-
nigungen 385. für Anfertigung eines
Brouillons 380.
G'e mar k u n g , Anlegung von Grund-
büchern für dieselbe 335.
G em e i nd e bez ir k, Anlegung von
Grundbüchern für denselben 335.
Gemeine Lasten s. Lasten.
Ge m ein hei t s th e iln ah m e l' e e h te
bedürfen nicht der' Eintragung in
das Grundbuch 138.
G emeinhei ts th eil u n g, Rangerd-
nung der dabei zu. zahlenden Ent-
schädigung 98. - deren Einfluss auf
Hypotheken bei Urntauschung der
Grnndstücke124. Zeitpunkt des Eigen.
thumserwerbs durch - 305 tf. 310.
Gen e h mi gun g des Theilnngsplans
307 ff.
Gen era 1h y poth e k im Allgemeinen
67. 68. 235. 270. 284. 285. 287. ff.
- des Fiskns 288. - der Meier- und
Erbenzinsherren 289. - der Lehns-
nachfolger 286. 288. - der Gemein-
den, Kirchen und milden Stiftungen
286. 289. - der Ehefran 289. 290.
- der Kinder und Pflegebefohlenen
291. 292.
Generalklausel, deren Eintragung
und Löschung 313. 343. Formular
derselben 370.
Generalobligation 324. 325. 328.
329.
Generalprotokoll 218. 337.351. 353.'
Genossenschaft, deren Eintragung





Gerich tsk unde in Betreff der Legi-




152.154. - des Erblassers, allgemeiner '
223. besonderer 229.
Gesamm teigen th u m 188.
Gesammthaft 198.
Gesammthypothek s, Korrealhy-
p o t h e k.
Glaubhaftmachung der Thatsachen
zur Begründung des Antrags auf
Eintragung einer Vormerkung 31.
141. 142.
G lä u bi ger, dessen Namen bei Ein-
tragung von Hypotheken 80.81. des-
sen Klagrecht gegen den Eigenthümer
99 ff. dessen Recht zur Anfechtung
von Hypotheken 112. Recht auf
Zwangsverwaltnng und Zwangsver-
steigerung 110. - Benachtheiligung
durch Abtretung, Vorauserhebung,
Verpfändung oder Veräusserung der
Nutzungen und Früchte 91. 92. Ge-
fährdung seiner Sicherheit 113.
Gordianisches Privileg 262.
Gossengerechtigkeit in der Stadt
Braunsehweig 64.
Grundakten 217. 335 ff. deren Ein-
sicht 177. 178.
Grundbücher 176. 217. deren Ein-
sicht 176. 177. deren Anlegung für
jeden Gemeindebezirk und Gemar-
kung 335. deren Einrichtung 338 ff.
344.347. Formulare dazu 339.357 ff.
361 ff.
Grundbuchämter 153 ff. 213. deren
Geschäftslokal als Sitz der Thätig-
keit 160. deren Pflichten bei Eintra-
gung des Separationsrecesses. 313.
deren Geschäftsbetrieb 333. deren
Haftung für Versehen 155 ff. 215.
Grundbuchsauszug 354.
Grundbuchblatt 343. gemeinschaft-
liches - für mehrere selbstständige
Grundstücke 346. 347. Eintragung
mehrerer Grundstücke auf derpselben
nicht als ZUbehör 94. 350.
Grund buchrich ter 153. 171 ff. 192.
207. 333.
G run d die n s t bar k e i t e n, positive,
deren Ersitzung 45 ff', von der Ein-
tragung ausgenommen 48 ff. - deren
Uebertragung 146. - wenn durch
Gemeinheitstheilung begründet 311.
312. - auf Grund früher bestätigter
Recesse 314. 315.
Grundschuld 71 ff. 151.
Grundsteuern, der Eintragung nicht
bedürftig 53. 55. - deren Vorzugs-
recht 98. die vom Grundstückseigen-
thümer zu tragenden Rückstände
derselben 57.
Grundstücke, Art der Umschreibung







stellung mit den Grundbüchern 176.
Hypothekgläubiger, dessen Recht
auf Zwangsversteigerung und Zwangs-
verwaltung 110. - deren Vorrücken
an Stelle einer gelöschten Hypothek
129.
Hypothekenrecht, dessen Begrün-
dung 73 ff. Umfang 84 ff.
Kanon 88.
Kapitalzahlungen, an weu sie
geleistet werden md_n 128.
K B rt e n, deren Berichtigung bei der
Auflassung keinem be$Onderen Ge-
bührensatze unterworfen 38ö.
Kaufvertrag, simulirter, begründet
kein Faustpfandrecht 242. 264.
Kautionshypothek 69. 107. 11a.
200. 291. 292 ff.. - Art der Eintra'
. gung derselben 82. Begründung der
dinglichea Klage a1l1l derselben 99.
Einreden gegen die Klage aUil der-
selben 107. - deren Ausschlulill von




Gu tglä u b i gk eit des Dritten bei
N~chtigk~it der Eintragung des
Eigenthums 37. des dinglichen Rechts
61. - des Pfandgläubigers 249.
Haftpflicht der Grnndbuchbeamten
155 ff. 207. - des 8taates 156. 157.
Handelsbevollmächtigte 166.
Handelsgesellschaft, deren Ver-
tretung 166. deren Eintragung im
Grundbuche 340.
Handelsmakler 251. 252. Jahreszahlungen 84. 85.
Handfesten 71. Identität, Prüfung derselben durch
Handlungsfähigkeit, Prüfung der- den Grundbuchrichter 175.176. durch
selben durch den Grundbnchrichter den Notar 162. deren Maugel als An-
17. 175. dureh den Notar 162. fechtungsgrund der Eintragung 34.
Hauptgut 93. 94. 194. Illaten des Pächters und Miethers
Haupthypothekenbrief 204 ff. 244. - der Ehefrau 289. 297.
Heres ex r e c e r t a 188. Indossament 258. 261.
Hereditatis petitio 229. Inhaberpapiere 238. 240. 2f>0. 2f>2.
Hinterlegung, gerichtliche, des Be-. 254. 319 ff. 323 ff.
trags der Hypotbekforderung im Inkorporationen 86.
Aufgebotsve~ahren 126. Innungen 176.
HolzberechtJgung, deren Ablösung Inseln, imFlussbett entstanden 87.88.
49 ft'. . InstriImentszengen, bei Beglau-
Holzrente,der Eintragung nicht be- bigungen nicht erforderlich 161.
dürftig ~9. 51. - als Zubehör des Interimswirth, Eintragung der
Grundstucks 89.' Rechte desselben 19f>. 196.
Hülfsbaue bei Bergwerken 136. 138. Intestaterben,derenLegitimation167.
Hü lfa ka ss e n, deren Eintragung im Intestatkodicill 227.
Grundbuch 82. Inventar von Landgütern 89.
Hypothek, accessorischer Charakter Journal 333. 334.
derselben 68. 70ft'. 275. deren Selbst- Irrthum, wesentlicher, Einrede daraus
ständigkeit 69. stillschweigende - gegen die hypothekarische Klage 104.
67. 68. 74. 28f>. 287 ff. - in der Judicium familiae herciscundae
Uebergangsperiode 292 ft'. an 187.
einem ideellen Grundstücksantheile Juristische Person, deren Bezeich-
79. - an beweglichen Sachen 284. nung im Grundbuch 81. 340.
285. 287. deren Beibehaltung in der Jus exig.endi 260.
Uebergangsperiode 292 ff. Entstehung Jus tollendi 86.
der -:- durch Eintragung 73 ft'. Form
der Eintragung 342. deren Ueber-'
gang auf das Trennstück 94. 95. deren
Abtretung 114 ff. deren Verpiandnng
121. 207. deren LÖBChung 122 ft'.
wenn aus Versehen erfolgt 215. -
an Inhaberpapieren 319 ff. 323 ff. -
der Landesbrandversicherungsanstalt
286. - des Eigenthiimers s, Eigen-
thümerhypothek.
Hypothekenbrief 75. 194. 199 e.
353. 354. Formular 373. 374. Gebüh-
rensatz 383. - dessen Anshändigung
77. dessen Uebergabe bei Abtretung
der Hypothek 116 ff. - bei Korreal-
hypotheken 199. bei Theilabtretungen
205. - dessen Erneuerung 206. dessen
Verlust 206. 213. dessen Vorlegnng




K e n n t n iss eines älteren Anspruchs
beim Eigenthumserwerb 20.21. beim
Erwerb dinglicher Rechte 60.
Kinder, Recht derselben auf Eintra-
gung einer Hypothek gegen den
Vater 299. 300.
Ki r e h en v e r b a n d, Abgabe.n daraus 55.
Kladde, alphabetische 353.




Koncepte der Protokolle 218.
der Hypothekenbriefe 207. 336. der
aufgenommenen Urkunden 336.
Konfusion 123. 126.
Konkurs des Verpfändars 250. vor-
übergehende Geltendmachnng des
Generalpfandrechts und st.illsohwei-
gender Pfandrechte im - 294. 295.
Konkursverwalter 167. 181. 2,,0.
Konsensprincip 58 ff; 158. 211. --
bei Eintragung von Hypotheken 75.
76. 285. - bei Eintragung der A!,J-
tretung von Hypotheken 116.
K 0 n s o l i d a t i o n bei dinglichen Rech-
ten 63. bei Hypotheken 122. 126. im
Bergrecht 137.
Kontri!,Jutionskataster 347.
Konvalescenz 24. 76. 174.
Ko nv e n t i o n a l s t r a rsjj 143. 145.
Korrealhypothek 108 ff. 199. 213.
297.298. deren Verhältniss zur Eigen-
thümerhypothek 108. 135. deren Ein-
tragung 198. 350.
K 0 s t e n der Eintragung, Kündigung,
Klage und Beitreibung, Verhaftung
des Grundstücks dafür 84. 85. - der
Abtretung und Verpiandung von
Hypotheken 122. - der Quittung
und Löschung von Hypoijleken 128.
Freiheit von - in der Uebergangs-
periode bei Eintragung einer Vor-
merkung 277. bei Eintragung einer
Hypothek und Vormerkung für
Pilegebefohlene 299.
Kreditinstitute 253.
Kündigung des Kapitals, Eintragung
ihrer Bedingungen 81. 82.
Kündigungsfrist der zu mehr als
6 Proc. verzinslichen Kapitalien 82.




La n des b r a nd versie h erullgsan-
s tal t, Beiträge an dieselbe 53. 56.
- Hypothek derselben 286.
La n d es ök 0 no m i e kommiss i o n ,
gehört zu den .zulltändigen Behör-
den" 59. - deren Verpflichtung zur
Einsendung des Recesses und des
Auseinandersetzungsplans 312.
deren Ersuchen beim Grundbuchamt
um Eintragung und Löschung 309.
312.
Las t e n, gemeine, bedürfen nicht der
Eintragung 53 ff. - deren Begriff 55.
deren Rückstände 56. deren Vorzugs-
rechte 98.
Legalitätsprincip 5. 17. 175.
Legalservituten 42. - bedürfen





bei der Pfandbestellung und beim
Pfandverkauf 253.
Lex c o m m i ss o r i a 249.
Lo k u s p r-i n e i p 65. 284.
Lö s c h u n g der Vormerkung zur Er-
haltung des Rechts auf Auilas-
sung etc. 29. zur Erhaltnng des Rechts
auf Eintragung eines dinglichen
Rechts 64. - des dinglichen Rechts
im Grundbuche 62 ff 342. der Kor-
realhypothek 108. der Hypotheken
122 ff. 342. ihre Wirkung 123. -
der Eigenthumsbeschränkungen 210.
341. - aus Versehen 215. gelöschte
Vermerke roth zu durchstreichen 342.
Löschungsbewilligung 124. 125.
130. 131. 210. 213.
Lösch nn gsurk un d e n 337.
M.




Mieth- und Pachtzinsen und so n-
S stige Hebungen, ihre Verhaftung
für eingetragene Hypotheken 88 ihre
Abtretung , Verpfändung und Vor-
auserhebung 91.
Miteigenthüm.er, Recht desselben
zur Belastung seines Antheils 79.
Miterben 187. 188. 209.
Mit h a f t, Eutlassung des Trennstücks
aus derselben 194. - deren Vermerk
198. 199.
Mobiliarpfandrecht 235 ff. 248.








Namensregister im Grundbuch 343.
Nebenberedungeu, welche der vor-
geschriebenen Form entbehren, ge-




freiheit bei Eintragung von Eigen-
thum 380. bei Eintragung von Hy-
potheken und dinglichen Lasten 38l.
Nic htgebra uch eines eingetragenen
dinglichen Rechts ist kein Löschungs-
grund 62. 63.
Ni c h t i g k ei t der Eigenthumseintra-
gung 34 ff.
Ni-essbrauch des Vaters 45. 41. 284.
291. Abtretung und Verpfändung des
- 146. - an eingetragenen Hypo-
thekforderungen im Grundbuche ein-
zutragen 121.




und Grundstücken, welcbe der Ein-
tragung nicht bedürfen 49. 52.
o.




Pach tzinsen s, Miethzinsen.
p'actum de non vendendo 111.
de non amplius oppignorando 112. -
reservati dominii 84.
Parapbernalgut 289. 290. 298.
'Parcellen s, Trennstück.
Parochiallasten 53. 54. 283.
Partialobligationen 271.
Perklusionsrecht 244 ..245.





P fa n d, richterliches 301.
Pfandanstalten, öffentliche 253.
Pfandbriefe 271.
Pfandrecht gesetzlicbes, an Mo-
bilien 236.' 285. am ganzen Ver-
mögen 285. 286. - des Mündels
236. 285. - des Legatars 236. 285.
_ des Verpächters und Vermietl1ers
243 ft". .
Pfandrecht, vertragsmäsBlges,
an beweglichen körperlichen Sachen
238 ft". an Inhaberpapieren 238. an
Waaren nach dem H.-G.-B. 241. an
verbrieften Geldfordernngen 368 ff.
an nicht verbrieften Geldforderungen
259. an anderen als Geldforderungen
259. 260.
Pfarrverband, Abgaben aus demsel-
ben 53 ff.
Pflegebefo hl en e, Recht derselben
auf Eintragung einer Hypotbek gegen
Vormünder und Kuratoren in der
Uebergangsperiode 298 ff.
Pignus pub l icum und quasi publi-
cum 95.
Plannummer 339.
Präsentation der Anträge und Ur-
kunden 169.173. Vermerk der - 333.
Pri n ci p der festen Priorität 129.
Privattestament 167.
Prioritätscession 96. 120. 210.
Pr 0 c e s s r.i c h ter 215. Vermittelung
desselben zur Eintragung von Vor-
merkuugen 29. 34. 64. 80. zu deren
Lösehang 127. znr Eintragung von
Beschränkungen in der Verfügung
über die Hypothek 112. zur Eintra'
gung des Rechts an' Stelle der Vor-
merkung 178. 179.
Produktenbuch 333.
Protestationes pro eonservando jure
et 1000 31. pro conservandis excep-
tionibus 31.
Protokoll, dessen Aufnahme bei den
Grundbuchämtern 159. dessen Auf-
nahme bei Beglaubigung von Unter-
schriften nicht erforderlich 161.
Priifung der Anträge 174 ff. 179 lf.
203.
publicianische Klage 20. 282.
Publi~itätsprincip 2ff.67 ff. 132. 235.
Q.
Quittung 124. 125. 130. - deren Kost~n.
128.
R.
Ra ngo rd nun g eingetrag~ner dinl!'-
Iicher Rechte 6:'. 284. zWIschen ein-
getragenen und nicht eingetragenen
dinglichen Recllten 65. 66. der Hy-
potheken 68. 95ft". zwischen Hypo-
theken und dinglichen Reehten 97.
_ der Hypotltek der Ehefrau 297_
Rasuren 351.
Realberechtigung 146.
Reallasten, rückständige 56. lJ.nter-
schied zwischen - uud Grnnddienst-
barkeiteu 50.





Re c h te, durch das Leben des Be-
rechtigten bedingt 63. 21 J.
Rechtsgeschäft, das der Auffassung
unterliegende, ohne Einfluss auf den
Eigenthumserwerb 5. 17. 18. 27.
dessen Form 143 ff, - dessen Be-
zeichnung bei der Auflassung 179 ff.
Rechtsgrund der Auffassung 13. 17.
der Hypothek 70 ff. 82.
R e c h t s vor g ä n ger, Einreden aus
seiner Person 104 ff,
Redlicher Erwerber 247.
Regressansprüche an die Grund-
buchbeamten und den Fiskus 155 ff.
Reichsbank, deren "Vorrecht beim
Pfandverkauf 254.
Reichskonsuln, deren Urkunden 161.
deren Legalisation 164.
Reihenfolge der Eintragung, ent-
scheidend für die Rangordnung 65. 95.
Renten, rückständige 56.
Re s o Iu t i v be d in g u-n g bei dinglichen
Rechten 63. bei Hypotheken 123.
Restetafel 353.
Re t e u t i o u sr ec h t , qualiflcirtes 244.
Ro t h e D i nt e. Damit sind die im
Titel verzeichneten Grundstücke bei
theilweiser oder gänzlicher Abschrei-
bung zu unterstreichen, beziehungs-
weise zu durchstreichen 339; Dispo-
sitionsbeschränkungen und Vormer-
kungen zu schreiben 341. 342; ge-
löschte Hypotheken zu durchstreichen
342.
Rückstände 211.
Rückzahlung, Eintragung ihrer Be-
dingungen 80. 81. 171. wann sie vor





buchbeamten 155 ff. 215. des Pfand-
gläubigers 249. 251. 252.
Schäfereigerechtigkeit 46. 139.





gesichert 292. 295. 296.
Schuldurkunde, Nothwendigkeit der
Vorlegung derselben bei Hypotheken
82, deren Verbindung mit dem Hypo-
thekenbrief 199 ff. 217. - beim
Faustpfandrecht an Gehltorderungen
254. 257.
Schuldilbernahme s. U'ebe rnahm e :
der Hypothek.
Schulverband, Abgaben aus dem-
selben 53 ff.
Separationsrecess 305. - dessen
Zustellung 306. früher bestätigter
314-. 315.
Servi tuten 45.
Servi t u s fl uminis recipie ndi 64.
Si c h e rs tell u n g von Gefälle -Crediten
240.
Siegel, dessen Nothwendigkeit bei
Ersuchungsschreiben von Behörden
163. - unter Hypothekenbriefen und
unter den Vermerken des Grundbuch-
amts auf denselben 199. 204.
Singularsuccessor 48. 197. 314.
Specialitätsprincip 67 ff', 235.
Sperrvermerk 39.
Sf a a't.ak asse, Haftung derselben für
Versehen der Grundbuch beamten 155ff.
Stadtbuch 3.~2.
Statutum Brunsvicense 290.291.
Stell v e r t re t e r s, Bevollmäch-
tigte.
Strafen zur Erzwingung der Eigen-
thumseintragung 191.
Strafrichter gehört zu den "zustän-
digen Behörden", 60.
Subhastationsrichter gehört zu
den "zuständigen Behörden" 59.
Summen, nur bestimmte und in ge-
setzlicher Währung werden eingetra-
gen 80. 81. - bei Eintragung im
Grundbuche in Buchstaben zu wie-
derholen 351.
Superficies 87. 139.
Syudiken als Vertreter der Gesammt-
heit der Gläubiger bei Bestellung
von Hypotheken an Inhaberpapieren
323 ff. - deren Legitimation 327.
Syndiken, deren provisorische Er-
nennung durch das Amtsgericht 328.
T.














Tilgung der Hypothek durch den
Eigenthümer 130. 133. Einrede der-
selben gegen die Klage aus der
Hypothek 103; gegen die dingliche
Klage wegen Bückstände von Zinsen




Verlassschein 353. Formulare dazu
371.
Vermächtnissnehmer 131. 133. 190.
209.
Vermerk bei Eröffnung des Konkurses
oder der Subhastation 39.
Vermessungsbescheinigung 180.
349.
Verm essungs be sehr e i bung
347.
Vermessnngskarten 349.
Vermiether, dessen Pfandrecht 243 ff.
Verpächter, dessen Pfandrecht 243 ff.
Verpfändung von Hypotheken 121.
207. von Forderungen s. Pfand-
recht.




Verschreibung des Hofes als Braut-
schatz 196.
Versehen der Gmndbnchheamten 155.
215.
Versicherungsgelder als Bestand-
tbeil der Hypothek 90. - deren Ab·
tretung und Verpfändung 91.
Yers te i g er urrg sbearn te r 250. 252.
Vertragspfand 235.
Vertragsstrafen 143 ff.
Verträge in Beziehung auf Eigen-
thum und dingliche Rechte, deren
Form 142 ff. 162. 163. - in Ablösungs'
und Gemeinheitstheilungssachen 143.
Vert reter, gest'tzliche 16f> ff. deren
Legitimation 165.
Verweisung auf den Processweg 191.
284.
Verzinsung, Anfangstag derselben
80. 174. - des Ueberschusses beim
Pfandverkauf 251.
Verzugszinsen 85.
V in d i kat ion des eingetragenen
Eigenthümers 27. - vou Hypothe-
kenbriefen. 201. von Inhaberpapieren
241. von Dotal- und Paraphernal-
sachen 290. 297.
Vorbehalt des Eigenthums 84. 263.
von Hypotheken 9f>. - bei Eintra-
gung des genehmigten Auseinander-
setzungsplans su. 313.
Vor kau fs r e c h t e, gesetzliche, be-
dürfen der Eintragung nicht 48. 51.
_ vertragsmässige 142. 212.
Vorläufige Vollstreckbarkeit
von Erkenntnissen 140. 141.
Vormerknngen im Allgemeinen
29 ff. deren Wirkung 31. deren
Glanbhaftmachung 141. deren Ein-
tragung im Grundbnch 341. G~­
bühreusatz dafür 385. deren Lö-
schnng 127. deren Ersatz durch die
u.
v.
Titel, Kenntniss eines älteren - auf
Auflassung 20. auf ein dingliches
Recht 60. - des Grundbuchs 3:15. 336.
:i39.
Torfs~iche, d!e bei deren Anlegung
begrnntleten dm glichen Rechte bedür-
fen der Eintragung nicht 4S. 51.
Tradition, symbolische 239. 240. 241.
Transitus legalis 204. 306.
Trennstück 84. 94. 95. Uebergang der
Lasten und Schulden auf dasselbe 194.
350.
Uebergang der Hypotheken 114 ff.
U'e b e r n a h m e der Hypothek durch
den Grundstückserwerber und dereu
Einfluss auf das persönliche Schuld-
verhältniss 100 ff,
U ebersichtskarten 180. 336. 349.
Ue.bertragung von einem Grund-
buchblatt auf das andere 350.
Umfang des Hypothekenrechts 84 ff.
Unterschrift s, Beglaubigung.
Urkunde über die Abtretung einer
Hypothek 116. 204. - zum Nach-
weise des transitus legalis 204. 337.
- zur Bescheinigung zehnjährigen
Eigenthumsbesitzes 279 ff.·~ deren
Form und Beglaubigung im All-
gemeinen 160 ff. - deutscher Behör-
den 163. ausländischer-163.-über




Usucapio libertatis kein Erlö-
schungsgrnnd eingetragener ding-
licher Rechte 62. 63.
Väterliche Gewalt 166. 291.
Veränderungen, deren Eintragung
und Löschung bei dinglichen Rechten
342. bei Hypotheken 342.
Veräusserung, freiwillige 15.
Veräusserungsverbote 40.212.
Verfahren in Grundbuchsachen 158ff.
Verfügungeu auf Anträge in Grund-
buchsachen 171-
Verjährung der Eigenthumsklage
ausgeschlossen 26. 27. - der Klage
auf rückständige Renten 56. auf rück-
ständige Zinsen 107. - der hypothe-
karischen Klage 103. - der Schadens-
ersatzklage gegen die Grundbuch-
beamten 156~
. Ver kau f des Pfandgegenstandes 248 ff.
der Forderung 261.
398 Sachregister.
endgültige Eintragung 178. 179. -
zur Erhaltung des Rechts auf Auf-
lassung 29. 33. zur Erhaltung des
Rechts auf Eintragung des Eigen-
thumsüberganges 29. 33. 277. 278.
281. 282. zur tlicherung der Anfech-
tungsbefugniss 34. 36. zur Erhaltung
des Rechts auf Eintragung eines
dinglichen Rechts 64. 212. zur
Sicherung des Rechts auf Eintragung
einer Hypothek 79. zur Sicherung
des Widersprucharecfitegegen weitere
Verfügungen des Gläubigers 128 -
in der Uebergangsperiode zu Gunsten
der Ehefrau 297. der Kinder und
Pflegebefohlenen 298 ff. der Gemein-
den und Kircben 301.
Vormund 166. 291.295.
Vorm u nd sch a fts geric h t gehört








Wechsel in der Person des Eigen-




Wer t h sang a be behuf Gebühren-
berechnung 380.
Wiedereinsetzung in den v o r i-
rigen Stand 147. 302.
Wiedereintragung irrig gelöschter
Rechte 215. 216.
Wie de r kaufsrech te, gesetzliche,
von der Eintragung ausgenommen
48. 51. - vertragsrnässige 211.212.
Wohnort des Gläubigers und des
Eigenthümers ist einzutragen 31. 340.
z.
Zahlungstermine der Kal?italien
und Zinsen, ihre Angabe lU der
Eintragungsbewilligung und bei der
Eintragung 80.
Z ei t des Eingangs der Anträge, deren
Feststellung 16"9. 333.
Zinsen, deren Rückstände 107. die
noch nicht fällig gewordenen
gehen als Accessorien auf den Cessio-
nar über 115.
Z ins fu s s , nachträgliche Erhöhung
desselben 83. Gebührensatz dafür 382.
Z in s ge winnan theilsscheine
254.
Zinslosigkeit, deren nachträgliche
Beseitigung durch Eintragung von
Zinsen 83.
Zinssatz, Angabe desselben bei Ein-
tragung einer Hypothek 80. .
Zubehörungen, unbewegliche - be-
wegliche 88. 89. 339. - deren Zu'
schreibung zu dem verpfändeten
Grundstück 91 ff. deren Abschreibung
vom Hauptgut 94. deren Führung
im Grundbuch 345. 346.
Zuschreibungen 91 ff. 339. 349.
Zwang, Einrede daraus gegen die"
hypothekarische Klage 104.
Z w an gsenteign ung, Umschrei-
bung des Eigenthurus in Folge der-
selben 23. Löschung der Belastungen
bei - 94.
Zwangstitelberichtigung 191.
Z wan gs ver s te i gerungsrech t
des hypothekarischen Gläubigers auf
das ganze Grundstück 110. auf einen
ideellen Theill1O.
Zwangsverwaltung 110. 111.










17, Bei Zeile 1 von oben hinzuzufügen: 2.
92" Zeile 13 von oben statt 1974 lies: 1874.
245, Zeile- 19 von unten ist folgende Anmerkung binzuzufligen:
»1a. Gemeinrechtlich besteht ein Perklusionsrecht zwar an fremden,
nicht als solche declarirten lllaten, wirkt aber nur dem Miether
gegenüber; vergl, ausser Dernburg a, a. O. auch Windsebeid,
Pand. I, §. 231, Note 5. Ob dieser Rechtssatz durch die Fassung des
obigen §. 3 nicht geändert ist, dürfte fraglich sein."

